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            [Menü]
            

         

         
            Der Geruch von Brüssel 

         

         
            
            In Europa gibt es nur kleine Länder. Einige wissen es bloß noch nicht. 

            
            Paul-Henri Spaak (1899 – 1972), ehemaliger belgischer Außenminister 
            

            
         

          

         
            
            Wir stehen am Anfang eines kontinuierlichen Reformprozesses, der die Welt von morgen nachhaltiger zu formen vermag als die
                  außerhalb der westlichen Hemisphäre so verbreiteten revolutionären Vorstellungen. 

            
            Jean Monnet (1888 – 1979), erster Präsident der Hohen Behörde der Montanunion 

            
         

          

         Als am 25. März 1957 in Rom die sechs Gründungsstaaten Belgien, Bundesrepublik Deutschland, Frankreich, Italien, Luxemburg und die Niederlande
            den Vertrag über die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) unterschrieben, hatten sie Großes im Sinn. »Europa«, hielt der belgische Außenminister Paul-Henri Spaak fest, »das früher einmal die Industriegüterproduktion beherrschte und
            bedeutende Ressourcen aus seinen überseeischen Gebieten bezog, muss heute erkennen, dass seine Position in der Welt geschwächt
            ist, sein Einfluss abnimmt und seine Entwicklungsfähigkeit durch seine Uneinigkeit verloren gegangen ist.« Seitdem ist mehr
            als ein halbes Jahrhundert vergangen, diese Worte aber scheinen heute noch genauso wahr wie damals. Liegt das nur an der Konstante
            nationaler Egoismen, oder hat diese Tatsache etwas mit der Natur der EU zu tun? Brüssel, um mit dem Nervenzentrum der Union
            zu beginnen, kann sein Problem nicht verhehlen: Es ist überfordert mit seiner Rolle, Hauptstadt sein zu müssen für ein Imperium,
            das keines sein will.
         

         Der Geruch von Brüssel ist einer von Beton und Champagner. Brüssel ist Baustelle und Empfangshalle. Bis zum Sonnenuntergang
            grollen die Bagger und Schaufellader durch das EU-Viertel. Danach klirren die Gläser. Die Gebäudelandschaft rund um die Hauptquartiere von Kommission und Rat erinnert an einen ausgekippten
            Legokarton, und was diesem Behördenhaufen tagsüber an Außenwirkung fehlt, kompensieren seine Bewohner abends mit Selbstbespiegelung.
         

         Der Kreisverkehr am westlichen Rand Brüssels, benannt nach dem ehemaligen französischen Außenminister und Vater der Montanunion,
            Robert Schuman, ist der Angelpunkt des verwalteten Europa. Auf der einen Seite erstreckt sich das geschwungene, x-förmige
            Berlaymont-Gebäude, der flaggenumstellte Sitz der Europäischen Kommission. Auf der anderen Seite thront der Steinquader des
            Europäischen Rates, wo die Vertreter der EU-Mitgliedstaaten tagen. Durchschnitten wird die Machtzentrale Europas von einer vierspurigen Stadtautobahn. Endlos erstrecken sich zu beiden
            Seiten der verstopften Fahrbahnen die Fassaden grauer, verspiegelter Bürogebäude. Dazwischen gähnen halb abgerissene Zweckbauten
            die Passanten an.
         

         Seit sich die Europäische Union in zwei Schritten in den Jahren 2004 und 2007 von 15 auf 27 Mitgliedsländer erweitert hat, platzt das Europaviertel aus allen Nähten. In den nächsten Jahrzehnten soll es vor allem höher
            werden. Die Architekten versprechen, das neue EU-Viertel werde »sich dem Himmel öffnen«, seine Wolkenkratzer würden »den Urbanismus neu definieren« und »zu Europa, zur Welt sprechen«.
            Bis auf Weiteres sieht es entlang der Zentralachse Rue de la Loi, der Straße des Gesetzes, aus, als tobe ein Häuserkampf.
            Washington, Paris, Berlin oder Moskau besitzen Regierungsviertel, die Machtansprüche, Geschichte und Stolz ausstrahlen. Brüssel
            besitzt ein Normenfabrikgelände. Vier Quadratkilometer groß, unübersichtlich, konzeptlos. Der Fachbegriff »Bruxellisation«
            steht in der Architektur mittlerweile für undurchdachte, übers Knie gebrochene Neuschöpfung von Stadtteilen.
         

         Ganz unscheinbar, neben dem Eingang zum Ratsgebäude, in dem die Staatschefs, Minister und Diplomaten zu regelmäßigen Treffen
            zusammenkommen, erinnert ein Standbild an den Mythos, dem der Kontinent seinen Namen verdankt. Europa, die phönizische Königstochter,
            reitet auf einem Stier übers Meer. Gottvater Zeus hat sich in das kraftvolle Tier verwandelt, um die Schöne aus Sidon nach
            Kreta zu entführen und zu seiner Geliebten zu machen. Leidenschaft oder Stärke strahlt die Skulptur an der Place Schuman allerdings
            nicht aus. Europa und ihr Stier sind aus dünnen Drähten zusammengeschweißt, Metallplättchen geben ihren Gerippen eine zerrupfte
            Struktur. Die Statue wirkt mehr wie eine halbherzige Reminiszenz aus billigem Schrott denn wie ein stolzer Verweis auf die
            Namenspatronin. Europa will, anders als alle anderen Reiche der Weltgeschichte, ein Imperium sein, das nicht durch Unterwerfung wächst. Sondern durch Überzeugung. Doch auch dafür, gerade dafür, wäre ein starker Glaube an sich
            selbst nötig. Daran fehlt es Europa.
         

         Im Frühjahr 2003, im Pulverdampf des beginnenden Irakkriegs, glaubten Jürgen Habermas und Jacques Derrida die Wiedergeburt
            Europas ausrufen zu können. Amerika, schrieben die beiden Philosophen, müsse Europa eine Warnung sein. So wie George W. Bush dürfe man keine Weltpolitik betreiben. In der Opposition zum Feldzug gegen Saddam Hussein, glaubten die Vordenker, erblühe
            die wahre europäische Nachkriegsidentität. Doch die deutsch-französische Intellektuelleninitiative blieb ohne nennenswertes
            Echo. Sie beschrieb eher ein momentanes, vorübergehendes Gemeinschaftsgefühl als eine echte, belastbare Gemeinsamkeit. Allein
            das Bewusstsein dafür, was Europa nicht sein will, zeigt sich, reicht eben nicht für eine prägende Rolle auf der Weltbühne.
         

          

         Wahrscheinlich ist Brüssel die einzige Stadt der Welt, die auf so engem Raum so viele Menschen mit so viel gemeinsamer Agenda
            zusammenbringt. 35.000 EU-Beamte leben hier, 2500 Diplomaten, Zehntausende Abgesandte von Verbänden, Firmen, Redaktionen und Instituten. Die Stadt dürfte sich zu einem der
            dichtesten Netzwerke der Erde gemausert haben. Brüssel ist Google in der Echtwelt. Man findet alles und jeden. Und vieles,
            was man nie gesucht hat.
         

         Wenn die Bürogebäude mittags ihre Insassen ausspucken, bricht rund um die Place Schuman die Betriebsamkeit eines Großflughafens
            aus. Damen in engen Röcken balancieren über Holzbohlen, die über einem Aushub für die neue Landesvertretung von Malta liegen.
            Krawattenträger versuchen, durch das Protestgetriller von französischen Milchbauern hindurch Meinungen über den Lissabon-Vertrag
            auszutauschen. Doch hinter all dem Lärm und der Hektik herrscht die Mentalität eines Dorfes. Europas Diener strömen in die
            Restaurants entlang der Fressmeile Rue Archimède. Es sind die Orte der freundlichen Mauschelei und der plötzlichen Duz-Attacken.
            Aus Visitenkarten vom Vorabend werden hier Bekanntschaften fürs Brüsseler Leben. Das EU-Viertel, in das sich außer vereinzelten Touristen kaum jemand verirrt, der nicht hier arbeitet, vermittelt seinen Bewohnern das wärmende
            Gefühl, unter sich zu sein. Espressomaschinen fauchen durch überfüllte Tischreihen. Gestresste Kellner bahnen sich ihren Weg in die Küche, schlängeln sich vorbei an Kommissionsbeamten,
            Verbandsvertretern und Journalisten, die über CO2-Grenzwerte diskutieren, über Arbeitszeitrichtlinien, über Maßnahmen gegen die Wirtschaftskrise. Oder über die Wiederwahl
            von José Manuel Barroso. Kaum jemand in der Brüsseler Schaltzentrale findet die Leistungen des Portugiesen, den die EU-Staatschefs im Sommer 2009 für weitere fünf Jahre an die Spitze der Kommission setzten, beeindruckend. Viele fragen sich, warum Europa
            nicht entschlossener auftritt, auch gegenüber seinen Mitgliedstaaten. Und wieso bloß blieb Barroso der einzige Bewerber für
            den angeblich so gestaltungsmächtigen Job des Kommissionspräsidenten?
         

          

         Dieses Buch will die Frage beantworten, warum es der Europäischen Union so schwer fällt, das richtige Maß ihrer Macht zu finden.
            Warum ist sie aus Sicht so vieler Europäer anonym und unzugänglich, und aus der Sicht so vieler Nicht-Europäer so schlaff?
            Was ist die Ursache dafür, dass der größte Staatenverbund der Welt, der zugleich den leistungsstärksten Wirtschaftsraum darstellt,
            ein so schlechtes Image bei seinen eigenen Bewohnern hat?
         

         Es sind, kurz gesagt, drei Fehler. Die EU regelt das Kleine zu groß und das Große zu klein. Sie regelt das Weiche zu hart
            und das Harte zu weich. Und sie bewegt sich oben zu schnell und unten zu langsam.
         

         Unter dem Banner des einheitlichen Binnenmarktes für Güter und Arbeit hat sich die EU zu einer Normenfabrik ausgewachsen,
            die den Anspruch auf gesellschaftspolitische Gestaltung kleinster Lebensbereiche erhebt. Die Kommission begreift den Kontinent
            bis heute zu wenig als einen Global Player und zu sehr als ein Gehege, dessen Bewohner gegen harte Witterungsbedingungen geschützt
            werden sollen. Nirgendwo auf der Welt haben Menschen so viele geschriebene Rechte wie in Europa. Nirgendwo haben sie so viel
            Urlaub. Nirgendwo so viele Sozialleistungen und einen so ausdifferenzierten Verbraucherschutz. Nirgendwo eine so gute und
            (fast) kostenlose medizinische Versorgung. Manch ein Amerikaner beneidet uns darum. Etwa der EU-Romantiker Jeremy Rifkin, der schreibt: »Der europäische Traum ist so attraktiv, weil er es wagt, eine neue Geschichte vorzuschlagen,
            die sich auf Lebensqualität, Nachhaltigkeit, Frieden und Harmonie konzentriert.«
         

         Ja, und ist dieses europäische Gesellschaftsmodell nicht auch fabelhaft? Hat sich der Konsens auf unserem Kontinent, wonach der Staat die Pflicht hat, die Bürger vor den Unbilden des Lebens
            und entfesselter Marktkräfte zu schützen, nicht als weise erwiesen? Europa hat die Weltwirtschaftskrise von allen Kontinenten
            am besten abgefedert. Weil sich seine Politik zuerst dem Menschen verpflichtet fühlt und nicht der schieren Profitsteigerung,
            trafen die Spekulationsexzesse der Wall-Street-Makler ab Ende 2007 die deutschen, französischen oder skandinavischen Arbeitslandschaften
            wesentlich weniger ungeschützt als Amerika.
         

         Doch für einen »Staatenblock«, wie die amerikanische Presse die EU immer noch respektvoll nennt, produziert sie in ihrer Regulierungswut bedenklich viel
            der Kleinlichkeit. Die Treusorge um die Bürger mag auf den allerbesten Absichten beruhen. Aber sie führt nicht nur dazu, dass
            die eigentlich wertvolle Suprainstanz Europa im täglichen Betrieb zu viel ihrer politischen Energie auf Details verschwendet.
            Ein solcher Beschützerinstinkt lähmt auch die Demokratie.
         

         Die EU regelt das Kleine zu groß und das Große zu klein. Politiker hören auf, Politiker zu sein, wenn sie nach Brüssel gesandt
            werden. Sie entwickeln sich zu Managern des Gleichklangs, zu, wenn man so möchte, Systemadministratoren der Benutzeroberfläche
            Europa. Sie beschäftigen sich damit, die Länge der europäischen Babypausen zu harmonisieren. Sie initiieren eine Kampagne
            gegen »Stress am Arbeitsplatz«. Sie verbieten den Verkauf von Kautabak. Sie bewilligen Millionen Euro für ein Programm, um
            Schulen mit Obst zu versorgen. Sie verhandeln über ein Abkommen zur Verletzungsverhütung durch Nadelspitzen in Krankenhäusern.
            Diese Behördenhaftigkeit ist ein Grund, warum Brüssel auf politisches Spitzenpersonal nur geringe Anziehungskraft ausübt.
            Gibt es, fragen sich bisweilen selbst altgediente Brüsselaner, keine dringenderen Aufgaben für die Exekutive Europas? Doch,
            natürlich gäbe es die. Aber eine Tragik der Europäischen Union lautet, dass sie ein Opfer ihres eigenen Erfolges geworden
            ist. Und damit ein bisschen faul. Ihre Gründungszwecke, Frieden, Wohlstand und Freiheit, sind unstreitig erreicht. Dies stellt,
            keine Frage, eine einzigartige historische Errungenschaft dar. Wie aber lässt sich ein derart konsolidiertes Projekt noch
            steigern?
         

          

         Am Abend, wenn die Lichter in den Bürogebäuden rund um die Place Schuman langsam verlöschen, beginnt Brüssel zu kuscheln.
            Auf den unzähligen Empfängen in lüstergeschmückten Stadthäusern oder Art-déco-Restaurants besinnt sich die Brüsseler Community
            darauf, an welch bedeutendem Menschheitsprojekt ein jeder hier jeden Tag arbeitet. Im Bauch von Brüssel braucht es nur ein
            paar raffinierte Häppchen, um das wärmende Wir-Gefühl einer Soft Power auszulösen. Anlässe zu Festlichkeiten gibt es zuhauf. Alles, was in Europa gärt, köchelt oder reift, hat – bei lockerer Betrachtung
            – etwas mit der Europäischen Union zu tun.
         

         Die Bayerische Landesvertretung lädt zur »Wurstverkostung« ein, die hessischen Kollegen zum Weinfest oder die Nordrhein-Westfalen-Residenz
            zum Karneval – mit original Kölsch versteht sich. »Frieden!«, ruft Ministerpräsident Kurt Beck ins Mikrofon. Er ist zu Besuch
            in seine rheinland-pfälzische Landesvertretung gekommen und muss europäisch klingen. Doch im überfüllten Saal der stuckverzierten
            Stadtvilla sind nur Bruchstücke seiner Rede zu verstehen. »Wohlstand!«, ruft er. »Grenzenlosigkeit! Wir! Alle! Nachbarn in
            Europa!« Die Besucher, bereits versorgt mit Champagnerkelchen, wenden die Köpfe ab. Wenn Politiker die Karlspreis-Vokabeln
            entsichern, weiß das Publikum, es kann nicht mehr lange dauern, bis das Buffet eröffnet wird. Die Beschwörung der EU als Kriegsverhinderungsbündnis
            taugt bloß noch als Brüsseler Tischgebet. »Die Top-Plattitüde hier«, sagt ein Kollege und neigt das Glas, »heißt übrigens:
            Europa der Ergebnisse.« Keiner glaubt mehr so recht daran, aber etwas Besseres, nach vorn Weisendes will auch niemandem einfallen.
            Bis es so weit ist, tröstet man sich mit Rindercarpaccio und Lachsschnittchen. Brüssel mag ein Wartesaal der Geschichte sein
            – aber einer mit exzellentem Catering.
         

          

         Dabei gäbe es einiges, was längst tiefes Nachdenken auslösen sollte. Warum, zum Beispiel, Brüssel sich immer noch wie die
            Heimstatt einer gewaltigen NGO anfühlt. Warum die Gipfel seiner Regierungschefs oft wie die Treffen einer Selbstfindungsgruppe
            wirken. Warum dieser unglaublich durchorganisierte Club 40 Milliarden Euro pro Jahr für seine Milchkühe, Olivenbäume und Schafherden ausgibt, während China in Universitäten, Containerhäfen
            und IT-Initiativen investiert. Oder welche Zukunftschancen ein zunehmend entindustrialisierter Kontinent haben kann. Wie soll Europa eigentlich
            in einer Welt bestehen, in der ihm immer weniger Anteil an der Güter- und Rohstoffproduktion bleibt?
         

         Vor fünfzig Jahren machten Dienstleistungen 36 Prozent des deutschen Bruttosozialproduktes aus. Heute sind es rund 70 Prozent. Laut einer Studie der Unternehmungsberatung McKinsey liegt die Produktivität der 15 alten EU-Staaten nur bei 87 Prozent derjenigen der Vereinigten Staaten. Eine Prognose der EU-Kommission kommt zu dem Ergebnis, dass die Bevölkerung der 27 EU-Staaten von derzeit 495 Millionen auf 520 Millionen im Jahr 2035 anwachsen wird, um 2060 auf 505 Millionen abzusacken. Im selben Zeitraum wird das Durchschnittsalter der Europäer von 40 auf 48 Jahre steigen. Der Anteil der über 65-Jährigen an der Arbeitsbevölkerung wird von 25 Prozent auf 53 Prozent anwachsen. Eine Minderheit von Erwerbstätigen wird dann für eine Mehrheit von Rentnern arbeiten müssen.
         

         Statt darüber nachzudenken, wie dieses unvorstellbare Szenario abzuwenden ist, ergeht sich die EU vor allem in endlosen Debatten
            über Klimaschutz. Die Überbetonung dieser absolut offenkundigen Herausforderung ist ein Zeichen von Hilflosigkeit. So dramatisch
            der Klimawandel auch sein mag, er ist mittlerweile eine politische Plattitüde. Über kaum ein anderes Ziel lässt sich so leicht
            ein prinzipieller Konsens herstellen wie darüber, dass weder der Eisbär noch die Erde untergehen dürfen. Dass die EU ausgerechnet
            in dieser Plattheit ihre größte Einigkeit findet, spricht nicht für die Belastbarkeit ihrer Gemeinschaftspolitik.
         

         Andere Großprojekte werden mit deutlich weniger Nachhaltigkeit betrieben. Im Jahr 2000 beschlossen die 27 Regierungschefs, Europa zum »wettbewerbsfähigsten und dynamischsten Wirtschaftsraum der Welt« aufsteigen zu lassen. Fünf Jahre
            später mussten sie eingestehen, dass jenes »Lissabon-Programm« praktisch eingeschlafen war. Angesichts solcher ernüchternden
            Leistungsbilanzen auf harten Politikfeldern stellt sich die Frage: Falls es Europa gelingen sollte, den Weltuntergang zu verhindern
            – was macht es eigentlich danach?
         

          

         Europas Lieblingsinstrument ist die Lupe, wo es ein Fernglas sein müsste, und sein Identitätsproblem erwächst aus der Tatsache,
            dass es längst nicht mehr durch eine große Idee von oben zusammengehalten wird. Sondern durch tausend kleine Interessen von
            unten. Die regelmäßig erscheinende Studie ›Global Trends‹, gemeinsam herausgegeben von allen US-Nachrichtendiensten, sagte der Europäischen Union im Herbst 2008 ein trauriges Schicksal voraus: »Wir glauben, dass Europa bis 2025 bei der Umsetzung der Visionen seiner derzeitigen Führer und Eliten geringen Fortschritt
            gemacht haben wird, nämlich als geschlossener, integrierter und einflussreicher globaler Akteur aufzutreten, der unabhängig
            in der Lage wäre, ein komplettes Spektrum politischer, wirtschaftlicher und militärischer Instrumente zur Förderung europäischer
            und westlicher Interessen und universeller Werte einzusetzen. (…) Das fortgesetzte Versagen, die skeptischen Öffentlichkeiten
            von den Vorzügen tieferer wirtschaftlicher, politischer und sozialer Integration zu überzeugen und die brennende Herausforderung
            einer schrumpfenden und alternden Bevölkerung durch schmerzhafte Reformen anzugehen, könnte die EU zu einem gefesselten Riesen
            werden lassen, der mit internem Gezänk und konkurrierenden nationalen Agenden beschäftigt ist – und kaum in der Lage, seine
            wirtschaftliche Schlagkraft in globalen Einfluss zu verwandeln.« Offenbar braucht es amerikanische Schlapphüte, um die Europäische
            Union auf ihren zweiten großen Fehler hinzuweisen. Dass sie das Harte zu weich und das Weiche zu hart regelt.
         

         Während Washington zunehmend nach Osten blickt, betrachtet Brüssel weiterhin sich selbst. Statt sich über ihren Platz in der
            neuen Weltordnung klar zu werden, verbrachten die europäischen Staatschefs das vergangene Jahrzehnt damit, einen 358 Artikel langen Reformvertrag für die EU zu schnüren. Im besten Falle wird das Konvolut sich als überflüssig erweisen. Wahrscheinlicher
            und gefährlicher ist die Aussicht, dass Europas neue Bedienungsanleitung den Graben zwischen Bevölkerung und Brüsseler Gesetzgebern
            weitet.
         

          

         Der Lissabon-Vertrag, der am 1. Dezember 2009 in Kraft trat, sollte eigentlich eine Dauerausrede aus der Welt schaffen, nämlich den gebetsmühlenhaften Hinweis
            darauf, dass die Europäische Union zunächst einmal stärkere Institutionen brauche, um mit lauterer, festerer Stimme zu sprechen.
            Die Zeit solcher Vertrags- und Institutionendebatten ist vorbei. Europa könnte nun beweisen, was es kann – und vor allem will. Doch im Wesentlichen, scheint es, bleibt vorerst alles beim Alten. Der Drang zu Harmonisierung wird von den neuen Abstimmungsregeln
            des Lissabon-Vertrages noch einmal befeuert. Die EU-Normenmaschine läuft heißer und heißer. Kommissionsbeamte und Europaparlamentarier rechtfertigen die Kreation immer neuer Richtlinien und
            Verordnungen damit, dass die EU eben gesetzgeberisch einschreiten müsse, wenn die Mitgliedstaaten nicht oder nur lückenhaft »tätig« würden.
            Sicher es ist die vertragsgemäße Aufgabe der Kommission, immer neue Ideen zu entwickeln, wie Europa enger zusammenwachsen
            kann, und zwar durchaus auch gegen den Willen der Mitgliedstaaten.
         

         Aber um diesen Job gut zu machen, müssen die gut 20.000 Beamten der Kommission beständig an der Grenze europäischer Zuständigkeiten entlangwandern. Die Skrupel, sie zu überschreiten, sind dabei gering. In privaten Gesprächen gestehen Mitarbeiter der Kommission freiweg ein, dass ihnen der Subsidiaritätsgrundsatz,
            also das Regelungsvorrecht der Mitgliedstaaten, herzlich egal sei. Rund um die Place Schuman hat sich ein bedenkliches Avantgarde-Verständnis
            ausgebildet. Die engstirnigen Politiker in den Mitgliedstaaten, sagt es, haben eben immer noch nicht begriffen, wie der Hase
            läuft in Europa. Wenn die Eurokraten von der Bevölkerung immer mehr als entrückte Elite betrachtet werden, die auf einem politischen
            Autopiloten fliegt, ohne Bodenkontakt, ohne Bremsen, dann hat dies seinen Grund vor allem in diesem internationalistischen
            Korpsgeist. Die Folge ist eine – tatsächlich, nicht nur gefühlt zunehmende – Ohnmacht der Bürger gegenüber »denen in Brüssel«.
         

         Natürlich müssen Kompetenzen auf die nächsthöhere Ebene wandern, je größer die Gegenstände werden, die Politik zu managen
            hat. In Brüssel allerdings mangelt es an den gewohnten checks and balances, an dem ganz selbstverständlichen und fruchtbaren Streit um politische Ideen und Zuständigkeiten. Die EU versteht sich als
            wahr gewordener kantischer Traum vom ewigen Frieden. Die politische Methode im Vielvölkerstützpunkt Brüssel lautet Kooperation
            statt Konkurrenz. Versöhnung statt Vorwürfe. Konsens statt Konfrontation. Oder, wie das offizielle Motto der Union, »Einheit
            in Vielfalt«. Ein bisschen ist Brüssel auch ein ewiges Woodstock.
         

         Die Frage, warum die EU-Staatschefs die Besetzung der beiden neuen Topjobs, des ständigen Ratspräsidenten und des europäischen »Außenministers«, Ende 2009 in
            Hinterzimmergesprächen aushandelten statt eine öffentliche Debatte um die besten Köpfe zu entfachen, beantwortet ein deutscher
            Europaveteran so: »Wir sind in der Europäischen Union nicht so weit, dass wir solche Dinge per Mehrheitsentscheidungen regeln
            können. Es würde sich immer einer verletzt fühlen. Und dann wäre die Stimmung im Eimer.« Nun ist Rücksicht aufeinander zweifelsohne ein politischer
            Wert an sich. Doch die Zwangsharmonie der EU erreicht ein Maß, das jede gute Partnerschaft vermeiden sollte, wenn sie nicht
            zur Fassade verkommen will. Eine der grundlegenden Brüsseler Untugenden lautet Feigheit vor dem Freund. Die Folge: Die EU
            regelt Hartes zu weich und Weiches zu hart.
         

         Wenn sich die EU streitet, dann stellt dies, so empfinden es viele ihrer Hauptdarsteller, die EU selbst infrage. Das ist natürlich
            eine Fehlannahme, denn Staatswesen leben vom Streit und steigen erst durch Gegenwind. Doch in Brüssel gilt die Nestwärme als
            heiliges Feuer. Wer sie stört, wer aufmuckt, wird schnell als »EU-Skeptiker« oder »Anti-Integrationist« abgestempelt. Besonders den Deutschen, darauf pochen Politiker des Generationenbogens Helmut
            Kohl/Joschka Fischer, stehe es nicht gut an, die europäische Integration zu kritisieren. Immerhin habe Deutschland nach zwei
            Weltkriegen in der Brüsseler Gemeinschaft die Chance zur Resozialisierung bekommen. Der daraus folgende permissive Konsens
            gegenüber der Brüsseler Politik ist 65 Jahre nach Ende des Zweiten Weltkrieges letzten Endes EU-schädlich. Politiker und Diplomaten aus unseren Nachbarstaaten sind
            längst erstaunt über die Büßerhaltung, die die Deutschen bis heute einnehmen. Sie erwarten vom größten Land Europas kein schlechtes
            Gewissen mehr. Sondern gute Ideen.
         

         Selbst Politiker, von denen man es nie erwartet hätte, scheinen einem regelrechten politischen Stockholmsyndrom zu erliegen,
            sobald sie die Brüsseler Stadtgrenze überqueren. Markus Söder von der CSU zum Beispiel wandelt sich erstaunlich schnell zum
            sympathisierenden Entführungsopfer. Er ist zur Wurstverkostung in die pompöse Bayernvertretung gekommen. »Schloss Neuwahnstein«
            heißt das Gebäude, ein ehemaliges medizinisches Institut direkt hinter dem Europaparlament, im Brüsseler Jargon. Mittlerweile
            ist es später Abend geworden, und Söder, ein kühles Glas Bier in der Hand, bekennt mit tiefer Stimme in eine Runde von Journalisten
            hinein, dass er schon als Bub in Franken »eine europäische Identität empfunden« habe. Und er bekundet: »Brüssel ist eine der
            Hauptstädte der Welt. Neben Washington, Peking und London ist Brüssel eine der Hauptstädte der Welt.« Sein Blick wirkt ein
            bisschen glasig, aber nicht unehrlich.
         

         Draußen, am Stadtrand, glitzert nachts das Atomium. Das Eisenkristall in 165-milliardenfacher Vergrößerung erinnert an den erzenen und glühenden Kern der EU, Kohle, Eisen und Stahl. Fünfzig Jahre nach der Weltausstellung
            1958 hat die belgische Regierung seinen Kugeln eine neue, hell glänzende Aluminiumhaut gestiftet. Neu aber könnte auch die
            Bedeutung sein, die dem Brüsseler Stadtsymbol mittlerweile zukommen mag. Ein Studienkollege, den es mittlerweile ebenfalls
            »in die EU« verschlagen hat, fand die vielleicht treffendste Beschreibung für den Effekt, den Brüssel auf Zugereiste ausübt.
            Er fühle sich, sagt er, an die Star-Trek-Filme mit den Maschinenmenschen erinnert, den »Borg«. »Sie werden assimiliert!«,
            tönte deren blecherner Kampfruf. Widerstand gegen die Rundum-Verdrahtung ist in der Tat zwecklos. Wer in Brüssel wohnt, hat
            keine Wahl. Ein Teil seines Gehirns gehört schnell der EU. Und mit jedem neuen Teilnehmer, der andockt an diese Schnittstelle, stärkt sich das Kollektivbewusstsein.
         

         Eine Kehrseite dieser Corporate Identity ist es, dass als artfremd und versponnen gilt, wer die Frechheit besitzt, an der
            Weisheit des Ziels einer »ever closer union«, einer immer enger werdenden Union, zu zweifeln. Als die Franzosen und Holländer
            2005 die Europäische Verfassung in Volksabstimmungen ablehnten, wurde das Werk, leicht verändert, in Lissabon-Vertrag umbenannt
            und daraufhin von den Parlamenten abgesegnet. Als dann die Iren, die dem neuen Vertrag als einziges europäisches Land per
            Referendum zustimmen mussten, im Sommer 2008 ebenfalls ihre Zustimmung verweigerten, kamen in Brüssel nicht etwa Selbstzweifel
            auf. Stattdessen hieß es, die Inselbewohner müssten sich geirrt haben. Sie sollten bitte noch einmal abstimmen. Eben jener
            Dünkel, es besser zu wissen als die vermeintlich altmodischen Nationalstaaten, begründet den dritten Fehler der EU. Sie bewegt sich oben, in Brüssel, zu schnell, und unten, beim Bürger, zu langsam.
         

         Die Geschichte lehrt, welches Schicksal Imperien droht, die die Wirkung des falschen Kleinen unterschätzen, das richtige Große
            unterlassen und die Gewohnheiten der Bevölkerung ignorieren. Im Jahr 1857 machte im britischen Kolonial-Indien das Gerücht
            die Runde, die Munition für die indischen Kron-Soldaten sei mit Tierfett geölt. Da die Enden der Patronenhülsen abgebissen
            werden mussten, bevor sie in die Gewehre gesteckt wurden, gingen sowohl Hindus wie auch Moslems das Risiko einer schweren
            Sünde ein. Sie konnten ja nicht wissen, ob das Fett nicht von Kühen oder Schweinen stammte. Obwohl die britischen Kolonialherren
            nichts dergleichen im Sinn hatten, verbreitete sich unter den indischen Soldaten ihrer Majestät die Furcht, sie sollten missioniert
            werden. Als die Munition ausgegeben wurde, brach in einer unscheinbaren Provinzkaserne ein Aufstand los. Es war der Anfang
            vom Ende des größten Imperiums, das Europäer je geschaffen hatten.
         

      

   
      
         

         
            [Menü]
            

         

         
            Der erste Fehler: Kleines zu groß und Großes zu klein 

         

         
            

            
               1. Kleines zu groß 

            

            
               

               
                  Auf der Suche nach der Politik 

               

               
                  
                  Der Eigensinn der menschlichen Natur [wird] bloßgelegt in den unkontrollierten Beziehungen zwischen Nationen. 

                  
                  Immanuel Kant

                  
               

                

               
                  
                  Fühlst Du nicht an meinen Liedern, 

                  
                  Dass ich Eins und doppelt bin? 

                  
                  Johann Wolfgang von Goethe, Ginkgo biloba

                  
               

                

               Direkt vor der EU-Kommission steigen ein paar Touristen aus den roten Hop-on-Hop-off-Doppeldeckerbussen von »Sightseeing Brussels«. Eine scheue Ehrfurcht legt sich auf ihre Gesichter, als sie die Kameras vors Auge heben. Wie eine mächtige Schwinge
                  legt das Berlaymont-Gebäude vor ihnen. 14 Stockwerke hoch, mit einer Fassade aus über 3000 Fenstern, verkleidet mit einem Schuppenkleid aus metallenen Sonnenblenden, thront das Hauptquartier der EU-Kommission seit 1967 auf dem Gelände eines ehemaligen Klosters. Daher sein Name. Das Berlaymont ist die bekannteste Brüsseler Fernsehkulisse.
                  Wenn Nachrichtenreporter verkünden, Günther Oettinger werde neuer EU-Kommissar, wenn sie erklären, dass die Agrarminister die Milchbauern unterstützen wollen oder dass die Wettbewerbshüter Bedenken gegen
                  den Opel-Magna-Deal äußern, wählen sie zumeist den Flaggenhof des Gebäudes als Hintergrund. Blau flattert dann die EU in Europas
                  Wohnzimmer. Berlaymonstre lautet eine Brüsseler Verballhornung des gigantischen Bauwerks. Anfang der 90er-Jahre stellte sich heraus, dass es mit Asbest
                  verseucht war. Dreizehn Jahre dauerte die Sanierung. Die Touristen mühen sich. Sie drehen und wenden die Kameras. Aber es
                  klappt nicht. Das Berlaymont lässt sich schlicht nicht einfangen mit gebräuchlichen Fotoapparaten. Zu groß ist es, und zu
                  eng seine Umgebung, um die Dimensionen einzufangen. Nur Ausschnitte des Baus werden die Brüsselbesucher zu Hause von ihren
                  Kameras laden. Ungefähr genauso verschlossen bleibt den meisten Fernsehzuschauern die Behördenmechanik der Europäischen Union.
                  Es scheint unmöglich, sich ein Bild zu machen.
               

                

               Vielleicht ist es eine gute Idee, einen Toten zur Hilfe zu bitten. Nehmen wir Auguste Comte, den Gründervater der Soziologie.
                  Der Franzose, gestorben 1857, war ein Anhänger des Funktionalismus. Er begriff die Gesellschaft als System normierter Handlungen
                  und die Kultur als System von Institutionen. Comte glaubte, dass sich Politik gänzlich unblutig gestalten lässt, wenn man
                  auf sie nur die zuverlässigen Gesetze der Wissenschaft anwendet. Ähnlich wie Ingenieure Maschinen konstruieren, so war Comte
                  überzeugt, müsse sich auch eine friedliche Gesellschaft konstruieren lassen. Was würde wohl passieren, wenn wir Comte für
                  einen Tag wieder zu Leben erwecken könnten und ihn vor das Berlaymont stellen würden? Der Mann würde, vor den Augen nunmehr
                  gänzlich ungläubiger Touristen, vermutlich in Freudentränen ausbrechen. »Ja also!«, hören wir ihn rufen. »Es geht doch: Ordnung
                  und Fortschritt! Das dritte und perfekte Gesellschaftszeitalter!« Vor dem Eingang des Berlaymont fällt er auf die Knie. »Heureka!
                  Hier ist es!«
               

               Ist es das?

               So gruselig das EU-Viertel architektonisch auch anmuten mag, es verkörpert doch einen Traum. Es ist die Vision von jenem Elysium, das Schiller in seiner
                  Ode ›An die Freude‹ besingt: »Alle Menschen werden Brüder.« Wie viele Fürsten, Könige und Kaiser mussten Europa nicht verheeren,
                  bis endlich eine hoffnungsvollere Entwicklungsphase anbrach? Sechzig Millionen Europäer starben während der ersten Hälfte
                  des 20. Jahrhunderts durch Kriege und staatlichen Terror. Der Staat stand bis vor hundert Jahren nicht für Gerechtigkeit, sondern
                  für Macht. In zwei darauffolgenden Epochen übernahm das Volk die Souveränität. Im Westen des Kontinents geschah diese Emanzipation
                  grob gesprochen ab 1945. In Osteuropa dauerte es bis 1989. Und nun, im vereinten Lissabon-Europa des Jahres 2010, das würde jedenfalls unser Comte im Angesichte Brüssels glauben, ist
                  eine dritte, noch edlere Entwicklungsphase zu bestaunen. Die Herrschaft der wahren Eliten.
               

               Im Berlaymont-Gebäude regieren nicht mehr die Intriganten und Manipulatoren der schmutzigen »Politik«. Hier lösen Sozialingenieure
                  die Probleme eines Kontinents, mit gebührender Expertise und nüchterner wissenschaftlicher Präzision. 35.000 Fachleute tüfteln dort und in Nebengebäuden an einer besseren Welt, unterstützt von ungezählten Heerscharen an Lobbyisten,
                  Meinungsforschern und Think-Tanklern. Sie wachen darüber, dass die bestehenden Verträge eingehalten werden, und erdenken zugleich neue Regeln für ein immer vereinteres Europa. »Famos!«,
                  ruft unser Comte.
               

                

               Doch nicht alle entwickeln so warme Gefühle gegenüber dem europäischen Verwaltungsapparat. Die Menschen spüren, dass er nicht
                  in ihre gewohnte, einigermaßen nachvollziehbare politische Lebenswelt passt. Die Unterschiede zur nationalen Politik sind
                  ja nicht zu leugnen. Die EU-Kommission ist eine post-demokratische Behörde. Hinter der futuristischen Glasfassade des Berlaymont herrscht eine überstaatliche Geschäftsführerdemokratie,
                  ein Massenmanagement, das keinen Streit, keine Parteien, keine Helden und keine Tragik mehr kennt, sondern nur noch soziale
                  Physik und juristische Mechanik. »Zu garantieren, dass die Politik das Sagen hat, ist im Brüsseler Apparat schwieriger als
                  daheim«, gestand der ehemalige deutsche Kommissar Günter Verheugen, als er im Winter 2010 sein Büro räumte.1

               Keiner der 27 Kommissare oder ihrer Generaldirektoren ist vom Volk gewählt. Sie werden von den Staatschefs der EU benannt und vom Europäischen
                  Parlament in einem eher rituellen Anhörungsverfahren bestätigt. Wenn einer von ihnen geht und ein neuer kommt, bekommt das
                  kaum ein Bürger mit. Den eigenen nationalen Kommissar mag die Öffentlichkeit vielleicht noch kennen. Aber wer wusste schon,
                  dass Dalia Grybauskaite Kommissarin für Finanzen und Haushaltsfragen war, bevor sie im Mai 2009 Brüssel verließ, um Staatspräsidentin von Litauen zu werden? Im Foyer des Berlaymont, noch bevor man vor die breite, holzgetäfelte
                  Rezeption tritt, hängt ein riesiges Gruppenfoto von allen Kommissaren, daneben eine Abbildung mit den Umrissen der Abgelichteten,
                  die Auskunft über ihre Namen und Herkunft gibt. Wenigstens die Mitarbeiter der Kommission sollen eine Chance haben, ihre Chefs
                  zu erkennen, wenn sie ihnen im Aufzug begegnen.
               

               In Deutschland mag die Vertretung der Bürger durch die Politiker noch den Charakter einer zeitlich begrenzten Vollmacht besitzen,
                  erteilt für einen überschaubaren Ereignisraum von jeweils vier Jahren. Die europäischen Institutionen hingegen tragen den
                  Charakter einer dauerhaften paternalistischen Vertretung. Während die Bürger in den Einzelstaaten Politiker immer nur testweise
                  einstellen, ist Brüssel in gewisser Weise ein elterliches Sorgerecht für kontinentale Fragen eingeräumt. Ein Kommissar hat,
                  einmal bestellt, keine Angst vor den Bürgern. Er hat Angst vor dem Unmut seines und anderer Regierungschefs. Denn nur die können
                  seine Wiederwahl gefährden. Politiker, die ins Berlaymont verpflanzt werden, verwandeln sich zu Regierungenbeamten.
               

               Den hohen Fachbeamten in diesem Hause wiederum, von denen manche mächtiger (weil kenntnisreicher) als die Kommissare selbst
                  sind, hingegen fehlen politische Biografie und Denkart. »Es gibt bei uns viel zu wenige Leute, die wissen, wie man mit der
                  Öffentlichkeit arbeitet«, sagt einer von ihnen. »Du machst hier die Deals hinter verschlossenen Türen. Die wenigsten, die
                  nach Brüssel kommen, haben eine scharfe Kante. Und die, die eine scharfe Kante haben, bleiben nicht lange.« Politiker, die
                  zu Managern mutieren, und unsichtbare Beamte mit höherem europäischen Bewusstsein, die sie fernsteuern – ist diese Stadt,
                  ist die EU, die Endstation der »Politik«, wie wir sie kennen?
               

               Trotz ihrer mangelnden demokratischen Legitimation besitzt die Kommission jedenfalls auf dem gemeinschaftspolitischen Feld
                  des Binnenmarktes einige scharfe Schwerter, die sie ohne vorherige Einwilligung der Mitgliedstaaten zücken darf. Allein zwischen
                  2005 und 2008 verhängte sie zum Beispiel wegen illegaler Preisabsprachen zwischen Unternehmen Kartellbußen in Höhe von fast
                  3,5 Milliarden Euro. In den Vereinigten Staaten, die als strenge Wächter des freien Wettbewerbs gelten, erließen die Behörden
                  2007 dagegen nur Strafbescheide in Höhe von 615 Millionen Dollar.
               

                

               Unser Auguste Comte lächelt immer noch ganz verzückt, als wir seinen Kopf sanft nach rechts drehen. Dort, auf der Nordseite
                  der Rue de la Loi, liegt das klotzige Granitgebäude des Europäischen Rates. Es besitzt die Anziehungskraft eines Grabsteins,
                  und seine Innenarchitektur changiert zwischen dem Charme einer Kleinstadteisdiele und der Hermetik eines Hochsicherheitsgefängnisses.
                  Hier übertrumpfen westeuropäische Großmächte osteuropäische Neulinge, hier fließen Schweiß, Tränen und Millionen. Hier haben
                  nur die Mächtigsten samt ihrer Kofferträger aus allen Himmelsrichtungen Zutritt. Das Gebäude ist benannt nach Justus Lipsius,
                  einem weithin unbekannten reisenden Humanisten des 16. Jahrhunderts. Wenn Angela Merkel oder Guido Westerwelle nach Brüssel kommen, dann steigen sie in dem Protokollhof aus ihren
                  schwarzen Limousinen. Sie schütteln die Hand des Ratsvorsitzenden und halten Ausschau nach den orangen oder blauen Logos der deutschen TV-Sender. Die recken ihre Mikrofonangeln hektisch nach vorne über den roten Teppich, an dessen abgesperrtem Rand sich ein ganzer Wald
                  von Kameras und Scheinwerfern aufgebaut hat. Wie am Hintereingang eines Fußballstadions wollen die Reporter wissen: Wie sind
                  wir heute drauf? Machen wir unser Tor? Denn nicht immer gelingt in diesen Mauern, was die EU sich auf die Fahnen geschrieben
                  hat: nationale Egoismen und Eitelkeiten hinter sich zu lassen.
               

               In diesem Gebäude, erklären wir Comte so schonend wie möglich, treffen sich jeden Tag die Diplomaten der 27 EU-Staaten zu Arbeitsgruppen. Regelmäßig kommen hier auch ihre Fachminister zusammen. Und alle drei Monate halten die Regierungschefs
                  hier ihre europäischen Gipfel ab. Bis in die späte Nacht feilschen sie dann um Macht, Geld und Ruhm. Tief im Innern des Gebäudes
                  gibt es sogar einen Raum, den sie den »Beichtstuhl« nennen. Er hat eine schalldichte Tür und ist beleuchtet von Neonröhren.
                  In ihm werden die ganz renitenten Staatschefs vom Vorsitzenden des Rates einzeln ins Gebet genommen, wenn sie Beschlüsse blockieren.
                  Kann man sich vorstellen, wie dem armen Comte jetzt die Gesichtszüge entgleisen?
               

                

               Im Januar 2009, die Tschechische Republik hatte gerade die Ratspräsidentschaft der EU übernommen, hängte der tschechische
                  Künstler David Cerny eine gigantische Installation in der Eingangshalle des Ratsgebäudes auf. An einem blauen Röhrengerüst
                  waren Skulpturen befestigt, die die 27 Mitgliedsländer symbolisieren sollten, meistens nicht besonders freundlich. Die Niederlande waren ein Flutgebiet, aus dem
                  bloß noch Minarette herausschauten. Polen war ein Kartoffelacker mit Priestern drauf, Schweden ein Ikeakarton und Deutschland
                  ein Autobahnnetz, in dem stereotyp denkende Menschen ein Hakenkreuz erkennen konnten. Mit einer bestimmten Skulptur allerdings
                  überspannte Cerny die europäische Liberalität und Toleranz. Bulgarien war als Stehtoilette dargestellt. Diese Sanitäranlagen,
                  verbreitet vor allem in Südosteuropa, werden im Englischen als turkish toilets bezeichnet.
               

               Bulgarien war jahrhundertelang Teil des Osmanischen Reiches, und die Erinnerung daran erbittert viele Menschen dort noch heute.
                  Was der Künstler mit der röhrenumrandeten Keramik womöglich auch andeuten wollte, ist die Tatsache, dass in Bulgarien jedes Jahr wegen endemischer Korruption viele Millionen Euro Brüsseler Fördermittel in privaten Kanälen versickern. Der bulgarische
                  EU-Botschafter indes wollte sich auf keine Diskussionen einlassen. Er forderte, das Klo müsse verschwinden. Und die Tschechen verlangten
                  von Cerny ihr Geld zurück. Als Sofortmaßnahme wurde die Toilette mit einem schwarzen Tuch überhängt – was jedem, der das Ratsgebäude
                  betrat, eine glatte Kunstzensur vor Augen hielt. Die Angelegenheit war ein Lehrstück über die persistente Kraft des Nationalismus
                  und der Wertedifferenzen im Vielvölkerstützpunkt Brüssel.
               

                

               Wer die Wahrheit über das politische Wesen der EU sucht, der muss sich mitten auf die Rue de la Loi stellen und den Blick
                  wandern lassen. Hin und her. Vom Berlaymont, der supranationalen Dimension Europas, wo gepoolte staatliche Souveränität verwaltet
                  wird und Technokraten abstrakt formulierte »Gemeinschaftsinteressen« in Richtlinien gießen, über Agrarbeihilfen, über Wettbewerbsrecht, über Freihandel. Und hinüber zum Rat, der intergovernmentalen
                  Dimension Europas, wo die Staatschefs erbittert um Konsens im Großen ringen. Für Militärmissionen. Für Klimapakete. Für Bankenrettungen.
                  Das Berlaymont ist die Gebäude gewordene Folge zweier Weltkriege. Der Rat ist die Arena jener einzelstaatlichen Machtansprüche,
                  die sie überlebt haben. Alle Menschen werden Brüder auf der Nordseite der Rue de la Loi, von der Mode streng geteilt bleiben sie auf der Südseite.
               

               Tatsächlich changiert die EU permanent zwischen diesen beiden Regierungsformen, zwischen verwalteter Einheit und erkämpfter
                  Einigkeit. Es gibt keinen politischen Begriff für diese Dualität. Die EU ist kein Bundesstaat, denn es fehlt ihr an einer
                  bürgergetragenen Regierung. Sie ist aber auch mehr als ein Staatenbund, weil sie nicht nur durch Diplomatie zusammengehalten
                  wird. Wissenschaftler haben sich mittlerweile einfach darauf geeinigt, die EU als eine Institution sui generis, eigener Art, zu bezeichnen. Das Bundesverfassungsgericht prägte in seinem Maastricht-Urteil den Ausdruck Staatenverbund. Wie immer man sie nennen mag, das kleine Alltagswunder der EU besteht in den Worten des britischen EU-Diplomaten Robert Cooper darin, dass ihre Staaten, die noch im 17. Jahrhundert mit dem Westfälischen Frieden eine Ordnung unverletzlicher Mauern staatlicher Souveränität errichteten, einen
                  Systemwechsel vollzogen haben, der zu der Errungenschaft führte, sich ständig gegenseitig in innere Angelegenheiten hineinzureden, bis hinein in Bier- und Wurstinhalte.
               

               Nebenbei möchten sie auch noch die Weltordnung neu formen. Der stetige und verzweifelte Ehrgeiz, den die EU ausstrahlt, besteht
                  darin, Großmachtansprüche à la USA mit Funktionsprinzipien à la UN versöhnen zu wollen. Zwischen diesen Polen bewegt sich
                  konsequenterweise die Wertschätzung der »User« der EU. Für die einen erzeugt das Brüsseler Kooperationsmodell ein einzigartiges europäisches »Weltbürgertum«. Der gelbe Sternenkreis,
                  der auf blauem Grund flattert, ist ihnen ein Heiligenschein und Perfektionsverheißung. Andere verteufeln das Bürokratie-Europa
                  als EUdSSR, als neosowjetischen Regelungskraken. Die vielbeschworene »europäische Integration« dient nach ihrer Ansicht nur
                  dazu, den Einfluss einer mediokren, selbstverliebten EU-Kaste zu steigern.
               

               Auf eine gesunde, ausgewogene Einschätzung scheint die EU bislang ebenso selten zu stoßen wie – für sich selbst – auf einen
                  gesunden Mittelweg. Aber liegt genau in diesem Spannungsverhältnis, im Zwang zur ständigen Selbstkorrektur, womöglich das
                  Geheimnis ihres unauffälligen Erfolges? »Das Modell EU, so schwierig wie es ist, ist ein ziemlich gutes«, sagt ein deutsches
                  Regierungsmitglied auf dem Höhepunkt der Finanzkrise. »Sicher, wir sind bedächtiger, kollektiver und langsamer als andere.
                  Aber genau deswegen sind wir eben manchmal auch überlegter und angemessener in unseren Reaktionen.« Als »Wunderbare Würgeschlange«
                  bezeichnete der ›Spiegel‹ im Sommer 2008 die EU: »Am Ende dieser länglichen Verdauungsprozesse ist sie immer wieder ein munteres,
                  schlagkräftigeres und schönes Wesen.«
               

                

               Immer? Natürlich kann sich die Entdeckung der Langsamkeit in einigen Politikbereichen als Marktvorteil für die EU entpuppen.
                  Unter den politischen Systemen dieser Welt ist sie so etwas wie der Hybridmotor. Es gibt den stillen Generator Kommission
                  – und die geregelte Brennstoffzufuhr aus den schwungmächtigen Hauptstädten. Es gibt Kontinente, die darin ein Modell für ihren
                  Zukunftsantrieb sehen. Mercorsor in Südamerika und die Organisation Afrikanischer Staaten zum Beispiel versuchen nach EU-Vorbild harmonisierte Regionalwirtschaften zu errichten. Sie hoffen dadurch Anschluss an die Globalisierung zu finden.
               

               Doch umgekehrt gilt: Je stärker einzelne Nationen sind, desto unnatürlicher erscheint ihnen der Gedanke, Macht an eine suprastaatliche Instanz abzugeben. Sie haben diese Einbuße an Souveränität
                  schlicht nicht nötig. Das ist ein Grund dafür, warum die komplexen Regeln der EU Besuchern aus den Vereinigten Staaten kaum
                  zu vermitteln sind. Die Erklärung, dass in Brüssel Staaten für und mit anderen Staaten Gesetze für die europäischen Bürger
                  machen, ruft bei Amerikanern Stirnrunzeln hervor. Und man weiß nie so genau, ob dahinter Respekt oder Bestürzung steckt.
               

               Die Doppelnatur der EU ist aber nicht einfach nur ein PR-Problem, das sich mit besserer »Verkaufe« beheben ließe. Sie sorgt letztlich für eine Entdemokratisierung europäischer Macht. Die
                  Abgabe von nationalstaatlicher Souveränität zieht unausweichlich eine Preisgabe von Volkssouveränität nach sich. Oder, um
                  das beliebte Bild vom »europäischen Haus« zu bemühen: Man kann der Eigentümerverwaltung nicht mehr Macht geben, ohne zugleich
                  die Rechte der Mieter zu beschneiden.
               

            

         

      

   
      
         

         
            Willkommen im Reich der »Komitologie« 

         

         
            
            … damit die Regierung des Volkes, vom Volke und für das Volke nicht von der Erde verschwinden möge. 

            
            Abraham Lincoln

            
         

          

         
            
            Die Techniker werden die Politiker überleben. 

            
            André Maurois

            
         

          

         Die Integration, welche die Kommission betreibt, folgt den Gesetzen der Gravitation. Je größer die Masse der harmonisierten
            Regeln, desto stärker zieht sie weitere Harmonisierung nach sich. Die Gesetzgebung im Rat, die diesen Sog bremsen könnte,
            gehorcht indes zu sehr den Gesetzen der Diplomatie. Brüsseler Verhandlungen dienen schließlich der Einigung, nicht der Entzweiung.
            Das führt dazu, dass in der EU wichtige Gebote der Politik untererfüllt bleiben. Verantwortlichkeit. Öffentlichkeit. Angemessenheit.
            Ein Beispiel dafür wird bald in jeder Schreibtischlampe stecken.
         

         Die Idee kam aus Australien. »Es ist eine kleine Sache, aber zugleich ein massiver Wandel«, sagte Umweltminister Malcolm Turnbull
            am 20. Februar 2007 in Canberra. Bis zum Jahr 2010, verkündete der liberale Politiker, werde die Regierung Down Under ein Glühbirnenverbot
            verordnen. Es dauerte nicht lange, bis die Nachricht nach Europa schwappte. Dort kam der australische Vorstoß bei den einen
            als überzogene Gängelung an, als eine politische PR-Aktion ohne tieferen Umweltsinn. Für die anderen stand fest: Dieses Australien zeigt den Weg in die Zukunft. Europa, die globale
            Ökologievorreiterin, könne da nicht nachstehen. Letzteres Lager setzte sich durch.
         

         Seit dem 1. September 2009 dimmt Brüssel den Kontinent. 100-Watt-Glühbirnen und alle matten Glühlampen hatten als Erste aus den Verkaufsregalen zu verschwinden. Nach und nach folgen alle
            schwächeren Kolben. Ab September 2012 wird es innerhalb der Europäischen Union überhaupt keine herkömmlichen Edison-Glühlampen
            mehr zu kaufen geben. Es ist nur ein kleiner Schritt gegen die Erwärmung des Planeten, sagen selbst Klimaschützer. Zwischen
            0,5 und 3 Prozent CO2-Einsparung soll der Verzicht auf die altmodische Birne bringen. Aber zur Rettung des Planeten, argumentieren sie, müssten
            auch kleine Schritte erlaubt sein.
         

         Die meisten Europäer allerdings fühlten sich im Herbst 2009 völlig überrumpelt von dem plötzlichen Aus für die Glühbirne.
         

         »Ich lasse mir von niemandem vorschreiben, wie und womit ich meine Wohnung beleuchte!«, erregte sich ein Verbraucher aus Süddeutschland.
            Weswegen er sich schleunigst einen Glühbirnenvorrat »für die nächsten zehn Jahre« anlegte. Kein Einzelfall, der Mann. Aus
            lauter Angst, was da komme, legten sich auf einmal viele Europäer regelrechte Birnenlager im Keller an.
         

         Dieses und andere Akzeptanzprobleme hätten vielleicht vermieden werden können, wenn Politik und Öffentlichkeit über das Glühlampenverbot
            in angebrachter Weise gestritten hätten. Es stimmt ja, die Edison-Birne besitzt nach den Maßstäben des 21. Jahrhunderts einen beschämend niedrigen Effizienzgrad. Nur 5 Prozent des Stroms werden in Licht umgewandelt, der Rest in Hitze. Andererseits empfinden viele Menschen das Licht der Energiesparlampe
            als so unangenehm wie eine kalte Dusche. Zudem steht es im Verdacht, ungesund zu sein. Der hohe Anteil von unruhigem Blaulicht,
            sagen Mediziner, sei schlecht für Schlaf und Psyche. Biorhythmisch sei der Mensch am Abend die thermische, gleichwellige Strahlung
            rötlichen Feuerscheins gewohnt. Die Farbtemperatur von Fluoreszenzleuchten hingegen hemme die Wirksamkeit des Schlafhormons
            Melatonin. Außerdem verdampfen Energiesparlampen zur Lichterzeugung Quecksilber. Gehen die Neu-Leuchten daheim zu Bruch oder
            werden sie nicht ordentlich entsorgt, gelangt das Gift in die Umwelt. Doch über all dieses Für und Wider wurde nie öffentlich
            debattiert. Wie konnte der Bann der Birne trotzdem in die Welt kommen? Und bei wem kann der Wähler – je nach illuminativer
            Vorliebe – seinen Dank oder seine Wut über das Verbot abladen?
         

         Zu rekonstruieren, wie die EU die Birne verbot, ähnelt dem Abtauchen in eine Wurstmaschine. Die Details sind nicht immer appetitlich.
            Doch sie lehren eine Menge darüber, warum es in der EU-Gesetzgebung so oft an der gebotenen Auseinandersetzung über die Angemessenheit von Regulierungen mangelt. Und warum dieser Mangel an
            kritischer Selbstkontrolle dazu führt, dass Brüssel gelegentlich den Bogen überspannt.
         

         Der Anfang vom Ende der Birne beginnt, streng rechtstechnisch betrachtet, schon Jahre vor der Initiative der Australier. Am
            9. September 2003 laden die Sprecher der EU-Kommission in Brüssel zu einer ihrer regelmäßigen Pressekonferenzen. Im blau gepolsterten Briefing-Saal des Berlaymont, der an eine Mischung aus Cineplex und Hörsaal erinnert, geben sie die Idee für
            eine neue Richtlinie bekannt. Die Beamten umwerben sie als »Durchbruch in der EU-Produktpolitik«.
         

         Das Zauberwort heißt »Ökodesign«. Es geht darum, für »Elektro- und Elektronikgeräte oder Elektrowärmeanlagen« künftig eine umweltfreundliche Gestaltung vorzuschreiben. Die Kommission möchte
            damit einen ihrer legitimen Aufträge erfüllen, nämlich Europa moderner und ökologischer zu gestalten. »Unternehmen wie Verbraucher
            werden sehr profitieren«, kündigt die damalige Energiekommissarin Loyola de Palacio an, »einerseits durch bessere Produkte
            und eine verbesserte Umwelt, andererseits aber auch wirtschaftlich, durch die rationalere Nutzung von Ressourcen.«
         

         Das Vorhaben passt in den Zeitgeist und erregt keinen Widerspruch. Die EU zwingt die Industrie zum Energiesparen. Na und?
            Fabrikanten brauchen eben manchmal einen kleinen Schubs, um ihre Produktion auf Nachhaltigkeit zu trimmen. Die Kommission
            unterstreicht mit der Ökodesign-Richtlinie im Grunde nur einen Trend, den die Konsumgesellschaft längst vorlebt. Die Menschen
            achten beim Kauf von neuen Waschmaschinen oder Heizkesseln zunehmend auf deren Strom-, Wasser- oder Ölverbrauch. Vor allem
            um diese Großgeräte geht es der EU zunächst. Auf Grundlage technischer Listen sollen »Umweltmindeststandards« für Produktgruppen
            wie Kombiboiler oder Warmwasserbereiter, Klimaanlagen oder Geschirrspüler festgelegt werden. Auch die Stand-by-Funktion von
            Fernsehern, die für überflüssige Stromzehrung sorgt, soll verschwinden. Die Neuerung ist populär. Schließlich ist sie für
            die Konsumenten mit keinen spürbaren Nachteilen verbunden.
         

         Von Glühbirnen ist damals noch nirgendwo die Rede. Kaum jemand ahnt, wie weit das Ökodesign in wenigen Jahren in die Wohn-
            und Schlafzimmer der Europäer hineinreichen soll. Auch nicht die Vertreter der »Zivilgesellschaft«, die von der EU-Kommission als Ersatz für Volkes Stimme nach Brüssel geladen werden.
         

         Bei dieser künstlichen Öffentlichkeit handelt es sich zunächst um das »Europäische Energie- und Verkehrsforum«. Laut Kommission
            bestehen seine Mitglieder aus »hochrangige(n) Persönlichkeiten, die ein breites Spektrum von Wirtschaftsbereichen und Kompetenzen
            vertreten«. Das mag stimmen. Doch bei genauerer Betrachtung fällt auf, dass das Spektrum ein bisschen zu breit ist für ein
            ernst zu nehmendes Beratungsgremium in Sachen Energieeffizienz. Zu den 34 Mitgliedern des Forums zählt ein Vertreter der schwedischen Eisenbahnbehörde ebenso wie der Präsident der Europäischen Schiffseigner-Vereinigung.
            Ein Antiterrorspezialist aus Norfolk stößt ebenso zu der Runde wie ein Professor für Handelsrecht aus Genua. Oder der Generaldirektor
            des Brüsseler Hafens.
         

         »Da prallen Welten aufeinander«, sagt ein Mitglied des Ausschusses. Und er fügt mit leicht resignierter Stimme hinzu: »Letztlich sind wir doch nur dazu da, den Maßnahmen der Kommission einen Anschein höherer Legitimität zu verleihen.«
         

         Zu den sechs Deutschen in dem Ausschuss gehört Franz-Gerhard Hörnschemeyer von der IG Bergbau/Chemie. Auf das Glühbirnenverbot
            angesprochen, sagt er Jahre später: »An dieser Ausgeburt des Bürokratismus waren wir nicht beteiligt – jedenfalls nicht federführend.«
            Hörnschemeyer ist nicht begeistert von den Auswirkungen, die die Ökodesign-Richtlinie heute zeigt. »Ich halte das Glühbirnenverbot
            für wenig sinnvoll«, gesteht er. »Solche Entscheidungen kann man doch nun wirklich den Konsumenten überlassen.« Letztlich
            wusste er nicht, was er absegnete, als er für die Ökodesign-Richtlinie stimmte. »Wir haben das im Forum damals ein wenig abgetan«,
            berichtet Hörnschemeyer, »wir dachten, es ginge vor allem um Waschmaschinen und Kühlschränke. Das Thema CO2-Einsparung wurde ja sehr politisch behandelt, und die grundsätzliche Linie will man da natürlich schon unterstützen.«
         

         Am 13. April 2005, nach dem Plazet des zivilen Beteiligtengremiums, stimmt auch das Europäische Parlament der Ökodesign-Richtlinie
            zu. Die Kommission zeigt sich erfreut, denn nun, so drückt es der deutsche Industriekommissar Günter Verheugen aus, sei die
            EU besser in der Lage, »den weltweiten Herausforderungen im Zusammenhang mit der ökologischen Verbesserung ihrer Produkte
            zu begegnen«.
         

         Mit der Ökodesign-Richtlinie hält die EU einen gesetzgeberischen Blankoscheck zur Neuordnung der europäischen Elektrogerätelandschaft
            in der Hand. Für die konkrete Umsetzung, wann also welche Boiler oder Ölkessel vom Markt verschwinden, sollen technische Fachgremien
            sorgen, die von der Kommission bestellt werden. Für das Verbot der Glühbirne allerdings braucht es einen gewichtigen politischen
            Impuls. Der kommt, knapp zwei Jahre nach Erlass der Ökodesign-Richtlinie, aus Deutschland.
         

         Es geschieht im Januar 2007. Nur wenige Wochen bevor die australische Regierung ihr Glühbirnenverbot bekannt gab, hatte die Bundesregierung in Brüssel die EU-Ratspräsidentschaft übernommen. Berlin führt von nun an ein halbes Jahr lang das Ruder in Europa. Es dauert nicht lange, bis ein ambitionierter
            Umweltminister beginnt, das Potenzial zum Durchregieren zu nutzen, das die Gesetzgebungsmaschine Brüssel bietet. Wer wollte,
            der hätte schon im Dezember 2005 den europapolitischen Plänen von Sigmar Gabriel lauschen können. Sein Bundesumweltministerium
            hält damals zusammen mit der EU-Kommission eine Konferenz über »Nachhaltigen Energieverbrauch« ab. Dort redeten die Behördenvertreter Klartext. Als Ziel von Einsparmöglichkeiten
            in Haushalten wünschen sie sich einen »Verzicht auf Glühbirnen auf europäischer Ebene«. Doch kurz bevor sie zur Tat schreiten
            können, stehlen ihnen andere die Show. Im Winter 2007 preschen auf einmal, so empfindet man es in Gabriels Hause, die Australier
            voran. »Wir haben uns hier natürlich gefragt, warum die das so schnell hinkriegen und wir nicht«, heißt es rückschauend im
            Bundesumweltministerium. »Ist die Europäische Union etwa zu schwerfällig für effektiven Klimaschutz?«
         

         Noch im Februar 2007, nur wenige Tage nach der Nachricht aus Canberra, schreibt Gabriel einen Brief an den Brüsseler Umweltkommissar
            Stavros Dimas. Der SPD-Minister macht Druck. »Die durch die australische Regelung initiierte Diskussion um Energiesparlampen« erscheine ihm, schreibt Gabriel,
            »durchaus interessante Möglichkeiten aufzuzeigen. (…) Durch die Umstellung von herkömmlichen Glühbirnen auf Energiesparlampen«
            könnten in Europa 25 Millionen Tonnen CO2 pro Jahr eingespart werden. Angesichts dieser Zahlen könne es keine Frage sein, was zu geschehen habe: »Der Standort Europa
            kann sich eigentlich keine Produkte mehr leisten, die wie herkömmliche Glühbirnen einen Effizienzgrad von nur 5 Prozent aufweisen.« Gabriel bittet den Kommissar »rasch« für entsprechende »Durchführungsmaßnahmen« zu sorgen. Als Vehikel für das Verbot, schlägt Gabriel vor, könne die Ökodesign-Richtlinie dienen. Die Edison-Glühbirne
            müsse bloß als verboten ineffizient eingestuft werden.
         

         Gabriels Initiative sorgt damals kaum für Schlagzeilen. Nur ein Minister, nur ein neues Experiment im Politiklabor Brüssel,
            bloß eine Regulierungsidee von vielen – was heißt das schon? Aus den vereinzelten Zeitungsberichten über Gabriels Vision entspinnt
            sich keine politische Debatte. Wichtige Medien wie ›Spiegel Online‹ oder die ›Süddeutsche Zeitung‹ bringen zwar Artikel mit Überschriften wie »Gabriel will Glühbirne aus Europa verbannen«
            oder »Umweltminister Gabriel für europaweites Verbot von Glühbirnen«. Doch die Texte füllen lediglich kurze Spalten und sind
            aus den üblichen Agenturmeldungen zusammengesetzt. So richtig ernst scheinen die meisten Redakteure zwischen Hamburg und München
            die Idee nicht zu nehmen.
         

         Auf den Fluren der EU-Hauptstadt Brüssel hingegen entwickelt Gabriels Vorschlag eine ungeahnte Dynamik. Der Minister hat eine Kugel angestoßen, die mit ungebremster
            Geschwindigkeit durch die Büros der Kommission rollt. Denn zum einen haben die Worte der Deutschen im Ratsvorsitz noch mehr
            Gewicht als ohnehin im europäischen Normalbetrieb. Zum anderen giert die Kommission beständig nach Integrationsinput aus den
            nationalen Hauptstädten. Wie oft wird den Brüsseler Beamten vorgeworfen, sie skizzierten bizarre Regulierungsideen. Der Glühbirnenvorschlag
            aber kommt schwarz auf weiß aus der Hauptstadt des größten Mitgliedslandes. Nicht nur deshalb ist Gabriels Wort den Kommissionsmitarbeitern
            allzu gerne Befehl.
         

         Denn die EU sucht nach jeder noch so kleinen Möglichkeit, ihr Prestigeziel schlechthin zu verwirklichen. Es besteht (damals
            noch) darin, den CO2-Ausstoß Europas bis 2020 um 20 Prozent zu drosseln. Um dies zu erreichen, müssten jährlich 780 Millionen Tonnen CO2 eingespart werden. Das Verbot der Glühbirne würde zwar mit maximal 15 Millionen Tonnen zu Buche schlagen, rechnen die Leute von Energie-Kommissar Andris Piebalgs aus. Aber wie bemerkte der australische
            Umweltminister so richtig? Das Verbot wäre ein Symbol dafür, wie fest entschlossen man den Klimaschutz angeht. Gabriels Vorschlag
            wirkt wie eine Kerosininjektion auf den Brüsseler Apparat. Selbst in Berlin wundert man sich, wie reibungslos die Operation
            Birnenbann vonstattengeht. »Es lief eher informell an«, erinnert sich ein Mitarbeiter von Minister Gabriel. »Aber nach dem
            Brief an Dimas war die Sache ein Selbstläufer. Wir waren überrascht, wie schnell die EU funktionieren kann.«
         

         Schon auf dem Europäischen Frühjahrsgipfel am 9. März 2007 sind die notwendigen legislativen Vorarbeiten erledigt. Die Kommission legt den EU-Staatschefs ihren Vorschlag zur Umsetzung des Glühbirnenverbots vor. Die 27 Regierungschefs diskutieren nicht lange. Unter Federführung von Bundeskanzlerin Angela Merkel erteilen sie der Kommission das gewünschte Mandat. Einstimmig billigen sie, neben anderen Großthemen, einen »Aktionsplan Energiepolitik«.
         

         Ob sie wussten, was genau sie damit taten, ist fraglich. Europäische Gipfel dauern anderthalb Tage, und es gibt jedes Mal
            tausend dringende Dinge zu besprechen in der erstickenden Enge des Justus-Lipsius-Gebäudes. Zwei bis drei Minuten hat jeder
            der 27 Staatschefs im Durchschnitt, um seine wichtigsten Positionen vorzubringen. Verbrauchsdetails von Elektrokleingeräten gehören
            nicht dazu.
         

         Und selbst wenn die Staatschefs die exakten Formulierungen des Gipfel-Communiqués gelesen haben sollten, das sie am Ende ihrer
            Zusammenkunft unterschrieben, ist es unwahrscheinlich, dass sie die Wirkung erkannten, die das Kleingedruckte in Europas Bau-
            und Elektromärkten entfalten sollte. Unscheinbar, am Ende eines 25-seitigen Dokuments, hinter einem Spiegelstrich unter Römisch IV, Punkt 6, beauftragen die Staatschefs die Kommission, »rasch Vorschläge
            vorzulegen, damit strengere Energieeffizienzanforderungen (…) für Glühlampen und sonstige Arten von Beleuchtungen in Privathaushalten
            bis 2009 festgelegt werden können«. Kein Wort von Verbot steht da. Kein Warnsignal an den Leser, dass diese Formulierung de facto das Aus für die Glühbirne bedeutet. Doch genau das
            tut es.
         

         Im entscheidenden Moment schafft es die Glühbirne nicht, zum Politikum zu werden. »Ich erinnere mich während unserer Ratspräsidentschaft
            nicht an eine einzige Pressenachfrage dazu«, sagt ein deutscher Diplomat. »Das war während der wilden sechs Monate nur eines
            von vielen Lichtern, die kurz aufflackerten und dann unter dem Laub weiterglühten.« Interessanter, packender für die Zeitungsleser
            und Fernsehzuschauer erscheint das große Ganze: Europas Ehrgeiz im Kampf gegen den Klimawandel. Die Ökodesign-Richtlinie ist
            in diesem Identitätsprojekt nur ein Baustein von vielen. Und die Glühbirne ist innerhalb dieses Bausteins ein Kieselchen,
            das man mit der Pinzette herauspicken müsste.
         

          

         In der Rue de la Loi macht sich nach dem Beschluss der Staatschefs die EU-Kommission an die kleinteilige Normenarbeit. Dazu dient ein Prozess, der sich »Komitologie« nennt. Der Begriff klingt ein wenig sowjetisch.
            Und völlig abwegig ist die Assoziation tatsächlich nicht. Um sich später keine Kritik aus den Mitgliedstaaten anhören zu müssen, beteiligt die Kommission bei der Umsetzung von
            Ratsbeschlüssen möglichst viele Vertreter von Interessengruppen und Fachexperten aus allen EU-Ländern. Je nach Materie finden sie sich in verschiedenen Ausschüssen (Komitees) zusammen. Diese Miniräte haben das Recht, Projekte
            der Kommission gutzuheißen oder abzuändern.
         

         Die neue, gabrielisierte Ökodesign-Richtlinie, mit der sie sich beschäftigen, enthält nun als 19. Produktgruppe, hinter »Staubsaugern« und »komplexen Digitalempfängern«, auch die Kategorie »Haushaltsbeleuchtung / Allgemeinbeleuchtung«. Die eigentlich recht unkomplexe Frage lautet, wie der politische Wille, die Birne zu verbieten, technisch
            begründet werden kann. Es schlägt die Stunde der Glühfädenmesser. Private Experten aus allen möglichen Ländern fangen an,
            ausgiebige Studien über Helligkeitsgrade und Stromverbrauch aller möglichen Leuchtmittel auszuarbeiten. Zum Pool dieser Effizienzspezialisten
            gehört auch das Hamburger Institut für Ökologie und Politik, kurz Ökopol. Die EU-Kommission und das Bundesumweltministerium haben die GmbH in Altona beauftragt, an der Birnenstreichliste mitzuwirken. Die Mitarbeiter
            von Ökopol machen sich mit Akribie daran, nach sinnvollen Alternativen zur Edison-Birne zu suchen.
         

         »Die Auswahl zu treffen ist ein zähes Tauziehen, besonders mit den Herstellern«, berichtet der Ökopol-Mitarbeiter Dieter Großmann,
            ein promovierter Physiker. Um jede Birne, um jedes Watt, so Großmann, sei mit den Vertretern von Osram und Philips gerungen
            worden. »Eine Frage«, sagt Großmann, »war auch: Sollen Halogenlampen mit auf die Verbotsliste? Wir haben uns letztlich dagegen
            entschieden. Aber das stand auf der Kippe.« Um ein Experten-Haar also wäre den Edison-Anhängern auch ihr letzter Trost genommen
            worden. Doch die Erleichterung gilt nur vorübergehend. Ab 2016 soll es auch Halogenstrahlern an den Kragen gehen – vorausgesetzt,
            die Industrie schafft es nicht, bis dahin energiesparendere Modelle auf den Markt zu bringen.
         

         Wie aber steht es um das Quecksilber in den Energiesparlampen? Wegen seiner hohen Toxizität hat die EU erst im Juli 2007 alle
            Fieberthermometer verboten, die das Schwermetall enthalten. Und jetzt soll dasselbe gefährliche Zeug per Energiesparlampe
            in Massenumlauf gebracht werden? Kann die Ökobilanz der neuen Leuchtmittel da wirklich besser ausfallen als die der alten
            Edison-Birnen? Diese Frage sei ein »großer Knackpunkt« gewesen, sagt Dieter Großmann. Immerhin brachten laut deutschen Studien bis dato nur
            20 Prozent aller Verbraucher alte Energiesparlampen zum Sondermüll. Andere Experten, so Großmann, hätten allerdings festgestellt,
            dass die Menge Quecksilber, die durch die Stromproduktion für herkömmliche Glühlampen über die Schornsteine von Kraftwerken
            freigesetzt werde, höher sei als die zur Produktion von Energiesparlampen notwendigen Chargen (etwa 5 Milligramm pro Lampe). Wie auch immer die Grundlage für diese Berechnung aussah und ob sich Quecksilber in Fabrikabgasen tatsächlich
            mit Quecksilber im Boden vergleichen lässt – die EU-Kommission schloss sich diesem Urteil an.
         

         »Selbst im ungünstigsten Fall«, versicherte Energiekommissar Andris Piebalgs auf eine Anfrage der FDP-Europaabgeordneten Silvana Koch-Mehrin vom 15. Januar 2009, »wenn eine Kompaktleuchtstofflampe zur Mülldeponie gebracht würde, hat sie während ihrer Funktionsdauer bereits
            mehr Quecksilberemissionen aus der Stromproduktion in Kohlekraftwerken eingespart als ihrem eigenen Quecksilbergehalt entspricht,
            so dass die Quecksilberverschmutzungsbilanz insgesamt positiv ist.«
         

         Die expertengeprüfte Glühbirnenverbotsliste geht nunmehr zur Absegnung zurück nach Brüssel. Am 28. März 2009 tritt dort, um zehn Uhr morgens, in einem Bürogebäude in einer Seitenstraße des EU-Viertels, ein weiterer beratender Ausschuss der Kommission zusammen. Das Gremium heißt diesmal »Konsultationsforum«. Es ist besetzt mit etwa 80 Vertretern von Regierungsbehörden, Umweltschutzgruppen und Industrie. Es soll die konkreten Umsetzungsschritte für das Birnenverbot
            aus allen relevanten Blickwinkeln beleuchten. Das Konsultationsforum könnte in der Tat ein Ersatz für eine kritische Öffentlichkeit
            sein, denn es ist durchaus pluralistisch besetzt – selbst Verteidiger der alten Glühbirne sitzen mit am Tisch. Doch in der
            Praxis agiert das Forum als supranationales Abnickungsorgan.
         

         Mit im Zimmer in der Rue Froissart 36, gleich hinter dem Brüsseler Ratsgebäude, sitzt Christoph Mordziol vom Umweltbundesamt.
            Zusammen mit der Bundesanstalt für Materialforschung und ‑prüfung hat seine Behörde eine Stellungnahme zum Glühbirnenverbot
            erarbeitet. Das Dokument ist abgestimmt mit Sigmar Gabriels Bundesumweltministerium. Kein Wunder, zu welchem Schluss Mordziol
            und seine Kollegen kommen. Sie »heißen die Einführung von umweltgerechten Pflichtanforderungen für allgemeine Beleuchtung willkommen und unterstützen sie«.
         

         Niemand spricht sich während der Sitzung, sie dauert den ganzen Tag, gegen die Totalabschaffung der Glühbirne aus, im Gegenteil.
            »Alle Interessenvertreter stimmen darin überein, dass Kompaktleuchtstofflampen die derzeit effizienteste (…) Technik darstellen,
            um Glühlampen zu ersetzen«, hält das Protokoll der Sitzung fest. Offenbar will keiner ein Spielverderber sein. Nicht einmal
            die »Vereinigung professioneller Lichtdesigner« (PLDA) widerspricht dem Glühlampenbann. Ihre Mitglieder hatten zwar zuvor
            in der Öffentlichkeit und im Europaparlament massiv gegen das Birnenverbot opponiert. Auch nun, in der entscheidenden Fachsitzung
            in Brüssel, fragt die PLDA noch einmal kritisch nach, ob die medizinischen Bedenken, die immer wieder vorgebracht werden,
            hinreichend in Rechnung gestellt worden seien. Aber den Anschein einer entschlossenen Opposition erweckt der Vertreter der
            Leuchtendesigner mitnichten. Immerhin bringt er das Problem möglicher Gesundheitsschäden zur Sprache. Bei autistischen Kindern,
            bemerkt er, seien Verschlimmerungen der Krankheit beobachtet worden.
         

         Das stimme, bestätigt ein Kommissionsvertreter, auch für Epileptiker könnte flackerndes Kunstlicht gefährlich sein. Ja, ergänzt
            der Vertreter der britischen Vereinigung der Lampenhersteller, bei Menschen mit Hautkrankheiten, Migräne und Sehbehinderung
            seien ebenfalls Verschlechterungen des Krankheitsbildes zu registrieren. Für ein paar Minuten schwirren Bedenken um den Tisch.
            Dann beschließt die prozesssteuernde EU-Verwaltung, mögliche Gesundheitsschäden erst einmal abzuwarten: »Die Kommission willigt ein, dass Alternativen zu Kompaktleuchtstofflampen
            erörtert werden müssen, falls sich bestätigt, dass Gesundheitsprobleme und Symptome mit der verwendeten Beleuchtungsart zusammenhängen.«
            Seltsam, über die offenkundige Stromersparnis der Energiesparlampe lässt die EU endlose Studien erstellen. Mit möglichen Risiken
            und Nebenwirkungen des verordneten Kaltlichts hingegen beschäftigt sie sich nur kursorisch. Dass im Übrigen auch viele gesunde
            Bürger das Kunstlicht schlicht als eklig und ungemütlich empfinden, stellt keiner der Teilnehmer des Konsultationsforums in
            den Raum.
         

         Wussten die Teilnehmer der Arbeitsgruppe damals überhaupt, welchen Eingriff ins Wohlbefinden vieler Europäer sie da absegneten?
            War ihnen klar, welche Wut auf die »Beglückungsgesetzgeber« in Brüssel sie in der Bevölkerung auslösen würden? Christoph Mordziol, der deutsche Vertreter in der Runde, überlegt eine
            Weile. »Puh«, sagt er dann. »War mir das klar? Ich weiß offen gesagt nicht mehr, ob ich die Sache damals so emotional eingeschätzt
            habe. Klar, dieses Licht kann auf das Unterbewusstsein und auf den Hormonhaushalt wirken. Aber es bleibt ja die Halogenlampe.«
         

         Der Mann ist Techniker, Behördenvertreter, kein Politiker. Das Problem ist bloß, er hat Politik gemacht. Er hat an einer Entscheidung
            mitgewirkt, die viele Bürger bewegt, im Geldbeutel, in der Wohngemütlichkeit, in der Gesundheitssorge. Deswegen sollten sie
            die Verantwortlichen für diese Entscheidung kennen, sie kritisieren oder sie gar abwählen können. Doch welcher Bürger hätte
            je von einem »Konsultationsforum« gehört? Wer durchblickt die Abläufe eines »Komitologie«-Verfahrens? Wer kennt die Beteiligten?
            Die Komitologie erzeugt, unterm Strich, dieselben Wirkungen wie traditionelle Gesetzgebung. Doch die Prinzipien der repräsentativen
            Demokratie wahrt das Verfahren in allenfalls ätherischem Maße.
         

         Am 8. Dezember 2008 passiert das Glühbirnenverbot die letzte Hürde der Komitologie, eine Anhörung im »Regelungsausschuss« der Kommission. Dessen Mitglieder legen die »Ausphasungsschritte« der Glühbirne fest: 100-Watt-Lampen kommen 2009 vom Markt, 75-Watt-Lampen 2010, 60-Watt-Lampen 2011, 40- und 25-Watt-Lampen 2012. Die EU-Verordnung betreffend die »umweltgerechte Gestaltung von Haushaltslampen« ist damit abschlussbereit. Was jetzt noch fehlt, ist ein Plazet
            durch das Europaparlament.
         

         In dessen Sälen eröffnet sich am 17. Februar 2009 den Mitgliedern des Umweltausschusses die letzte Chance, das Glühbirnenverbot endlich dorthin zu ziehen, wo es
            hingehört. Heraus aus den Dunkelkammern technischer Fachgremien, oppositionsloser Konsultationsforen und behördlicher Arbeitsgruppen,
            hinein in die öffentliche, politische Arena. Doch die verantwortlichen 58 Parlamentarier beschließen, die Gelegenheit nicht zu nutzen. Mit 44 zu 14 Stimmen entscheiden die Mitglieder des Umweltausschusses dagegen, die veränderte Verordnung noch einmal dem Parlamentsplenum
            zur Debatte vorzulegen. Die Sozialdemokraten stimmen bis auf einen Abgeordneten mit Nein. Die Grünen sind geschlossen dagegen
            – und rühmen sich eines Sieges gegen den »schwarz-gelben Block der Fortschrittsverweigerer«. Doch diese Bewertung ist hinsichtlich der Schwarzen halb falsch und hinsichtlich
            der Gelben fast ganz. Denn auch von den 22 Vertretern der Konservativen im Umweltausschuss stimmt eine Mehrheit für das Glühbirnenverbot, 12 von 10. Und von den acht liberalen EU-Abgeordneten stimmte nur einer gegen das Verbot.
         

         Der Rebell ist ein Deutscher, stammt aus Leipzig und heißt Holger Krahmer. »Mein Argument war: Es ist nicht richtig, wenn
            die EU per Verwaltungsakt eine so weitreichende Entscheidung trifft«, erinnert er sich. »Das Argument der Sozialdemokraten
            und der Grünen war: Es geht um den Klimaschutz! Ich solle aufhören, populistisch daherzureden.«
         

         So entgeht die Brüsseler Gesetzesschmiede der Gefahr, dass die Debatte über Sinn und Unsinn des Glühbirnenverbots ins Volk
            getragen wird. Am 17. April 2009 tritt Verordnung 244 / 2009 in Kraft. Das Ende der Glühbirne ist besiegelt. Das Ende des Ökodesigns ist es noch lange nicht. Nur eine Woche nach
            dem Aus für die Edison-Birne, am 24. April 2009, beschloss das Europäische Parlament eine Ausweitung der Energieeffizienz-Richtlinie, und zwar auf alle »energieverbrauchsrelevanten
            Produkte«. Alles also, was womöglich zu viel Wasser (Duschbrausen) oder Reibung (Autoreifen) erzeugt, kommt auf den EU-Prüfstand. »Ich habe eine Vision«, erklärte der damalige deutsche Energiekommissar Günter Verheugen (SPD) im Europaparlament. »Eine
            Vision, wie das europäische Produkt der Zukunft aussehen soll. Das europäische Produkt der Zukunft, gekennzeichnet durch ein
            Made in Europe, sieht so aus, dass es das innovativste, das sicherste und zugleich das energieeffizienteste und das ressourcenschonendste
            Produkt ist.« Dem Mann muss man abnehmen, dass er es gut meinte. Doch über das Ziel verlor die EU die Methode aus den Augen.
         

          

         Ein zunehmend administrativer Politikstil wird zur Regel in der Europäischen Union. Dies ist aus drei Gründen ein bedenklicher
            Trend.
         

         Erstens nimmt mit dieser Räte-Gesetzgebung die Bürgerferne Europas zu – und die Akzeptanz für Brüsseler Rechtsakte ab. Zweitens
            verführen diese Gestaltungsmöglichkeiten die EU dazu, sich im Klein-Klein zu verlieren. Sie kümmert sich zu wenig um das,
            was sie als supranationale Verwaltungsebene am besten regeln sollte, nämlich um überstaatliche Herausforderungen, und zu sehr um die kleinen Stellschrauben. Dies führt, drittens, zu einer unheilvollen Schwungdynamik des Räderwerks Europa. Weil
            es politisch einfacher ist, EU-weit die Glühbirne oder Plastiktüten zu verbieten als für echten, nationenübergreifenden Wettbewerb
            auf dem Energiemarkt zu sorgen, tut die EU das Erstere und unterlässt das Letztere. Statt sich um eine tragfähige Agrarpolitik
            zu bemühen, die weniger Geld verschwendet und Europas Bauern konkurrenzfähiger machen würde, schüttet sie in regelmäßigen
            Abständen beruhigende Zusatzmillionen über die Landwirte aus.
         

         Nach der Konsolidierung der europäischen Großziele Frieden, Freiheit und Wohlstand fehlen der EU Dringlichkeit und Impulse
            für neue Fernziele. Die Antwort auf die Frage, was nach der Konsolidierung Europas kommen, was Integration in Zukunft bedeuten
            soll, scheint zu lauten: Mikrokonsolidierung. Solange diesem Selbstverständnis niemand widerspricht, werden immer neue gesetzgeberische
            Segnungen in Brüssel entstehen. Sei es für sichere Lebensmittel oder Badewasserqualität, für Garantien beim Autokauf, für
            Rechtsschutz im Flugverkehr und Antidiskriminierung bei Mietverträgen, seien es Grundsätze für faire Werbung, die Begrenzung
            von Kosten für europaweite Handygespräche oder Dezibeldämpfer für MP3-Spieler.
         

         Im besten Fall empfinden die Europäer all dies als nützliche Dienstleistung. Doch der Verbraucherschutz-Instinkt der EU wirft
            eine grundlegende Frage auf. Welches Menschenbild verbirgt sich eigentlich hinter der Masse dieser Wohltaten? Ist der Europäer
            aus Sicht der EU mündig – oder dauergefährdet? Ist er Bürger – oder Konsument?
         

         Die SPD-Europaabgeordnete Dagmar Roth-Behrendt versucht, die Angst vor EU-verordneten Unbequemlichkeiten zu zerstreuen. Was etwa das kalte Licht der
            Energiesparlampen betreffe, so ist sie sicher, werde »die Industrie die Alternativen bis 2011 noch deutlich verbessert haben«.
            Aber wenn dem so ist, wenn die neuen Generationen von Glühlampen genauso schön leuchten wie die alten und dazu noch Geld sparen
            – warum glaubt die EU dann das Einschraubverhalten der Europäer per Zwang steuern zu müssen? Wenn die erzieherische Attitüde
            der EU anhält, dann wird diese Union immer weniger als Reich der Freiheit wahrgenommen werden und immer mehr als ein Imperium,
            das sich offenbar das seltsame Ziel gesteckt hat, Kolonisierung nach Innen zu betreiben. Traut es seinen Bewohnern wirklich
            so wenig eigene Klugheit zu?
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            Europäer spüren, dass ihre Freiheit durch das Eingebundensein mit anderen zunimmt. 

            
            Jeremy Rifkin

            
         

          

         
            
            Der Europäische Rat ist eine Geheimgesetzgebungsmaschine, wie sie in vergleichbarer Form nur noch in Pjöngjang steht. 

            
            Giles Merritt, Generalsekretär des EU-freundlichen Netzwerks Friends of Europe

            
         

          

         Wird Deutschland eigentlich noch von Deutschland regiert? Im Jahre 2005 veröffentlichte das Bundesjustizministerium eine auf
            den ersten Blick erschreckende Zahl. Von allen Rechtsakten, die zwischen 1998 und 2004 in Deutschland erlassen wurden, stammten
            84 Prozent aus Brüssel. Nur 16 Prozent der Gesetze wurden auf dem konventionellen Weg über den Bundestag in Berlin erlassen. Diese Bilanz scheint zu belegen,
            dass die Deutschen nicht mehr von gewählten Volksvertretern beherrscht werden, sondern von Brüsseler Bürokraten. Schaut man
            genauer hin, stimmt das so nicht. Denn die Anzahl der Gesetze aus Brüssel sagte, jedenfalls bisher, nichts über ihre Inhalte
            aus. Zwar wurden zwischen den Jahren 1998 bis 2004 insgesamt 18.167 EU-Verordnungen und 750 EU-Richtlinien erlassen, und auf Bundesebene waren es im selben Zeitraum nur 1195 Gesetze sowie 3055 Rechtsverordnungen. Aber ein Großteil der europäischen Verordnungen, so legt das Bundesjustizministerium dar, seien Agrarmarktregelungen
            oder Normierungen für alle möglichen Produkte gewesen. Für Kühlschränke, für Traktorensessel, für Baubeton, für Gemüse oder
            für Arbeitskleidung.2 Viele Industrienormen, die früher die Nationalstaaten für sich setzten, werden Stück für Stück in Brüssel harmonisiert, um
            einen reibungslosen europäischen Binnenmarkt zu ermöglichen. Das erklärt einen Teil der Regelungsflut, die sich aus Brüssel
            ergießt.
         

         Wirklich bewegende politische Materie hingegen wie das Steuer-, Familien-, Bildungs- oder Gesundheitsrecht sind nationale
            Angelegenheiten geblieben – wenngleich Europa auch für die Mehrwertsteuer und Tabaksteuer eine Grenze nach unten vorgibt,
            um zu verhindern, dass einzelne Mitgliedstaaten durch Dumping-Steuersätze unfaire Wettbewerbsvorteile ergattern.
         

         Europas Zentralverwaltung war bisher vor allem eine große Freihandels-Ermöglichungsinstanz. Doch damit war und ist sie nie
            zufrieden gewesen. Schon in der Vergangenheit reizte die Union ihre Kompetenzen immer wieder über deren ursprüngliche Zwecksetzung
            hinaus aus. Unter dem Banner »Binnenmarkt« beschäftigte sich die EU-Gesetzesmaschine beispielsweise mit einheitlichen Standards für den Abstand von Straßenlaternen. Oder sie verwaltet Budgets, die Arbeitslosen
            helfen sollen, wieder Fuß im Berufsleben zu fassen. Oder sie verteilt Gelder zur Förderung des traditionellen Kunsthandwerks
            in Südtirol. Als ob lokale Behörden solche Aufgaben nicht viel sachgerechter erfüllen könnten. Doch weil er so ein weites
            Feld ist, kann der Binnenmarkt theoretisch als Argumentation für alle möglichen Vereinheitlichungen dienen. Europäische Standards
            in der Schulausbildung, zum Beispiel, würden Familien das Umziehen ins Ausland erleichtern. Wenn man möchte, hat alles einen
            Marktaspekt.
         

         »Die Kommission regelt Dinge gerne aus Selbstzweck«, sagt eine Mitarbeiterin einer wichtigen Abteilung im Berlaymont. »Die
            Grundeinstellung vieler Kollegen lautet: Wir machen so viel wie möglich und lassen die Mitgliedstaaten so wenig wie möglich
            machen.« Die Grundeinstellung, welche die Mitgliedstaaten von der EU erwarten, nämlich nur dann einzuspringen, wenn die nationale
            Ebene überfordert ist, kann man nicht von bei der EU arbeitenden Menschen erwarten. Würde ein Kommissionsbeamter dem Gedanken
            der Subsidiarität folgen, müsste er, sobald er feststellt, dass das europäische Recht in seinem Zuständigkeitsbereich harmonisiert
            ist, die Aktendeckel zuklappen, sein Büro abschließen und nach Hause gehen. Das tut er nicht, was nachvollziehbar ist. Stattdessen
            wird der Beamte mit der Lupe nach noch unregulierten Lücken im System suchen.
         

         Ein gewisses Unbehagen gegenüber der eigenen Arbeit ist in vielen Gesprächen mit Kommissionsbeamten herauszuhören. Doch noch
            unbehaglicher wird ihnen bei dem Gedanken, solche Zweifel, gar unter Namensnennung, an die Öffentlichkeit zu bringen. Die
            Hand, die einen füttert, beißt man ungern. Und die europäischen Institutionen füttern gut. Wer frisch von der Uni eine Stelle
            bei einer Kommission antritt, erhält ein Startgehalt von gut 4200 Euro, die mächtigen Generaldirektoren verdienen knapp 18.000 Euro im Monat. Zusammen mit den beträchtlichen Steuervergünstigungen, Auslands-, Ausbildungs- und Kinderzuschlägen (pro Kind 350 Euro) sowie üppigen Freibeträgen für Reisen, nehmen sich die Endsummen noch himmlischer aus. Unterm Strich verdient ein europäischer
            Beamter in einer vergleichbaren Stellung oftmals doppelt so viel wie sein entsprechender Kollege in der nationalen Hierarchie.
            Hinzu kommt, dass viele belgische Banken und Firmen EU-Beamten (genauso wie Journalisten) Rabatte auf ihre Produkte von bis zu 30 Prozent anbieten. Für EU-Diplomaten entfällt zudem bei allen Einkäufen über 300 Euro die Mehrwertsteuer. Vor allem beim Autokauf machen viele Eurokraten von dieser Verlockung Gebrauch. Kein Wunder, dass
            manch ein Beamter sich auch bei kritischer Sicht auf sein tägliches Wirken zweimal überlegt, ob er an diesem privilegierten
            Lebensstandard rütteln möchte. Ob mit der fürstlichen Entlohnung der EU-Diener nun gezielt Loyalität erzeugt werden soll oder nicht – sie entsteht oftmals ganz faktisch als Nebeneffekt des Gehaltsschecks.
         

         Für Europas Normenfabrik ist durch den Lissabon-Vertrag eine neue Ära angebrochen. Bildlich gesprochen, hat sie zusätzliche
            Werkshallen bekommen. Große Bereiche der Innen- und Rechtspolitik zum Beispiel wurden von der nationalen auf die supranationale
            Ebene verlagert. Die Skepsis vieler Bürger im Hinblick auf die Art und Weise, wie in der EU Recht gesetzt wird, hängt mit
            dem Eindruck von einer »Brüsseler Blase« zusammen. Dieses instinktive Gefühl trügt nicht. Zwar wird auch kaum ein Bundesbürger
            verfolgen können geschweige denn wollen, wie im Berliner Hauptstadtbetrieb ein Gesetz entsteht. Doch der Lauf der Gesetzgebung
            in Brüssel weist Eigenarten auf, die ihn von nationaler Paragrafensetzung grundlegend unterscheiden.
         

         Ein durchschnittliches EU-Gesetz kann auf verschiedenen Wegen entstehen. Die Staatschefs der EU können der Kommission einen Auftrag für eine Richtlinie erteilen.
            Oder die Kommission hört Experten an und gelangt zur Ansicht, eine neue Regel müsse her. Oder ein Referent irgendwo in einem
            der zahllosen Gebäude der EU-Kommission in Brüssel entwickelt spontan eine Idee. Zum Beispiel schlägt in der Generaldirektion »Unternehmen und Industrie« ein Beamter
            vor, in den 27 Mitgliedsländern ab 2012 nur noch rollwiderstandsarme Autoreifen zum Verkauf zuzulassen. Durch diese reibungsarmen Pneus,
            so seine Rechnung, ließe sich Benzin einsparen. Das hülfe der Umwelt, den Ressourcen und dem Verbraucher. Und da Autoreifen
            europaweit gehandelt werden, eine einzelstaatliche Regelung also wenig bringen würde, ist das Ganze eine Materie für die EU.
         

         Ein paar Straßen entfernt, in der Rue Jacques de Lalaing, liegt die deutsche EU-Vertretung. Von der glatten, dunklen Außenfassade ragt in spitzem Winkel die Bundesflagge übers Kopfsteinpflaster der Botschaftengasse.
            Die schmale Eingangsfront lässt weder die architektonische Ausdehnung des Gebäudes nach hinten noch seine Bedeutsamkeit nach
            unten, in Richtung Nationalstaat, erkennen. Etwa 170 Mitarbeiter residieren in der Ständigen Vertretung der Bundesrepublik, kurz StäV genannt. Zu den Diplomaten vom Auswärtigen
            Amt gesellen sich Experten aller Berliner Politikressorts, die wegen ihrer speziellen Sachkenntnisse nach Brüssel entsandt
            worden sind. »Wir sind hier so etwas wie eine kleine Bundesregierung«, sagt ein Mitarbeiter. »Sie finden bei uns jedes Ministerium
            widergespiegelt.«
         

         In manchen Büros stapeln sich Akten und Faltordner bis auf Kinnhöhe. Die Garage des Hauses bleibt jeden Tag bis 22 Uhr geöffnet. »Dafür«, sagt ein Beamter mit hochgezogenen Augenbrauen, »gibt es natürlich einen Grund.« Auf vielen Gesichtern,
            die einem auf den Gängen der Vertretung entgegenkommen, steht Stress. Die Vielfalt von Themen, die in Brüssel bearbeitet werden,
            dürfte in der Verwaltungswelt einzigartig sein. Nebenbei sind die Diplomaten in der Rue Jacques de Lalaing auch damit betraut,
            die regelmäßigen Gipfeltreffen der europäischen Staatschefs vorzubereiten. Alle drei Monate, bei besonderen Anlässen auch
            öfter, kommen die Vertreter von fast 500 Millionen Menschen zusammen. Diese Treffen mit ihren oftmals beeindruckend vollgestopften Tagesordnungen bilden allerdings
            bloß die Spitze des Entscheidungsprozesses innerhalb der EU.
         

         In Brüssel Diplomat zu sein, ist nicht wie Diplomat sein in Washington, Paris oder Peking. In der EU-Hauptstadt sind Diplomaten immer auch Mit-Gesetzgeber. Dies mag zur Sachlichkeit der Rechtssetzung für den Kontinent beitragen. Der
            Transparenz hingegen ist es nicht förderlich. Nur zögerlich lassen sich EU-Diplomaten Einzelheiten über die Verhandlungen mit Kollegen aus anderen Ländern entlocken. Was bei der Debatte über ein neues Gesetz
            in einer parlamentarischen Demokratie ganz selbstverständlich zur politischen Kultur gehört, nämlich die offensive Benennung
            und Betonung von Widersprüchen und Meinungsverschiedenheiten der beteiligten Fraktionen, verstößt im Brüsseler Kosmos gegen das diplomatische Selbstverständnis. Das Gleiche gilt für die Mitarbeiter der Bundesministerien, die aufgrund
            ihrer Fachkenntnisse an die EU-Vertretung geschickt worden sind. Sie kennen sich genauestens aus mit Milchpreisen, mit der Privatisierung von Energienetzen, mit Wärmeeffizienzkriterien
            für Wohnhäuser – oder eben mit den Rolleigenschaften von Autoreifen, und über all dies bestimmen sie im Zusammenspiel mit
            ihren europäischen Counterparts entscheidend mit. Doch öffentlich in Erscheinung treten möchte keiner von ihnen. Der Brüsseler
            Gentleman, comme il faut, normiert und schweigt.
         

         Sobald einer der Beamten in der Ständigen Vertretung erfährt, dass die Kommission eine neue Regelung auf den Weg bringen will,
            verfasst er eine so genannte Frühwarnung Richtung Berlin. Der Hauptstadt wird signalisiert: »Achtung, da kommt etwas, bei
            dem wir uns aktiv einbringen müssen!« Und die Brüsseler fragen: »Wie sieht die deutsche Position dazu aus?« Die Mitarbeiter
            der Ständigen Vertretung handeln nur innerhalb des Rahmens, der ihnen von Berlin vorgegeben wird. Sie benötigen Weisungen,
            die zuvor in der Bundesregierung unter den Ministerien abgestimmt worden sind. Es gibt also keine EU-Politik des Auswärtigen Amtes oder des Wirtschaftsministeriums oder des Innenministeriums. Es gibt nur eine deutsche EU-Politik. Welche Meinung, fragen die Brüsseler im konkreten Fall, hat die Bundesregierung zu rollwiderstandsarmen Reifen, bitte? Bis
            dato hatte sie wahrscheinlich gar keine.
         

         Der Abstimmungsprozess zwischen StäV und Berliner Ministerien ist, so schildern es Beteiligte, harte Arbeit. Laut groben internen
            Schätzungen werden 50 Prozent des elektronischen Verkehrs des Auswärtigen Amtes mit seinen 225 deutschen Auslandsbotschaften weltweit allein durch
            die Kommunikation Brüssel – Berlin / Berlin – Brüssel verursacht. Denn mit jeder Anfrage zu einer Gesetzesinitiative müssen sich mehrere Ministerien beschäftigen. Die
            am häufigsten angefragten Ressorts sind das Auswärtige Amt, das Wirtschafts-, das Finanz-, das Landwirtschafts-, das Umwelt-,
            das Innen- und das Justizministerium. Der Wunsch, in Brüssel geschlossen aufzutreten, lässt die institutionalisierten Gegensätze
            zwischen beispielsweise Umwelt- und Wirtschaftsministerium nicht automatisch verschwinden. Das eine urteilt in dubio pro Natur, das andere in dubio pro Industrie. »Das hat nichts mit den Parteien der Ministern zu tun«, sagt ein Brüsseler Koordinator, »das liegt einfach an der unterschiedlichen Wahrnehmung der Sachverhalte durch die jeweiligen Fachbrillen.« In solchen Fällen
            muss dann, im Interesse Europas, Versöhnungsarbeit geleistet werden.
         

         Die Entscheidungshierarchie im Brüsseler Rat und in den Verwaltungen der Mitgliedstaaten ist aufgebaut wie eine Pyramide.
            Unten werden die technischen, eher unstrittigen Fragen gelöst. Je heikler die Materie, desto hochrangiger werden die Verantwortlichen.
            Politisch umstrittene Regelungsideen wandern auf die Ebene der EU-Botschafter. In ihren Zusammenkünften wird über das, was unterhalb des Levels von Ministern und Staatschefs entschieden werden kann,
            entschieden. Deutschlands mächtigster Vertreter in Brüssel war bis zum Sommer 2010 Edmund Duckwitz, ein umgänglicher und humorvoller Hanseat, der zuvor unter anderem als Botschafter in Santo Domingo, Caracas,
            Den Haag und Deutschlands Vertreter bei der Nato diente. Ist die Weisung aus Berlin erteilt, klemmt Duckwitz oder ein anderer
            zuständiger Vertreter der StäV sich die Aktenordner unter den Arm und marschiert den knappen Kilometer hinüber ins Justus-Lipsius-Gebäude.
            Dort treffen er oder sie sich mit den übrigen 26 Ländervertretern, die ebenfalls ihre Positionen im Gepäck haben, in der jeweils zuständigen Ratsarbeitsgruppe.
         

         Schon an diesem Punkt ist das Gesetzgebungsverfahren der EU stark exekutivlastig. Schließlich gibt es den Grundsatz der Gewaltenteilung:
            Eigentlich sollte es die Legislative sein, also der Bundestag, der Gesetze erlässt. In Brüssel tut es de facto die Bundesregierung durch ihre Vertreter. Wenn Botschafter Duckwitz oder einer seiner Kollegen durch das Portal des Rates
            schreitet, beginnt eine zweite Stufe der demokratischen Entkopplung. Nennen wir sie die Verdiplomatisierung der Gesetzgebung.
         

          

         Wer durch die Gänge des Justus-Lipsius-Gebäudes streift, dem erscheint es unglaublich, dass der Bau erst 1995 fertig gestellt
            wurde. Die kastenartige, verschachtelte Struktur, die niedrigen Decken und das fehlende Tageslicht waren, glaubte man eigentlich,
            typische Architektursünden der 70er- und 80er-Jahre. Ein beklemmendes Gefühl steigt auf, sobald man in die Tiefen des europäischen
            Staatenpools vordringt. Bereits am Tage seiner Eröffnung war das Gebäude zu klein für die Abgesandten, die es beherbergen
            sollte. Geplant war es für 15 EU-Mitgliedstaaten. Mittlerweile hat die EU 27 Clubmitglieder. Der Komplex umfasst 215.000 Quadratmeter Arbeitsfläche, statistisch verfügt also jedes Mitgliedsland über knapp 8000 Quadratmeter, gut anderthalb Fußballfelder. Doch in Wirklichkeit geht es eng zu. Alles im europäischen Staaten-Hauptquartier
            wirkt komprimiert und erstickend. Immer wieder klagen Diplomaten über die »wahnsinnigen Platzprobleme«.
         

         Das Vereinsheim Europas verwirrt zudem mit einer eigenen Grammatik. Sein Aufbau ist ebenso rästelhaft wie seine Sprachcodes.
            Aus unerfindlichen Gründen werden die Stockwerke in Zehnerschritten gezählt. Die Geschosse, die sich unter der Erde befinden,
            tragen die 0 vorne. 03, 02, 01, 00, 10, 20 … zählen die roten Digitalanzeigen in den Aufzügen. Es gibt auch »Zwischenetagen«, mit der Nummer 35 etwa. Warum einfach, scheint sich der Architekt gedacht zu haben, wenn’s auch kompliziert geht? Ebene
            50 ist die Etage der Auserwählten. Hier kommen während der Europäischen Gipfeltreffen nur die Staatschefs mit ihren engsten
            Begleitern hinauf. Es sind diese Flure, auf denen über die Politik für einen ganzen Kontinent bestimmt wird. Doch für die
            Öffentlichkeit sind sie tabu. Kein Fernsehteam, kein Reporter darf hier herumlaufen, nur kurze Aufnahmen durch ausgesuchte
            Pool-Kameraleute sind vor Beginn der Sitzungen der Chefs erlaubt.
         

         Durchsichtiger gestaltet sind seit Inkrafttreten des Lissabon-Vertrages die Arbeitssitzungen der europäischen Minister. Wenn
            sie in der fünften Etage des Justus-Lipsius-Gebäudes zusammenkommen, können die Europäer das Geschehen per Internet-Livestream
            mitverfolgen. Der zentrale Sitzungssaal ist so groß, dass Gesichter, die an einem Ende des Tischovals sitzen, vom anderen
            Ende aus nur schwer zu erkennen sind. Deswegen stehen Flachbildschirme auf den Tischen verteilt. Meldet sich ein Staatenvertreter
            zu Wort, indem er das Plastikschild mit seinem Ländernamen senkrecht vor sich stellt, erwacht eine der zahlreichen Kameras,
            die von der Decke hängen, zu Leben. Sie schwenkt auf den Minister und zoomt ihn heran. Sein Gesicht erscheint auf den Bildschirmen,
            und in den Kopfhörerkanälen schaltet sich der passende Dolmetscher ein. Die Abläufe der Sitzungen, die unter http://video.consilium.europa.eu verfolgt werden können, sind etwas für Feinschmecker.
         

         Umweltminister Norbert Röttgen liest zum Beispiel eine Stellungnahme zum gemeinschaftlichen Zulassungsverfahren von Biozid-Produkten ab. »Wir glauben, dass man das Verfahren noch etwas weniger bürokratisch gestalten könnte«, sagt er. Als
            er erläutern möchte, wie genau dies geschehen solle, hat er Schwierigkeiten, das vorbereitete Manuskript zu verstehen, von
            dem er abliest. Eine Vereinfachung, fährt der Minister stockend fort, ließe sich dadurch denken, »wichtige Elemente aus dem
            Verfahren der so genannten gleichzeitigen gegenseitigen Anerkennung für die Gemeinschaftszulassung zu adaptieren«. Nur geringfügig
            mehr Leidenschaft versprüht bei anderer Gelegenheit Bundesjustizministerin Leutheusser-Schnarrenberger. Nachdem die Vorsitzende
            »Sabine« aufgerufen hat, gibt die Deutsche eine kurze Stellungnahme zum Arbeitsplan für die EU-Justiz- und Innenpolitik der kommenden Jahre ab. »In aller gebotenen Kürze«, sagt Leutheusser-Schnarrenberger, wolle sie »auf einige
            Punkte eingehen, mit denen wir noch Probleme haben«. So vorsichtig, so freundlich und so unkonkret wie möglich weist die Ministerin
            darauf hin, dass Deutschland nicht alle angestrebten Harmonisierungen »in dieser Form mittragen« möchte. »Gerade in Deutschland
            gibt es über diese Punkte im Parlament eine sehr, sehr kritische Diskussion.« In einer fast dreistündigen Sitzung kommt die
            Ministerin zweimal zu Wort, für insgesamt etwa vier Minuten. Sieht so die Verteidigung deutscher Positionen aus? Nein, sagt
            ein Insider, natürlich nicht. Seit die Öffentlichkeit zuschauen könne, habe sich der eigentliche Streit unter den Ministern
            auf die Flure vor dem Sitzungssaal verlagert. Was während der Internet-Übertragung passiere, sei im Wesentlichen freundliches
            Theater. Zur Sache gehe es weiterhin in Vier- oder Sechs-Augen-Gesprächen, unter Ausschluss der europäischen Zuschauerschaft.
         

         Drei Stockwerke oberhalb des kamerabestückten Konferenzzimmers liegen die »Speisesäle« des Ratsgebäudes. In ihnen tagen während
            des Brüsseler Normalbetriebs die wichtigsten, weil ranghöchsten Arbeitsgruppen. Wenn sich die Fahrstuhltüren auf Ebene 80
            öffnen, fällt der Blick als Erstes auf ein magentafarbenes Schild, das von der Decke hängt. Es erinnert an einen OP-Wegweiser auf einer Intensivstation. »Salon 80.3.« steht darauf, daneben ein scharfer Linkspfeil. Folgt man ihm, geht es unter Neonlichtschächten
            einen birkenholzgetäfelten Gang entlang. Der Fußboden ist mit empfindlichem, trittschalldämmenden beigen Teppich ausgelegt.
            In quadratischen Holzkübeln fristet efeuartiges Grünzeug ein bemitleidenswertes Dasein. Flachbildschirme neben den Eingängen der Säle weisen auf die Formationen hin, die hier tagen. »Coreper« steht auf einem von ihnen, die Abkürzung
            für Comité des représentants permanents, oder, zu Deutsch, Ausschuss der Ständigen Vertreter. Das bedeutet, dass heute die EU-Botschafter in dem Saal zu einem Arbeitslunch zusammenkommen. In wöchentlichen Treffen bereiten Edmund Duckwitz und seine 26 Kollegen die politischen Beschlüsse vor, welche später die Minister der Mitgliedstaaten unterzeichnen sollen. Das Sekretariat des Rates kann nicht haftbar gemacht werden für Beschädigung oder Verlust von Objekten, warnt ein rot-weißes Schild im Vorraum des Besprechungszimmers.
         

         Wieder lässt sich nur hoffen, dass die Gemüter der Verhandler unempfindlich sind gegen architektonische Grausamkeiten. Der
            Raum ist schmal und eng, an den beiden Längsseiten erstrecken sich hinter grünlichem Glas die Kabinen der Übersetzer. Ein
            Tischoval zieht sich über die gesamte Fläche, umgeben von Messingrohrstühlen mit grau-bläulichen Polstern. Die Ausstattung
            erweckt den Anschein, als habe die EU sie nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion aus osteuropäischer Konkursmasse erworben.
            So dicht stehen die Sitzgelegenheiten aneinander, dass die Schultern der Tischgäste sich berühren, wenn sie sich setzen. Auch
            die Staatschefs werden in dieser Klause bedient, wenn sie vor oder nach ihren Treffen zum Dinieren schreiten. Der Tisch ist
            schon gedeckt fürs nächste Arbeitsessen. Zwei Bestecksets, zwei Weingläser warten an jedem Platz. Passend zu den schlichten
            Tischtextilien recken sich weiße Platzmikrofone über jeden Teller. Je ein Notizblock mit dem Logo der Ratspräsidentschaft
            liegt ordentlich daneben. Bei Chablis und Bordeaux reden die Staatenvertreter hier über Landwirtschaftshilfen, Terrorbekämpfung
            oder die Besetzung europäischer Spitzenämter.
         

         In den beiden Etagen darunter, auf den Ebenen 70 und 60, liegen die Delegationsbüros der Mitgliedsländer. Wieder weisen strenge
            Schilder neben dem Aufzugschacht die Richtungen. Platz ist nur für die Abkürzungen der Ländernamen. Für Diplomaten aus »BE
            – BG – CY – SK – HU – RO – PL – LV – MT – PT – NL – DK – FI – FR – ES« geht es rechts herum, für Abgesandte aus »IE – GR –
            LU – SI – LT – EE – CZ« nach links. Die Büros der neuen Mitgliedsländer liegen etwas abgelegen am Ende des Gebäudes, was es,
            so ist zu hören, bisweilen schwierig mache, sie aufzuspüren, wenn schnell einmal bilaterale Zusammenkünfte organisiert werden müssen. Deutschland liegt im linken Flügel, auf einem Gang mit Großbritannien, Österreich, Italien und Schweden.
         

         Neben einer ozeanblauen Leinwand mit drei groben schwarz-rot-goldenen Pinselstrichen steht eine Tür offen. Sie führt ins deutsche
            Delegationsbüro. Wie auf einem Polizeirevier tritt der Besucher als Erstes vor einem langen grauen Tresen, hinter dem sich
            eine Phalanx von Flachbildschirmen, Telefonen, Druckern und Faxgeräten befindet. Von der Decke hängt ein Monitor, der Zeit
            und Ort der anstehenden Arbeitsrunden bekannt gibt. An einer Pinnwand darunter listen zwei DINA4-Seiten Telefonnummer, E-Mail-Adressen und Raumbuchstaben der übrigen 26 Delegationen auf. Nebenan liegt ein Besprechungsraum. In ihm kommen vor den Ratssitzungen die jeweiligen Fachminister mit
            den Experten aus der deutschen EU-Botschaft zusammen, um die Verhandlungstaktik zu besprechen. Unbefangene Besucher könnten sich in ein Hinterzimmer des DDR-Staatsrats versetzt fühlen. Erdbraun gepolsterte Bürostühle umstehen einen weißen Besprechungstisch simpelster Bauart, die Fenster sind
            verhangen mit weißen Gazegardinen. Mithilfe einiger Drucke von August-Macke-Gemälden hat ein wohlmeinender Geist versucht,
            den Albdruck des Interieurs zu mildern. Ein dritter, etwas repräsentativerer Raum des Delegationsbüros bietet Gelegenheit,
            Minister aus anderen Staaten zum Gespräch einzuladen. Hier, in etwas schlankeren Echtledersesseln, bespricht sich auch die
            Kanzlerin mit ihren Begleitern, wenn sie zu Europäischen Gipfeltreffen anreist.
         

          

         Was sich an jedem gewöhnlichen Brüsseler Arbeitstag in den routinemäßigen Diplomaten-Ratsarbeitsgruppen auf den unteren Etagen
            des Gebäudes abspielt, beteuert einer, der schon viele legislative Sitzungen mitgemacht hat, wäre für Lauscher wenig interessant.
            »Ein öffentliches Publikum, das dort zuschauen würde, würde des Öfteren vermutlich vor Langweile umfallen.« Es gibt sage und
            schreibe rund 180 Ratsarbeitsgruppen mit jeweils eigenen Zuständigkeiten. Pro Tag kann es gut und gerne 15 Abstimmungen über alle möglichen Richtlinien geben. Ein oder zwei Beamte schickt jede nationale Brüsseler EU-Vertretung zu diesen Besprechungen, und auch die Kommission rückt mit Fachleuten an. Bis zu sechzig Leute treffen dann aufeinander.
            Und alle haben sie ihre Standpunkte zum jeweiligen Gesetzesvorschlag. Die Diplomaten und Beamten schrauben an Paragrafen und
            Unterparagrafen herum, an einzelnen Wörtern und Fußnoten. Manche Sitzungen werden in alle EU-Sprachen gedolmetscht, manche nur ins Englische, Deutsche und Französische, manche gar nicht. Wer da nicht mithalten kann, ist schnell
            abgehängt. »Nicht selten«, sagt ein Mitglied einer Arbeitsgruppe, »dauert die Sitzung den ganzen Tag, von morgens halb zehn
            bis abends um sechs.« Denn kleine Schraubendrehungen können später große Wirkungen entfalten. Bei einer Chemikalien-Richtlinie
            bedeutet eine Stelle hinter dem Komma mehr oder weniger für die Industrie schnell Millionen von Euro. »In diesen Verhandlungen
            merkt man, dass wir ein alter Kontinent sind«, sagt ein Insider. Noch immer prallten dort Kulturen aufeinander.
         

         Was in diesen scheinbar langweiligen Sitzungen beschlossen wird, kann über kurz oder lang jeden Europäer betreffen; in seinem
            Supermarkt, seiner Bank, seinem Flugzeugsitz oder in seinen Grundrechten. Die Harmonisierung von immer mehr europäischen Vorschriften
            birgt eine grundlegende Gefahr, wenn die EU das Prinzip der kommunizierenden Röhren, das in der Wirtschaftspolitik erfolgreich
            ist, auf sämtliche andere Politikbereiche überträgt. Die Vereinheitlichung und Stärkung des Binnenmarktes nach diesem Prinzip
            mag am Ende nur Gewinner kennen. Steigen in Portugal und Griechenland Bruttoinlandsprodukt und Kaufkraft, dann profitieren
            davon auch die reicheren Länder. Ihre Exporte nehmen zu.
         

         Bei der Europäisierung des Umweltrechts, des Verbraucherschutzes oder der Rechtspolitik hingegen gibt es klare Verlierer.
            Fremde Regierungen können per Brüsseler Beschluss das Normenniveau verwässern, das nationale Parlamente einmal für ihre Länder
            gesetzt haben. »Harmonisierung«, sagt ein EU-Diplomat, »bedeutet eben auch, dass mancher auch mal Federn lassen muss.« Europas Einheitsrechtssetzung orientiert sich mit anderen
            Worten nicht immer am Bestmöglichen. Sondern am kleinsten gemeinsamen Nenner.
         

         Im Gesundheitsschutz und in der Rechtspolitik seien es die Deutschen, berichten Diplomaten, die die Latten für EU-Regelungen besonders hochhängten. Nicht immer tun sie das mit Erfolg. Als es etwa darum ging, Grenzwerte für Gifte in Spielzeugimporten
            aus China festzulegen, wurden die Deutschen überstimmt. Das Ergebnis: Die nun europaweit geltende Richtlinie lässt höhere
            Giftkonzentrationen zu, als sie deutschen Standards entsprachen. Das Argument der anderen, vor allem osteuropäischen Staaten
            gegen einen maximalen Schutz lautete, zu strenge Grenzwerte hätten die Fertigungs-, Kontroll- und Verkaufskosten unangemessen in
            die Höhe getrieben.
         

         Beim Datenschutz sind es ebenfalls die Deutschen, die das Fähnchen der Bürgerrechte am höchsten halten. Als es um die Speicherfristen
            von Handy-Verbindungsdaten oder um die Übermittlung von Swift-Überweisungsdetails an die Vereinigten Staaten ging, konnten
            viele andere Staaten den deutschen Wünschen nach möglichst kurzen Fristen und hohen Datenschutzanforderungen nicht recht folgen.
            Für Länder wie Großbritannien und Spanien, die schon Ziele für verheerende al-Qaida-Anschläge waren, ist eine effiziente Terrorismusbekämpfung
            der Maßstab – und die deutsche Bedenkenträgerei hinsichtlich der Datensammlung ein Rätsel. »Es gibt im Rat eine klare Mehrheit,
            die sagt: Spinnen die Deutschen?«, bekennt freimütig Bundesinnenminister Thomas de Maizière. Die Scheu vor einem informationellen
            Ungleichgewicht zwischen Staat und Bürger, das sich aus den beiden deutschen Überwachungsdiktaturen des 20. Jahrhunderts speist, kann kaum einer der europäischen Partner nachvollziehen. »Aber wir haben nun einmal diese besondere Tradition«,
            sagt de Maizière, »es hilft nichts.«
         

          

         Zwar haben die großen Länder der EU größere Stimmkraft als die kleinen und damit in der Theorie mehr Einfluss. Doch in der
            Praxis der Ratsarbeitsgruppen kann diplomatisches Geschick entscheidender sein als demokratisches Gewicht. Die Stimmzahl für
            jedes Land folgt einer Punkteskala, die im Vertrag von Nizza 2001 festgelegt wurde. Eine mathematische Korrelation zur Bevölkerungszahl
            weist sie nicht auf. Deutschland bringt, bei 82 Millionen Einwohnern, 29 Punkte auf die Waagschale, ebenso wie Großbritannien, Frankreich und Italien, obwohl diese Länder wesentlich weniger Einwohner
            haben (Frankreich 61 Millionen, Großbritannien 59 Millionen, Italien 57 Millionen). Im Mittelfeld rangieren Belgien, die Tschechische Republik, Griechenland, Ungarn und Portugal mit jeweils 12 Stimmen, Schlusslicht ist Malta mit 3 Stimmen.
         

         »Die Verhandlungen der Staatschefs 2000 in Nizza waren grauenhaft«, sagt einer, der das Gerangel um die Stimmpunkte verfolgt
            hat. Um die Gewichtung des Einflusses sei bis zur körperlichen Erschöpfung gerungen worden. Der schwer nachvollziehbare Kompromiss,
            der bei dem Treffen herauskam, wurde erst mit dem Vertrag von Lissabon und der dort verankerten so genannten doppelten Mehrheit korrigiert. In Zukunft, präziser ab 2014, spielt die tatsächliche Bevölkerungsgröße bei der Frage, ob eine qualifizierte
            Mehrheit erreicht ist, die entscheidende Rolle. Was allerdings auch der neue EU-Vertrag nicht berücksichtigen kann, ist der menschliche Faktor, der sich in die Verhandlungsabläufe einschleicht.
         

         »Mit geschicktem Auftreten, langfristigem Engagement und den richtigen Allianzen ist vieles möglich«, berichtet ein Veteran
            des Rates. »Wichtig ist, sich mit den Strukturen zu verweben und persönliche Bekanntschaften aufzubauen, die Vertrauen schaffen.«
            Als Meister der Brüsseler Verhandlungskunst gelten die Luxemburger. Sie seien unübertroffen darin, »für ein kleines Land das
            Maximum herauszuholen«, sagt ein Ratsmitarbeiter. Gemeinsam mit Belgien und Österreich genoss das Großherzogtum beispielsweise
            jahrzehntelang das Privileg, die Steuergelder anderer EU-Länder aufsaugen zu dürfen, weil sein Bankgeheimnis die ausländischen Übermittler von Schwarzgeld schützte. Wie hat das winzige
            Land Luxemburg diese Bastion so lange gegen den Zorn der Großen und das Prinzip der europäischen Solidarität verteidigen können?
            Durch dreierlei, sagen Beobachter: Intensive Pressearbeit. Ständiges freundliches Vorschützen von Kooperationsbereitschaft.
            Mitleid erzeugen, um Übergangsfristen herauszuhandeln. »Einfach brillant!«, nennt der Diplomat eines großen Nachbarstaates
            die Strategie der Luxemburger, zu kooperieren, charmieren und kalibrieren bis zum Sankt-Nimmerleins-Tag.
         

         Andere Länder wie etwa Polen und Griechenland gelten als hartleibig und wenig kompromissbereit. Doch Fundamentalopposition
            führt in der Kosmopolis Brüssel selten zum Erfolg. Es gilt: Der Netzwerker gewinnt. Vor allem kommt es darauf an, dass sich
            keine blockierenden Gruppen bilden. Je nach Gegenstand der Richtlinie können sich ad hoc ganz eigene Bündnisse bilden. »Manchmal
            finden sich die klassischen Großen zusammen, also Deutschland, Frankreich und Großbritannien, manchmal zeigen sich die kleineren
            Staaten völlig verbissen«, berichtet ein Beteiligter. Staatenpakte können an einzelnen Paragrafen entstehen – und zerbrechen.
            »Die Vorstellung, dass es ausreicht, wenn Deutschland und Frankreich einer Meinung sind, stimmt nicht mehr.« Zwar verbindet
            die beiden EU-Gründungsstaaten seit dem Freundschaftsvertrag zwischen Adenauer und de Gaulle von 1963 ein enges institutionelles Gewebe. Auch mögen sie
            gewisse Gravitationskräfte entfalten, wenn sie zusammenhalten. »Aber die geborenen Partner, die immer Hand in Hand durch Europa marschieren, die gibt es nicht«, berichtet ein Insider. Innerhalb
            der Wohngemeinschaft EU mag es zwischen Deutschland und Paris also eine eheähnliche Beziehung geben – aber die schützt nicht
            vor Meinungsverschiedenheiten. Gerade in der Wirtschaftspolitik tun sich immer wieder Risse auf. Beim Streit um das Rettungspaket
            für den Euro soll Nicolas Sarkozy gegenüber Angela Merkel ja sogar mit Auszug aus der Wohngemeinschaft, sprich aus der gemeinsamen
            Währung gedroht haben. Paris denkt, grob gesprochen, eher protektionistisch. Berlin eher liberal. Insgesamt aber sei die Stimmung
            in den Brüsseler Sitzungen ausgesprochen unemotional, berichten Teilnehmer. Erhobene Stimmen? Leidenschaftsausbrüche? Daran
            kann sich kaum jemand im Diplomatencorps erinnern. Vielleicht, na gut, einmal ein nicht ganz so freundlicher Blick.
         

          

         Die Ratsgruppen werden von den Vertretern des Staates geleitet, der gerade die Präsidentschaft der EU innehat. Dieser Vorsitz
            rotiert im Halbjahresrhythmus. Die Beteiligten sind bemüht, die alle sechs Monate stattfindenden Übergänge möglichst fließend
            zu gestalten. Die jeweilige Ratspräsidentschaft arbeitet immer noch mit der Vorgängerin und immer schon mit der Nachfolgerin
            zusammen. Führt Schweden (im zweiten Halbjahr 2009) also gerade die Geschäfte, begleiten die Tschechen (die im ersten Halbjahr
            2009 dran waren) die Ratspräsidentschaft im Hintergrund ebenso wie die Spanier (die im ersten Halbjahr 2010 übernahmen). Der
            Verwaltungsfluss Europas ähnelt einem Staffellauf. Die Sprinter laufen bei der Stabübergabe ein ganzes Stück nebeneinander
            her, um nicht an Geschwindigkeit zu verlieren.
         

         Gleichwohl pflegt jede Präsidentschaft ihre ganz besonderen Steckenpferde in Brüssel. Die Franzosen möchten gerne eine »Mittelmeerunion«
            aus der Taufe heben. Den Schweden schwebt eher eine »Ostseepartnerschaft« vor. Verschiedene nationale Vorlieben oder, in anderen
            Worten, Prestigeprojekte, die sich beim Wähler gut verkaufen lassen, sind ein Grund dafür, warum die Politikbilanz der EU,
            wie es ein erfahrener EU-Beamter ausdrückt, »keine lange gerade Linie ist, sondern eine gezackte Kurve, in der Themen kommen und gehen, bestehen und vergehen«.
            – Einen kontinuierlicheren, beständigeren Kurs der EU-Politik wünschen sich viele, die den Brüsseler Betrieb länger begleitet haben.
         

         Dazu sollte eine der großen Neuerungen des Lissabon-Vertrages beitragen. Die Rede ist vom Posten des, wie er landläufig genannt
            wird, »Europäischen Präsidenten«. Doch genau das ist der Belgier Herman Van Rompuy eben nicht. Er fungiert lediglich als Präsident
            des Europäischen Rates, also der vierteljährlichen Zusammenkunft der EU-Staatschefs. Der Präsident, so möchte es der Lissabon-Vertrag, »führt den Vorsitz und gibt Impulse«. In der Praxis heißt dies, dass er
            den Ministerpräsidenten bei ihrer Ankunft am Brüsseler Ratsgebäude die Hände schüttelt und sie zum Sitzungssaal geleitet.
            Was dann dort drin passiert, dürfte weniger von den Impulsen des neuen Präsidenten abhängen als auch weiterhin von den Egos
            der versammelten Alphatiere aus Frankreich, Deutschland, Italien oder Großbritannien.
         

         Der Lissabon-Vertrag ist auch in diesem Punkt ambitionierter als seine Initiatoren. Die Praxis zeigt, dass die Regierungschefs
            nicht geneigt sind, sich von einem Brüsseler Zeremonienmeister, wie hochtrabend seine Funktion auch formuliert sein mag, die
            Butter vom Brot nehmen zu lassen. Sie sind es schließlich, die daheim wieder gewählt werden müssen. Herrn Van Rompuys Schicksal hingegen hängt nach zweieinhalb
            Jahren wiederum nur von der Gnade der Staatschefs ab.
         

         Entsprechende strategische Bescheidenheit haben die Kontinentaleuropäer demonstriert, als sie im November 2009 den belgischen
            Ministerpräsidenten als Brüsseler Sachwalter einsetzten. Van Rompuy war eine kleine Lösung für eine große Gelegenheit. Das
            auffälligste Merkmal des damals 61-jährigen konservativen Flamen war bis dato seine Unbekanntheit. Der praktizierende Katholik, hieß es vor der Entscheidung in europäischen
            Regierungskreisen, sei uneitel, verschwiegen, zurückhaltend unter Großen. In seiner Freizeit, so sprach sich bald herum, dichte
            er gerne Verse nach japanischem Haiku-Muster. Eines, das den Titel »Brüssel« trägt, geht so:
         

          

         Andere Farben, 

         Sprachen, Türme und Götter. 

         Wir brüsseln weiter.3 

          

         In einem »vertraulichen Persönlichkeitsbild«, welches das Auswärtige Amt Bundeskanzlerin Angela Merkel über den damaligen
            belgischen Regierungschef erstellte, hieß es: »Herman Van Rompuy gilt als Ministerpräsident wider Willen. (…) Durch seine Glaubwürdigkeit und Verschwiegenheit (»die Sphinx«) hat er
            sich 2007 als königlicher ›Erkunder‹ großes Vertrauen erworben. Er gilt als kompetent und durchsetzungsfähig. (…) Trotz Eloquenz
            sucht er nicht die Mikrofone und das Scheinwerferlicht.« Der EU-Präsident ist in Wirklichkeit ein König Ohneland. Er soll möglichst unsichtbar bleiben und bei brisanten Fragen nach außen brav den
            Mund halten. Der neue Hausherr des Justus-Lipsius-Gebäudes, sagt der liberale Brüsseler Abgeordnete Alexander Graf Lambsdorff
            voraus, werde sich deshalb alsbald »unterbeschäftigt« vorkommen. »Pfusch am Bau«, lautet Lambsdorffs Fazit zu den Kompetenzregeln
            des Lissabon-Vertrags. »Was Europa bekommt, dürfte ein besserer Frühstücksdirektor sein.«
         

         Die lang ersehnte, eine Telefonnummer, die sich schon Henry Kissinger von Europa wünschte, liefert die Lissabon-EU also nicht. Europa beschallt die
            Welt weiterhin nicht mit einer Stimme. Sondern mit einem ganzen Chor. Die beiden neuen Spitzenämter, der permanente Ratspräsident
            sowie die EU-Außenministerin Catherine Ashton, bündeln nicht, wie erwartet, Europas außenpolitische Vertretungsmacht. Sie vergrößern vielmehr die Vielgesichtigkeit
            der EU.
         

         Die Verschlimmerung der Euro-Schizophrenie infolge des Vertrages von Lissabon zeigte sich Anfang 2010 in einem bizarren Vorgang
            zwischen Washington, Brüssel und Madrid. Die spanische Ratspräsidentschaft plante einen EU-USA-Gipfel, zu dem sie auch Barack Obama einladen wollte. Solche Drittstaaten-Gipfel gab es schon immer im internationalen Terminkalender.
            Bisher fanden sie im sogenannten Troika-Format statt. Das heißt, die EU wurde vertreten vom Hohen Beauftragten für Außenpolitik,
            vom Kommissionspräsidenten sowie vom jeweiligen Land, das gerade den Ratsvorsitz innehatte. Natürlich hätte man gemäß der
            Logik des Lissabon-Vertrags erwartet, dass anstelle der rotierenden EU-Geschäftsführer der neue permanente Ratspräsident Herman Van Rompuy diesen Job übernimmt. Das allerdings sahen die Spanier ganz und gar nicht
            so. Ministerpräsident José Luis Zapatero wollte Barack Obama gerne in seiner Hauptstadt persönlich die Hand reichen. »Die
            permanente Ratspräsidentschaft war [in die Vorbereitung des Gipfels] nie involviert«, bestätigte der Sprecher Van Rompuys,
            Dirk De Backer, Anfang Februar 2010.
         

         In Washington schüttelt man ob dieses Theaters nur den Kopf. Sowohl für Brüssel wie auch für Madrid überraschend, teilte das Weiße Haus mit, Obama werde nicht zu dem Gipfel reisen. Der
            Sprecher des US-Außenministeriums, Philip J. Crowley, begründete die Absage ausdrücklich mit der Unklarheit, welche die Lissabon-Reform geschaffen habe. Bis jetzt gab
            es alle sechs Monate ein Treffen, eines in Europa und eines hier, sagte er vor Journalisten in Washington. »Jetzt gibt es
            eine neue Struktur. Es gibt nicht nur die rotierenden Präsidentschaften, sondern auch noch einen EU-Ratspräsidenten und einen Kommissionspräsidenten. Wir versuchen uns da durchzuarbeiten.« Die Frage, wann es Treffen gäbe, wo sie stattfänden
            und wer der Gastgeber sei, »wird im Lichte der neuen Architektur gerade neu bewertet.«
         

         Ganz abgesehen vom peinlichen Kompetenzgerangel in Europa – wer könnte dem US-Präsidenten seine mangelnde Reiselust in die Alte Welt verübeln? Europa ist der amerikanischen Regierung nicht mehr halb so wichtig,
            wie es glaubt. Warum auch? Die wahren Chancen und Risiken der Weltpolitik warten im 21. Jahrhundert anderswo. In China zum Beispiel, in Afghanistan, in Indien oder Lateinamerika. Statt symbolhafte EU-Gipfel zu besuchen, bei denen nicht viel mehr besprochen wird als die Tatsache, dass es eigentlich nichts zu besprechen gibt, hat
            ein Weltmachtführer weiß Gott Besseres zu tun. »Das Weiße Haus glaubt, dass EU-Gipfel verschwendete Zeit sind«, sagt Stephen Szabo, der Direktor der Transatlantic Academy in Washington. »Die Absage war ein klares
            Signal, dass die Vereinigten Staaten genug davon haben, sich mit Eurokraten und einem führungslosen Europa zu beschäftigen.
            Europa mag jetzt einen Telefonanschluss in Brüssel haben. Aber er wird von einem Pförtner beantwortet.« Die schmerzhafteste
            Erkenntnis über ihre Rolle in der Welt scheint der Lissabon-EU auf Dauer noch bevorzustehen: Stell dir vor, Europa spricht
            mit einer Stimme und keiner hört zu.
         

         Enttäuschung breitet sich im Jahr eins nach Lissabon auch nach Innen aus. Allen Ansprüchen nach mehr Effizienz zum Trotz hat
            der Lissabon-Vertrag unterhalb der repräsentativen Etage des Rates die rotierenden Präsidentschaften bestehen lassen. Sie
            laufen im selben Rhythmus weiter wie bisher. Damit bleibt die Versuchung für Einzelstaaten, ihre ganz persönlichen Pflöcke
            auch im EU-Normenapparat einrammen zu wollen, bestehen. Es können weiterhin Monate oder gar Jahre vergehen, bis ein EU-Gesetz abgesegnet ist.
         

         Den Rekord hält die Richtlinie zu europäischen Aktiengesellschaften. 31 Jahre (von 1970 bis 2001) verhandelten die Mitgliedstaaten über sie. 17 Jahre waren es bei der Betriebsrats-Richtlinie. 11 Jahre bei einer Richtlinie zu Definition von Mineralwasser. Die Roaming-Verordnung hingegen, die Höchstpreise für Mobiltelefongespräche
            zwischen EU-Ländern festlegt, lief innerhalb von dreieinhalb Monaten durch die Ratskammern. Im Durchschnitt, schätzen Beamte, müsse man zweieinhalb
            Jahre veranschlagen, bis aus einem Vorschlag der Kommission ein verbindliches Gesetzblatt wird. Das ist eigentlich keine schlechte
            Geschwindigkeit für einen Gesetzgebungsprozess, der nicht nur 27 einzelstaatliche Interessen versöhnen muss, sondern der auch
            noch Gegenwind aus dem Europäischen Parlament bekommen kann.
         

         Eine wichtige Aufgabe der Ratsvorsitzenden ist es, möglichst früh Hindernisse aus dem Weg zu räumen, die das Europaparlament
            in den Gesetzgebungsweg stellen könnte. Parallel zu den Ratsarbeitsgruppen sondieren die Diplomaten deshalb den jeweiligen
            Richtlinienentwurf mit dem zuständigen »Berichterstatter« im Parlament. Dieser Abgeordnete ist zuständig dafür, seine Kollegen
            zu unterrichten und die Meinungen der Fraktionen einzuholen. Da die Berichterstatter die Ansichten ihrer Kollegen natürlich
            auch prägen und die Inhalte einer Richtlinie verändern können, sind sie mächtige Leute. Verspüren die Ratsvertreter Anzeichen
            von Widerstand aus dem Parlament, werden sie versuchen, ihren Kurs zu ändern – oder die Berichterstatter zu überzeugen. Schließlich
            wollen sie nicht riskieren, dass die ganze jahrelange Koordinierung zunichte gemacht wird. »Das Parlament kann alles verhageln«,
            fasst ein Diplomat die Macht der Völkervertretung zusammen. Ein Parlamentarier, der genau diese Arbeit getan hat, stellt selbstbewusst
            fest: »Ein Berichterstatter im Europaparlament kann mehr in Europa bewegen als manch ein Regierungsmitglied.«
         

         Die Stimmung bei allen Beteiligten ist freilich vom Willen zum Konsens bestimmt. »Wir wollen ja alle, dass die Dinge vorwärtskommen«,
            sagt ein Mitarbeiter im Rat, »deswegen versuchen wir Lösungen zu finden, mit denen alle leben können.« Denn zeigt sich Europa
            nicht in der Lage, die Dinge zu regeln, nehmen die Nationalstaaten das Heft in die Hand. Das will niemand in Brüssel. »Disziplinierende
            Wirkung«, sagt ein Diplomat, habe im Rat schon die bloße Androhung, einen Staat zu überstimmen. Isolation gilt als politisch
            peinlich, sie muss also vermieden werden. »Im Zweifel ist man dann doch lieber dabei«, formuliert ein Ratsbeamter die vorherrschende Denkart.
         

         Im Zweifel, bedeutet das, weicht das nationale Interesse der Gruppendynamik der Diplomatentreffen. »Im Rat entsteht so etwas
            wie eine Clubatmosphäre«, berichtet ein erfahrener EU-Beamter. »Man will Verordnungen vorweisen können am Ende des Jahres. Das ist das Ziel. Und die Clubatmosphäre wird versaut, wenn
            man bei seinen Positionen hart bleibt.« In Brüssel, so das Fazit des Mannes, »wird man auf Freundschaft sozialisiert«. Dieses
            Zusammenhalten bedeutet auch, dass es über den Grundkurs so gut wie keinen Streit gibt. Ziel sowohl der nationalen Diplomaten
            in Brüssel wie auch der allermeisten Europaabgeordneten ist eine »ever closer union«, ein immer integrierteres Europa.
         

          

         Doch alle Freundschaft endet beim Geld. Traditionell brechen Kontroversen zwischen den 27 Freunden dann aus, wenn die Frage auf den Tisch kommt: Wer bezahlt das? In den bleiernen 80er- und 90er-Jahren, in denen das
            Wort von der »Eurosklerose« die Runde machte, erwarb sich die Europäische Union den Ruf, im Wesentlichen als Basar zu dienen.
            Franzosen, Spanier, Portugiesen und Griechen versuchten, die jeweils größten Tortenstücke für sich aus Europa »herauszuholen«.
            Ein bisschen Blockade bei der Gesetzgebung, so fanden sie heraus, wurde oft mit der Zahlung von ein paar Millionen EG-Strukturfonds extra belohnt. Dieser Mechanismus des Zögerns und Nehmens funktioniert bis heute.
         

         Zum Teil hat dies, nach der Osterweiterung der EU, gute Gründe. Für jene Länder, die in den vergangenen fünfzig Jahren Planwirtschaft
            statt Wirtschaftswunder erlebt haben, sind Finanzspritzen in Einzelfällen evident gerechtfertigt. Plattenbauten gemäß der
            EU-Wärmeeffizienzkriterien zu sanieren, ist schließlich kostspieliger, als westdeutsche Eigenheime mit neuen Fenstern zu versehen. Gegen Ende der Verhandlungen
            im Rat wird deshalb häufig der Punkt »Unterstützungsmaßnahmen« auf die Tagesordnung gesetzt. Doch die Zahlung eben jener »Unterstützungsmaßnahmen« bleibt auch eine gängige Methode, Wackelländer auf die Seite der Jasager zu ziehen. Wenn es in den Verhandlungen so weit
            ist, schielen die Ländervertreter nicht selten zum deutschen Kollegen herüber.
         

         Schließlich ist das größte Land immer noch der solventeste »Zahlmeister« der Europäischen Union. Es ist allerdings nicht der
            einzige. Im Jahr 2004, nach der Osterweiterung, bekamen 19 Mitgliedsländer der EU mehr Geld aus Brüsseler Töpfen heraus, als sie einzahlten. Die laufenden Kosten des Apparats deckten
            im Wesentlichen sechs Staaten ab. Neben Deutschland waren es Frankreich, Großbritannien, Schweden, Österreich und die Niederlande.
            Diese sechs Nettozahler beantragten bei der Kommission Ende 2003 eine Verringerung ihrer Beiträge von 1,24 auf 1 Prozent des Bruttoinlandseinkommens. 7,4 Milliarden Euro zahlte die Bundesregierung 2007 in den Brüsseler Haushalt ein. Statistisch kostet die EU-Mitgliedschaft jeden Deutschen also bisher 263 Euro jährlich. Das ist, zum Vergleich, ein Zehntel dessen, was jeder Bürger in den Bundeshaushalt einzahlt (2678 Euro, jeweils brutto, jeweils 2007).
         

          

         Über die Zukunft des europäischen Autoreifens, um zu unserem Gesetzgebungsbeispiel zurückzukehren, wird in der Ratsarbeitsgruppe
            Energie verhandelt. Die Bundesregierung unterstützt den Vorschlag für energiesparende Reifen, möchte aber, dass sie nicht
            mit unzähligen Aufklebern versehen werden müssen. »Wer neue Reifen kauft, schaut sich üblicherweise nicht jeden Reifen vor
            der Montage einzeln an«, lautet das Argument der deutschen Vertreterin in der Versammlung. Einige Kollegen aus anderen Staaten
            runzeln die Stirn. Bei manchen von ihnen liegen Autoreifen traditionell in Ausstellungsregalen vor den Werkstätten aus. Es
            sei doch sogar ein Kaufanreiz, wendet der Vertreter eines südlichen Mitgliedstaates ein, wenn der Kunde sehe, dass ein Reifen
            sparsamer rolle als ein anderer. Die Vertreterin Deutschlands kontert darauf mit einer angsteinflößenden germanischen Wortschöpfung:
            »Aufkleberentsorgefolgekosten«. Wieso denn, fragt sie, könnten die Hersteller die Informationen über Benzinverbrauch, Haltbarkeit
            und Lärm der Reifen nicht einfach ins Internet stellen? Von dort könnte sich doch jeder Kunde oder Händler die Werte herunterladen,
            wenn er dies möchte. Eine Kennzeichnung auf jeden einzelnen Reifen kleben zu müssen, sei aus deutscher Sicht »unverhältnismäßig
            und nicht zielgerichtet«.
         

         Am 25. November 2009 fand sich, nach 42 Abänderungen durch das Europäische Parlament, eine salomonische Lösung. »Die Verordnung über die Kennzeichnung von Reifen
            in Bezug auf die Kraftstoffeffizienz und andere wesentliche Parameter« sieht vor, dass Reifen künftig ebenso wie Haushaltsgeräte
            mit Labels versehen werden müssen, die auf einer Skala von A bis G über den Rollwiderstand, das Rollgeräusch sowie das Nassbremsverhalten Auskunft geben. Der entsprechende Aufkleber muss
            entweder auf jedem Reifen oder »in unmittelbarer Nähe des Reifens in der Verkaufsstelle deutlich sichtbar angebracht« sein.
            Die Marktaufsichtsbehörden der Mitgliedsländer haben die ordnungsgemäße Anbringung zu überwachen. »Die Vorschriften zur Kennzeichnung
            durch die Lieferanten und Händler müssen unbedingt eingehalten werden, damit die mit diesen Vorschriften verfolgten Ziele
            erreicht werden können und einheitliche Wettbewerbsbedingungen innerhalb der Gemeinschaft gewährleistet sind«, heißt es in
            der Verordnung.
         

      

   
      
         

         
            Förster im Regelwald: Edmund Stoibers Erforschungen 

         

         Gegen Mitte des Abends fühlt sich Edmund Stoiber ernsthaft gestört von seiner Heimat. »Jaaa, ist denn das die Möööglichkeit?!«,
            ruft eine blecherne Stimme aus seiner Hosentasche. Zum dritten Mal schon unterbricht sie das Gespräch. Stoiber kramt das Handy
            hervor und entschuldigt sich. »Sie kriegen ja einen völlig falschen Eindruck von mir.« Dieser SMS-Ton, erklärt er, sei die Stimme des Stadionsprechers des FC Bayern München. Eben dort, im Stadion, hat der Verein, dessen Ehrenvorsitzender
            er ist, gerade ein Tor geschossen. Stoiber liest das Ergebnis vom Display ab. »Ha!« Er gönnt sich einen Moment seligen Lächelns.
            Dann steckt er das Handy wieder ein und kehrt zurück zu denjenigen Zahlen, die ihn – ganz ernsthaft – im Moment viel mehr
            bewegen. Stoiber sitzt in einem Hotel gegenüber dem Kommissionsgebäude und will einmal berichten, was er herausgefunden hat,
            seit er seinen neuen Job in Brüssel angetreten hat. »Also: Wenn wir es schaffen, 25 Prozent der Bürokratie in der Europäischen Union abzubauen, können wir für 1,5 Prozent mehr Wachstum in den Mitgliedsländern sorgen. Die Unternehmer sind mit so vielen Pflichten belastet, Handelsstatistiken,
            Arbeitsrecht, Umweltrichtlinien, Gleichstellungsregeln …« Über 40 Milliarden Euro, ist Stoiber sicher, ließen sich für die Wirtschaft einsparen, wenn es gelänge, den Kontinent von wachstumshemmendem
            Regelgeflecht freizuschlagen. Was er hier in Brüssel mache, erklärt er mit aufgeregten Handbewegungen, sei recht eigentlich
            »ein Konjunkturprogramm«. Darüber mag man zweimal nachdenken müssen. Aber dann stimmt es immer noch.
         

         Viel Unrecht ist Edmund Stoiber widerfahren, seit sich der Ex-Ministerpräsidentkanzlerkandidatcsuchef bereit erklärt hat,
            das Dickicht des EU-Regelwaldes zu lichten. Ende 2007 berief ihn Kommissionspräsident Barroso zum Antibürokratiebeauftragten. Mithilfe einer 14-köpfigen »High Level Group« aus Wirtschafts- und Politikvertretern, unter anderem dem Unternehmensberater Roland Berger und dem Ex-Bahnchef
            Johannes Ludewig, soll er die europäische Gesetzgebung nach dem schlimmsten Wildwuchs durchforsten. Einen »Versorgungsposten«
            habe das Establishment ihm nach seinem Karriereabsturz verschaffen wollen, höhnte es, der Mann halte sich wohl für den neuen
            deutschen EU-Kommissar. Und kaum war Stoiber in Brüssel angekommen, giftete es, wo bitte sei er denn überhaupt, was treibe er eigentlich? »Stoiber
            – das neue Phantom der Brüsseler Eurokratie?«, spottete die FDP-Europaabgeordnete Silvana Koch-Mehrin.
         

         Was stimmt, ist, dass Stoiber in Brüssel nicht gerade wohnt. »Einen Tag in der Woche«, antwortet er, verbringe er durchschnittlich
            im EU-Kommissionsgebäude. Sein Pressesprecher nimmt ihn zur Seite, flüstert ihm etwas zu. »Zwei«, korrigiert Stoiber, »schon eher zwei Tage.« Er arbeite
            halt lieber von zu Hause, von seinem Münchner Büro aus. Diese Distanz kann dem Zweck des Amtes allerdings durchaus zuträglich
            sein. Stoiber soll schließlich nicht das Staunen ausgehen über den Planeten Brüssel. Sich nicht schlucken zu lassen von dem
            Apparat, ist unabdingbar, um das Absurde, das er produziert, herauszufiltern. »20 Prozent der Informationspflichten für die Betriebe erzeugen 80 Prozent der Bürokratiekosten«, hat Stoiber herausgefunden. 42 EU-Rechtsakte gebe es, welche Geschäftsführer und Buchhalter in Europa mit 344 verschiedenen Berichtspflichten belasteten. Stoiber blättert
            in seinen Unterlagen, zieht eine Umfrage der Kommission hervor. »Da! 2008 haben auf die Frage, was sie mit der EU verbinden,
            36 Prozent der Deutschen geantwortet: Einen Bürokratie-Moloch.«
         

         Bei seiner Inventur des EU-Rechts trifft Stoiber immer wieder auf Fälle, die dieses Vorurteil bestätigen. Der Tachograf ist so eines. Jeder Transportunternehmer
            und Handwerker in der EU muss ab einer Fahrzeuggröße von 3,5 Tonnen einen digitalen Fahrtenschreiber aktivieren – egal ob er einen Holzlaster 1000 Kilometer von Flensburg bis Garmisch steuert oder bloß eine Kommode von München nach Passau liefert. Ausnahmen gelten lediglich
            für Regionalfahrten unter 50 Kilometer. »Das ist zu wenig!«, erregt sich Stoiber, der Radius müsse 150 Kilometer betragen, alles andere schnüre die Mittelständler ein. Stoiber hat genau hingeguckt. Seltsamerweise gilt die Beschränkung
            nicht für Tiertransporte. »Die Kuh kann 200 Kilometer gefahren werden. Das Fleisch nicht.« Mehrere 10.000 Kleinunternehmer seien von diesem offenkundigen Unsinn betroffen. Stoiber haut mit der Handkante auf den Tisch. »Ich will
            die befreien vom Tachografen!«
         

         Der Bayer kann noch Dutzende andere Beispiele aufzählen, bei denen der gesunde Menschenverstand Einspruch gebietet gegen Auswüchse
            des Rechtsetzungseifers. Die Pflicht zur Erstellung eines »Gesundheits- und Sicherheitsplans für Anlagen mit niedrigem Risikograd« ist eines für zweifelhafte Beglückungsgesetzgebung. Die Pflicht, alle Verträge über Verkäufe »im Hopfensektor«
            registrieren lassen zu müssen, fällt in die Kategorie krankhafte Kontrollitis. Ganz zu schweigen von Zulassungsverfahren mit
            geradezu dadaistischen Qualitäten. »Wenn Sie ein Feuerzeug auf den Markt bringen wollen«, erzählt Stoiber eine wahre Geschichte,
            »müssen Sie laut EU-Recht 100 Kinder, die unter 51 Monate alt sind, an einem Ort zusammenbringen und ihnen die Feuerzeuge in die Hand geben. Wenn 15 oder mehr Kinder es schaffen,
            das Feuerzeug anzukriegen, dann ist es durchgefallen.«
         

         Besonders belastend für Gewerbetreibende seien die lästigen Handelsbilanz- und Rechnungsprüfungen, denen sich sogar alle 16 Millionen Mikrounternehmen in der EU unterwerfen müssten. Diese Papierarbeit verschlänge pro Jahr 6,3 Milliarden Euro Verwaltungskosten, hat Stoiber errechnet. Welche gesellschaftlichen Fehleinschätzungen, fragt sich der Christsoziale,
            verrieten solche Regelungen eigentlich? »Dem großen Finanzmarkt haben wir vertraut, den kleinen Unternehmen nicht.« Als Nächstes
            will Stoiber in Holland Betriebe besuchen, will fragen: »Was belastet euch am meisten?« Nebenbei beschäftigt sich der Bayer
            mit überschießenden Regelungsinhalten der europäischen Schrott- und Batterieverordnung.
         

         Wer Stoiber von seiner (wohlgemerkt: ehrenamtlichen) Aktenfresserei erzählen hört, der bekommt den Eindruck, dass diese Beschäftigung
            für den Mann ein ebenso erfüllendes Hobby ist wie für andere Leute Gartenpflege oder Schachspielen. Während er von einem Antibürokratiegespräch
            mit »dem Sarkozy« berichtet, wandert sein Energieüberschuss in seinen Ehering, er schiebt ihn abwechselt von der Daumenkuppe
            der linken Hand auf den rechten Ringfinger. Es zeigt sich: Zieht man das Politische von Edmund Stoiber ab, dann bleibt ein
            Amtmann mit fast schon erschreckender Leidenschaft zum Detail. Gepaart mit der Grundskepsis gegenüber der Kompetenzfülle der
            EU-Kommission, macht das aus dem Mann den richtigen Aufräumer am richtigen Platz. Als der Bayer zum ersten Mal im EU-Viertel vorsprach, nannte er seine Aufgabe die eines »Sisyphus«. Heute glaubt er, er und seine Gruppe hätten »einen Schub« erreicht.
            Die Kommission nehme seine Kritik dankend an, sagt er, die meisten Vorschläge zur Rücknahme von überbordender Regulierung
            habe sie bereits beschlossen.
         

          

         Bedauerlich nur, dass die 27 Regierungschefs der EU beschlossen haben, Stoibers Mühen einen erheblichen Ausbau der Brüsseler Bürokratie-Planungsabteilung
            entgegenzustellen. Statt – wie einstmals geplant – die Kommission zu verkleinern, soll auch weiterhin jedes Mitgliedsland
            einen Kommissar stellen, verabredeten sie Ende 2008. Sollten dereinst die Balkanstaaten der EU beitreten, werden sich also über 30 Kommissare im Berlaymont drängen – allesamt mit dem Ehrgeiz, eigene Gesetze zu erlassen. Die Vereinbarung »ein Kommissar pro
            Land« ist, nebenbei bemerkt, ebenso sinnreich, als würde im Grundgesetz festgeschrieben, dass in Berlin 16 Bundesminister bestellt werden müssen, weil es 16 Bundesländer gibt.
         

         Von überflüssigen Kommissaren einmal abgesehen – wie überhaupt kann es immer wieder passieren, dass in Brüssel hinderliche
            Regularien in die Welt gesetzt werden, denen ganz augenscheinlich der Sinn für die Praxis abgeht? Die Gesetzgebungsprozesse
            ziehen sich manchmal über Jahre hin, die Kommission bemüht sich, sämtliche »Stakeholder«, also Interessengruppen, einzubinden,
            um ihre Standpunkte in die Verfahren einzuspeisen. Tausende von Lobbyisten tummeln sich in der Stadt, 4322 waren im Jahr 2009
            registriert, aber es dürften noch wesentlich mehr sein, weil sich nicht alle offiziell auflisten lassen. Wie kann es trotz
            alledem passieren, dass regelmäßig bürokratische Ärgernisse in EU-Gesetze eingebaut werden?
         

         Stoiber hat dafür eine interessante Erklärung parat. In Brüssel, antwortet er, nähmen viele Verbandsvertreter ihre Aufgabe
            »eher auf die leichte Schulter«. Es gebe zu wenig Auseinandersetzung bei der Schaffung der Gesetze. Ob im Lebensmittelrecht,
            beim Verbraucherschutz oder bei Arzneimittelregeln, überall setzten sich allzu leicht die »Maximalschützer« durch. »Als die
            Handelsbilanz- und Rechnungsprüfung der EU eingeführt wurde, hat es überhaupt keine Einwände der Mittelstandsverbände gegeben«,
            wundert sich Stoiber. Er nimmt die Brille ab: »Wenn das ein deutsches Gesetz gewesen wäre, hätte das daheim eine hitzige Diskussion
            ausgelöst. Hier in Brüssel kriegt das keiner mit!« Eine Lobbyistin, die nicht namentlich genannt werden möchte, bestätigt
            diese Beobachtung. Sie braucht nur zwei Sätze, um die besondere Dynamik der Käseglocke zu erklären, die oft in suboptimalen
            Ergebnissen mündet. »Wenn Sie in Brüssel arbeiten, verfallen Sie schnell in eine Art Botschafterrolle gegenüber Ihren Kollegen
            in Berlin. Sie fühlen sich irgendwie verpflichtet, das Gute und Wichtige an Europa zu vermitteln, und nicht so sehr, die nationale Sicht durchzudrücken.«
         

         So ist das wohl in einer Stadt, in der alle Fremde sind und Freundschaften suchen. Der demokratische Sportsgeist weicht dem
            gemeinschaftsstiftenden Ethos, an einem Strang zu ziehen. Das Soziologische setzt sich fort ins Juristische. Die Menschen
            »verbrüsseln«, und in der Folge auch die Gesetze. Man könnte es auch physikalisch ausdrücken und sagen, dass das politische
            Kraftfeld in der EU-Hauptstadt nicht, wie in den Nationalstaaten, von vertikalen Dynamiken bestimmt wird, also von der Sorge der Politiker um die Reaktion
            der Bevölkerung, sondern von horizontalen Vektoren: Welcher Interessenvertreter oder welches Land isoliert sich anderen gegenüber?
            Wer benimmt sich in welcher Arbeitsgruppe wie? Hört jemand auf, am gemeinsamen Strang zu ziehen? Die Sorge vor der Wählerschaft
            ist in Brüssel ersetzt durch den Drang zu harmonischen Lösungen. Dies sorgt für eine Gesetzgebung, die in diesen Formen und
            Geschwindigkeiten zu Hause nicht möglich gewesen wäre.
         

          

         Hinzu kommt, dass es oft die Industrie selbst ist, die für strengere Normierungen lobbyiert. Große Unternehmen schreiben regelmäßig
            Europaabgeordnete an, mit der Bitte, Gesetzgebung für beispielsweise die neuesten Sicherheitsstandards beim Autobau oder bei
            Küchenmaschinen anzustoßen. Dahinter steckt die Absicht, eigene Patente per EU-Gesetz zum Handelsstandard erklären zu lassen. Auf diese Weise halten die europäischen Hersteller – jedenfalls für einige Jahre,
            bis die Technik kopiert ist – Billiganbieter aus China oder Indien aus dem Markt. Es ist Protektionismus durch die Hintertür
            – aber viele EU-Parlamentarier springen darauf an, weil Gesetzesarbeit ihnen Aufgabe und Anerkennung verschafft.
         

         Kurz bevor er Brüssel verließ, hinterließ der ehemalige deutsche Industriekommissar Günter Verheugen, der eng mit Edmund Stoiber
            zusammenarbeitete, eine kritische Ansage an das EU-Parlament. »Mir sind [beim Bürokratieabbau] eine Menge Schwierigkeiten begegnet, aber entgegen der landläufigen Annahme kamen die meisten
            nicht aus der Kommission. Die größten Probleme gab es mit dem Europäischen Parlament. Wenn es eine Regulierung gibt, die man
            ändern möchte, gibt es dort mit Sicherheit immer eine Person, die hundertprozentig davon überzeugt ist, dass ausgerechnet das eine Regulierung ist, die wir unbedingt brauchen.«4 Der schwedische EU-Abgeordnete Christofer Fjellner, der sich schon in seiner Heimat dem Kampf gegen Bürokratie verschrieben hatte, zog nach seiner Wahl
            in die Brüsseler Völkervertretung ein ernüchterndes Resümee: »Ich konnte beobachten, dass viele meiner Kollegen die EU lieber
            nutzen wollten, um überzuregulieren und mehr Bürokratie zu schaffen, statt sie als Projekt zu begreifen, mit dem man deregulieren
            und simplifizieren könnte.«5

         Edmund Stoiber teilt diese Kritik. Ein erster Schritt in die richtige Richtung wäre es schon, glaubt er, wenn nicht nur er,
            sondern die europäische Öffentlichkeit genauer darauf schauen würde, was eigentlich von wem in Brüssel beschlossen werde.
            »Aber da sind wir bei der Rolle der Medien, nicht wahr?«, sagt der Deregulierer mit forschendem Blick. Sehr richtig. Auf die
            wird zurückzukommen sein.
         

      

   
      
         

         
            2. Großes zu klein 

         

         
            

            
               Wie Europa sich vor ihren Verehrern aus dem Osten ziert 

            

            
               
               Jedem Anfang wohnt ein Zauber inne. 

               
               Hermann Hesse

               
            

             

            
               
               Obwohl ich dein mich freue, 

               
               Freu’ ich mich nicht des Bundes dieser Nacht. 

               
               Er ist zu rasch, zu unbedacht, zu plötzlich. 

               
               William Shakespeare, Romeo und Julia

               
            

             

            Am 8. August 2008 marschierten russische Truppen nach Georgien ein. Michail Saakaschwili, der Präsident der ehemaligen Sowjetrepublik,
               hatte, wie sich später nachvollziehen ließ, den Angriff durch eine eigene Offensive auf die abtrünnige Provinz Südossetien
               provoziert. Unmittelbar nach Ausbruch der Kämpfe verbreitete er in Dauer-Liveschaltungen auf CNN und BBC vehement das Gegenteil.
               Mit der Aggression gegen das kleine Nachbarland zeige Moskau sein noch immer imperialistisches Gesicht. »Die Sowjetunion kehrt
               zurück«, beschwor Saakaschwili die Hauptstädte des Westens. Tatsächlich schien es nicht nur Saakaschwili, Russland schwinge
               sich zum Beschützer für ethnische Russen im »nahen Ausland« auf. Im Angesicht rollender Panzer und Artilleriegeschütze aus
               Moskau glaubten viele Beobachter im Westen, Moskau wolle den Verfallsprozess der 1990er-Jahre rückgängig machen und sich abgefallene
               Sowjetgebiete wieder einverleiben.
            

            Der Stress trieb Saakaschwili schließlich den Schlips zwischen die Zähne; die Fernsehaufnahmen davon, wie er auf seiner glänzend
               roten Krawatte herumkaute, sollten zum Sinnbild seiner Überspanntheit werden. Während Saakaschwili an seinem Kragenbinder
               nagte, klammerte er sich zugleich, wenn auch weniger körperlich, an einen zweiten Stoff. Zu seiner Linken hatte er demonstrativ,
               gleich neben dem georgischen Staatswappen, die Sternenflagge der Europäischen Union ins TV-Bild gesetzt. In der Stunde nationaler Bedrohung nahm Saakaschwili das blaue Banner als Symbol, aller Welt deutlich machen, wohin
               es Georgien ziehe, wohin es gehöre: nach Europa.
            

            Doch ob in Kriegs- oder in Friedenszeiten, – Europa weiß nicht so recht, wie sie mit ihren Verehrern im Osten umgehen soll.
               Die Attraktivität, welche die Europäische Union bis über den Kaukasus hinweg ausstrahlt, ist ihr nicht ganz geheuer. Ihren
               neuen Liebhabern im Osten gegenüber verhält sie sich wie eine Diva. Das Ansehen und das Werben, das ihr zuteil wird, genießt
               sie durchaus. Aber versprechen möchte sie niemandem etwas.
            

             

            Die Nachbarschaftspolitik der EU besteht aus einem breiten Fächer aller möglichen »Programme«. Sie dienen der Wirtschafts-
               und Demokratieförderung, der Handelsbeschleunigung und der Reiseerleichterung. Allein in ihrer finalen Zwecksetzung bleiben
               sie unklar. Niemand weiß, ob sie letztlich dazu dienen sollen, die Anrainer in die EU aufzunehmen – oder dazu, sie draußen
               zu halten. Angst vor der eigenen Courage ist ein Grund für diese Ambivalenz. Die EU, so beharren die Regierungen in den großen
               Hauptstädten, müsse die Erweiterungsrunden 2005 und 2007 erst einmal verdauen, bevor sie weitere Mitglieder aufnehme.
            

            Andererseits scheinen auch die Anwärter nicht genau zu wissen, was sie eigentlich erwarten. Der Hingewandtheit nach Westen
               muss, eine kühle Gewissensprüfung vorausgesetzt, nicht unbedingt dem Wunsch entspringen, den Ehebund mit dem juristischen
               Monstrum Brüssel zu schließen. Saakaschwili pflanzte das Sternenbanner bestimmt nicht neben sich auf, weil er wild darauf
               wäre, den Lissabon-Vertrag zu unterschreiben. Für Russlands Ex-Vasallen ist die EU einstweilen vor allem eine Projektionsfläche.
               Sie steht für Freiheit, Wohlstand und Selbstbehauptung. Viele Politiker schwärmen nicht wegen, sondern trotz ihres Institutionenuniversums
               von der Europäischen Union. Der staubige Kosmos Brüssel besitzt nicht die Strahlkraft Amerikas. Aber er liegt nun einmal vor
               der Haustür.
            

             

            Auch in einem großen Staat nördlich von Georgien weht die EU-Flagge. Genau genommen ist es ein riesiges Banner, das sich an der Fassade des Auswärtigen Amtes von Kiew im Wind wellt. Von seinem
               Büro aus kann Grigorij Nemyria den blauen Stoff sehen. Der ehemalige Vizepremierminister der Ukraine nimmt sich die Zeit,
               dem Besucher die Sehenswürdigkeiten der Hauptstadt zu erläutern. Aus dem Fenster weist er über die Dächer der Innenstadt hinweg.
               In ihrer Mitte funkeln die vergoldeten Kuppeltürme der Klosterkirche St. Michael. Vor ein paar Jahren erst haben die Ukrainer die orthodoxe Kathedrale wieder aufgebaut. »Die
               Bolschewisten haben sie in den 30er-Jahren abgerissen«, berichtet Nemyria. »An ihre Stelle wollten sie eine riesige Stalinfigur
               setzen. Sie sollte weit über das Dnjeprtal blicken.« Aus der gigantomanischen Idee wurde nichts. Was blieb, war das erste
               Segment eines gewaltigen Rundbaus, der den Stalinplatz umschließen sollte. Es beherbergt heute das Außenministerium der jungen
               Republik. Grigorij Nemyria ist ein leiser, nachdenklicher Mann. Er lehrte Geschichte, bevor er in die Politik ging, und neigt
               nicht zu starken Parolen. Aber vielleicht genau wegen seiner akademischen Prägung, wegen Mustern, die er im Jetzt erkennt,
               köchelt es unter seiner professoralen Oberfläche. »Die Lehren aus dem Georgienkrieg lauten: Grauzonen sind gefährlich«, sagt
               er ruhig und eindringlich. »Das Sicherheitsvakuum hat sich ausgedehnt. Die Ukraine befindet sich in diesem Vakuum.« Sein Land,
               sagt er, dürfe auf keinen Fall ein Niemandsland zwischen Russland und Europa bleiben. Es brauche schnellstens eine klare Westbindung.
               Am besten durch eine Sicherheitsgarantie der Europäischen Union. Letztlich, prophezeit Nemyria, sei es auch in Europas Interesse,
               seinen Schutzschirm weiter nach Osten auszubreiten. »Die EU hat ihre Peripherie nicht ernst genug genommen«, sagt Nemyria
               und beugt sich auf seinem Stuhl nach vorne. »Die europäischen Führer glaubten, sie könnten mit diesen gefrorenen Konflikten
               und Grauzonen endlos lange und bequem leben. Sie dachten, sie könnten die Angelegenheit in den politischen Kühlschrank legen.
               Das Problem ist aber: Regionale Konflikte können sich, wenn die USA durch irgendeine Präsenz involviert sind, zu großflächigen,
               wenn nicht gar globalen Konflikten auswachsen.« Die Ukraine, will er damit sagen, könnte das nächste Georgien werden.
            

            Anlass zu dieser Sorge ist ein gefrorener Konflikt an der Südflanke seines Landes. Die Halbinsel Krim gilt seit dem Zusammenbruch
               der Sowjetunion als ein potenzieller Krisenherd. Im Hafen von Sewastopol ist die russische Schwarzmeerflotte stationiert.
               Laut eines Stationierungsabkommens mit der Ukraine werden Moskaus Schiffe noch bis 2042 dort vertäut bleiben, was viele Ukrainer
               aufbringt. Drei Viertel der Einwohner der Stadt sind ethnische Russen, und ihr Lebensunterhalt hängt an der Marine. Außerdem
               leben dort etwa 300.000 Krimtataren, ein muslimisches Turkvolk, das während des Zweiten Weltkrieges vertrieben wurde und nun auf die Halbinsel zurückkehrt. Sollte Moskau erneut einen Grund suchen, seine Landsleute »beschützen« zu müssen, auf
               der Krim wäre ein Interventionsvorwand schnell gefunden.
            

            Das Stationierungsabkommen hat zudem Lücken, wie sich während des Georgienkonflikts zeigte. Russische Kriegsschiffe liefen
               von Sewastopol an die Küsten der Konfliktregion aus. In der Kiewer Regierungszentrale war man entsetzt, denn es stand zu befürchten,
               dass die Ukraine zum Brückenkopf für die Aggression eines anderen Landes werden würde. Was hätte das für die Ukraine bedeutet?
               Wäre sie völkerrechtlich plötzlich zur Kriegspartei geworden? Und welche Folgen hätte dies für die angrenzende Europäische
               Union gehabt? In Verlängerung des Kaukasus und Sibiriens ist die Ukraine schließlich ein wichtiger Energiekorridor für Europa,
               quasi der Schlauch, der das Gebiet der EU mit dem Gastropf des Kaspischen Meeres und Russlands verbindet.
            

            Das Schwarze Meer, so zeigte sich im Sommer 2008 einmal mehr, ist im strategischen Sinne kein Binnenmeer. Es hat militärische
               und vitale wirtschaftliche Bedeutung. Durch die Odessa-Brody-Pipeline pumpt Russland Öl nach Süden, von wo aus es Richtung
               Mittelmeer weiterverschifft wird. Amerikanische, europäische und türkische Ölkonzerne stehen Schlange, um Offshore-Plattformen
               im Schwarzmeer auszubauen. Die EU hat sich in ihrer Schwarzmeerpolitik indes bisher vor allem um Umweltschutz, kleinen Grenzverkehr
               und kulturellen Austausch gekümmert. Europa, bilanziert Grigorij Nemyria, unterschätze sträflich die Bedrohungen, die aus
               weiteren unklaren Gebiets- und Machtansprüchen im Zerfallsgebiet der Ex-UdSSR entstehen könnten.
            

            Ein zweites Beispiel für die europäische Neigung, Sicherheitsprobleme in der EU-Peripherie zu verdrängen, ist die Provinz Transnistrien. Die sezessionistische Region im Osten der Republik Moldau strebt nach Unabhängigkeit
               von der Zentralregierung des Landes. Russland fördert die Spaltungsbewegung. Die Spannungen in Transnistrien mündeten 1992
               in einen Bürgerkrieg. Die 14. russische Armee griff in die Kämpfe ein und unterstützte die transnistrischen Separatisten gegen
               die moldauische Miliz. Die Auseinandersetzungen kosteten an die tausend Menschen das Leben. Trotz internationaler Appelle,
               seine Truppen abzuziehen, ließ Moskau weiter über 1000 Soldaten in Transnistrien stationiert. Das Auswärtige Amt in Berlin hält den Landstreifen unverändert für eine schwelende
               Konfliktzone. »Eine erneute bewaffnete Austragung des Konflikts wie im Sommer 1992 kann nicht völlig ausgeschlossen werden«, heißt es in den Sicherheitshinweisen des Auswärtigen
               Amtes zu Transnistrien.
            

            Die Republik Moldau grenzt an Rumänien, die Ukraine an Polen. Das heißt: In zwei östlichen Nachbarstaaten der EU (und der
               Nato) schlummert das Potenzial für Kleinkriege, die die Großmacht Russland involvieren könnten. Doch welche Politik leitet
               die EU aus diesen Konstellationen ab? Welcher Politiker in Berlin, Paris, London oder Rom kümmert sich um Transnistrien oder
               die Krim? Für die abgelegenen Krisenregionen Afghanistan, Pakistan und den Nahen Osten fühlt sich jeder Außenpolitiker als
               Experte. Dass die politische Tektonik östlich von Polen seit 1989 noch immer nicht zum Stillstand gekommen ist, rührt hingegen
               kaum jemanden. Europas Ränder mögen vor sich hin schwelen; als sicherheitspolitische Herausforderung scheinen sie einfach
               nicht heiß genug.
            

            »Wir sehen doch gerade, wie schnell gefrorene Konflikte entfrostet werden können – geradezu mit Mikrowellengeschwindigkeit«,
               appelliert Nemyria. »Es brauchte nur drei oder vier Tage, bis die Lage zwischen Georgien und Russland eskaliert war. War vielleicht
               der Weckruf noch nicht laut genug?«
            

             

            Als die Europäische Union 2003 ihre Sicherheitsstrategie verabschiedete, definierte sie darin Stabilität, Wohlstand und Demokratie
               in ihrer unmittelbaren Peripherie als europäisches Schlüsselinteresse. Um diese Ziele zu fördern, legte sie im selben Jahr
               ein Nachbarschaftsprojekt mit insgesamt 16 Staaten auf, die zum weiteren Anrainerkreis der EU zählen. Der Bogen der Beteiligten reicht von Marokko über Syrien bis in
               den Kaukasus. Die EU will diesen Ländern helfen, sich behutsam den vier Grundfreiheiten anzunähern, für die Brüssel steht:
               Freiheit von Menschen, Gütern, Dienstleistungen und Kapital. Die Anrainer dürfen, um im Bild zu bleiben, der liberalen Wirtschaftsgemeinschaft
               EU den Hof machen. Dafür bezahlt sie ihnen sogar die Benimmschule. Von den 8,1 Milliarden Euro, die im EU-Wirtschaftsplan ab 2009 für externe Angelegenheiten veranschlagt sind, sollen 1,6 Milliarden in die Partnerschaftspolitik fließen, weitere 157 Millionen in die Förderung von Demokratie und Menschenrechten und 99 Millionen in makroökonomische Unterstützung.
            

            Die Ukraine gehört wie Georgien und Moldau seit 2008 zu einem privilegierten Brüsseler Programm, das sich »Östliche Partnerschaft« nennt. Mithilfe von 600 Millionen Euro sollen über vier Jahre Reise- und Handelserleichterungen geschaffen werden, kleine und mittelständische Betriebe
               gefördert oder Energieeffizienz vorangetrieben werden. Die drei anderen Teilnehmer des Östlichen-Partnerschafts-Programms
               sind die Ex-Sowjetstaaten Armenien, Aserbaidschan und Weißrussland.
            

            »Was wir tun können«, sagte Ende 2009 die scheidende Außenkommissarin der EU, Benita Ferrero-Waldner, »ist, den Wohlstand
               in diesen Ländern zu erhöhen. Das heißt einerseits, neue Märkte zu erschließen. Andererseits bedeutet es aber auch, die EU
               für Exporte aus diesen Ländern zu öffnen.« Die ukrainische Wirtschaft ist 2007 immerhin um knapp sieben Prozent gewachsen.
               Der zweitwichtigste Exportpartner des Landes ist Deutschland, die Wachstumsraten betragen hier rund 30 Prozent pro Jahr. Hinter dieser Öffnung steckt die Philosophie vom Handel als völkerverbindendem Friedensbringer. »Erhöhter
               Wohlstand«, sagte Ferrero-Waldner, »macht Krieg unwahrscheinlich.«
            

            Westlich gesinnten Köpfen in der Ukraine reicht das alles nicht aus. Grigorij Nemyria hält die Nachbarschaftspolitik der EU
               schlicht für gescheitert. Er will, dass sich Europa dem harten Thema Sicherheit auch auf harte Weise annimmt. Warum, fragt
               der Ex-Vizeregierungschef, könne statt der Nato nicht die ideologisch unverdächtige EU für die Sicherheit ihrer Nachbarn einstehen?
               »Wir denken, dass die Ukraine in hohem Maße in die Europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik (ESVP) hineinpasst«,
               sagt er. »Wir halten die ESVP für eine der, wenn Sie so wollen, strategischen Autobahnen in Richtung europäischer Integration.«
               Die Schlussfolgerung aus dem Georgienkonflikt laute schließlich, dass es gemeinsame Bedrohungen gäbe – und niemand isoliert
               sein dürfe.
            

            Ein Beitritt zur Nato, der die Lagerunklarheit beenden würde, kommt für die Ukraine wie für andere Ex-Sowjetstaaten in absehbarer
               Zeit nicht infrage. Zum einen ist das Militärbündnis für einen großen Teil der dortigen Bevölkerungen noch immer mit einem
               grundsätzlichen feindlichen Blickwinkel gen Osten belastet. Bis heute fühlt sich eine Mehrheit der Bevölkerung östlich des
               Dnjepr kulturell Russland zugehörig. Die Menschen im Osten der Ukraine (der Landesname heißt übersetzt »Grenzland«) sprechen
               Russisch, und die Erinnerung an Sowjetzeiten ist bisweilen wehmütig. Zum anderen würde es Russland als einen Angriff auf seine Sicherheitssphäre werten, wenn sich die Allianz bis vor
               die Stadtmauern von St. Petersburg und Rostow am Don ausbreitete.
            

            Einige osteuropäische EU-Staaten, vor allem Polen und Tschechien, würden die Nachbarschaftspolitik gerne zu einer Art Beistandsgarantie aufwerten – als Vorform
               zu einer EU-Vollmitgliedschaft. Doch westlich von Warschau, in den tonangebenden alten Mitgliedstaaten, denkt derzeit niemand ernstlich über militärische
               Solidarität oder Neumitgliedschaften im Osten nach.
            

            Die Erweiterung der EU wird in Brüssel als streng reserviertes Privileg für wenige Auserwählte behandelt. In der Warteschlange
               für die Mitgliedschaft standen Anfang 2010 fünf Länder: Kroatien, Mazedonien, Serbien, Island und die Türkei. Was die Türkei
               betrifft, so stehen die Zeichen mittlerweile wieder auf Entfremdung. Zwar gab es schon 1963 das erste Assoziierungsabkommen
               mit Ankara, 1996 erste Beitrittszusagen, eine Zollunion, die Ausdehnung des europäischen Wirtschaftsrechts und, seit 2005,
               formale Beitrittsverhandlungen. Doch nicht zuletzt Deutschland und Frankreich pochen auf die Beseitigung der zum Teil noch
               immer gravierenden Defizite bei der Achtung der Menschenrechte und des Minderheitenschutzes bevor die Annährung weitergehen
               kann. Die jährlichen Fortschrittsberichte, die die Kommission für den Beitrittskandidaten Türkei erstellt, sind recht eigentlich
               Rückschrittsberichte. Seit 2006 fallen sie regelmäßig frustrierend aus. Ob bei der Abschaffung der Folter, der politischen
               Kontrolle über die Armee oder bei der Meinungsfreiheit, die Mängel sind so schwer, dass die EU sich gezwungen sah, sogar die
               schon erreichte Zollunion zu suspendieren.
            

            Seit 2005 verhandelt die EU mit der Türkei über einen Beitritt. Immer wieder ruft die EU-Kommission die Regierung in Ankara auf, mit voller Kraft an die Modernisierung des Landes zu gehen. Doch weil die politischen Fortschritte
               ausblieben, beschlossen die EU-Regierungen Ende 2006, vorerst keine Verhandlungen mehr über die zentralen Bereiche Zollunion, die Außenbeziehungen, den freien Güter-
               und Dienstleistungsverkehr und die Landwirtschaft zu führen. Seither nähern sich die EU und die Türkei zwar formal weiter
               an. Aber beide Seiten wissen auch, dass die Verhandlungen letztlich in eine Sackgasse führen. Der acquis communautaire umfasst 35 Kapitel. Mitte 2010 waren 13 mit der Türkei eröffnet, zuletzt das über Lebensmittelsicherheit. Vorläufig geschlossen wurde bisher nur das Kapitel über Wissenschaft und Forschung. Um einen freundlichen Schein zu wahren, versucht
               jede Ratspräsidentschaft wenigstens ein neues Kapitel zu eröffnen. Doch in den wesentlichen Bereichen, vor allem dem Binnenmarkt,
               bleibt der Kandidat Türkei blockiert.6 Ein Hauptgrund für den Abbruch der Annährung war der Zypernkonflikt. Die Türkei erkennt die Republik Zypern nicht an, beansprucht
               den Norden der Insel für sich und weigert sich, dem EU-Mitglied Zypern seine Häfen und Flughäfen zu öffnen.
            

             

            Nicht nur wegen der ernüchternden Romanze mit Ankara ist die Dame Europa zögerlich geworden gegenüber neuen Liebhabern. 1981
               wurde die ehemalige Militärdiktatur Griechenland Vollmitglied der Europäischen Union. Zwanzig Jahre später, 2001, gelang Athen
               der Sprung in die Euro-Währungsgruppe. Um mit den notwendigen Konvergenzkriterien glänzen zu können, hatte die Regierung,
               wie sich später herausstellte, die Daten geschönt. »Das war Betrug«, sagt ein ranghoher deutscher Politiker nach einigen Jahren
               Abstand, »es war ein Verbrechen an der Währung.« Seither flogen immer wieder Tricks und Täuschungen bei den Haushaltsbilanzen
               auf. Fast zehn Jahre schaffte es Griechenlands Regierungen nicht, die Stabilitätskriterien der Gemeinschaftswährung zu erfüllen.
               Die hellenische Volkswirtschaft lebte ungeniert auf Kosten der hohen internationalen Kreditwürdigkeit des Euro. Im Winter
               2009 / 10 schließlich brach der griechische Haushalt unter einem 12-prozentigen Defizit zusammen. Die EU-Kommission zwang den Griechen daraufhin durchgreifende Reformen auf. Unter anderen soll der aufgeblähte Beamtenapparat des Landes entschlackt
               und Steuerzahlen als erste Bürgerpflicht im Bewusstsein verankert werden. Mit den Aufsichtsregeln reizte die Kommission alle
               Möglichkeiten aus, die die EU-Verträge bieten. Griechenland ist heute wirtschaftspolitisch de facto ein Brüsseler Protektorat.
            

            Im Rückblick erscheint die EU-Aufnahme des Landes, jedenfalls was die Hoffnungen in die Leistungskraft seiner Volkswirtschaft betrifft, als ein Sieg der Verklärung
               über die Gesetze der Ökonomie. Merke: Nicht jeder Staat bringt eben die Ehrlichkeit eines Groucho Marx auf, der einmal bekannte:
               »Ich würde niemals einem Club beitreten, der jemanden wie mich als Mitglied aufnähme.«
            

             

            Auch Bulgarien und Rumänien, die 2007 der EU beitraten, werden von der Kommission immer wieder wegen der mangelnden Umsetzung
               zugesagter Reformen gerügt. Für beide Länder scheint der EU-Beitritt weniger ein Ansporn zur Modernisierung ihrer Staatsapparate gewesen zu sein als schlicht ein gutes Geschäft. Beiden Ländern
               sollen aus dem Brüsseler Haushalt bis 2013 knapp 27 Milliarden Euro für Strukturförderung sowie 10,6 Milliarden für regionale Entwicklung zufließen. Die erwartbare Gegenleistung bestünde darin, unfähige Behörden umzukrempeln
               und eine Rechtsprechung aufzubauen, die den Namen verdient.
            

            Doch weder Sofia noch Bukarest erfüllen bisher die in sie gesetzten Hoffnungen. »Korruption in den höchsten Kreisen und organisierte
               Kriminalität verschlimmern die generelle Schwäche von Verwaltung und Justiz«, hieß es im Sommer 2008 in einem Prüfbericht
               der EU-Kommission zu Bulgarien. Die nationalen Behörden kontrollierten kaum, ob die Fördergelder tatsächlich für die vorgesehenen Projekte
               verwendet würden. Nachdem sich Berichte häuften, wonach Millionen Euro aus den Brüsseler Fonds in privaten Taschen landeten,
               griff die EU zur Ultima Ratio. Die Kommission stoppte die Auszahlung von 500 Millionen Euro Strukturhilfe. Einen Anreiz für größere Integritätsanstrengungen setzte diese Sanktion nicht.
            

            »Das im Kommissionsbericht vom Juli 2008 verzeichnete Fortschrittstempo wurde nicht beibehalten«, stellte die Kommission im
               Februar 2009 auch zu Rumänien fest. »Zwar gab es einige positive Signale bei der Justizreform, Ergebnisse sind allerdings
               schwer zu erkennen.« Der Vorsitzende des Europaausschusses des Deutschen Bundestages, Gunther Krichbaum, kam zu dem Schluss,
               dass Rumänien nicht mehr die Kriterien erfülle, die an einen EU-Beitrittskandidaten gestellt würden. Seitdem das Land zur EU gehöre, habe ein »systematisches Rollback« eingesetzt. Das Vertrauen, das die EU
               in den Reformprozess gelegt habe, sei »krass enttäuscht« worden.7

            Mit der Ukraine würde sich die EU ein Problemkind noch einmal ganz anderer Dimension ans Bein binden. Das 46-Millionen-Einwohner-Land stand 2008 auf dem Bestechlichkeitsindex von Transparency International auf Platz 118, noch hinter Mosambik,
               der Mongolei, Burkina Faso und Ruanda. Ein Universitätsdiplom, heißt es im Sommer 2008 in Kiew, sei für etwa 500 Dollar zu haben. Die Befreiung vom Militärdienst koste ungefähr das Dreifache. »Auch wenn im Lande immer wieder nach externen Gründen für die außenpolitischen Probleme gesucht wird, steht die Ukraine sich
               in diesen Fragen derzeit klar selbst im Weg«, glaubt der Leiter des Büros der Konrad-Adenauer-Stiftung in Kiew, Nico Lange.
               Aller leutseligen Versicherungen zum Trotz gehe es in der Bekämpfung der Korruption kaum voran. Und doch, darf man der Ukraine
               und anderen ehemaligen Untertanen des Sowjetreiches ihre historische Verortung in Europa absprechen? Die langfristig entscheidende
               Frage lautet schließlich, ob sie bloß Nachbarn Europas sind – oder europäische Nachbarn.
            

             

            Zur Frage, wo Europa endet, gab es schon immer unterschiedliche Theorien. Die einen orientieren sich an den Ausdehnungen der
               Reiche Roms und Napoleons, die anderen an der Verbreitung gemeinsamer Literatur, Musik und Kunst. Wieder andere, die die Grenze
               am Ural sehen, an Gesteinsschichten. Die politische maßgebliche Definition legten die Staatschefs der EU im Sommer 1993 fest.
               Bei einem Treffen in Kopenhagen formulierten sie die grundlegenden Bedingungen, die jeder Staat erfüllen müsse, der um Zugang
               zum europäischen Club nachsuche. Die so genannten »Kopenhagener Kriterien« lauten:
            

             

            Als Voraussetzung für die Mitgliedschaft muss der Beitrittskandidat eine institutionelle Stabilität als Garantie für demokratische
                  und rechtsstaatliche Ordnung, für die Wahrung der Menschenrechte sowie die Achtung und den Schutz von Minderheiten verwirklicht
                  haben; sie erfordert ferner eine funktionsfähige Marktwirtschaft sowie die Fähigkeit, dem Wettbewerbsdruck und den Marktkräften
                  innerhalb der Union standzuhalten. Die Mitgliedschaft setzt außerdem voraus, dass die einzelnen Beitrittskandidaten die aus
                  einer Mitgliedschaft erwachsenden Verpflichtungen übernehmen und sich auch die Ziele der politischen Union sowie der Wirtschafts-
                  und Währungsunion zu eigen machen können. 

             

            Neben diesen politischen, rechtlichen und wirtschaftlichen Kriterien formuliert der EU-Vertrag unauffällig eine weitere Bedingung. »Jeder europäische Staat«, heißt es in Artikel 49 (Hervorhebung JB), »der die (…) genannten Werte achtet und sich für ihre Förderung einsetzt,
               kann beantragen, Mitglied der Union zu werden.« Der Anwärter muss also auch eine geografische Qualität besitzen. Er muss, so eine mögliche Lesart des Artikels, zum europäischen
               Kulturraum gehören. Wie immer sich dieser Raum definieren lassen mag, einem Argument aus dem Osten werden sich die Kerneuropäer
               kaum verschließen können. Wenn schon die Türkei ins Aufnahmeprogramm darf, dann, so sagen Ukrainer und Kaukasier, müsse das
               erst recht für ihre Länder gelten. Vor allem die Ukraine, so empfinden es dort viele Menschen, war in den vergangenen Jahrzehnten
               zwangsweise abgeschnitten von der europäischen Geschichte. Dann, in einer mutigen Rebellion, habe sich das Volk den Anschluss
               an seinen ursprünglichen Zivilisationsraum zurückerkämpft.
            

             

            Vasyl Filipchuk arbeitet als Abgesandter an der ukrainischen Mission in Brüssel. Er begrüßt den Besucher mit einem leicht
               verstaubten, aber mühelosen Deutsch. »Meine Großmutter sprach es als Muttersprache«, erzählt er. »Sie hat mir als Kind immer
               deutsche Märchen vorgelesen. Welche, weiß ich aber nicht mehr.« Filipchuk stammt aus Tschernowitz. Die Stadt ist ein anschauliches
               Beispiel dafür, wie hin- und hergerissen die Ukraine seit jeher zwischen europäischen und eurasischen Machtsphären war. Tschernowitz
               lag schon immer an der Grenze mehrerer Imperien. Im Mittelalter war es Teil des mächtigen Fürstentums Moldau. Im 16. Jahrhundert fiel die Stadt, nach mehreren Anstürmen türkischer Truppen, unter das Vasallentum des Osmanischen Reiches. Am
               Reibepunkt der Großmächte der Osmanen, Österreich und Russland gelegen, kam Tschernowitz 1775 unter österreichische Herrschaft.
               Hundert Jahre später gründete Kaiser Franz Joseph I. die nach ihm benannte deutsche Universität der Stadt.
            

            Nach dem Ersten Weltkrieg wurde Tschernowitz mit dem Vertrag von St. Germain Rumänien eingegliedert. 1940 besetzten die Sowjets
               die Stadt, und nach einem nochmaligen rumänischen Herrschaftsintermezzo von 1941 bis 1944 wurde Tschernowitz schließlich Teil
               der Sowjetunion – bis sich die Ukraine 1991, als die Kremlherrschaft fiel, unabhängig erklärte. Das viersprachige Tschernowitz
               war eine Stadt der Musen und Heimat außerordentlicher Künstler, Dichter und Philosophen. Paul Celan, Wilhelm Reich, Gregor
               von Rezzori und Rose Ausländer wurden dort geboren – und mit ihnen ein wichtiger Teil deutscher Kultur. »Warum schreibe ich?«,
               fragt Rose Ausländer einmal. »Vielleicht weil ich in Tschernowitz zur Welt kam, weil die Welt in Tschernowitz zu mir kam.«
            

            Filipchuk, Spross der vielleicht europäischsten Stadt außerhalb der EU, ist verbittert über die Langsamkeit, mit der die Welt
               zurückkommt in seine Heimat. Er wird plötzlich sehr deutlich, hebt den Zeigefinger. »Macht keinen Fehler mit uns!«, warnt
               er. Warum, fragt er, wird es seinen ukrainischen Landsleuten zum Beispiel immer noch so unsagbar schwer gemacht, Visa für
               die EU zu bekommen? Warum ist es einfacher, eine Einreisegenehmigung für Amerika zu bekommen als für das Nachbarland Polen?
               Weil Europa der verlorenen Tochter nicht traut, deshalb.
            

             

            Rund um die Kiewer Metrostation Palats Sportu rattern die Baumaschinen. In dem großen Fußballstadion, das gerade in neuen
               Glanz versetzt wird, sollen 2012 die Spiele der Europameisterschaften ausgetragen werden. Noch erweckt die chaotische Riesenbaustelle
               allerdings nicht den Eindruck, dass das Ziel bis dahin erreicht werden wird. Und doch, dem Mann an der Bahnsteigkante unten
               in der U-Bahnstation ist ein ungebrochener Stolz anzumerken. Er spricht zwar kein Englisch, aber als ihm klar wird, wo der Besucher aus Deutschland
               hin möchte, lächelt er und stellt seine Aktentasche auf dem Boden ab. Jetzt kann er besser mit den Fingern auf dem Kiewer
               Stadtplan hin- und herfahren. Am besten, macht er klar, die nächste U-Bahn auf der anderen Bahnsteigseite nehmen, nach zwei Stationen umsteigen, bei der nächsten raus – und da ist er, Maidan Nezalezhnosti. »Independence Square, yes!«, sagt er strahlend, während sein eigener Zug davonfährt.
            

            Mit großer Wahrscheinlichkeit gehörte der Mann zu den Tausenden von Ukrainern, die im eisigen Winter 2004 so lange auf dem
               Zentralplatz der Hauptstadt campierten, bis die Regierung beidrehte und einer Wiederholung der Präsidentenwahl zustimmte.
               Dem vermeintlichen Sieger der Wahl, dem moskautreuen Viktor Janukowitsch, warfen die Menschen dreiste Wahlfälschung vor. Auch
               die EU erkannte seinen Sieg nicht an. Ihr wahrer Präsident, machten die Orangen Revolutionäre der Welt klar, heiße Viktor
               Juschtschenko, ein Beinah-Märtyrer der Demokratie. Im Gesicht noch gezeichnet von einer Dioxinvergiftung, die ihm mutmaßlich
               ein russischer Hintermann der Regierung beigebracht hatte, stellte sich der westlich-orientierte Juschtschenko so lange dem
               offiziellen Wahlergebnis entgegen, bis eine neuerliche Stichwahl zwischen ihm und Janukowitsch angesetzt wurde. Beim zweiten Durchgang errangen er und seine politische Verbündete, die ikonenhafte
               Julia Timoschenko, 52 Prozent der Stimmen. Nach seiner Vereidigung stellte der neue Präsident fest: »Wir haben Europa nicht nur in geografischer
               Hinsicht gewählt, sondern auch wegen seiner geistigen und moralischen Werte.«
            

             

            Tatsächlich ist zu fragen, ob es letztlich nicht dieses Moment ist, die Revolution von unten, die Unterwerfung der Herrschenden
               unter die Macht des Volkes, aufgrund dessen sich spätestens seit 1989 jeder Staat zwischen Ostberlin und Moskau mit Recht
               als europäisch definieren darf. Polen lieferte diesen Beweis schon mit der Solidarnocz-Bewegung ab 1980, und auch in anderen
               osteuropäischen Ländern konnten frühere Erhebungen nur mit Gewalt niedergedrückt werden. In Ungarn war es der Arbeiteraufstand
               von Budapest 1956, in der Tschechoslowakei der Prager Frühling von 1968. Wenn diese These vom Machtdruck von unten stimmt, ist es dann nicht genau dieser Unterschied, der das Ende des heutigen Europa
               an der Grenze zu Russland verorten muss? Russland erscheint deshalb so anders, so politisch unterentwickelt, weil es die Chance
               versäumt hat, nach dem Ende der kommunistischen Gewalt- und Zwangsherrschaft den Anschluss an eine politische Moderne zu finden,
               die den Mut zur Demokratie als konstitutives Element aufweist. Die Herrschaft geht in Moskau eben noch immer nicht vom Volke
               aus, sondern von oben, von den Kremlherrschern. Sie gewähren Demokratie nur »gelenkt«, also in solchen Dosen, die ihrer Macht
               nicht gefährlich werden.
            

             

            Wenige Jahre nach der Orangen Revolution drängt sich dem, der an der U-Bahnstation des Kiewer Maidan Nezalezhnosti aussteigt, die scheinbare Richtigkeit dieser These geradezu auf. Die europäisierende Kraft
               der privaten Verantwortung und Initiative, scheint es, zeigt sich hier an jeder Straßenecke. In der Innenstadt funkeln nicht
               nur wieder die goldenen Kuppeln der orthodoxen Kirchen, die die Ukrainer nach der antireligiösen Sowjetzeit zurück in ihre
               alte Pracht versetzt haben. Es glitzern auch die Auslagen und Leuchtreklamen der großen westlichen Handelsketten. Zara ist
               da, Chanel, Heiniken, Guinness, Mercedes Benz, Porsche und BMW. An der repräsentativen Stirnseite des Unabhängigkeitsplatzes prangt, fast als hätten die Stadtplaner der Wende das Klischee inszenieren wollen, McDonald’s gelber Doppelbogen. Die Insignien von Freiheit und Marktwirtschaft haben sich ganz
               selbstverständlich über Kiew ausgebreitet.
            

            Doch zur Tragik des kulturellen Brückenlandes Ukraine gehört auch die Tatsache, dass sich ein paar seiner Stützpfeiler verzogen
               haben während der zweiten Hälfte des vergangenen Jahres. Wer hinter ihre Fassaden tritt, merkt schnell, dass die Hauptstadt
               Kiew noch längst nicht wieder eine europäische Metropole ist – sondern bloß ein Potemkinsches Dorf des Westens. In den Wohnsilos
               am Rande der Stadt leben die Menschen in schlimmster postsowjetischer Tristesse. Apathische Hausmeister wachen über schachtartige
               Hochhauseingänge, und vor den Türen lassen arbeitslose Jugendliche die Wodkaflaschen kreisen. Der Schatten der Sowjetzeit
               ist lang, länger vielleicht, als die Optimisten glauben. Ein halbes Jahrhundert kommunistischer Totalitarismus hatte eben
               nicht nur zur Folge, dass Osteuropa erstarrte, während der Westen zum Wirtschaftswunderparadies erblühte; die Entwicklung
               verlief dort in genau die entgegengesetzte Richtung. Westeuropa erhielt ab 1948 aus dem Marshallplan Kredite, Rohstoffe, Maschinen
               und Lebensmittel im Wert von fast 14 Milliarden Dollar (nach heutigem Wert 80 Milliarden Euro). Stalin dagegen verbot den kommunistischen »Brüderländern« nicht nur die Teilnahme an dem Wiederaufbauprogramm,
               er presste im Gegenteil eine vergleichbare Summe an Reparationen und Zwangsabgaben aus ihnen heraus. Das Erbe dieser Verheerungen
               wiegt, allen älteren westlichen Wurzeln zum Trotz, schwer.
            

            Ein halbes Jahrzehnt nach dem Umsturz auf dem Maidan Nezalezhnosti haben viele, gerade junge Menschen das Vertrauen auf einen
               echten Wandel, das sie der Führung nach der Orangen Revolution entgegengebracht hatten, verloren. Das vermeintliche Dreamteam
               Viktor Juschtschenko und Julia Timoschenko bewies alles andere als verantwortungsvolle, konstruktive Eintracht. Über der Frage,
               wie viel Macht Präsident, Ministerpräsidentin und Parlament einander zugestehen sollten, zerbrach die Allianz der Revolutionäre,
               und die anhaltende Korruption im Staatswesen geht einher mit einer bizarr ausgeprägten Macht der Oligarchen. »Gemessen an
               europäischen Regierungsstandards, ähnelt die Ukraine eher Pakistan als Polen«, stellt der reisende US-Gelehrte Parag Khanna fest.8 Auch Benita Ferrero-Waldner glaubt, es könne »Generationen dauern«, bis in der Ukraine ein akzeptables Maß an Rechtsstaatlichkeit und Transparenz hergestellt sei. Schwarze Humvees mit ihren verspiegelten Fenstern, die über die Kiewer
               Boulevards rollen, sind die sichtbarsten Symbole für eine Kaste von mafiotischen Vulgär-Kapitalisten, die sich nach der Wende
               herausgebildet hat.
            

            Anfang 2010 häuften sich in der Ukraine die Stimmen, die nach einem Ende des »orangen Albtraums« riefen. Und die Revolution
               spuckte einen, den sie 2004 gefressen hatte, wieder aus. Mit dem Versprechen, für Ordnung im Staate zu sorgen, gelang dem
               einstigen Wahlbetrüger Viktor Janukowitsch ein Comeback. In einer knappen Stichwahl drängte er im Februar 2010 Julia Timoschenko aus dem Amt. Diesmal erkannten die Wahlbeobachter der EU und der OSZE das Ergebnis ohne jeden Zweifel an.
               Zwar will auch der neue »Leader«, wie seine Anhänger den wegen Körperverletzung vorbestraften Janukowitsch nennen, den Modernisierungskurs
               der Ukraine fortführen. Doch anders als seinen orangen Vorgänger möchte der neue Präsident eine Äquidistanz halten zwischen
               Brüssel und Moskau. Er strebe, sagte Janukowitsch nach seiner Wahl, »ein balanciertes Verhältnis zu Russland und zu Europa«
               aufzubauen. Die Beziehungen müssten geprägt sein von »beiderseitigen Vorteilen«. Dazu gehörten auch Verhandlungen mit Brüssel
               über ein Assoziationsabkommen zur Förderung des Freihandels und über Visaerleichterungen fortzuführen.
            

             

            Ist eben dies nicht ein vernünftiger Weg? Das »Modell Norwegen« nennen Diplomaten die Option, sich der Europäischen Union
               nur so weit wie nötig und möglich durch pragmatische Kooperation anzunähern. Wenn die öffentliche Meinung in der Frage eines
               EU-Beitritts gespalten ist und wenn schon die politische Klasse innerhalb einer Nation derart polarisiert wie in der Ukraine, wie soll
               ein solches Land dann erst Souveränität mit anderen Nationen teilen? Ist es gegenüber der EU in diesem Fall nicht klüger,
               zunächst einmal auf wirtschaftliche Osmose zu setzen statt auf vorschnelle Gemeinschaftspolitik? Die Ukraine könnte auf diese
               Weise ein Grenzland im besten Sinne werden – eben als »Brücke« zwischen Europa und Russland.
            

            Bedeutet dies andererseits, dass all die Avancen, die Flaggenwedelei und der wiederentdeckte Historismus enttäuschte Liebesmüh
               waren? Nicht unbedingt. Es mögen keine romantischen Bande sein, die Kiew und Brüssel bis auf Weiteres knüpfen. Aber was spricht gegen eine solide Freundschaft? Wie im wahren Leben gilt schließlich auch zwischen Staaten: Man lernt voneinander,
               man profitiert voneinander, man wächst aneinander. Eine solche nüchterne Beziehung kann am Ende die tragfähigere Bindung ergeben
               als Schwärmerei und Verklärung. Eine Leitlinie für eine angemessene Partnerschaftspolitik könnte die Erkenntnis des amerikanischen
               Intellektuellen Martin Walker bieten. »Das Zeitalter der Geopolitik«, schreibt er, »ist einem Zeitalter gewichen, das man
               das Zeitalter der Geoökonomie nennen könnte.«9 Bündnisse, mit anderen Worten, entstehen nicht mehr aufgrund von Ideologien, sondern entlang von Wirtschaftsinteressen.
            

             

            Doch selbst gegenüber derlei Zweckehen hat die EU Skrupel. Gemeinsame Werte und Ideen, fordert sie, müssen doch wohl sein
               in einer Partnerschaft! Ein gewichtiger potenzieller Bündnispartner droht ihr deswegen verloren zu gehen. Die Türkei ist immer
               noch ein in weiten Teilen agrarisch geprägtes und infrastrukturell unterentwickeltes Land und auch ihre politische Kultur
               mag bisweilen rückständig erscheinen. Aber ihre Wirtschaft ist auch die am schnellsten wachsende Europas.10 Langfristig gilt es zu entscheiden: Will die EU ihrem wirtschaftlichen Machtblock einen boomenden, aufstrebenden Markt von
               70 Millionen Menschen hinzufügen, der noch dazu eine Handelsbrücke in die wohlhabenden Golfstaaten schlagen könnte? Oder will
               sie die Türkei an einen nahöstlichen ökonomischen Bund mit eigenen Regeln und Interessen verlieren?
            

            Immer mehr Türken auf Entscheiderplätzen fragen sich, warum ihr Land den Klimmzug der Anpassung ans EU-Recht leisten soll, wenn die Regierungen in Paris und Berlin sie ohnehin nicht aufnehmen wollen. Denn selbst wenn die Türkei morgen
               alle wirtschaftlichen und rechtlichen Aufnahmekriterien erfüllen würde – es bliebe ihr der »Makel«, ein muslimischer Staat
               zu sein. »Die Türkei ist keine europäische Zivilisation!«, versuchte Nicolas Sarkozy 2008 mit Nachdruck einem britischen TV-Journalisten klarzumachen. Er werde einem EU-Beitritt nicht zustimmen, denn das Land liege in Kleinasien. »Wieso fragen Sie mich das überhaupt?«, empörte sich der französische
               Staatschef gegenüber dem verblüfften Reporter.11 Historisch ist eher richtig, dass Europa schon immer größer war als das Christentum und dass der Islam darin mal mehr und
               mal weniger Raum einnahm.
            

            Eine statistische Untersuchung der Freien Universität Berlin ergab Mitte 2008, dass es nur in vier EU-Ländern (Rumänien, Bulgarien, Portugal und Schweden) eine Mehrheit für einen Beitritt der Türkei gab. In allen anderen Ländern lag
               die Zustimmung bei unter 50 Prozent, in Frankreich bei 24,6, in Deutschland bei 17,1 und in Österreich gar nur bei 5,6 Prozent. Empirisch zeige sich, so die Verfasser der Studie, dass die Einstellung einer künftigen Erweiterung umso negativer
               ausfalle, je höher der Anteil von Ausländern an der jeweiligen Bevölkerung sei.12

            Die EU ist eine konservative Beschützerin ihres Hausstandes. Sie will ihr Familienbild auch im 21. Jahrhundert nicht erneuern, sondern abrunden. Sie weiß um ihre Anziehungskraft. Aber sie misstraut dem Anpassungswillen ihrer
               Verehrer. Die EU darf, das ist schon richtig, keine Erziehungsanstalt sein. Aber sie kann auch kein Eliteinternat sein, wenn
               sie ihren Anspruch als zivilisatorische Kraft verwirklichen möchte. So groß ihre Attraktivität von außen erscheint, so kleinmütig
               tickt Madame Europa. Es spricht für ihre Furchtsamkeit, dass die EU Brückenländer eben nicht als Chance für den Ausbau ihres Einfluss begreift, sondern als Gefahr vor neuen, ungewohnten Einflüssen von außen.
            

         

      

   
      
         

         
            To be EU or not to be: Islands Notruf an Brüssel 

         

         
            
            Halb zog sie ihn, halb sank er hin 

            
            Johann Wolfgang von Goethe, Der Fischer

            
         

          

         
            
            Wärme wünscht, der vom Wege kommt 

            
            Mit erkaltetem Knie; 

            
            Mit Kost und Kleidern erquicke den Wandrer, 

            
            Der über Felsen fuhr. 

            
            Aus der Edda

            
         

          

         Ein Land, das dereinst selbst als europäische Kolonie begann und sich von Westen her um Zugang zum Club bemüht, hat derweil
            kein Problem mit freundlicher Aufnahme – nicht aus Sicht der EU jedenfalls. Islands Außenminister wirkt siegesgewiss. Er legt
            die Füße auf den Couchtisch und macht als erstes ein paar Vorschläge zur Umgestaltung der Europäischen Union. Erdwärme, sagt
            Össur Skarphédinsson. Warum nutzen die EU-Staaten nicht viel mehr Erdwärme? In Ungarn zum Beispiel, schwört er, habe die Geothermie eine echte Zukunft, in Slowenien, auch
            in Deutschland. »Amsterdam und Paris«, schwärmt er weiter, »liegen auf Wärmepools, sagen unsere Wissenschaftler.« Die Isländer,
            das sei doch bekannt, seien unschlagbar auf diesem Gebiet. »Unser Knowhow könnte der EU helfen, ihre Klimaschutz-Ziele zu
            erreichen.« Skarphédinsson nimmt die Füße vom Tisch und schüttet sich ein Häuflein Schnupftabak auf den Daumenballen. Er meint
            das alles ernst. Island will einen Neuanfang wagen. Auf der Insel bricht, wenn man so möchte, eine dritte geschichtliche Epoche
            an. Diesmal, notgedrungen, eine mit der EU.
         

         Wer auf Island landet, kann keinen Zweifel haben, dass das Eiland im Nordatlantik der vorgeschobene Außenposten Europas ist.
            Durch Mondlandschaften aus Vulkangestein geht es in modernen Bussen über eine makellose Schnellstraße in die Hauptstadt Reykjavik.
            Am Horizont erheben sich gletscherbedeckte Berge zu atemberaubenden Panoramen. Die Wikinger, die vor 1100 auf die Insel kamen,
            benannten ihren Siedlungsplatz nach dem Wasserdampf der heißen Quellen, Rauchbucht. Die Isländer sind stolz auf ihre Geschichte. Überall in Kunst, Architektur, Musik und Literatur nehmen sie Bezug auf ihre
            Ahnherren. Die Sprache des skandinavischen Seefahrervolks, das Altnordische mit seinen besonderen Schriftzeichen, hat sich bis heute wenig verändert erhalten.
         

         Ebenso selbstbewusst verweisen die Isländer auf die Tradition des Althing, der, wie sie gern behaupten, ältesten Demokratie
            außerhalb von Griechenland (die politische Teilhabe in beiden historischen Fällen war indes der dünnen Schicht freier Männer
            vorbehalten). Ab dem Mittelalter wurde Island als Verwaltungseinheit mit Norwegen vom dänischen Königshaus regiert. Seit 1944
            ist die Republik Island unabhängig, aber die über Jahrhunderte gewachsenen Handelsbande mit Norwegen sind noch immer stark.
         

         Das Zeitalter der Industrialisierung, wie es sich in Kontinentaleuropa vollzog, hat die Insel gleichsam übersprungen. Die
            Gewässer um ihre Küsten, in denen der warme Golfstrom mit dem kalten Polarwasser zusammenstößt, sorgten seit jeher für ungewöhnlich
            ertragreiche Fischschwärme. Viele Isländer leben noch heute von der Hochseefischerei. Hering und Kabeljau sind die wichtigsten
            Exportprodukte des Landes. Es war vor allem der Respekt vor diesen natürlichen Ressourcen, sagen die Inselbewohner, der ihnen
            über die Jahrhunderte das Auskommen sicherte.
         

         Im 20. Jahrhundert allerdings fingen die Isländer auch an, nach Geld zu fischen. Die Banken der Insel zogen mit zweistelligen Zinssätzen
            Kapital an, um es für Investitionen in aller Welt weiterzuleiten. Mithilfe von ausgeklügelten Investmentprodukten mauserte
            sich Island zum Boom-Eiland, zu einer Schweiz im Atlantik. Bruttosozialprodukt und Wohlstand wuchsen kontinuierlich, fast
            drei Viertel der Isländer arbeiteten im Dienstleistungsgewerbe. Bis zum Jahr 2008 – dem Jahr, in dem die Blase platzte. Praktisch
            über Nacht brach die Geldumwälzpumpe Island zusammen. Alle drei Banken der Insel mussten verstaatlicht werden. Die Arbeitslosigkeit
            schnellte binnen Jahresfrist von zwei auf zehn, die Inflation auf knapp zwanzig Prozent empor. Im annus horribilis der isländischen Geschichte gingen jeden Tag im Schnitt drei Firmen Pleite. Zugleich halbierte sich der Wert der einst hochgehandelten
            isländischen Krone. Der Kurs geriet derart in den Fall, dass, wer im Frühjahr 2009 nach Island reisen wollte, bei europäischen
            Banken keine Kronen bekommen konnte. Die Währung der Isländer ist, schlicht gesagt, zerstoben.
         

         Um sich zu retten, trug die Regierung in Reykjavik zunächst Norwegen den Vorschlag einer Währungsunion an. Die dortige Staatskanzlei
            lehnte das Ansinnen dankend ab. Die Ankerwährung Dollar indes ist für ein Land, das 80 Prozent seines Außenhandels mit Europa betreibt, keine ernsthafte Option. Immer mehr hartgesottene EU-Gegner auf der Insel gelangten im Verlauf der Krise zu der ernüchternden Einsicht, dass die Zukunft entweder Brüssel heißt oder
            Niflheim – wie die lebenserstickende Eiswelt der Sagas.
         

         Bis zum 26. April 2009, dem Tag der alles verändernden Neuwahlen, hatte es auf der Insel nie eine Mehrheit für einen EU-Beitritt gegeben. Dann setzten Ereignisse ein, die als Küchengerät-Revolution in die Geschichte des Landes eingehen könnten. Im Januar
            2009 zogen Tausende Isländer eine Woche lang mit Töpfen und Pfannen vor den Regierungssitz, um Neuwahlen herbeizutrommeln.
            Für die große Mehrheit der Bevölkerung stand fest, dass die regierende konservative Partei den Absturz des Landes durch eine
            Laissez-faire-Politik gegenüber den Banken heraufbeschworen und beim Management der ›kreppa‹, der Krise, jämmerlich versagt
            hatte. Als beim abendlichen Kochlöffelschwingen Handgreiflichkeiten gegen Minister drohten und die Polizei zum ersten Mal
            seit den Protesten gegen den Natobeitritt Islands 1949 Tränengas einsetzen musste, sahen die Konservativen ein, dass es Zeit war zu gehen.
         

         Bei den anschließenden Wahlen zum Althing trugen die Sozialdemokraten zusammen mit den Linksgrünen einen deutlichen Sieg davon.
            Nach 18 Jahren ungebrochener Herrschaft der Brüssel-feindlichen Unabhängigkeitspartei suchten die Isländer die Wärme der EU. Am 16. Juli 2009 stimmte das Althing mit knapper Mehrheit dafür, Island solle ein Beitrittsgesuch an die Europäische Union richten.
            Der notwendige Papierkram war schnell erledigt. Schließlich gehört die Insel seit 1994 zum Europäischen Wirtschaftsraum. Island
            übernahm freiwillig die meisten EU-Binnenmarktregeln. Es ist Teil der Schengen-Reisezone. Es beteiligt sich sogar an EU-Sanktionen gegenüber Weißrussland, Serbien oder Simbabwe. Ende Juli 2009, als Schweden die EU-Ratspräsidentschaft innehatte, überreichte der Sozialdemokrat Össur Skarphédinsson seinem Stockholmer Amtskollegen Carl Bildt den Aufnahmeantrag
            seines Landes. Bis 2013 könnte Island das 28. Mitglied der Europäischen Union sein. Über die Aufnahme in den Euroraum freilich kann erst später verhandelt werden. Island
            ist bis auf Weiteres in einer Weise verschuldet, die den Konvergenzkriterien der Gemeinschaftswährung hohnspricht. »Das Ansinnen, der Eurozone beizutreten, würde hier vorerst nur schallendes Gelächter auslösen«, garantiert ein Brüsseler Diplomat.
         

         Doch die Währungsfrage ausgeklammert, spricht aus Brüsseler Sicht rein gar nichts dagegen, die EU atlantisch abzurunden. Im
            Gegenteil, es wäre ein erfreuliches Signal für die Union. Island zählt gerade einmal 320.000 Einwohner, etwa so viele wie Karlsruhe. Für die verhältnismäßig geringe Kraftanstrengung seiner Einbindung bekäme die EU den
            schmeichelnden Beweis geliefert, wie attraktiv die Atmosphäre und die Hausordnung ihres Zivilisationsclubs selbst für ein
            hochentwickeltes Land sind.
         

          

         Besitzt die EU tatsächlich eine Attraktivität jenseits ihrer Garantieleistung als wirtschaftlicher Schutz- und Schicksalsraum?
            Island muss sich und der Welt nicht beweisen, dass es zum Westen gehört. Es verspürt, anders als die Ex-Vasallen der Sowjetunion,
            kein Bedürfnis, sich politisch zu verbünden, kulturell anzuschließen oder ein dauerhaftes Wohlstandsgefälle einzuebnen. Der
            Beitrittswunsch löste deshalb auf der Insel eine Frage aus, die sich andere Kandidaten in dieser Klarheit nicht stellen müssen.
            Sie lautet: Was eigentlich geben Staaten auf, die entscheiden, sich in die Europäische Union des Lissabon-Zeitalters einzubinden?
            Er hätte, deutet Außenminister Skarphédinsson an und wischt sich den Schnupftabak von der Nase, schon noch ein paar Wünsche,
            bevor er sein Land der EU beitreten lassen möchte. Welche er meint, das erfährt man am greifbarsten außerhalb seines Büros.
         

         Steindór Oliversson hat große Lust zu erzählen, was er von der EU hält. Am besten, schlägt er vor, treffe man sich an seinem
            Lieblingsplatz. Es ist ein Stein außerhalb des Hafenstädtchens Akranes. Die kleine Bucht, in der er liegt, bietet etwas Schutz
            vor dem Wind, der von den hohen abgeschliffenen Berghängen im Hinterland herunterfällt. Ein wunderbarer Ort sei es hier, sagt
            Oliversson, um Vögel zu beobachten. Er kramt in seinem Blaumann, zieht eine Pfeife heraus und klopft sie am Basaltstein aus.
            Sein Vollbart umwuchert den Großteil des Gesichts, und aus der Baseballkappe hängt ein angegrauter Zopf heraus. Seit 23 Jahren ist Oliversson Fischer. Jeder Dorsch und jeder Schellfisch, den er aus dem Nordatlantik zieht, ist Lohn harter Handarbeit.
            Von einem sechs Meter langen Holzboot aus bringt der 56-Jährige lange Leinen mit Köderhaken aus. Jeder von ihnen ist so groß wie eine Wäscheklammer. Vor ein paar Jahren, erzählt er, sei
            ihm einer davon ins Auge geflogen. »Aber ich habe trotzdem noch die Leinen zu Ende eingeholt«, sagt er. Erst dann fuhr er heim zum Arzt, der
            ihm das Auge gerade noch retten konnte.
         

         Diese Geschichte handelt von der Frage, wie weit Menschen, die Entscheidungen treffen, entfernt sein dürfen von den Menschen,
            die diese Entscheidungen betreffen. Steindór Oliversson fürchtet, dass das Risiko, das sein Beruf mit sich bringt, sich nicht mehr lohnt, sobald ihm
            Leute hineinreden, die in irgendwelchen Büros in Brüssel sitzen. Jedes Jahr, sagt er, muss er eine Fangquote vom isländischen
            Staat kaufen. Die sei sehr teuer. Aber das sei gut so, denn auf diese Art verschwende kein isländischer Fischer ein Gramm
            seines Fangs. Oliversson und seine Berufskollegen müssen Kredite aufnehmen, um sich die jährlichen Anlande-Erlaubnis leisten
            zu können. Was passiert mit den Fanggründen, fragt er, wenn irgendwelche Bürokraten, die noch nie auf Island waren, viel zu
            hohe Fangquoten festsetzen, die noch dazu gratis zu haben sind? Was, wenn als Ergebnis irgendwelcher diplomatischer Klüngelrunden
            in Belgien die Fischbestände hier in der Bucht von Akranes ruiniert werden?
         

         »Ich sage ja nicht, dass das in Brüssel schlechte Menschen sind«, meint Oliversson. »Aber sie sind so weit weg. Verstehen
            die überhaupt etwas von unserer See?« In Island beschäftigen sich unentwegt Meeresbiologen mit dem Zustand der Fischschwärme
            rund um die Insel, sie forschen und zählen und geben ihre Empfehlungen an die Regierung weiter. »Ich traue ihnen«, sagt Oliversson,
            »denn ich kenne sie.« Gemäß den Regeln der europäischen Fischereipolitik hingegen würden die isländischen Meeresbiologen ihre
            Empfehlungen wie die Experten anderer Länder an die Brüsseler Kommission weitergeben. Wie hoch die Quoten anschließend veranschlagt
            werden, orientiert sich nicht allein am isländischen Interesse. Sondern auch an den Wünschen aller europäischen Staaten, deren
            Kutter dann an die Küsten der Insel heranfahren könnten. »Außerdem, wenn schnell mal etwas geklärt werden muss«, fügt Oliversson
            hinzu und legt die Faust ans Ohr, »kann man da in Brüssel doch keinen anrufen.«
         

         Was der Fischer mit dieser intuitiven Geste formuliert, verrät viel über ein schwelendes Strukturproblem der EU. Viele Entscheidungen werden in einer Entfernung von den Betroffenen getroffen, die nicht zur Weisheit der Regelungen beiträgt.
            In Island fällt dieser Graben zwischen Bürgern und Gesetzgeber besonders auf. Aufgrund seiner geografischen Lage war das Land isoliert, es gab keine Nachbarn, mit denen es sich arrangieren musste.
            Das kulturelle Erbe ließ eine stark traditionelle, bürgernahe Demokratie wachsen. Die geringe Bevölkerungszahl erlaubt zudem
            eine »Politik der einen Ebene«. Es gibt, lässt man Gemeinde- und Regionenverwaltung außer Acht, nur eine legislative Instanz,
            das Althing mit seinen gerade einmal 63 Abgeordneten. Die E-Mail-Adressen selbst in Ministerien kommen mit den Vornamen der Beamten aus. Das nationale Lebensgefühl zeichnet sich neben Erdverbundenheit
            und Naturromantik durch ein ungetrübtes Geschichtsbild und einen ausgeprägten Selbstbehauptungswillen aus. Island ist sehr
            europäisch. Doch sein politisches System ist weit entfernt von dem der EU.
         

         Auf unangemessene Einmischung reagiert das Inselvolk deshalb hoch sensibel. Kein Wunder: Die Fischerei steht in Island stellvertretend
            für Souveränität und damit für die Grenzen akzeptabler Freiheitsbegrenzung durch fremde Mächte. Um seine Küstengewässer vor
            Überfischung zu schützen, weitete Island sein Hoheitsgebiet bis 1976 auf 200 Meilen aus. Dabei kam es im wörtlichen Sinne zu Zusammenstößen zwischen isländischen Trawlern und britischen Kriegsschiffen.
            Bis Westminsters Flotte schließlich beidrehte. »Wir sind wahrscheinlich das einzige Land, das das britische Empire jemals
            auf See besiegt hat«, witzelt der Reykjaviker Politikprofessor Ólafur Hardarsson und stößt seine Gabel in ein Stück Hummerschwanz.
            »Ich will damit sagen, dass unsere Fischgründe uns als vitale Ressource gelten. Sollte ein EU-Beitritt bedeuten, dass spanische oder schottische Trawler hier herumkurven dürfen, dann«, er reißt die Augen auf, »vergiss’ es! Ganz
            einfach.«
         

         Dass dies unter dem Einfluss des europäischen Empires passieren könnte, ist zwar unwahrscheinlich. Dennoch, die Brüsseler
            Grundregel lautet: Wer in europäischen Gewässern wie viel Fisch fangen darf, legen die Nationen nicht für sich allein fest,
            sondern per Mehrheitsbeschluss im europäischen Ministerrat. So soll vermieden werden, dass einzelne Länder sich maßlos an
            den über Grenzen wandernden Fischschwärmen bereichern und damit auch die Bestände für andere schädigen. Auf diese Weise freilich
            werden die Fangquoten, die eigentlich je nach Küstenbeständen biologisch bestimmt werden sollten, in der Tat zu politischer
            Verhandlungsmasse.
         

         Der Gedanke, in einer Gemeinschaft von Staaten friedliche Lösungen zu finden, sei ja grundsätzlich gut, sagt der Chef der
            isländischen Fischerboot-Vereinigung, Fridrik Arngrímsson. Aber warum müssten italienische oder polnische Politiker darüber
            mitentscheiden, wer welche Menge Fisch aus dem Nordmeer ziehen dürfe? »Wir regeln per Abkommen mit Großbritannien, Norwegen
            und Russland schon selbst, wer welchen Anteil an den Heringsschwärmen bekommt«, sagt er. Das funktioniere gut. Zudem sei der
            EU-Wahnsinn, zu kleine Fische zurück ins Meer zu kippen, in Island schlicht verboten.
         

         Tatsächlich hält selbst die Brüsseler Kommission die EU-Fischereipolitik für missraten. »Die meisten europäischen Bestände sind überfischt«, heißt es in einem Arbeitspapier. Niedrige wirtschaftliche
            Effizienz stehe hohen Umweltschäden gegenüber. »Unser Rezept dagegen lautet, dass kein einziger Fischer Subventionen bekommt«, sagt Arngrímsson mit erhobenem Zeigefinger. Stattdessen
            garantiere die teure isländische Staatsquote, dass sie ihre Lebensgrundlage sorgfältig schützten. Anders vielleicht, will
            er damit andeuten, als manch zuwendungsgewohnter Berufskollege in Spanien oder Frankreich.
         

         Össur Skarphédinsson bleibt bei allen Bedenken der Traditionalisten gut gelaunt. Er vertraut darauf, dass die Kraft des besseren
            Arguments auch in der EU zählen wird. Welche wunderbaren Segnungen, erinnert er, habe Europa nicht schon in der Vergangenheit
            aus Reykjavik bezogen: die Sagas, die Abrüstungsverhandlungen während des Kalten Krieges … – Warum nicht als Nächstes ein klügeres Fischereimanagement? Er habe als junger Mann selbst das Fischerhandwerk gelernt.
            Direkt vor seinem Bürofenster liegt der Hafen von Reykjavik. Schwere Trawler dümpeln an der Mole. Skarphédinsson weist mit
            dem Daumen hinaus. »Wir können das besser«, sagt er. Und verrät dann die Bedingung, die er nicht ins offizielle Aufnahmegesuch
            an die EU geschrieben hat. »Natürlich möchten wir in Brüssel den Fischereikommissar stellen.« Aber so natürlich wie Island,
            das wird auch seine Regierung noch merken, funktioniert Brüssel nicht.
         

      

   
      
         

         
            Das verpennte Peaceful Rising: Europa und China 

         

         
            
            Wir werden zusammen aufsteigen oder untergehen. 

            
            Hillary Clinton, amerikanische Außenministerin, über das Verhältnis zwischen den Vereinigten Staaten und China

            
         

          

         
            
            Die Frage für jeden Europäer lautet, ob wir Mitwirkende oder Zuschauer der neuen Weltordnung sein wollen. Wenn wir eine so
                  genannte G2-Welt, geformt von den Beziehungen zwischen den USA und China, vermeiden wollen, müssen wir daran arbeiten, dass eine G3-Kooperation – USA, China und Europa – entsteht. 

            
            David Miliband, ehemaliger britischer Außenminister

            
         

          

         Song Zhe residiert ein Stück außerhalb des europäischen Institutionenviertels in Brüssel. Bis vor kurzem gehörte das mächtige
            weiße Gebäude, in dem er empfängt, der Computerfirma Hewlett-Packard. Der Taxifahrer, der den Besucher hinausgefahren hat
            in das Gewerbegebiet, macht große Augen, als er beim Anhalten das auffällige rot-goldene Staatswappen erblickt, das von der
            Dachkante strahlt. Der weiße Klotz sieht abweisend aus. Abgeschottetheit statt Offenheit signalisiert die Architektur. Dort,
            wo Song Zhe herkommt, gibt es weder Presse- noch Meinungsfreiheit.
         

         Ein lächelnder Mann mit aufgeklapptem Schirm läuft auf das Taxi zu. Fließendes Englisch sprechend führt er durch den strömenden
            Regen. Song Zhe, der Botschafter, sagt er, warte im Konferenzzimmer.
         

         Ihr neues Brüsseler Quartier haben die Chinesen mit ein paar geschickten Kniffen in einen anmutigen Diplomatentempel umdekoriert.
            Zwei steinerne Drachen bewachen die Freitreppe, die hinauf zum Eingangsportal führt. Rote Lampions hängen von den Decken,
            gitterförmige Holzpaneele und chinesische Kalligrafie schmücken die Wände. »Peaceful Rising« scheint das Thema des Innenarchitekten
            gewesen zu sein, friedlicher Aufstieg. Etwa 90 Diplomaten arbeiten in der Vertretung. In der Pförtnerloge schlürft ein Wärter im Arbeitsanzug Suppe aus einem Blechtopf,
            während er die Überwachungsmonitore beobachtet. 2009 haben sich alle Mitarbeiter in der großen Empfangshalle zu einer Feierstunde
            versammelt. Ein riesiges Poster mit einer rötlich-gelben chinesischen Fantasielandschaft verkündet noch den Grund: »Zur Feier des 60. Jahrestages der Gründung der Volksrepublik China«.
         

         Seit 1975 pflegen China und die EU diplomatische Beziehungen. Seit damals ist das bilaterale Handelsaufkommen von 2,4 auf
            425,6 Milliarden Dollar gestiegen, ein Zuwachs um das 176-Fache. Immer mehr chinesische Firmen fassen Fuß in Europa, aber auch umgekehrt. Bis zum Sommer 2009 haben nach chinesischer Zählung
            30.000 Firmen aus der EU in China Dependancen oder Auslagerungen eröffnet, mit einem Investmentvolumen von über 66 Milliarden Dollar. Das macht Europa zum drittgrößten Investor in China. Durchschnittlich zehn Prozent beträgt das jährliche
            Wirtschaftswachstum seit 1979. Unter der Wirtschaftskrise leidet China wegen seiner niedrigen Lohnkosten und seines unterentwickelten Arbeitsrechts weniger
            als europäische Nationen. Während deutsche Auslandsexporte im ersten Halbjahr 2008 um 34 Prozent eingebrochen sind, ging Chinas Exportrate im selben Zeitraum nur um 22 Prozent zurück.
         

         »China bekommt ein größeres Stück vom schrumpfenden Kuchen«, beschrieb die ›Herald Tribune‹ Ende 2009 die Umverteilung des
            Wohlstands auf der Welt. Anfang 2010 gab das Statistische Bundesamt bekannt, die Volksrepublik habe den Exportweltmeister
            Deutschland vom Sockel gestoßen. Peking hatte im Jahr zuvor Waren im Wert von 1,07 Billionen Dollar ausgeführt, Deutschland hingegen im Wert von 1,05 Billionen Dollar. Doppelt so viel Geld, zwei Billionen Dollar, hat das Riesenreich an ausländischer Währung angesammelt. China
            hat sich zur Bank der Welt aufgeschwungen. Ohne den massiven Ankauf von US-Schatzbriefen durch die Volksrepublik könnte der Hauptschuldner Amerika weder die Kriege in Afghanistan und Irak noch sein Bankenrettungsprogramm
            finanzieren.
         

         Das Konferenzzimmer, in dem der Botschafter empfängt, entpuppt sich als Audienzhalle, ausgelegt mit einem dicken Teppich mit
            Drachenmuster. Song Zhe ist ein jugendlich wirkender Endvierziger mit blauer Krawatte und konzentriertem Blick. Im Frühjahr
            2008 nahm der studierte Ökonom seinen Posten bei der Europäischen Union ein. Er war schon einmal in Europa stationiert, als
            Botschaftsrat in London. »Aber das war im letzten Jahrtausend!«, sagt Song lachend. Seit damals, seit den 90er-Jahren, sei
            die Weltgemeinschaft doch so viel enger zusammengerückt. »Einige Leute glauben, die EU sei im Abstieg begriffen. Wir glauben
            das nicht«, sagt er. Hier, von Brüssel aus, falle ihm besonders auf, wie sehr die globalen Herausforderungen nach einer Zusammenarbeit
            der Big Player riefen. Auch wenn es nicht immer einfach sei, in der EU-Zentrale die richtigen Ansprechpartner zu finden – Song schätzt die »vielen Kanäle«, die die Stadt biete. »Ich habe«, sagt er in Anspielung
            auf Henry Kissingers berühmte Frage, »kein Problem damit, mir viele Telefonnummern zu merken.«
         

         Sein Job, berichtet Song, sei es einerseits, Chancen für eine verstärkte wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen der EU und
            China zu finden – insbesondere zu beobachten, auf welche Normierungen sich chinesische Hersteller einstellen müssen, wenn
            sie auf den europäischen Markt drängen. Andererseits, beteuert der Botschafter, sei er natürlich auch in Brüssel, um zu lernen.
            Die Integrationsgeschichte der EU hält er für den kreativsten und innovativsten regionalen Vernetzungsprozess der modernen
            Menschheitsgeschichte. Seit langem arbeiten die Staaten Asiens daran, diese Erfolge nachzuahmen. Zum Jahreswechsel 2009 / 10 schloss sich China mit sechs Staaten der Asean-Gemeinschaft (Association of Southeast Asian Nations) Brunei, Indonesien,
            Malaysia, den Philippinen, Singapur und Thailand zur bevölkerungsmäßig größten Freihandelszone der Welt zusammen. Sie umfasst
            1,75 Milliarden Menschen, also mehr als drei Mal so viel wie die EU. Ihr Handelsvolumen entspricht allerdings nur etwa einem Drittel des europäischen. Doch Song interessiert nicht nur, wie sich
            Nationen wirtschaftlich zusammenschweißen lassen. »Die EU will eine pluralistische Kultur der Einheit und des Wohlstandes
            schaffen. Wir verfolgen ganz genau dasselbe Konzept, um eine harmonische Gesellschaft in China aufzubauen.«
         

         Ganz genau dasselbe Konzept? Dass beide, Europa und China, Wohlstand anstreben, darf man noch glauben. Doch die Menschenbilder
            und Staatsphilosophien hinter den Bilanzen scheinen noch immer auf sehr gegensätzlichen Motivlagen zu gründen. Europa empfindet
            Pluralismus und Demokratie als Basis seines wirtschaftlichen Erfolges. China hingegen scheint sie als notwendiges Begleitübel
            seines Aufschwungs zur Exportnation zu begreifen. Seine Gerichte verurteilen einen Universitätsprofessor zu zehn Jahren Gefängnis,
            weil er ein Mehrparteiensystem fordert. Sie verhängen reihenweise Todesurteile gegen Uiguren, die Selbstbestimmung für ihre
            Provinz fordern. Sie verurteilen Abweichler zu Haft in Arbeitslagern, die allen Menschenrechtsstandards widersprechen. Wie passt das ins Bild von einem China, das von Europa lernen möchte?
         

         Botschafter Song wird ein wenig emotional, wenn man ihn auf die zweifelhafte Menschenrechtsbilanz der Kommunistischen Partei
            Chinas (KPCh) anspricht. »Die Wahrnehmung vieler Europäer über uns ist in der Vergangenheit verhaftet«, sagt er. »Wir waren
            nie eine Sowjetunion. Und gerade jetzt bewegen wir uns sehr schnell! Aber muss es denn eine Demokratie nach westlichem Vorbild
            sein?« Deutschland, findet manch einer in China, steche unter den europäischen Nation besonders heraus durch unkundige Kritik
            der Lage. Die aus chinesischer Regierungssicht beleidigenden Auftritte von Dissidenten während der Frankfurter Buchmesse 2009,
            bei der China als Ehrengast geladen war, haben ebenso für Verstimmung gesorgt wie angeblich besonders angriffslustige deutsche
            Journalisten.
         

         »Im Vergleich zu den Medien in anderen europäischen Ländern tun sich die deutschen Medien mit antichinesischen Äußerungen
            besonders hervor«, klagt der ehemalige chinesische Botschafter in Berlin, Mei Zhaorong. Wenn es in Menschenrechtsfragen immer
            wieder zu »Irritationen« zwischen Europäern und Chinesen komme, dann, glaubt auch sein Brüsseler Kollege Song, liege das daran,
            dass »die Kenntnisse unserer Geschichte, unserer Entwicklung und unseres Status quo in Europa nicht ausreichend« seien. In
            China gehe es zunächst einmal darum, Arbeitsplätze zu schaffen. Die KPCh stehe unter gewaltigem Druck, das Land zu modernisieren.
            Schließlich stehe China noch mit einem Bein im Mittelalter. Zwei Drittel aller Chinesen leben unterhalb der Armutsgrenze,
            viele von ihnen leiden Hunger. Ein Drittel hat kein sauberes Trinkwasser, und schätzungsweise 200 Millionen Menschen ziehen als Wanderarbeiter durchs Land. Zehn Millionen Jobs, rechnet Song vor, müssten jedes Jahr entstehen,
            wenn der soziale Frieden im 1,3-Milliarden-Reich gewahrt bleiben solle. »Dieses Ziel«, sagt der Botschafter und wehrt Kritik am Umgang mit Tibet und der Uiguren-Provinz
            Xinjiang ab, »ist in jedermanns Interesse. Ein China der Bürgerkriege und des Chaos wäre ein Desaster für die gesamte Welt.«
            China könne nur mit der Partei reformiert werden, nicht gegen sie. Das freilich haben die Sowjetherrscher bis 1989 auch immer behauptet.
         

          

         Aber betrachten die Europäer, wenn sie ehrlich sind, die Entwicklung Chinas möglicherweise noch aus einem anderen Grund mit
            Sorge als allein wegen der Behandlung von Andersdenkenden? Chinas rasanter Aufstieg, seine autoritäre Modernisierung, scheinen
            zu zeigen, dass wirtschaftlicher Erfolg und wachsende soziale Zufriedenheit auch ohne Demokratie möglich sind. Beijings Wolkenkratzer
            und glitzernde Olympiabauten verursachen im westlichen Denkschema eine schwindelerregende Bildstörung. Wenn Reichtum, technischer
            Fortschritt und Innovation auch in einer Diktatur möglich sind, wenn sie dort noch dazu rasanter und effizienter vonstattengehen
            als in Demokratien, was ist denn dann eigentlich der globale Wettbewerbsvorteil von freiheitlich-westlichen Systemen?
         

         Song Zhe schmunzelt. Er war unlängst in Afrika. Dort sei ihm etwas aufgefallen. »Im Kongo werden gerade zwei Überlandstraßen
            gebaut, eine von den Europäern, eine von uns. Obwohl wir später angefangen haben als die Europäer, war unsere Straße als Erste
            fertig. Und sie hat auch noch weniger gekostet.« Chinesische Arbeiter verlangen eben nicht, dass man sie abends ins Hotel
            fährt. Sie schlafen gleich neben der Baustelle. Statt für übertriebene Gewerkschaftsforderung zu bezahlen, so Song, habe China
            das Geld in Schweiß und Teer gesteckt. Von wessen Hilfe hätten die Afrikaner am Ende wohl mehr profitiert?
         

         Sollte sich das Modell des Aufstiegs durch Diktat fortsetzen, droht dies nicht weniger als die geistige Identität Europas
            zu erschüttern. Ihr Kernsatz lautet nämlich, dass Demokratien mehr soziale Zufriedenheit stiften können als Diktaturen. Auch
            in Europa ist die Einsicht gereift, dass die schwerfälligen Demokratien der Nationalstaaten nicht mehr die angemessenen Karosserien
            für die Geschwindigkeiten des 21. Jahrhunderts darstellen. Eben deswegen, um die schlimmsten Bremsen des alten Kontinents zu lösen, haben sich Europas Staaten
            schließlich zur EU vernetzt. Und sich, um noch mehr Fahrt zu gewinnen, den Lissabon-Vertrag gegeben.
         

         Die Entwicklungen in Europa und in China werfen eine große gemeinsame Frage auf. Sie lautet, ob die Notwendigkeit, in einer
            sich beschleunigenden Weltwirtschaft Schritt zu halten, nicht auf beiden Seiten des Planeten zu einer Neujustierung des Verhältnisses
            zwischen politischer Effizienz und demokratischer Mitbestimmung führen muss. Die Europäer haben dabei, gemessen am Status quo, Freiheit zu verlieren. Die Bürger Chinas dagegen haben, aus der totalen Bevormundung kommend, Emanzipation
            zu gewinnen.
         

         Nähern sich die politischen Systeme Europas und Chinas, wenn auch aus entgegengesetzten Richtungen, also letztlich einander
            an? Steuern Post-Demokratie hier und Post-Kommunismus dort am Ende gar auf eine verwandtschaftliche Form des politischen Massenmanagements
            hin? Auf eine effiziente Führung durch wohlmeinende, im Wissen vermeintlich überlegene Kader?
         

         Eine Zeitlang mag es Peking möglich sein, Kapitalismus ohne politische Liberalisierung anzubieten. Kapitalismus ohne gesellschaftliche Liberalisierung allerdings ist auf Dauer nicht denkbar. Spricht man mit jungen chinesischen Parteimitgliedern, dann scheint
            es schon heute so, als stünde das »K« im Kürzel der Kommunistischen Partei Chinas (KPCh) so wenig für Kommunismus wie das
            »C« in CDU für Christentum. In China scheint durch die Marktkräfte eine Entwicklung in Gang gesetzt, die zwangsläufig zu mehr
            Mündigkeit des Einzelnen führen muss. Denn die Möglichkeit, Eigentum anzusammeln, entfaltet eine freiheitsstiftende Wirkung.
            »Das Selbst eines Menschen ist die Gesamtsumme all dessen, was er sein nennt, nicht nur sein Körper und seine psychischen
            Kräfte, sondern auch seine Kleidung und sein Haus, seine Frau und seine Kinder, seine Vorfahren und Freunde, sein Ruf und
            seine Arbeit, sein Land, seine Yacht und sein Bankkonto«, wusste schon im 19. Jahrhundert der Psychologe und Philosoph William James.13 Wer mehr hat, wer mehr darstellt, wird auch mehr zu sagen haben wollen. Auf diese Weise führt gesellschaftliche Liberalisierung
            zu politischem Mitbestimmungswillen. »Auch Diktaturen«, warnt augenzwinkernd der amerikanische Historiker Philip Nord, »wünschen
            sich Wachstum, doch wehe ihnen, sie lassen es zu! Der wirtschaftliche Aufschwung beschleunigt das Aufkommen einer gebildeten
            Mittelschicht, einer pluralistischen Infrastruktur sowie einer fein verästelten Zivilgesellschaft, die sich immer schwerer
            bevormunden lässt.«14 Diese Logik gilt, das wissen Neo-Comms wie Song Zhe ganz genau, auch für China.
         

          

         Wie wird sich andererseits die »fein verästelte Zivilgesellschaft« Europas verhalten, wenn sie um Wachstum und den erreichten
            Wohlstand fürchten muss? Ist sie, um ja nichts vom materiellen Luxus zu verlieren, bereit, ein höheres Maß an politischer
            Bevormundung zu akzeptieren? Der moderne europäische Staat bezog seine Legitimität aus dem berühmten Hobbes’schen Tauschhandel: Schutz
            von oben gegen Mitbestimmung von unten. Was derzeit in Europa geschieht, erweckt den Eindruck, dass dieser Handel immer weniger
            aufgeht. Im Gegenteil: Mehr hoheitlicher Schutz scheint nur gegen weniger Mitsprache zu haben zu sein. Der Lissabon-Vertrag
            soll der EU erklärtermaßen helfen, sich als Wirtschaftsblock in der globalen Konkurrenz zu behaupten. Mit seiner Verabschiedung
            haben die Regierungen der EU nicht einfach nur einen weiteren Schritt in der Vergemeinschaftung von nationalstaatlicher Souveränität
            unternommen. Der Reformvertrag hat so viel Gesetzgebungsmacht auf eine nicht gewählte Elite von Beamten übertragen wie kein
            anderes völkerrechtliches Abkommen vor ihm. Das machtvolle suprastaatliche System, das in Brüssel gedeiht, ist, das zeigt
            das Management der Finanzkrise, mit althergebrachten Demokratielehren mittlerweile ebenso wenig beschreibbar geworden wie
            Chinas Selbstverständnis mit der Mao-Bibel.
         

          

         Botschafter Song geleitet hinaus aus dem Audienzsaal, auf den mit roten Lampions geschmückten Flur. Der Weg führt vorbei an
            einer Fotogalerie. Sie zeigt die chinesischen Staatschefs im Handschlag mit europäischen Spitzenvertretern. Das älteste Bild
            stammt aus dem Jahr 1975. Der chinesische Premierminister Zhou Enlai erfreut sich eines entspannten Gespräches auf der Couch des Vizepräsidenten der
            EG-Kommission, Sir Christopher Soames. Es ist noch eine Schwarz-Weiß-Aufnahme. »Die Zeitgeschichte«, befindet Song, »bewegt sich sehr schnell.«
            Zum Abschied erzählt er noch eine Geschichte über das Lernen. »In China haben wir das Sprichwort, dass es unter drei Arbeitern
            bestimmt immer einen gibt, von dem man etwas lernen kann. In Europa scheinen viele zu denken, dass es unter drei Arbeitern
            bestimmt immer einen gibt, dem man noch etwas beibringen kann. Vielleicht ist diese Art des Herabschauens etwas typisch Europäisches.«
            Noch, sagt sein Lächeln. Noch.
         

      

   
      
         

         
            Pingpong-Imperium Europa 

         

         
            
            Um meine Grenzen zu verteidigen, bleibt mir nur der Weg, sie auszudehnen. 

            
            Katharina die Große

            
         

          

         
            
            Die Länder Europas sind zu klein, um ihren Völkern den Wohlstand zu sichern, den die Voraussetzungen möglich machen und die
                  folglich notwendig sind. Dazu braucht man viel größere Märkte. 

            
            Jean Monnet

            
         

          

         Robert Cooper ist einer der gefragtesten Exzentriker Brüssels, ein drahtiger Brite mit buschigen Augenbrauen. Er fährt am
            liebsten mit dem Rad zur Arbeit und empfängt schon mal in kurzen Hosen zum Gespräch, wenn er noch keine Zeit hatte, sich umzuziehen.
            Sein Büro liegt in einem der oberen Stockwerke des Ratsgebäudes. Bücher stapeln sich auf dem lang gestreckten Besprechungstisch,
            unter den er die Füße mit den Sportschuhen ausstreckt. Cooper arbeitete als enger Berater von Tony Blair, bevor er nach Brüssel
            kam. Javier Solana, früher für die EU-Außenpolitik zuständig, spannte den gelehrigen Diplomaten als sein außenpolitisches Mastermind ein. Solanas Nachfolgerin Baroness Ashton
            übernahm ihn in ihren Stab. Cooper ist so etwas wie der Chef-Querdenker der Union. Er besitzt den Mut zum Konventionsbruch.
            Aber er setzt ihn stets mit Hintersinn ein.
         

         Bei einem anderen Treffen trägt Cooper eine bemerkenswert hässliche Krawatte. Sie zeigt bräunliche, verschachtelte Stadthäuser
            im Stil der Renaissancemalerei. Die Blicke seines Gegenübers registrierend, sagt Cooper: »Es hat einen Grund, warum ich sie
            trage!« Das Motiv, erklärt er, zeige die Pracht italienischer Stadtstaaten im 13. und 14. Jahrhundert. Venedig, Genua und Florenz seien damals als Seehandelsmächte zu beispielloser Macht und Wohlstand aufgestiegen.
            »Das Problem war bloß, sie waren zu stark geworden. Ihre ständigen Kleinkriege schwächten das Land als Ganzes.« Cooper pocht auf seine Krawatte. »Genau so steht
            es heute mit der Europäischen Union. Die Nationalstaaten sind zu stark.«
         

         Cooper ist ein Imperialist der neuen Art. Er glaubt, dass es die Pflicht von Starken ist, andere stark zu machen. Nur so könnten
            auf Dauer alle ihre Stärke bewahren. »Was also gebraucht wird«, schrieb er 2002 in einem berühmt gewordenen Aufsatz15, »ist eine neue Form des Imperialismus, ein Imperialismus, der in einer Welt der Menschenrechte und der kosmopolitischen
            Werte akzeptabel ist. Wir erkennen bereits seine Umrisse. Es handelt sich um einen Imperialismus, der wie jeder Imperialismus
            Ordnung und Organisation bringen soll, aber der auf dem Prinzip der Freiwilligkeit beruht. (…) Den Endzustand könnte man als
            kooperatives Imperium beschreiben.« Die EU, glaubt Cooper, biete die Vision eines solches kooperativen, wohlwollenden Imperiums.
            Deswegen baut er mit an ihr, an vorderster Front.
         

          

         Es ist in Mode gekommen, die Europäische Union als Imperium zu beschreiben. Der amerikanische Autor Parag Khanna nennt Brüssel
            das »neue Rom«. Die EU sei das beliebteste und erfolgreichste Imperium aller Zeiten, denn die Anreize der Europäisierung – Beihilfen, uneingeschränkte Freizügigkeit und der Euro – seien »zu großartig, um sie nicht zu wollen«.16 Der britische Think-Tankler Mark Leonard will eine Einflusssphäre der Europäischen Union ausgemacht haben, die von der ehemaligen
            Sowjetunion über den Mittleren Osten und Nordafrika bis nach Schwarzafrika reiche. 80 Länder und fast 20 Prozent der Weltbevölkerung umgreife diese »Eurosphäre«, glaubt Leonard anhand von Wirtschaftsdaten belegen zu können. Überall
            dort habe das europäische Projekt einen Umgestaltungsprozess in Gang gesetzt, und die Menschen hätten begonnen, »sich in ihrer
            Lebenspraxis an europäischen Prinzipien zu orientieren.«17

         In einem pointierten Plädoyer forderte der deutsche Journalist Alan Posener die EU auf, sich ein Beispiel am Selbstbewusstsein
            des britischen Commonwealth zu nehmen. Warum so verdruckst?, fragt er die Eurokraten. Um den ideologischen Kleinmut zu illustrieren,
            in dem Europa seiner Ansicht nach gefangen ist, zitiert Posener eine der aufschlussreichsten Szenen aus dem Monty-Python-Film
            ›Das Leben des Brian‹. John Cleese alias Reg, Anführer der »Volksfront von Judäa«, versucht auf einem Treffen der Gruppe, die Aufständischen zu einem Anschlag auf
            die römischen Besatzer zu bewegen. Diese »Schweine« hätten den Judäern alles genommen, zürnt Reg und fragt: »Was haben sie
            je als Gegenleistung erbracht?« Dummerweise fällt seinen versammelten Kumpanen da eine ganze Menge ein. Den Aquädukt!, rufen
            sie ihm zu. Die sanitären Einrichtungen! Die schönen Straßen! Medizinische Versorgung, Bäder, Schulen, die öffentliche Ordnung! Jaja,
            wimmelt Reg ab, aber was denn bitte sonst? »Den Frieden?«, schlägt ein schüchterner Rebell schließlich vor. »Ach, halt die
            Klappe!«, fällt dem Rebellenchef daraufhin nur noch ein.18

         Fehlt den Europäern also, wie dem bornierten Reg, nur ein wenig Realitätssinn, um zu merken, was für eine zivilisatorische
            Großmacht ihr Brüsseler Reich ist? Wollen sie nicht sehen, welche heilbringende, transformative Kraft es über seine Grenzen
            hinweg ausübt? Wollen die Regierungen Europas selbst nicht einsehen, dass die EU längst alle Züge des klassischen Imperiums
            trägt? Tatsächlich sind, macht man sich auf die Suche nach Parallelen, einige Ähnlichkeiten des »neuen Rom« Brüssel zum Imperium
            Romanum erstaunlich.
         

         Die EU erschafft einen wirtschaftlichen Binnenraum, in dem Rechtsbeziehungen gelten, die für Verlässlichkeit und Zusammenhalt
            sorgen. Sie errichtet dadurch eine, wie Cicero es vielleicht auch heute nennen würde, »Schutzherrschaft über den Erdkreis«
            (patrocinium orbis terrarum), wenngleich natürlich in den Grenzen ihrer administrativen Welt.19 Die EU expandiert, wie das antike Rom es tat. Zuletzt ist sie innerhalb von nur drei Jahren, zwischen 2004 und 2007, von
            380 Millionen Menschen in 15 Ländern auf 500 Millionen in 27 Ländern angewachsen. Weitere Länder begehren, wie geschildert, Einlass. Und: Das Herrschaftsgebiet der EU ordnet sich, wie
            das römische Reich, in ein System abgestufter Partizipation. Wie konzentrische Kreise liegen einzelne Staatengruppen mit mehr
            oder weniger ausgeprägten Privilegien um die Zentrale Brüssel herum.
         

          

         Noch vor Ende des Zweiten Weltkrieges und lange vor der Gründung der EWG schlossen sich 1944 die Exilregierungen von Belgien,
            den Niederlanden und Luxemburg zur Beneluxgemeinschaft zusammen. Sie bildet bis heute Nukleus und Avantgarde der Integration.
            Schon 2008, zwei Jahre vor Inkrafttreten des Lissabon-Vertrages, unterzeichneten ihre Regierungen ein Nachfolgeabkommen zum
            Beneluxvertrag, das die Kooperation auf die Innen- und Rechtspolitik ausdehnte. Als zweiter Kreis formieren sich die Staaten
            der Euro-Gruppe um Brüssel herum. Die Zone des gemeinsamen Geldes steht – jedenfalls formal (siehe Griechenland) – nur besonders
            zuverlässigen Bundesgenossen offen. Jeder Staat, der beitreten will, muss während einer Testphase von zwei Jahren beweisen, dass seine Währung die Wechselkurskriterien
            einhalten kann, die für den Stabilitätspakt erforderlich sind. Einen weiteren Kreis bildet der Geltungsraum des Schengener
            Abkommens. Die kontrolllose Reisefreiheit, die es bietet, galt 2010 noch nicht für alle 27, sondern nur für 25 EU-Mitglieder (außerdem für die EFTA-Länder Island und Norwegen sowie für die Schweiz).
         

         Und schließlich gibt es Kreise, die über das rechtliche Herrschaftsgebiet hinaus in die geografische Peripherie der EU ausgreifen.
            Die Europäische Energiegemeinschaft ist ein Beispiel für einen solchen Supra-EU-Kreis, der einen Raum gemeinsamer Versorgungssicherheit schaffen soll. Neben den 27-EU-Staaten sind Albanien, Bosnien und Herzegowina, Kroatien, Montenegro, Serbien und das Kosovo Teil dieser Allianz. Mit Norwegen, Moldawien,
            der Ukraine und der Türkei verhandelt die EU über eine Aufnahme in diese Gemeinschaft.
         

         Als Nächstes gäbe es noch einen, wenn man so möchte, unpolitischen europäischen Wesensraum. Bei der Fußball-Europameisterschaft
            treten alle vier Jahre Kicker aus Aserbaidschan und Kasachstan genauso gegeneinander an wie Russen und Israelis. Die UEFA,
            also die Vereinigung Europäischer Fußballverbände, umfasst 53 Länder, sie reicht von Atlantik bis zum Pazifik und vom Polarkreis bis zum Roten Meer. Ein Beitritt Grönlands scheiterte bislang
            nur daran, dass das Land keinen Naturrasenplatz aufzubieten hat. Dass dieses weite Spektrum an Teilnehmern je das Europagefühl
            irgendeines EM-Fans beleidigt hätte, ist nicht überliefert.
         

         Eine noch größere Bandbreite kulturell offenbar kompatibler Regionen bilden jene Länder, die jedes Jahr mehr oder weniger
            talentierte Vertreter zum Eurovision Song Contest schicken. Bei dem Schlagerwettbewerb mitträllern dürfen alle Künstler, deren
            Heimat zur Europäischen Rundfunkunion (EBU) gehört. Die EBU wurde 1950 zu dem Zweck gegründet wurde, Nachrichtenfilme auszutauschen
            und Sendetechniken zu standardisieren. Ihr Erkennungszeichen, die Eurovisionsmelodie, ist in jedem deutschen Wohnzimmer bekannt.
            Es ist das Präludium zum ›Te Deum‹ des französischen Komponisten Marc-Antoine Charpentier (nicht zu verwechseln mit der inoffiziellen
            Europahymne, dem letzten Satz der Neunten Symphonie von Ludwig van Beethoven). Die EBU hat mittlerweile 56 Mitglieder, inklusive Libyen und den Libanon. Ist es ein reiner Zufall, dass dieser letzte und weiteste der Eurokreise an den römischen Kultur- und Herrschaftsraum des mare nostrum, des Mittelmeerkreises, erinnert?
         

          

         Es gibt eine ausdrückliche Anleihe an das Römische Reich im Brüsseler EU-Viertel. Außer den Staatschefs bekommt sie allerdings kaum je jemand zu sehen. Sie ist vor der Präsidentschaftssuite im fünften Stock
            des Justus-Lipsius-Gebäudes in den Boden eingelassen. Über knapp zehn Meter zieht sich dort eine Reproduktion der einzigen
            erhaltenen Straßenkarte des Imperium Romanum über den Flur. Das Original ruht in der österreichischen Nationalbibliothek und
            stammt aus der Spätantike. Die EU-Regierungschefs werden es wahrscheinlich selten tun, aber wer genau hinschaut, sieht, dass Rom im Mittelpunkt der Karte liegt und sich die
            Straßen von diesem Herz aus wie rote Adern durch einen geografischen Organismus ziehen.
         

         Wer immer die Eingebung hatte, die Grafik auf dem Gang der Regierungsoberhäupter auszubreiten, er oder sie wird gewusst haben,
            dass Straßen in der römischen Kaiserzeit nicht nur Mittel, sondern auch Symbol imperialer Herrschaft waren. Das Wegesystem,
            über das Legionen, Steuern und Waren wanderten, stellte aus römischer Sicht nicht nur den Triumph einer technisch überlegenen
            Zivilisation über die Natur dar, es zeugte auch von Organisationskraft und Hegemonialwillen. Am Zustand der Straßen ließ sich
            der Zustand des Reiches erkennen.20

         Wer heute als Tourist durch Spanien, Griechenland oder auch Nordafrika fährt, der wird am Rande exzellenter neuer Asphaltstraßen
            und Bogenbrücken zuverlässig blaue Banner mit gelben Sternen finden, die darauf aufmerksam machen, wer sie finanziert hat.
            Um »Kohäsion« zu schaffen, wie es im Brüssel-Sprech heißt, also um das Wohlstandsgefälle zwischen ihren Regionen durch verbesserte
            Transportinfrastruktur einzuebnen, gibt die EU einen großen Teil ihres Geldes aus. 347,4 Milliarden Euro stehen zwischen 2007 und 2013 für diesen Zweck im Haushaltsplan zur Verfügung.
         

         Für die Aufbauleistung in der Provinz belohnt sich die Kapitale selbst – dies aber nur als augenzwinkernder Hinweis auf Parallelen
            zur Antike – mit einer gewissen Dekadenz. Wer sich in Brüssel nur ein paar Tage lang durch das reichhaltige Angebot abendlicher
            Buffets gefräst hat, der kann sich des Eindrucks nicht erwehren, dass die Bewohner der EU-Hauptstadt heute genauso mit kostenlosem Getreide versorgt werden wie einstmals die Bewohner Roms. Es gehört zum Small-Talk-Repertoire auf Stehempfängen, dass die
            Verweildauer in der EU-Hauptstadt nicht in Jahren, sondern in Kilos zu messen ist.
         

          

         Was für eine Art Imperium ist dieses Europa nun? Die Bezeichnung »liberales Imperium« klingt widersprüchlich, denn Imperien
            sind klassischerweise Staaten, die einen Anspruch auf Vorherrschaft oder Einverleibung anderer Staaten erheben. Wer sich Rom
            nicht unterordnen wollte, wurde in Schutt und Asche gelegt. Die Ruinen von Karthago und Korinth zeugen von der Rücksichtslosigkeit,
            mit der von Rom, der machtvollen Zentrale, aus die Pax Romana im Notfall durchgesetzt wurde. Wie freundlich wirkt dagegen die EU. Sie breitet sich nicht durch Unterwerfung aus, sondern durch Überzeugung. Die Zentrale Brüssel schickt keine Statthalter in
            die Provinzen. Die EU bedient sich keiner Prokonsuln, Legaten und Legionen, um ihre Untertanen an die Gesetze zu binden. Die
            EU lebt durch den Glauben an die Richtigkeit ihrer Aufsicht. Das Treue- und Schutzverhältnis zwischen ihr und den Mitgliedstaaten
            basiert auf Gegenseitigkeit. Alle Macht, die Brüssel besitzt, verleihen ihr die Nationalstaaten. In dem Augenblick erst, in
            dem Brüssel diese Macht in die Hauptstädte zurückspielt, wandelt sie sich in eigene europäische Macht um. Die EU ist ein Imperium
            ohne auto-energische Zentrale. Sie ist ein Pingpong-Imperium.
         

         In einer ersten Runde haben die Mitgliedstaaten der Kommission Souveränitätsrechte über den Binnenmarkt, den Handel und die
            Währungspolitik über das Netz geschickt. Brüssel formte daraus Richtlinienbündel und schlug sie zurück in die Spielfelder
            der Nationalstaaten. Als Nächstes ließen die Mitgliedstaaten Befugnisse für die Umwelt und den Verbraucherschutz nach Brüssel
            wandern. Und wieder antwortete die Kommission mit Verordnungen, diesmal zu Glühbirnen, Chemikalien, Bodenschutz und Flora-Fauna-Habitat.
            Jetzt, im dritten Satz, ist unter anderem die Justiz- und Innenpolitik an der Reihe. Die Mitgliedstaaten liefern die Macht,
            in Grundrechte einzugreifen – die Zentrale spielt europäisch verbindliche Gesetze zurück.
         

         Das Consilium, also der Rat, bezeichnete in römischer Zeit den Statthalter mit seinen Beratern. Heute sind die Mitgliedstaaten der EU selbst
            die Statthalter des europäischen Imperiums. Sie wenden das Recht an, das Brüssel formuliert. Aber, und das macht die EU zu einem so seltsam puddinghaften Imperium, die Mitgliedstaaten sind zugleich die Aufständischen des Reiches. Genauso regelmäßig wie die Mitgliedstaaten der EU-Zentrale Kompetenzen überweisen, wehren sie sich gegen Kompetenzanmaßungen in Brüssel. Wenn Kommissionspräsident Barroso in der Wirtschaftskrise
            ein europaweites Konjunkturprogramm auflegen will, pfeift die Bundesregierung ihn zurück. Wenn die Fischereikommissarin den
            Fang des bedrohten Blauflossenthunfisches verbieten möchte, laufen die Portugiesen Sturm. Als Margaret Thatcher 1984 erfuhr,
            dass die EG etwa 70 Prozent ihres Haushaltes für Landwirtschaftssubventionen ausgab, forderte sie mit Blick auf den vergleichsweise kleinen Agrarsektor
            Großbritanniens: »Wir möchten einfach unser Geld zurück!« Mit Erfolg. Der Britenrabatt beträgt seitdem ein Drittel auf die
            jährlichen Mitgliedsbeiträge.
         

         Zu einer der prägenden Charakteristiken des Pingpong-Imperiums gehört das »Blame Game«, also die (un)sportlich betriebene
            Schuldzuweisung. Unpopuläre Entscheidungen werden von Hauptstadtpolitikern gerne auf »Brüssel« abgeschoben, politische Siege
            hingegen als eigene verbucht. Die Mitgliedstaaten stellen sich je nach Materie als Herr des europäischen Verfahrens oder als
            Opfer von bürokratischer Willkür dar – je nachdem, was sich daheim leichter verstehen oder verkaufen lässt. Spuckt die EU
            Regelungen aus, die offenkundig irrsinnig sind (beispielsweise eine Verordnung über die Sicherheit von Seilbahnen, die im
            seilbahnfreien Hamburg umgesetzt werden muss), wettern Landespolitiker über den Regelungswahn der Brüsselaner. Dabei vergessen
            sie geflissentlich, dass meist ihre eigenen Parteigenossen die Ermächtigung zu eben diesem Unsinn erteilt haben. Erhält eine
            Gemeinde in Bayern hingegen EU-Zuschüsse für einen neuen Freizeitpark, rühmen sich die Regionalfürsten für ihr erfolgreiches Engagement zugunsten der ländlichen Entwicklung.
            Ähnlichkeiten zur »Volksfront von Judäa« sind nicht beabsichtigt, aber unvermeidbar. Über dieses Akzeptanz-Problem hinaus hat unser Pingpong-Imperium mit
            zwei weiteren Mängeln zu kämpfen. Sie betreffen seine Macht und seine Bürgeridentität.
         

          

         Problem Nummer 1: Die Grenzen der Macht 

         Im Unterschied zum klassischen Imperium ist der Sanktionskatalog der EU höchst eingeschränkt. Wie sehr eine Provinz das neue
            Rom auch durch mangelnde Rechtstreue herausfordern mag – der Zentrale fehlt letztlich die Möglichkeit, Gehorsam zu erzwingen. Der Pingpong-Charakter der EU-Herrschaft zeigt sich auch am so genannten Vertragsverletzungsverfahren gemäß Artikel 226 und 228 EG-Vertrag.
         

         Ist die Kommission der Ansicht, dass ein Mitgliedstaat europäisches Recht nicht einhält (wie etwa Frankreich, als es pauschal
            alle Roma ausweisen wollte), schickt sie ihm ein Mahnschreiben. Das passiert routinemäßig alle paar Monate und trifft jeden
            Mitgliedstaat einmal. Auf diese Mahnung kann der Mitgliedstaat antworten, zum Beispiel damit, dass sich die Umsetzung einer
            Richtlinie aus diesem und jenem Grund schwieriger gestaltet als gedacht. Auf diese Antwort hin muss die Kommission dem Mitgliedstaat
            eine begründete Stellungnahme über die Art und Weise der Vertragsverletzung schicken. Daraufhin kann der Staat wiederum antworten.
            Weigert er sich dann immer noch, das EU-Gesetz umzusetzen, landet die Sache beim Europäischen Gerichtshof (EuGH) in Luxemburg. Der schickt als Erstes ein Mahnschreiben
            an den Mitgliedstaat. Der darf wieder antworten. Irgendwann kommt es zum Verfahren und zum Urteil. Nach diesem ist freilich
            ein weiteres Verfahren möglich, wieder Mahnschreiben, wieder Antworten … Ergeht schließlich ein Urteil, kann es mit einem Zwangsgeld gegen den säumigen Staat bewehrt sein. Es sei denn, dieser Staat
            ist so mächtig, dass er die Sanktionsmechanik im Ministerrat ganz einfach aushebelt.
         

         Deutschland und Frankreich haben dies 2003 getan. Beide Länder hatten zwei Jahre in Folge die Maastricht-Kriterien für den
            Euro nicht erfüllt. Laut Regularium wären eigentlich Strafzahlungen fällig gewesen. Die Finanzminister aus Paris und Berlin
            schafften es jedoch, ihre Kollegen in den anderen Ländern davon zu überzeugen, dass so etwas nie wieder vorkommen werde. Daraufhin
            verzichtete der Rat auf Strafzahlungen – er legte die Kommission kurzerhand an die Leine. Die Regierungen in Europas Nationalstaaten
            müssen sich für ihr Tun und Unterlassen letzten Endes vor ihrer Wahlbevölkerung rechtfertigen. Von ihren Kreuzen auf dem nächsten
            Wahlzettel droht Unheil, nicht von einem Haufen Kommissionsbeamter mit erhobenen Zeigefingern. Das Römische Reich schickte
            zur schnellen Intervention Heere in ungehorsame Provinzen. Wie viele Truppen hat Herr Barroso?
         

         Ihre eigentliche Macht kann die EU ausüben, bevor ein Land sich ihr anschließt. »Das Paradoxe an der normativen Kraft der
            Europäischen Union ist, dass sie von der Perspektive auf einen Beitritt abhängt, sich jedoch in den Augen vieler Kritiker
            am Tag des Beitritts erschöpft«, schreibt der bulgarische Intellektuelle Ivan Krastev. Sobald die neuen Mitglieder im Club
            angekommen sind, erschlafft oft ihr Reformeifer. Heißt das, dass die Union ihren Beitrittskandidaten, vor allem denen des
            Balkans, nur endlose Verhandlungen und »ein Leben im Wartezimmer« anbieten kann?
         

         Nein, sagt Krastev, und sieht die Lösung in der Beeinflussung der öffentlichen Meinung. Die Kommission müsse nach einem Beitritt
            nur nicht aufhören, Druck auszuüben. Korrupte Regierungen würden dann in einem »Brüssel-Sandwich« landen. Der Druck von oben
            und durch eine zornige Bevölkerung von unten würde sie schließlich zermürben.21 Beispiele, die gegen diese Theorie sprechen, liefert freilich die jüngere Vergangenheit. In Griechenland demonstrierte die
            Bevölkerung exakt gegen die Staatsreformen, die Brüssel anmahnte. Der Druck aus Brüssel und der Druck der Straße waren nicht
            gleichgerichtet, sondern gegenläufig. Die Regierung litt, sicher. Aber genauso litt die europäische Instanz. Es gab Demonstranten
            in Athen, die EU-Flaggen verbrannten. Die blaue Macht gilt eben nicht überall als Kraft des Guten.
         

          

         Problem Nummer 2: Die Grenzen der Identität 

         Natürlich werden Griechen, Iren oder Polen niemals über Brüssel herfallen wie einstmals Vandalen, Franken und Goten über Rom.
            Sie müssen es aber auch nicht. Der Nachteil der Gewaltfreiheit des Imperiums EU besteht darin, dass ein solches Imperium auch
            nicht durch Gewalt bekämpft zu werden braucht. Um den postmodernen Bund zu schwächen, reicht schon innere Abkehr aus. Dänemark
            und Schweden zum Beispiel nehmen weder am Euro noch an der Europäischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik teil, obwohl
            sie es könnten. Großbritannien und Polen erkennen die Grundrechtecharta, die dem Lissabon-Vertrag angehängt ist, nicht als
            verbindlich an, ebenso wenig will sich London einer verstärkten Rechtsharmonisierung unterwerfen.
         

         Solche Integrationsverweigerung ist ohne schlechtes Gewissen zu haben. Weil es keinen EU-Patriotismus gibt, gibt es auch keinen EU-Verrat. Anders als Rom ist die EU ein Imperium ohne Bürgeridentität oder Botschaft. Sie hat kein Sendungsbewusstsein und keine verbindende
            Vision. Das fehlende Gefühl vom eigenen Status und Wert trat besonders deutlich zutage, als sich die EU daran machte, ihre neuen Oberhäupter zu wählen. Anfang
            2008 gab der ehemalige britische Premier Tony Blair zu verstehen, dass er für das neue Amt des Europäischen Ratspräsidenten
            zur Verfügung stehe. Sofort brandete ihm eine Welle empörter Ablehnung entgegen. Ein Kriegstreiber wie er, ereiferten sich
            nicht nur Europas Sozialdemokraten, könne unmöglich die Friedensmacht EU repräsentieren. Da war sie wieder, die Negativabgrenzung
            von der dunklen Macht Amerika. Die vergebliche Frage lautet aber: Welches positive Selbstbild hat die EU denn zu bieten?
         

         Der Demontage Blairs folgte nicht etwa die Suche nach möglichst aussagekräftigen Repräsentanten, sondern ein kleinlicher Proporz-Zank
            um die Spitzenämter Europas. In der EU herrschten damals 17 konservative Regierungschefs, 6 sozialdemokratische und 4 liberale.
            Nach einigem Geschacher insbesondere zwischen den deutschen, französischen und italienischen Staatskanzleien wurde Herman
            Van Rompuy als Ratspräsident ausgekungelt.
         

         Zu der Frage, wer Europas erster Außenminister werden soll, lieferte das (über diesen Posten mitentscheidende) Europaparlament
            die wichtigste Vorgabe. Es sähe ja wohl überhaupt nicht gut aus, gab sein Präsident Jerzy Buzek den Staatschefs zu verstehen,
            wenn für keines der beiden neuen Ämter eine Frau gefunden würde. Die Vizechefin der Grünen-Fraktionen, Rebecca Harms, warnte
            davor, in Europa »Verhältnisse wie in Saudi-Arabien« zu schaffen. Da die Kandidatin aus arithmetischen Gründen auch noch Sozialdemokratin
            sein musste, wurde die Wahl eng. So ward am Ende die Britin Catherine Ashton gekürt. Mit der neuen Doppelspitze, so viel lässt
            sich sagen, vergewisserte Europa sich und den Rest der Welt immerhin darüber, dass es weder eine Kriegsmacht ist noch einem
            saudi-arabischen Gesellschaftsbild frönt.
         

          

         Es gehört zur steten Klage über Europa, dass es keine »Seele« besitze, dass es nicht biete, was Max Weber eine »emotionale
            Vergemeinschaftung« nannte. Worin die gemeinsame Identität der EU-Europäer bestehen könnte, ist Gegenstand so vieler Untersuchungen, Dissertationen und Seminare, dass sie sich kaum noch zählen lassen.
            Zu einem greifbaren Ergebnis kam es nie. Vielleicht wäre es ehrlicher festzustellen, dass die EU weder eine Seele besitzen
            noch eine Gefühlsgemeinschaft darstellen muss, um zu funktionieren. Es ist schlicht falsch, so zu tun, als könne die EU jemals
            zu einer Wertegemeinschaft werden, deren Verwobenheit und Gruppengefühl sich auch nur im Entferntesten mit der emotionalen
            Bindung an eine Nation vergleichen ließe. Stellen wir dazu eine, zugegeben, pathetische Testfrage. Der Gedanke »für Europa«
            zu sterben, kommt nicht nur einem postheroischen Volk wie den Deutschen absurd vor. Auch Europäer, die ein ungebrochenes Verhältnis
            zum Nationalstolz pflegen, seien es Iren, Finnen oder Ungarn, brechen in Gelächter aus, wenn man sie mit der Frage konfrontiert,
            ob sie bereit wären, für Europa ihr Leben zu riskieren. Man muss gar nicht so weit gehen. Wäre irgendwer, lebensnäher spekuliert,
            bereit, bei der nächsten Fußballweltmeisterschaft ein Europateam statt der Nationalelf ins Turnier zu schicken? Nein danke!
            Die Europäer, kurzum, schätzen die Dienstleistungen der EU, sie sind dankbar für manche Verbilligung und Vereinfachung ihres
            Zusammenlebens, aber tiefere Loyalität zu empfinden für die Verwaltungsblase Brüssel? Eine groteske Vorstellung.
         

         Selbst die alltägliche Rhetorik Europas in Sachen Menschenrechte ist bei genauerem Hinsehen mit wenig Tatendrang unterlegt.
            In der Verurteilung des US-Internierungslagers Guantánamo übertrafen sich die Staatschefs der EU gegenseitig. Als es aber darum ging, Entlassungskandidaten aus den Drahtkäfigen
            auf Kuba aufzunehmen, wurden dieselben Politiker entweder mucksmäuschenstill oder verhinderten gar – wie das deutsche Kanzleramt
            unter seinem damaligen Chef Frank-Walter Steinmeier – aktiv eine Freilassung. Und wo bitte ist die europäische Unterstützung
            für Dissidenten im diktatorischen Weißrussland oder für kritische Journalisten im Georgien? Wo war sie für die Freiheitsbewegungen im einstigen Ostblock? Die EU hat es sich über 50 Jahre unter dem weltpolitischen Schutzmantel der USA recht bequem eingerichtet. Je unabhängiger sie als Ordnungsmacht werden
            will, desto stärker muss sie in Zukunft bereit sein, sich nicht nur an Worten, sondern auch an Taten messen zu lassen.
         

          

         Wenn die Europäische Union auch nach über 50 Jahren ihres Bestehens nicht mehr als einen beinah antipathetischen Nexus zwischen sich und ihren Bewohnern herstellen kann
            – warum bleibt sie so versessen auf angeblich identitätsstiftende Werte? Wäre es nicht richtiger, die EU als das zu betrachten,
            was sie ist: ein Imperium des kühlen Herzens? Ihr Job ist weder idealistisch noch romantisch, sondern schlicht pragmatisch.
            Würde die EU per Stellenanzeige gesucht, ihre Arbeitgeber würden hoffentlich keine geisteswissenschaftliche Professur ausschreiben, sondern
            einen Managerposten. Die Qualitäten, welche die Bürger von der Europäischen Union erwarten dürfen, entsprechen dem Aufgabenspektrum
            eines erfolgreichen Geschäftsführers: ergebnis- und zielorientiert, teamfähig, mit hoher sozialer und interkultureller Kompetenz,
            fähig zur Motivation, verlässlich, innovativ, umsetzungsstark, mit Blick für das Wesentliche und verhandlungssicherem Englisch.
         

         Das gegenwärtige Problem der Europäischen Union ist nicht, dass sie zu wenig sinnstiftend wäre oder seelisch so wenig erhebend,
            sondern dass sie für die beschriebenen unternehmerischen Aufgaben unterqualifiziert erscheint. Kommission, Rat und Parlament
            richten ihre Ambitionen aufs Kleinliche statt aufs Große. Der acquis communautaire, der »gemeinschaftliche Besitzstand« an Gesetzen, Normen und Regeln umfasst mittlerweile sagenhafte 130.000 Seiten. Sie reichen von den Gründungsverträgen über Menschenrechtserklärungen und EuGH-Urteile bis hin zu Hygienevorschriften und Bauregeln. Auf den Toiletten des Kommissionsgebäudes hängen bebilderte Anleitungen darüber
            aus, wie man sich richtig die Hände wäscht.
         

         Das Römische Reich ließ seinen Provinzen und ihren Fürsten Raum, ließ in loyalen Städten und Gemeinwesen die Möglichkeit zu,
            »nach den eigenen Gesetzen zu leben«. Auf diese Weise wuchs ein »historisches Konglomerat« (Eckhard Meyer-Zwiffelhoffer),
            dessen Einwohner die Vorteile des Reiches einerseits ganz selbstverständlich nutzten, andererseits aber auch regionale Politikpflege
            betreiben konnten. Die Europäische Union übersieht, dass sich Gemeinschaftlichkeit nicht mit der rechtlichen Planierraupe
            schaffen lässt. Außerdem unterschätzt sie die Ansprüche ihrer Bürger an die Nachvollziehbarkeit von hoheitlichem Handeln.
            Im Gegensatz zum Römischen Reich spielt in der modernen Bürgergesellschaft die demokratische Legitimation eine Rolle für Akzeptanz und damit für Macht. Naturgemäß
            ist die Akzeptanz der politischen Herrschaftsform der EU im Vergleich zur Akzeptanz der politischen Praxis in den Nationalstaaten
            begrenzt. Deshalb ist auch die politische Vertiefung, die die Brüsseler Instanz zu leisten imstande ist, begrenzt. Wenn sich
            die EU dieses Akzeptanzlimit nicht eingesteht, droht sie, wie andere Reiche vor ihr, an Überdehnung zu scheitern. Nicht an
            Überdehnung nach außen allerdings. Sondern an einem Overstretch nach innen, an einem zu penetranten Lenken ihrer Subjekte, die im Begriff sind, sich immer mehr als Objekte von Brüsseler
            Diktaten zu fühlen. Die wahre Stärke des Imperiums EU läge anderswo. Nicht in der Freiheitsbegrenzung. Sondern in der Freiheitsermöglichung.
         

          

         63 Prozent der Deutschen glaubten laut einer Eurobarometer-Umfrage 2008, die EU-Erweiterung mache Europa als Ganzes weniger wohlhabend.22 Was für ein Irrtum. Gerade die Deutschen sind es, deren Wirtschaft profitiert, wenn sich die Absatzmärkte ausdehnen. Und
            genau das tun sie durch die Erweiterung des Binnenmarktes. Jeder fünfte Job in der Bundesrepublik hängt am Export von Autos,
            Maschinen oder Chemikalien, und die wichtigsten Handelspartner bleiben die europäischen Nachbarn. Der größte ist Frankreich,
            dorthin gehen 10 Prozent aller deutschen Exporte. In die Vereinigten Staaten, zum Vergleich, sind es nur 6,6 Prozent. Selbst ins kleine Italien führt Deutschland mehr Güter aus (6 Prozent) als nach China (4,6 Prozent).23

         Das Schöne am Freihandel ist aber nicht nur, dass er den Wohlstand aller Beteiligten vergrößert, sondern auch demokratische
            Entwicklungen und internationale Partnerschaften stimuliert (vgl. das China-Kapitel, S. 94). »Der Freihandel ist Gottes Form der Diplomatie«, dichtete prophetisch der britische Politiker Richard Cobden 1857. »Es
            gibt keinen anderen sicheren Weg, Völker in den Banden des Friedens zu vereinen.« Genau dies besagt die Gründungsphilosophie
            der EU. Wirtschaftlich eng miteinander verflochtene Gesellschaften werden mit großer Gewissheit keinen Krieg gegeneinander führen.
            Und noch einen Effekt bewirken die Bande des Handels: Laut der Sonnentau-These (gemeint ist die fleischfressende Pflanze)
            von Walter Russell Mead zieht ökonomische Macht Partner an, während politische Macht Gegnerschaften provoziert: »Ein lieblicher
            Geruch lockt Insekten zu dessen Quelle, einem klebrigen Sekret. Sobald das Opfer mit dem Sekret in Berührung kommt, klebt
            es fest, und es gibt kein Entkommen mehr. Das ist das Leimrutenprinzip, und nach diesem Leimrutenprinzip funktioniert auch
            ökonomische Macht.«24

         An den Verlockungen des größten Marktes der Welt führt kein Weg vorbei. Der Preis dafür ist allerdings, dass Importeure die
            Brüsseler Standards anerkennen. Deshalb zeigt die EU ihre stärkste Seite als normatives Wirtschaftsimperium. Aufgrund ihrer
            Kaufkraft kann sie de facto anderen Staaten, die es bisher gewohnt waren, ihre eigenen Normen festzulegen, neue Vorgaben machen.
         

         Chinesische Fabrikanten müssen sich an die europäischen Umweltschutzvorschriften über Chemikalien halten, wenn sie ihre Produkte
            hierzulande absetzen wollen. Dafür gibt es die so genannte REACH-Verordnung (Registration, Evaluation, Authorisation and Restriction of Chemicals), die schärfste der Welt. Selbst in amerikanischen
            Hühnerfarmen führen Brüsseler Normierungen zu einem Umdenken. In den Vereinigten Staaten darf künstlich geweißtes Hähnchenfleisch
            verkauft werden. In der EU nicht. Die amerikanischen Züchter erwägen deshalb mittlerweile, auf das gewohnte Verfahren zu verzichten,
            Federvieh durch Chlorzugaben zu bleichen. Bisweilen fährt die EU sogar wie ein Eisbrecher zwischen amerikanische Konzerne,
            wenn diese im Begriff sind, sich zu kartellartigen Monolithen zu entwickeln. 2007 zwangen EU-Kommission und Europäischer Gerichtshof den Riesen Microsoft, seine Macht zu teilen. Sie urteilten, es sei grob wettbewerbswidrig, für
            Konkurrenzsoftware das Funktionieren auf Microsoft-Betriebssystemen unmöglich zu machen, indem anderen Firmen die dafür erforderlichen
            technischen Codes vorenthalten werden.
         

         »Wo Kommerz ist, herrschen gesittete Manieren und Moral«, schrieb schon Montesquieu. Die immense Kraft der Europäischen Union
            liegt also nicht in der Lebensregulierung. Sondern in der Macht, möglichst vielen Menschen eine möglichst große Selbstbestimmtheit
            zu garantieren. Als wirtschaftlicher Riese und politischer Zwerg wird die EU immer wieder etikettiert. In Bezug auf manche
            außenpolitische Nachlässigkeit mag das stimmen, da erscheint sie manchmal sogar als Wurm. Falsch ist nur der kategorische
            Gegensatz zwischen wirtschaftlicher und politischer Macht, der mit diesem Vergleich insinuiert wird. Einen Raum freier Marktwirtschaft
            zu schaffen und zu erhalten, ist eine sehr bedeutende politische Leistung.
         

          

         Aber kennt der Glaube an die normative Kraft des Marktes nicht auch Enttäuschungen? Was, um im Bild von der Leimrute zu bleiben,
            wenn die Wirtschaftsmacht EU ihrerseits trickreichen Anwärterstaaten auf den Leim geht? Griechenland, Bulgarien und Rumänien
            haben, wie bereits beschrieben, dankbar die Subventionen der EU abgegriffen, das Versprechen auf bessere Regierungsführung
            haben sie nicht eingelöst. Auch in den östlichen EU-Staaten, die bereits seit 2004 zum Club gehören, hat sich keineswegs alles zum Besseren gewendet. »In Sachen Korruption sind fast
            in allen 10 EU-Ländern, die 2004 der EU beigetreten sind, massive Rückschritte zu verzeichnen«, fasst die Leiterin des Brüsseler Büros von Transparency
            International, Jana Mittermaier, entsprechende Umfrageergebnisse ihrer Organisation zusammen. »Das liegt daran, dass nach
            den Beitritten einfach niemand mehr genau hingeschaut hat, was dort bei der Korruptionsbekämpfung passiert und ob die während
            den Beitrittsverhandlungen initiierten Antikorruptionsreformen weitergeführt werden.« Die Macht des großen Transformators
            Brüssel hat also Grenzen.
         

          

         Ist die EU womöglich naiv, wenn sie glaubt, sie könnte Kandidatenländer wie Kroatien oder später einmal Serbien und das Kosovo
            in hehre Marktwirtschaften nach nordeuropäischem Modell verwandeln? Die Hartnäckigkeit, mit der sich auf dem Balkan Gefälligkeitsgesellschaften
            und an Rassismus grenzender Nationalismus halten, scheint sich der merkantilistischen Zivilisationslogik zu entziehen, von
            der die EU glaubte, sie würde sich quasi automatisch in ihre Peripherie ausbreiten.
         

         Nach acht Jahren als UN-Protektorat übernahm 2008 die EU die Aufsicht über das Kosovo. »Rechtsstaatlichkeitsmission« (EU-LEX) heißt das Unternehmen Balkan seither bürokratisch trocken. Tatsächlich handelt es sich um die bislang größte Auslandsmission
            der EU. 1800 zivile Beamte, zum großen Teil Polizisten, aber auch Richter, Staatsanwälte und Zöllner sollen das Land von der
            UN-Übergangsverwaltung hin zu einem eigenständig funktionierenden Staat begleiten. Doch mit welchem Aussicht auf Erfolg? 22 Milliarden Dollar haben die Vereinten Nationen schon in die kriegsgebeutelte Provinz gepumpt, um die Wirtschaft anzuwerfen
            und Verwaltungsstrukuren zu schaffen. Doch statt Partnerschaft und Wirtschaft blühen weiterhin vor allem Nepotismus, Korruption
            und organisiertes Verbrechen. 40 Prozent der Kosovaren lebten noch 2008 unter der Armutsgrenze, weitere 15 Prozent galten als extrem arm. Das Bruttoinlandsprodukt des Kosovo ist so groß wie das von Ägypten, die Bevölkerung ist zur
            Hälfte jünger als 25 Jahre und zum nahezu gleichen Anteil arbeitslos. »Das letzte afrikanische Land Europas« nennt das ›Handelsblatt‹ die junge
            Republik.25

         Welchen Beistand kann die EU realistischerweise leisten gegenüber willigen, aber offenkundig unreifen Aspiranten? Fragt man dortige Politiker, ist die Antwort klar: Wir brauchen die EU, um uns zu reformieren. Wer aber hindert die Regierungen
            daran, ihre Gesetze aus eigener Kraft dem acquis communautaire, dem Europäischen Gemeinschaftsrecht, anzupassen? Genauso tun es schließlich, wenngleich in bescheidenem Maße, Amerikaner,
            Chinesen und Inder. EU-Nachbarstaaten könnten viel tun, um sich zu europäisieren, sich per Osmose zu verwestlichen.
         

         Umgekehrt würde Europas Selbstbewusstsein steigen, wenn es die Erwartungen an seine Wirkungen senkte. Die EU sollte sich weniger
            ein Zivilisierungsverein verstehen denn als eine, wenn die Paradoxie erlaubt ist, regionale Welthandelsorganisation. An dem
            höheren Anspruch, ihren Bewohnern das weltwunderbarste Wohlfühlgehege zu schaffen, droht sie zu scheitern. Denn sie funktioniert
            nach dem Prinzip des Völkerrechts. Dieses lebt davon, dass alle davon ausgehen, es sei nützlich, sich daran zu halten. Wenn die EU mehr will, wird sie sich bei der nächsten Erweiterung verheben. Der Fall Türkei zeigt
            schon jetzt eindrücklich, was passiert, wenn die EU unbedingt eine politische Metaebene bilden will statt sich mit den freiheitsfördernden
            Effekten einer Handelsplattform zufrieden zu geben.
         

          

         Es ist unstrittig, dass die Türkei schwere Mängel bei der Einhaltung der Menschenrechte aufweist. Aber hätten die früheren
            Führer der Europäischen Gemeinschaft derart legalistisch gedacht wie die Köpfe der Europäischen Union heute, die Nationen
            Europas wären vielleicht nie zu der Einheit verschmolzen, die sie heute darstellen. Warum schreckt die EU heute zurück vor
            einem großen strategischen Sprung?
         

         Vor zweihundert Jahren noch wäre es einem Bürger des Habsburger Reiches undenkbar erschienen, eines Tages eine politische
            Entität mit Preußen oder Britannien zu bilden, genauso wie einem Kommunisten in Bulgarien und einem Liberalen in Dänemark
            dieser Gedanken noch vor 50 Jahren völlig abwegig vorgekommen wäre. Nicht jeder konnte in seiner Wahrnehmung so hellsichtig sein wie ein Voltaire, der
            im sechsten seiner ›Philosophischen Briefe‹ das auffällig tolerante Treiben beschrieb, das im 18. Jahrhundert an der Londoner Börse herrschte: »Es ist dies ein respektablerer Ort als viele Gerichtssäle. Man sieht Vertreter
            jeder Nation versammelt, zum Wohle der Menscheit. Der Jude, der Mohammedaner und der Christ handeln hier miteinander, als
            teilten sie dieselbe Religion, und die Bezeichnung ›Ungläubige‹ reservieren sie für jene, die bankrott gehen (…). Am Ende
            dieser friedlichen und freien Versammlung gehen die einen zur Synagoge, die anderen eins trinken; dieser lässt sich in einem
            großen Bottich im Namen des Vaters vom Sohne für den Heiligen Geist taufen, jener lässt seinem Sohn die Vorhaut beschneiden
            und über das Kind hebräische Wörter murmeln, die er überhaupt nicht versteht; die anderen gehen in ihre Kirche, um mit dem
            Hut auf dem Kopf die Inspiration Gottes zu erwarten, und alle sind zufrieden.«
         

         Und im 21. Jahrhundert soll es nicht möglich sein, das angebliche Schisma zwischen dem christlich-abendländischen und dem islamisch-osmanischen
            Reich zu überwinden? In Wien mögen einmal die Heere des Abend- und des Morgenlandes aufeinandergeprallt sein und in Berlin
            diejenigen von Kapitalismus und Kommunismus. Heute verlaufen die Gräben der Menschheit entlang anderer Lagerzugehörigkeiten.
            Seit bis auf wenige Reservate in Lateinamerika und Asien die Marktwirtschaft den globalen Systemsieg davongetragen hat, geht
            es um eine nuanciertere Identitätsfrage. Es geht um liberalen Kapitalismus à la USA/EU versus autoritären Kapitalismus à la
            Russland und China. Es geht darum, ob der Staat glaubt, die Bürger vor sich oder sich vor den Bürgern schützen zu müssen.
            Ob Regierungen sich als Garanten freier individueller Entfaltung verstehen oder als politische Dirigenten des Einzelnen, daran
            entscheidet sich heute, welche Gemeinwesen als »westlich« im klassischen Sinne gelten können und welche nicht. Gemessen an
            dieser Testfrage, müsste die EU keine Scheu haben, die Türkei als Geistesbruder zu begreifen. Ebenso wenig die Staaten des
            westlichen Balkans.
         

         Engstirnigkeit ist der Tod jedes Imperiums. Doch statt sich zu öffnen, steht sich die EU mit veralteten Denkmustern selbst
            im Weg. In einer Welt, in der Interessenssphären nicht mehr hart aufeinanderprallen, sondern sich immer sanfter überlagern,
            bietet die EU ein digitales Schema an. Staaten treten ihr entweder bei oder nicht. Die Option Vollmitgliedschaft oder keine
            Mitgliedschaft kann nicht die Antwort sein auf strategische Herausforderungen des dritten Jahrtausends. Die Brüsseler Nachbarschaftsprogramme
            sind keine Hilfe, weil sie aus Sicht der Ausgesperrten den Kontrast zur vollwertigen Clubmitgliedschaft noch verstärken. Für
            die Abgelehnten sind sie ein Trostpflaster, für die Ablehner ein Feigenblatt.
         

         Ronald D. Asmus, ehemaliger für Europa zuständiger Staatssekretär im amerikanischen Außenministerium, erinnerte Brüssels politische
            Klasse Anfang 2008 daran, dass Europa der Nato dankbar sein müsse. Die Militärallianz sei nach dem Fall des Eisernen Vorhangs
            nicht davor zurückgeschreckt, ihr Einflussgebiet bis an die Grenze Russland zu erweitern, indem sie Länder wie die Ukraine,
            Georgien, Aserbaidschan oder Turkmenistan in ein »Partnerschaft für den Frieden«-Programm einbezogen habe. Dieser mutige Vorwärtsschritt
            habe diese Länder im westlichen Lager verankert. Wenn es den Führern Europas heute noch einmal gelänge, »neue Demokratien
            an die EU und die Nato zu binden, werden sie in zehn Jahren auf eine neue Landkarte Europas blicken können und dankbar sein,
            dass sie zu dem Zeitpunkt gehandelt haben, zu dem sie gehandelt haben«.26

          

         Damit ihr Einfluss auf die Peripherie nicht schwindet, insbesondere um die östlichen Nachbarn nicht an den autoritären Kapitalismus
            zu verlieren, müsste die Europäische Union ihren Instrumentenkasten neu füllen. Zwischen Partnerschaftsabkommen und Vollmitgliedschaft
            ließen sich ohne Weiteres Zwischenformen finden, welche die Aspiranten nicht frustieren und für die EU kein großes finanzielles
            Risiko mit sich brächten. Eine Freihandelszone, die bewusst keinen Wert auf bestehende politische Makel einzelner Mitglieder
            legt, wäre eine Option. Ein europäischer Wirtschaftsraum oder eine privilegierte Partnerschaft, wie Teile der CDU sie vorschlagen,
            wäre ein anderer. In ihm könnten Teile des acquis gelten und immer weitere Teile übernommen werden, ohne dass sich die betreffenden Staaten an der Rechtssetzung beteiligen
            müssten.
         

         Die Produkte der Brüsseler Institutionen in Form von Handelsnormen sind bewiesenermaßen attraktiv auch für diejenigen, die
            nicht an ihrem Zustandekommen mitwirken. Vielleicht haben EU-Neuzugänge ja gar keine große Lust, bei der Gesetzgebung mitzumischen? Die Masse des europäischen Rechts ist ohnehin gesetzt und wirksam.
            Warum sich also noch am nervigen Klein-Klein in der Brüsseler Normenschmiede beteiligen?
         

         Die Welt wartet nicht auf Europa – diesen Satz hört man immer wieder in den Führungsetagen Brüssels. Aber wo bitte bleiben
            die Konsequenzen aus dieser Einsicht? Von 2005 bis 2008 haben sich die Lebensmittelpreise auf der Welt verdoppelt.27 Das bedeutet einerseits, dass es geradezu ein strategischer Imperativ sein muss, ein Flächenland wie die Ukraine mit seinen fruchtbaren
            Böden als Handelspartner zu gewinnen und ihm den europäischen Marktzugang zu eröffnen. Es bedeutet andererseits, dass neue
            EU-Mitglieder keineswegs in den zweifelhaften Genuss von EU-Agrarhilfen kommen müssten. Auch Gelder zum Infrastrukturaufbau könnten deutlich gedrosselt werden oder in Form von Krediten gewährt
            werden.
         

         Die Welt wartet nicht auf Europa – wie richtig. Man könnte präziser werden und sagen: Die Welt ist längst dabei, sich ohne
            die EU zu EUisieren. Europa zieht aus dieser Entwicklung nicht die richtigen Schlussfolgerungen. Während seine Bedeutung auf
            der Weltbühne sinkt, ist es vor allem damit beschäftigt, sich für unverzichtbar zu halten.
         

          

         Der überwältigende Vorteil der EU, glauben ihre Lobredner, bestehe darin, dass sie kein Staat sei, sondern ein Netz. Denn
            Staaten verhielten sich auf dem Gebiet der internationalen Beziehung wie Kugeln auf einem Billardtisch. Sie stießen einander
            ab, wenn sie kollidierten. Die EU hingegen ziehe aufgrund ihres Netzcharakters jeden, der sich mit ihr anlege, »in einen Prozess«
            hinein.28 Dieses illustrative Bild von der dämpfenden Wirkung eines Verbundpartners lässt allerdings außer Acht, dass die EU keineswegs
            das einzige Netzwerk des Planeten ist. Europa hat es ständig mit anderen Netzen zu tun – oder ist sogar Teil von ihnen.
         

         Das EU-Erfolgspatent hat sich längst über Europa hinaus ausgebreitet. In vielen Bereichen ist die Globalisierung recht eigentlich nichts anderes
            als die EUisierung der Welt. In Asien heißt sie Asean, in Afrika Afrikanische Union, in Lateinamerika Mercusor, in der globalen
            Dimension WTO, UN und G20. Das Monnet-Wort von vor 50 Jahren, wonach die Länder Europas zu klein sind, um ihren Völkern den Wohlstand zu sichern, gilt längst für den gesamten Globus.
            Amerika und China sind heute wirtschaftlich in einer Weise miteinander verwoben, dass ein Krieg zwischen ihnen ebenso selbstzerstörerisch
            und undenkbar erscheint wie einer zwischen den EU-Nachbarn Deutschland und Frankreich. Im Herbst 2009 berichtet ein sichtbar amüsierter Kommissionspräsident José Barroso auf einer
            Brüsseler Konferenz, er habe bei den Verhandlungen der G20 den Eindruck gewonnen, »dass es da immer mehr zugeht wie im Europäischen
            Rat«.
         

          

         Der amerikanische Journalist Thomas L. Friedman hat die ökonomisch-politische Einebnung der Welt in der lebensnahen »Theorie der Konfliktvermeidung durch den Goldenen
            Doppelbogen« zusammengefasst. In seinem Buch ›Die Welt ist flach‹ schreibt er: »Sobald ein Land wirtschaftlich so weit entwickelt
            ist, dass es über eine ausreichend große Mittelschicht verfügt, um eine Kette von McDonald’s-Restaurants zu unterhalten, wird
            es ein McDonald’s-Land, und Menschen in McDonald’s-Ländern führen nicht gern Kriege, sondern stellen sich lieber nach Big
            Macs an.«29 Tatsächlich, so Friedman, hätten (jedenfalls nach Auskunft der McDonald’s-Pressestelle) bisher noch nie zwei Länder, in denen
            sich McDonald’s-Filialen befänden, gegeneinander Krieg geführt – von Grenzstreitigkeiten und Bürgerkriegen abgesehen. Diese
            Behauptung stimmt zwar nicht ganz. Was stimmt, ist freilich die Tendenz. Warum sonst kommt es der Weltöffentlichkeit immer
            besonders bizarr und kleinkariert vor, wenn zwei McDonald’s-Länder gegeneinander Krieg führen? Der Konflikt zwischen Großbritannien und Argentinien um die Falklandinseln von 1982 war ein Beispiel,
            das viele Beobachter fassungslos zurückließ. Der sommerliche 33-Tage-Krieg zwischen dem Libanon und Israel von 2006 war ein anderes. Als Ikonografie des letzteren Konflikts ist ein Foto in Erinnerung,
            das eine Gruppe junger Menschen in einem glitzernden Cabrio vor der Trümmerlandschaft Südbeiruts zeigt. Die Ausflügler trugen
            die üblichen Insignien globalisierter Jugend: Markenklamotten, Designersonnenbrillen und iPods. Auf dem Schnappschuss, der
            um die Welt ging, machen sie einen so erstaunten Eindruck, als seien sie auf dem Weg ins Drive-in plötzlich im Zweiten Weltkrieg
            gelandet. Kriege, brüllt dieses Foto, sind einfach unzeitgemäß geworden, und zwar nicht nur in Brüssel-Europa.
         

         Im Jahr 2000 formulierte der Amerikaner Robert Wright mit ›Nonzero: The Logic of Human Destiny‹ die Theorie, dass die Geschichte
            trotz mancher Querschläge »gerichtet« verlaufe, nämlich weg von einer konfrontativen, kriegsgeneigten Welt hin zu einer kooperativen
            Ordnung, in der Krieg für alle Nationen zuverlässig ein Verlustgeschäft bedeutet. »In der grundsätzlichen Flugbahn der Geschichte
            entstehen immer wieder neue Technologien, die immer neue und reichere Formen der Nicht-Nullsummen-Interaktion erlauben. Im
            Ergebnis wird die Menschheit in einem größer und reicher werdenden Netz von gegenseitigen Abhängigkeiten verankert.« Das es aber keine Partnerschaften ohne Regeln gibt, kommt gleichzeitig die Regulierung des gesamten Planeten in Schwung.
         

         Rund vierzig Abkommen im Rechtsbestand der Vereinten Nationen formen schon heute den Grundstock für ein global governance, also für ein Regelbuch der Welt. Sie reichen von Menschenrechten über die Formulierung von Schutzpflichten für die Weltmeere,
            internationale Gebietsansprüche, Umweltschutz, Arbeitsrecht bis hin zu Übereinkommen zur Bekämpfung organisierter Kriminalität
            und Terrorismus sowie Bankenrichtlinien. Und sie sind erst der Anfang eines »globalen acquis«.
         

         Was für die Europäische Union der Stabilitäts- und Wachstumspakt ist, werden für die Welt die neuen Finanzmarktregeln werden,
            an denen die G20 schnitzen. Was für die EU ihre Umweltgesetzgebung ist, ist auf globaler Ebene das Kyoto-Klimaschutzprotokoll.
            Die Zeiten, erklärte Barack Obama beim zweiten Weltfinanzgipfel in London im April 2009, in denen die Welt wie früher von
            Roosevelt und ein paar anderen »bei einem Glas Whiskey geregelt« wurde, seien vorbei.30 Ganz in diesem Sinne schlug der russische Außenminister Sergej Lawrow Anfang 2010 vor, die OSZE und den Europarat, die zusammen
            über fünfzig Mitgliedsländer zählen, zu einer »vollwertigen internationalen Organisation« weiterzuentwickeln.31 Gleichzeitig führt die EU mit dem südamerikanischen Wirtschaftsblock Mercosur Verhandlungen über eine gemeinsame Freihandelszone,
            damit, in den Worten der argentinischen Präsidentin Cristina Fernández, die beiden Weltregionen sich »nicht mehr als Kunden,
            sondern als Partner begreifen«.32

         Natürlich lösen sich über Jahrhunderte gewachsene nationale Egoismen nicht über Nacht auf, weswegen etwa bei der Nachfolgeklimakonferenz
            im Dezember 2009 in Kopenhagen nicht mehr als unverbindliche Absichtserklärungen herauskamen und auch der G20-Gipfel im Juni 2010 vorerst keinen Konsens über eine globale Finanztransaktionssteuer erreichte. Aber all die neuen Foren, Welthandelskonferenzen,
            Welternährungskonferenzen, Abrüstungskonferenzen bedeuten ja auch nicht, dass die Erde auf eine »Weltregierung« zusteuert.
            World governance heißt eben nicht world government, wie einige Kommentatoren, die insbesondere von Kopenhagen enttäuscht waren, zu Unrecht glauben. Es geht nicht darum, eine
            neue Regierungsinstanz zu schaffen, sondern die nationalen Regierungen an universelle Regeln zu binden – mithilfe eben jener
            Pingpong-Technik, die die EU vorlebt. Was dabei unabhängig von konkreten Regelungserfolgen gedeiht, ist die Einsicht in die Notwendigkeit internationaler Harmonisierung.
            Zum Nutzen der Souveränität aller beschränken die Nationen Teile ihrer Souveränität.
         

         Durch neue Abkommen, die weltweite supranationale Verbindlichkeiten begründen, sollen im Wesentlichen zwei Großziele erreicht
            werden. Erstens geht es darum, globale öffentliche Güter wie natürliche Ressourcen und die Umwelt, aber auch Sicherheit und
            Freiheit zu erhalten. Im Süden Frankreichs investieren die EU, Japan, Russland, China, die Vereinigten Staaten und weitere
            Industrienationen gut zehn Milliarden Euro in einen gigantischen Versuchsreaktor, in der Hoffnung, irgendwann die Kernfusion
            als revolutionäre Energiequelle beherrschen zu können. Zweitens geht es darum, den Austausch privater Güter zu erleichtern,
            um damit das Wohlstandsniveau auf dem Planeten insgesamt zu heben. Die Dynamik hin zu immer engerer transnationaler Kooperation
            scheint unumkehrbar. »Die normative Welt ist grenzenlos, weil die Globalisierung die soziale Nachfrage für Normen wachsen
            lässt«, bringt der Politikexperte Zaki Laidi den Trend auf den Punkt.33 Und damit ist noch nichts darüber gesagt, welche kulturelle Kohäsionskraft des Internet entfaltet. So weit, auch die Fehler der EU begehen zu können, nämlich unangemessen kleinlich in staatliche Kompetenzen einzugreifen, ist das entstehende globale
            Netzwerk noch lange nicht.
         

          

         Der amerikanische Politikprofessor Francis Fukuyama verbreitete 1992 die These vom »Ende der Geschichte«. Damit hat er nicht
            etwa gemeint, dass die Geschichte einem Fahrplan folge und am Ende einer sich stetig beschleunigenden Bewegung zwangsläufig
            die liberale Demokratie stehe. Fukuyama ging es vielmehr um die Konstante der Modernisierung. »Was ursprünglich universell
            ist«, präzisierte er später, »ist nicht der Wunsch nach einer liberalen Demokratie, sondern der Wunsch, in einer modernen
            Gesellschaft zu leben mit ihrer Technik, ihren hohen Lebensstandards, der guten Gesundheitsfürsorge und einem Zugang zur weiteren
            Welt. Eine gelungene wirtschaftliche Modernisierung wird die Nachfrage nach politischer Beteiligung erhöhen, indem sie eine
            bürgerliche Mittelschicht hervorbringt (deren Eigentum geschützt werden muss), höhere Bildungsniveaus und ein stärkeres Bedürfnis
            nach Anerkennung der eigenen Individualität. Die liberale Demokratie ist eines der Nebenprodukte dieses Modernisierungsprozesses, etwas, das erst im Verlauf der historischen Zeit zu einem allgemeinen
            Ziel werden wird.«34

         Das Meinungsforschungsunternehmen Gallup gibt dieser Theorie recht. Es stellt seit hundert Jahren die so genannten World Polls
            an. Damit wollen die Statistiker herausfinden, welches gerade der dringendste Wunsch der Weltbevölkerung ist. Sie fragen Menschen
            in über hundert Ländern zu ihren Sorgen und Hoffnungen, von Ecuador bis Ruanda, von Irland bis Afghanistan, von Cuba bis nach
            China. Nach dem World Poll von 2008 gab der Vorsitzende von Gallup, Jim Clifton, bekannt, die Daten belegten eine ganz klare
            Entwicklung: »Früher sehnten sich die Menschen mehr als nach allem anderen nach Liebe, Geld, Nahrung, Schutz, Sicherheit und
            Frieden. Die vergangenen 25 Jahre haben uns verändert. Was die ganze Welt will, ist ein guter Job. Das ändert alles für die Führer der Welt. Alles, was
            sie tun – vom Kriegführen bis zur Gesellschaftspolitik –, werden sie im Kontext des menschlichen Bedürfnisses nach einem ›guten Job‹ tun müssen.«
         

         Konsequenterweise erteilt die Welthandelsorganisation (WTO) der EU bereits erste Lehren in Sachen Freihandel. In ihren Verhandlungen
            drängen die Delegationen anderer Kontinente die Europäer immer lautstärker dazu, ihre übersubventionierte und protektionistische
            Agrarpolitik zu beenden und stattdessen fairen Warenaustausch auch mit Regionen wie Afrika und Südamerika zu ermöglichen.
            Die entsprechenden Verhandlungen (die sogenannte Doha-Runde) laufen seit 2001. Es sind unter anderem die Europäer, die sich für eine »breite Agenda« der Welthandelsgespräche starkmachen. Sie wollen die
            neuen Märkte nur dann aufstreben lassen, wenn sie sich gleichzeitig an soziale und umweltrechtliche Standards binden. Ansonsten,
            fürchten vor allem Europas Sozialdemokraten, drohten Ausbeutung, Umweltzerstörung und globales Lohndumping. Die Unternehmen
            in den Aufsteigerländern werden sich aber nicht aufhalten lassen. Aus ihrer Sicht geht es um eine gleichmäßigere Verteilung
            des Wohlstands auf der Welt. Brasilien etwa möchte seinen Zuckerrohr-Zucker gegen den europäischen Zuckerrüben-Zucker konkurrieren
            lassen. Das Land klagte deshalb vor der Welthandelsorganisation in Genf gegen die EU-Praxis, überschüssigen Zucker mithilfe von Exportsubventionen zu vermarkten. Mit Erfolg. Die Verhinderung von Wettbewerbsverzerrung,
            welche die EU auf ihrem Kontinent mit Nachdruck betreibt, wird zum immer durchsetzungsstärkeren Prinzip auch zwischen den Kontinenten. »Brasilien ist ein wunderbares
            Land«, sagte im Frühjahr 2010 der Chef einer brasilianischen Zuckerrohrfirma, »in zehn Jahren haben wir Frankreich überholt,
            in vierzig Jahren haben wir ein Bruttosozialprodukt wie Deutschland.«35

          

         Als Resultat solchen erfolgreichen Ehrgeizes verschwimmen die Grenzen zwischen europäischem Binnenmarkt und dem Weltmarkt
            immer mehr. Im Moment stimmt vielleicht das Bild noch, dass Länder, die auf den EU-Markt drängen, sich gleichsam in eine Dekompressionskammer begeben müssen, um sich dem atmosphärischen Druck Brüssels anzupassen.36 Aber das wird nicht immer so bleiben. Durch den Wegfall von Grenzen und Handelsbarrieren gleichen sich die Druckverhältnisse
            überall auf dem Planeten an. Die Entwicklung, die Friedman und Fukuyama beschreiben, sah der deutsche Philosoph Karl Jaspers
            schon vor 50 Jahren voraus. »Man kann sagen: Es gab bisher noch keine Weltgeschichte, sondern nur ein Aggregrat von Lokalgeschichten«,
            schrieb Jaspers nach dem Zweiten Weltkrieg – und war selbst erstaunt ob der Einsicht: »Dann aber war unsere bisherige Geschichte
            gleichsam das Sichtreffen, das Sichversammeln der Menschen zur Aktion der Weltgeschichte, war der geistige und technische
            Erwerb der Ausrüstung zum Bestehen der Reise. Wir fangen gerade an.«37

          

         Die Globalisierung, um es bildlich auszudrücken, hat nicht nur auf Nationalstaaten die Wirkung wie Kaffee, der auf ein Stück
            Würfelzucker fließt. Je stärker eine »Weltgesellschaft« im Werden ist, desto provinzieller und in Auflösung begriffen erscheint
            eine Idee wie »vereintes Europa«. Die Verschmelzungswirkungen der interdependenten Welt bekommt der alte Kontinent schon heute
            in dramatischer Weise zu spüren. Produktionsstätten werden nicht mehr innerhalb des Staatenblocks EU verlagert, also von Deutschland
            nach Rumänien oder von Großbritannien nach Polen, sondern aus ihm heraus, von Europa nach China oder Indien.
         

         Das Imperium EU hat keinen Konkurrenten neben sich, nur über sich. Am Ende kann sich auch die stärkste Wirtschaftsunion aller
            Zeiten aufgelöst finden infolge des steigenden Pegels internationaler Integration. Die globale Angleichung des Wohlstandsniveaus
            mag schmerzhaft sein für Europa. Sein Verdienst aber ist ihm nicht zu nehmen. Es war die Europäische Union mit ihrem Kooperationsmodell, die damit angefangen hat, das Leben für alle
            etwas süßer zu machen. Die Weisheit, zu der der spanische Reisende Mendoza in der Schlussszene von George Bernhard Shaws Drama
            ›Mensch und Übermensch‹ findet, ließe sich heute, im besten aller Sinne, dem europäischen Gründervater Jean Monnet zurufen:
            »Sir, es gibt zwei Tragödien im Leben. Die eine ist es, seinen Herzenswunsch zu verlieren. Die zweite ist es, ihn zu gewinnen.«
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            Der zweite Fehler: Weiches zu hart und Hartes zu weich 

         

         
            

            
               1. Weiches zu hart 

            

            
               

               
                  Im Bauch von Europa: das Brüsseler Parlament 

               

               
                  
                  Ich brauche keine Opposition, weil ich bin bereits Demokrat. 

                  
                  Gerhart Polt

                  
               

                

               
                  
                  Ich habe manchmal den Eindruck, dass sich manche Kollegen mit zunehmender Verweildauer in diesem Hause immer weniger als Vertreter
                        der Bürger im Parlament begreifen, sondern immer mehr als Vertreter des Parlaments gegenüber dem Bürger. 

                  
                  Gerald Häfner, deutscher Europaabgeordneter (Grüne)

                  
               

                

               Eine seltene Spannung liegt in der Luft an jenem Morgen im sogenannten Hémicycle. Das mächtige, blaugepolsterte Halbrund des
                  Europäischen Parlaments ist nach der indischen Volksversammlung das zweitgrößte Plenum der Welt. Am 19. Februar 2009 öffnete es einem seiner schärfsten Kritiker die Tore. Das geschah nicht, weil es die Abgeordneten so gewollt
                  hätten, sondern weil es das Protokoll erzwang. Tschechien hatte soeben die halbjährliche EU-Ratspräsidentschaft übernommen. Und so betrat der tschechische Präsident Václav Klaus den Brüsseler Plenarsaal, um eine Grundsatzrede zu halten.
                  Ein bisschen war es, als trete der Leibhaftige vor Europas Volksvertretern auf – Klaus, der gefürchtete Verweigerer. Daheim
                  in Prag weigerte er sich nicht nur, die Europaflagge über dem Hradschin aufzuziehen. Er weigerte sich auch, das europäische
                  Mantra des Klimawandels als wissenschaftlich bewiesen anzuerkennen. Überhaupt weigerte er sich, dem Brüsseler Apparat besonderen
                  Respekt entgegenzubringen. Nicht ganz ohne maliziöse Reminiszenz an die Zeit unter sowjetischer Knute bezeichnete er sich
                  selbst als »EU-Dissidenten«.
               

               Die Stimmung knisterte, als der unerwünschte Ehrengast raschen Schrittes den Saal betrat. Würde Klaus der Schreckliche die
                  Gelegenheit nutzen für einen medienwirksamen Angriff auf den Brüsseler Apparat? Einige Abgeordnete erwarteten genau das –
                  und waren deshalb gar nicht erst gekommen. Klaus enttäuschte nicht. Nach einigen artigen Dankesworten kam er zur Sache. »Sind
                  Sie sicher«, fragte der Tscheche die versammelten Parlamentarier, »dass Sie immer über Dinge entscheiden, die gerade hier in diesem Saal und nicht näher am Bürger entschieden werden müssten?«
                  Buhrufe flogen ihm daraufhin entgegen. Vereinzelt regte sich auch Beifall. Dann jedoch überschritt Klaus die Schmerzgrenze.
                  »In unserem Teil Europas«, sagte er, »haben wir die bittere Erfahrung gemacht, dass dort, wo es keine Opposition gibt, die
                  Freiheit verkommt.« Das war zu viel. Mehrere Abgeordnete, unter ihnen auch Deutsche, verließen den Saal. Die EU derart unverhohlen
                  mit der UdSSR zu vergleichen, löste eine zu existenzielle Kränkung aus. Und Kränkungen sind noch immer schwierig zu verdauen
                  für das Europaparlament. Auch in seinem dritten Lebensjahrzehnt leidet die unverstandene Versammlung der Kontinentverbesserer
                  unter dünnem Selbstbewusstsein.
               

                

               In der Vorstellung der meisten Bürger changiert das Europäische Parlament irgendwo zwischen geheimnisvoller Hypermacht und
                  zweitklassig bestückter Folkloretruppe. Seit 1979, als die Brüsseler Völkervertreter zum ersten Mal direkt gewählt werden
                  konnten, sinkt die Beteiligung an den Europawahlen kontinuierlich. Nur 43 Prozent der Europäer scherten sich bei der Wahl 2009 um die Bestellung ihrer Brüsseler Vertreter – der Tiefpunkt einer stetigen
                  Entwicklung. Regelmäßig liegt die Beteiligung an Europawahlen zwischen 20 und 40 Prozentpunkten hinter denen der nationalen zurück, und der Abstand vergrößert sich zunehmend. In Polen, Litauen und der Slowakei
                  gingen zuletzt nur zwischen 20 und 25 Prozent der Bevölkerung zu den Europawahlen. Das Muster ist zu umfassend, um mit lokalen Gründen entschuldigt werden zu können.
                  Offenbar hat sich unter den Europäern der Eindruck ausgebreitet, diese Volksvertretung sei weniger ein unabhängiges Meinungsbildungsorgan,
                  als vielmehr eine bessere NGO mit dem Vereinsziel europäische Integration. »Der wesentliche Punkt ist, dass die kontinuierliche
                  Ausdehnung der Befugnisse des Europäischen Parlaments seit den 80er-Jahren nicht ausgereicht hat, um die Legitimität eines
                  immer ambitionierteren Integrationsprojekts zu verbessern«, bilanziert ein wenig verbittert der bekannte Europawissenschaftler
                  Giandomenico Majone.
               

               Das »EP«, wie seine Abkürzung im Brüsseler Jargon lautet, weiß um seinen ätherischen, abgehobenen Status in den Köpfen der
                  Europäer. Seit es das Parlament gibt, kämpft es gegen das Image eines Second Order Parliaments an, einer Volksvertretung zweiter Klasse. Die Fragen von Klaus Vaclav traf die Abgeordneten deshalb an ihrer empfindlichsten Stelle. Der Bezug auf die
                  Sowjetunion war polemisch, keine Frage. Aber das ändert nichts einem Erkenntniskern, den eben dieser Vergleich freilegt. Er
                  lautet, dass Menschen sich, egal unter welchem System, immer noch am liebsten regional und national, nicht supranational regieren
                  lassen. Schon gar nicht dann, wenn diese Supranationalen sich im Großen und Ganzen einem gemeinsamen Zweck verschrieben zu
                  haben scheinen. Klaus hat recht: Es gibt im EU-Parlament viel zu viel Streit um die Ausgestaltung von Harmonisierungsgesetzen und viel zu wenig Streit darüber, ob dieses oder jenes
                  Harmonisierungsgesetz tatsächlich notwendig ist. Warum etwa muss die EU die Länge des Mutterschutzurlaubes in allen Mitgliedsländer
                  vereinheitlichen? Warum muss sie sich mit der Untertitelung von Filmen beschäftigen? Warum muss das Parlament eine Kampagne
                  zur Senkung der Mehrwertsteuer auf Kondome anschieben?
               

               Eine Erklärung für die schwindende Beteiligung an den Europawahlen könnte lauten, dass es die meisten Bürger angesichts der
                  in Wahrheit eingeschränkten Wahlmöglichkeit über Europapolitik vorziehen, ihren diffusen Missmut gegenüber dieser EU mit den Füßen zum Ausdruck zu bringen. Sie bleiben am Europawahltag einfach zu Hause. In einer Umfrage der Bertelsmann-Stiftung
                  gaben vor der Wahl 2009 die meisten Menschen (68 Prozent) als Grund für ihr Desinteresse an, sie seien der Ansicht, »dass ihre Stimme nichts ändern wird«. Natürlich muss die
                  Wahlabstinenz einer Mehrheit der Europäer nicht bedeuten, dass sie die EU delegitimieren möchten. Aber sie bedeutet auf keinen
                  Fall, dass die Bürger die EU-Ebene stärken wollen.
               

                

               Wie würden die Wahlbeteiligung und die Zusammensetzung des Parlaments wohl ausfallen, wenn bei den Europawahlen über wirklich
                  grundlegende europäische Themen abgestimmt werden könnte – darüber etwa, wie viel Macht und Zuständigkeit die EU-Ebene beanspruchen sollte? Als die Franzosen 2005 in einem Referendum ihre Meinung über die Europäische Verfassung, die glücklose
                  Vorgängerin des Lissabon-Vertrages, abgeben sollten, trieb diese Grundsatzfrage fast 70 Prozent der Wahlberechtigten an die Urnen. Die Europawahlen ein Jahr zuvor hatten nur 43 Prozent der Franzosen angelockt. Ein ganz ähnliches Bild war in den Niederlanden zu verzeichnen: Zu den EP-Wahlen gingen 2004 nur 39 Prozent der Holländer, zum Verfassungsreferendum 2005 hingegen 62 Prozent. Im Ergebnis stimmten 55 Prozent der Franzosen und 62 Prozent der Holländer gegen die Verfassung.
               

               Gemessen am Ausgang dieser Volksabstimmungen müsste das Europaparlament also eigentlich zur Mehrheit mit Integrationsskeptikern
                  besetzt sein. Das ist aber nicht der Fall. Denn eine Ablehnung der gegenwärtigen EU-Politik müsste der Bürger damit erkaufen, eine der rundheraus EU-feindlichen Parteien aus dem links- oder rechtsradikalen Lager ins
                  Europaparlament zu wählen. Das tun die allermeisten Wähler aus nachvollziehbaren Gründen nicht.
               

               Ist das dumpfe Gefühl in den Wahlkreisen, dass es sich beim Europaparlament bloß um eine Simulation von Politik handelt, womöglich
                  richtig – und das niedrige Bürgerinteresse mithin berechtigt? Oder scheitern an dem, was dieses Gebilde in Wirklichkeit ist,
                  die gewohnten Kategorien von Politik – mit der Folge, dass die Wählerhirne das Organ zu unrecht klein denken? Die erregte
                  Reaktion einiger Parlamentarier auf die Provokation von Václav Klaus ist ein Indiz für die erste Variante. Wenn allein die
                  Frage, wie es die Europaparlamentarier mit dem Subsidiaritätsgedanken halten, Abscheu und Empörung auslöst, scheint die Vorstellung
                  von einer eigensinnigen Avantgardisten-Versammlung nicht völlig verkehrt zu sein. Dieser Befund allein wird der wahren Bedeutung
                  des Parlaments zwar nicht gerecht. Doch zu einer der wichtigeren und aufschlussreicheren Beobachtungen im EU-Parlament gehört es, dass selbst seine Veteranen sich bisweilen härtere, offenere Auseinandersetzungen wünschen im Bauch von Europa.
               

                

               »Ja!«, schreit Daniel Cohn-Bendit. »Politik! Echte Politik!« Er springt aus seinem Sessel auf. »Genau! Das braucht Europa!«
                  Wie aufgeputscht geht der Fraktionsvorsitzende der Grünen in seinem Abgeordnetenbüro auf und ab. Der Blick heraus aus der
                  hochhausartigen Fassade des Parlaments geht über die Schindeldächer Brüssels. Auf dem Fensterbrett vor dem Altrevolutionär
                  liegen zwei Pflastersteine. »Sous le pavé, la plage«, unter dem Pflaster der Strand, hieß die Parole des Sommers ’68. Es sind Relikte aus einer Zeit, als Politik noch greifbar war. Als Meinungsstreit noch Richtungsstreit war und Ideen Straßen
                  aufheizten. Das andere Ende der Intensitätsskala liegt genau hier. 8. Stock, Gebäudeteil Altiero Spinelli. Die einzelnen Flügel des EU-Parlaments tragen die Namen von Vordenkern der europäischen Einigung. Louise Weiss ist ein runder Abgeordnetenturm, Willy Brandt ein rechteckiger
                  Verwaltungskasten, und eine Fußgängerbrücke hört auf den Namen Konrad Adenauer. Dieses Gebäude, signalisieren seine Namen,
                  ist kein gewöhnliches politisches Gehäuse, sondern ein Tempel der europäischen Idee.
               

                

               Daniel Cohn-Bendit greift sein Jackett, bedenkt die drei Mitarbeiterinnen in seinem Vorzimmer mit ausgiebigen Bussis und tritt
                  hinaus in die Parlamentsflure. Es ist ein Labyrinth, das jeden Neuling das Kafkaeske des Apparates spüren lässt. Die Büros
                  der 736 Abgeordneten aus 27 Ländern tragen Postleitzahlen wie ASP 7G 351 und sind so eng wie Gefängniszellen. Auf einer Fläche von 372.000 Quadratmetern drängen sich 2600 Büroräume und 78 Tagungssäle, in denen jedes Jahr 405.000 Tassen Kaffee serviert werden. Im großen Foyer im dritten Stock sortieren Bedienstete Dokumente in riesige Postfachwände.
                  Noch der kleinste Änderungsantrag muss ins Gälische oder Maltesische übersetzt werden, bevor ein Rädchen sich weiterdreht.
                  Fast 3000 Dolmetscher bewältigen den Sprach- und Schriftverkehr der 23 offiziellen Arbeitssprachen, sie kommen leicht auf über eine
                  Millionen übersetzte Seiten pro Jahr.
               

               Cohn-Bendit findet blind seinen Weg durch das Gewirr der Gänge. Im Gehen tippt er Kurzmitteilungen an die Fraktionsmitglieder
                  in sein Handy. »Ja, sicher!«, ruft er wieder und wedelt mit der sommerbesprossten Hand, »wir müssen die Auseinandersetzung
                  hier politisieren!« Dann redet er von Klimaschutz, von neuen Bankenregeln, von einer anderen Afghanistanpolitik, von einem
                  sozialeren Europa. Doch für mindestens die Hälfte all dieser Angelegenheiten haben er und seine Kollegen nach wie vor überhaupt
                  kein Mandat.
               

                

               Im Rahmen der begrenzten europäischen Kompetenzen hat der Lissabon-Vertrag das Europäische Parlament gleichwohl enorm aufgewertet.
                  Während es früher lediglich über solche Vorhaben der EU-Kommission mitentscheiden konnte, die im weitesten Sinne den Binnenmarkt betrafen, räumte ihm der Reformvertrag Mitwirkungsrechte an
                  grundsätzlich allen Politikbereichen ein. Zwar änderte er nichts daran, dass es, anders als alle anderen Volksvertretungen,
                  kein Initiativrecht für Gesetzgebung beanspruchen konnte. Doch dann kam der Jahreswechsel 2009 / 2010, und die Parlamentarier hatten die erste EU-Kommission nach Lissabon zu bestätigen. Mit dem Hebel in der Hand, einzelne Kandidaten durchfallen zu lassen, trotzten sie dem Kommissionspräsidenten
                  die Vereinbarung ab, dass er Vorschläge aus dem Parlament künftig wie bindende Aufträge behandeln muss. Das Europäische Parlament
                  hat sich damit von einem Abnickungsorgan in einen vollwertigen Beteiligten der Brüsseler Gesetzgebung verwandelt.
               

               Europa erlebt eine, wenn man so will, zweite Generation des Parlamentarismus. Die Abgeordneten des EP haben künftig in vielen
                  Gesetzgebungsbereichen als jene demokratische Kontrollschleuse zu wirken, welche die Bürger bisher von den nationalen Volksvertretungen
                  gewohnt waren. Die Anzahl der Politikfelder, über die sie gleichberechtigt mit dem kraftstrotzenden Rat, also der Versammlung
                  der europäischen Minister, entscheiden können, ist von 45 auf 85 angewachsen. Das reicht vom Agrarmarkt über den Außenhandel
                  bis zur Justiz- und Innenpolitik. Ob Amerika europäische Bank- oder Fluggastdaten übermittelt werden, ob die Frage verhandelt
                  wird, zu welchen Zwecken der milliardenschwere Topf zur Agrarförderung ausgeschüttet wird, oder ob neue handelspolitische
                  Abkommen mit dem Ausland geschlossen werden sollen – ohne Zustimmung des EP geht nichts mehr. »Manche meiner Kollegen in Washington
                  haben schon Angst, dass sie gar nicht mehr nach Paris oder Berlin reisen können, sondern immer nur hierher kommen müssen«,
                  sagt eine US-Diplomatin in Brüssel.
               

                

               Die Veränderung, die dieser Wandel für die politische Kultur in Europa selbst mit sich bringen wird, werden wahrscheinlich
                  erst auf lange Sicht zutage treten. Noch nie in der Geschichte sind so weit gehende politische Befugnisse auf eine supranationale
                  Ebene gehoben worden wie durch den EU-Reformvertrag. Deswegen kann auch noch niemand wissen, wie Europas Bürger die zunehmende Entkopplung der Politik von ihren gewohnten Bezugspunkten
                  verdauen. Die systemische Herausforderung, die mit dieser Verschiebung einhergeht, lässt sich indes heute schon formulieren.
                  Mit dem Lissabon-Vertrag agiert die EU immer mehr wie ein Staat, und dieser Machtzuwachs eröffnet wachsenden Spielraum für
                  Missbräuche. Die Frage lautet also, ob das Brüsseler Parlament seinerseits als demokratischer Watchdog wird mithalten können. Erstarkt es qualitativ und kulturell zur echten Oppositionsinstanz? Kann es die wachsende Macht der Ministerräte ausbalancieren? Oder bleibt es eine seltsam unernst, oft verspielt wirkende Ansammlung
                  von europaverliebten Integrationisten? Viel hängt ab von dieser Reifeprüfung. Es geht nicht nur um den Schutz der Bürgerrechte.
                  Letzten Endes geht es um die Akzeptanz des ganzen neuen Lissabon-Europa.
               

                

               Ein hoffnungsvoller Anfang schien gleich zu Beginn gemacht. Schon im Februar 2010 sah es so aus, als erlebe die neue Europademokratie
                  ihre Geburtsstunde. Mit großer fraktionsübergreifender Mehrheit schmetterte das EU-Parlament das umstrittene Swift-Abkommen ab. Mit dieser Übereinkunft wollten sich die Vereinigten Staaten weiterhin Zugriff auf europäische
                  Überweisungsdaten sichern. Eben den hatte sich die US-Regierung nach den Terroranschlägen vom 11. September 2001 auf recht dreiste Weise verschafft. SWIFT, die Society for Worldwide Interbank Financial Telecommunication,
                  ist eine Genossenschaft mit Sitz in Belgien, die für mehr als 8300 Banken und Finanzdienstleister in 208 Ländern internationale Transaktionen abwickelt. Jeder, der schon einmal eine Auslandsüberweisung getätigt hat, kennt die speziellen
                  Swift-Codes, mit deren Hilfe die Empfängerkonten zugeordnet werden. 15 Millionen Transaktionen werden jeden Tag über dieses System abgewickelt. Dazu unterhielt Swift unter anderem einen Server
                  im US-Bundesstaat Virginia.
               

               Auf Grundlage einer Executive Order, also einer Anweisung des Präsidenten, hat sich das US-Finanzministerium nach dem 11. September 2001 ohne jede Einschränkung aus diesem Speicher bedient. Völlig unkontrolliert bezogen die Behörden Daten von Swift-Benutzern,
                  also Name, Überweisungsbetrag, Bankkontakte und Verwendungszwecke. Als die Sache durch Presseberichte Ende 2006 aufflog, baten
                  die EU-Außenminister die USA zu Verhandlungen. Doch statt die Frage aufzuwerfen, ob die Datensammelei überhaupt in verhältnismäßiger Weise zur
                  Terrorbekämpfung beitrug, behandelten die EU-Minister die Angelegenheit wie eine Formsache der Zeitgeschichte. Sie einigten sich mit den USA darauf, die Datenübertragung auf die
                  Basis eines Kooperationsabkommen zu stellen. Damit erteilten sie ein Plazet für einen Eingriff in Freiheitsrechte, der, wäre
                  er in den Öffentlichkeiten der einzelnen Mitgliedstaaten geplant worden, Wogen der Empörung ausgelöst hätte. Statt in aller
                  Ruhe – und vor allem unter Beteiligung der nationalen Parlamente – zu diskutierten, wie in Zukunft unter Abwägung aller Interessen verfahren werden sollte, sollte
                  nach dem Willen der Außenminister aus dem »Pull-System« schlicht ein »Push-System« gemacht werden, sprich: Die Amerikaner
                  saugen die Daten nicht mehr ab, sondern die Europäer liefern sie.
               

               Das Europaparlament zeigte sich empört sowohl über das Vorgehen der Minister wie auch über die weithin als unzureichend betrachteten
                  Datenschutzklauseln in dem Abkommen. Vor allem aber fühlten die EU-Abgeordneten sich – wie so oft – bevormundet und überfahren von den europäischen Regierungen, die das Parlament offenbar noch immer nicht
                  ernst nahmen. Am 11. Februar 2010 schlugen die Volksvertreter zurück. Im Plenarsaal zu Straßburg drückten 378 von ihnen auf die elektronische Nein-Taste.
                  Das Swift-Abkommen war gestoppt. In der Sekunde, in der die Abstimmungszahlen auf der Digitalanzeige aufleuchteten, brandete
                  Jubelgeschrei auf. Die zuständige Berichterstatterin, eine niederländische Liberale, konnte sich vor Gratulanten, die sie
                  umarmen und küssen wollten, kaum retten, und ein lang anhaltender stehender Applaus zwang sie schließlich, den Tränen nahe,
                  sich vor ihren Kollegen zu verbeugen. Die Swift-Abstimmung war, so empfanden es viele Abgeordnete, ein Befreiungsschlag. All
                  jenen, die das EU-Parlament einfach nicht für voll nehmen wollten, hatten sie jetzt gezeigt, dass es sehr wohl Zähne zeigen kann. Inzwischen ist eine
                  neue Fassung, bei der die Verwendung von Daten überwacht und ein so genanntes Data-Mining, ein statistisches Datenabgreifen,
                  verboten ist, abgesegnet. Aber noch immer sind einige Abgeordnete der Meinung, dass durch dieses Abkommen rechtsstaatliche
                  Prinzipien unterlaufen werden.
               

                

               Es bleibt fraglich, ob sich das Parlament wegen dieses Widerstands schon zum ernst zu nehmenden Demokratiegaranten entwickelt
                  hat. Denn das Motiv für das Nein war auch, wenn nicht vor allem, Selbstbehauptung und erst danach Bürgerrechtsschutz. Und:
                  Das Stoppschild galt keinem EU-eigenen Projekt, sondern amerikanischer Datenfängerei. Bei anderen Gelegenheiten, bei denen
                  diese beiden Motive fehlten, hat sich das Parlament weniger ins Zeug gelegt, um Regierungsexzesse zu stoppen. Der Einführung
                  des biometrischen Passes etwa, 2004 durch den Antiterror-Minister Otto Schily sehr bewusst nicht über den Bundestag, sondern
                  über die Brüsseler Bande gespielt, stimmte das Parlament mit 471 zu 118 Stimmen zu, inklusive der deutschen Vorzeigeliberalen Silvana Koch-Mehrin. Ein Jahr später stimmte das Parlament ebenfalls
                  mit großer Mehrheit der Richtlinie zur Handy-Vorratsdatenspeicherung zu, und das obwohl sie offenkundig auf einer unzulässigen
                  Rechtsgrundlage basierte. Nach Massenklagen aus der Bevölkerung erklärte das Bundesverfassungsgericht das deutsche Umsetzungsgesetz
                  Anfang 2010 für nichtig.
               

               Spricht man Europaabgeordnete auf diese Bilanz an, entgegnen sie, in den länderübergreifenden Bündelfraktionen seien nun einmal
                  Kompromisse notwendig. Um unliebsame Ideen der Kommission zu kippen, muss das Parlament eine hohe Hürde überwinden. Es kann
                  nur dann ein Veto durchsetzen, wenn es eine absolute Mehrheit aufbringt. Es reicht also nicht aus, wenn alle gerade anwesenden Abgeordneten einem Gesetzesvorschlag widersprechen. Die Mehrheit aller 736 Mitglieder muss im Plenum Nein sagen.
               

               In der Praxis führt dieses Erfordernis zu einer offen gepflegten Zusammenarbeit der beiden großen Fraktionen, der Europäischen
                  Volkspartei (EVP) und den Sozialdemokraten (S&D). »Es gibt hier den institutionalisierten Zwang zum Kompromiss«,
                  sagt Werner Langen, ein Abgeordneter der EVP. Die Folge: »Man duzt sich«, auch politisch. Anders gesagt: Das Europaparlament bildet kaum eine innere Opposition aus, sondern
                  es tritt vor allem als geschlossene Opposition nach außen auf.
               

                

               Im Falle der Lebensgeschichte von Daniel Cohn-Bendit wirkt diese Harmonie regelrecht disharmonisch. Von der außerparlamentarischen
                  Opposition hat ihn sein Weg in ein oppositionsloses Parlament geführt. Im Plenarsaal angekommen, versinkt er meist entweder
                  in der ›taz‹-Lektüre oder bespricht sich mit Kollegen, während um ihn herum das Händegepaddel der Abstimmungen die Saalluft
                  aufwühlt. »Dafür? – Dagegen? – Enthaltungen? – Angenommen«, schallt es in einer Endlosschleife vom Präsidiumspult. Cohn-Bendit
                  stimmt nur mit, wenn er gerade nichts anderes zu tun hat.
               

               Als »Corporate Identity« beschreibt der deutsche Sozialdemokrat Jo Leinen die Stimmung, die im Haus oft herrsche. Leinen,
                  Saarländer, Jahrgang 1948, ist ein überzeugter Europäer alter Schule. Schon 1972 ging er zum Studieren ans Europa-Kolleg in
                  Brügge, die Kaderschmiede der Eurokraten. Nach 14 Jahren im Saarbrücker Landtag wurde er 1999 ins Europaparlament gewählt und kümmerte sich dort unter anderem um Grundsatzfragen europäischer Verfasstheit. Leinen hebt ausdrücklich den Unterschied
                  zwischen dem Europaparlament im Vergleich zu den »Konkurrenzdemokratien« der nationalen Parlamente hervor. Das EP teile sich nicht in Regierungsfraktion und Gegenlager auf, sondern stehe vereint
                  gegen 27 nationale Regierungen, denen – so sieht es Leinen – das große europäische Ganze oft noch nicht klar genug sei. »Wir
                  haben hier deswegen weniger Opposition, weil wir uns an den Sachthemen abarbeiten«, glaubt er. Im Laufe der Jahre ist Leinen
                  davon überzeugt worden, dass die 27 Völker der EU dieselben Werte und Ziele teilten. »Menschen unterschiedlicher politischer Couleur können durchaus dieselben
                  Ansichten haben«, habe er gelernt. Die nationalen Parlamente hingegen bildeten oft Interessengegensätze ab, die die Bürger
                  gar nicht teilten. Das Europaparlament meide überflüssigen Streit. Einen zusätzlichen Kitt zwischen den großen Fraktionen
                  bilde »der Schulterschluss gegen das Lager der Antieuropäer«.
               

                

               Man könnte diese Konsensdemokratie als fortschrittlich loben. Man könnte aber auch sagen, dass sie auf das wünschenswert kontroverse
                  Wesen von Politik wirkt wie ein Feuerlöscher. Und dass sie die Gefahr birgt, Querdenker als Abweichler zu stigmatisieren.
                  Eines ist diese politische Betriebsform auf keinen Fall. Fesselnd. »Die Abwesenheit von Politik gilt ja quasi als Errungenschaft
                  dieses Parlaments«, sagt Silvana Koch-Mehrin. »Man muss sich schon entscheiden: Will man eine Harmonieveranstaltung sein oder
                  eine streitbare Versammlung?« Koch-Mehrin sucht das Rampenlicht deswegen vor allem abseits des Plenums. In Fotoateliers von
                  Hochglanzzeitschriften oder in Berliner Talkrunden. Ihre Pressemitteilungen haben eine andere Schlagrichtung als die ihrer
                  Kollegen. Um überhaupt eine Chance auf Schlagzeilen zu ergattern, hat Koch-Mehrin es sich angewöhnt, statt Brüsseler Abgeordnete
                  lieber Minister daheim in der Hauptstadt anzugreifen. Tragen sie bei EU-Treffen Entscheidungen mit, die ihr nicht gefallen, prangert die Liberale sie dafür in der Heimat an. Genau diese Funktion, die Vermittlung
                  von Europapolitik in die Nationen hinein, könnte das EP viel stärker betreiben. Koch-Mehrin allerdings wird für genau dieses
                  Abweichen vom Usus von vielen Kollegen angefeindet. Am entgegengesetzten Ende des Parteispektrums fühlte Sahra Wagenknecht
                  einen ähnlichen Frust wie Koch-Mehrin. Die Ikone der deutschen Linken war von 2004 bis 2009 als Europaabgeordnete in Brüssel zwischengeparkt. Ihre Bilanz dieser
                  Jahre klingt, als ziehe sie Gräten aus der Erinnerung. »Im Bundestag haben wir als Linkspartei ja immerhin noch die Möglichkeit,
                  Themen an die Öffentlichkeit zu ziehen und damit andere Parteien unter Druck zu setzen. Hier hingegen arbeitet man wie unter
                  einer Glocke.«
               

               Europa ist eine undankbare Arbeitgeberin für politisches Personal. Zum einen sind im Vergleich zu den Heerscharen der nationalen
                  Parlamente EU-Abgeordnete ihrer Zahl nach eine homöopathische Dosis. Es gibt gut sechsmal weniger deutsche Europaparlamentarier als Bundestagsabgeordnete.
                  In Wahlkampfzeiten lässt sich mit dieser dünnen Personaldecke kaum die Hoheit über die Marktplätze erringen. Zum anderen eröffnet
                  auch ein Erfolg bei der Europawahl keine Aussicht auf ein Regierungsamt. Karrierefördernder ist ein herausragendes Abschneiden
                  bei der Bundestagswahl. Auch aus diesem Grund kühlen Parteizentralen und Medien die Europawahl regelmäßig noch immer zum »Bundestagsvorwahlkampfevent« oder zur »Testwahl« herunter. Nach fünf Jahren verabschiedete sich Sahra Wagenknecht mit spürbarer Erleichterung aus dem
                  Brüsseler Teflonparlament. Aufgefallen sei ihr Auslandsaufenthalt daheim in Berlin kaum jemandem, sagt sie. »Die Leute auf
                  der Straße gingen oft davon aus, ich sei im Bundestag.«
               

            

         

      

   
      
         

         
            Wanderzirkus Brüssel – Straßburg 

         

         Die einzige Angst der Gallier ist bekanntlich, dass ihnen der Himmel auf den Kopf fällt. Genau dies passierte eines denkwürdigen
            Tages in Straßburg. Im Plenarsaal des Europaparlaments brach ein Teil der Deckenkonstruktion ein, und die Trümmer prasselten
            herab auf die Sitze der Abgeordneten. Glücklicherweise geschah das Ganze während der Sommerpause, niemand kam zu Schaden.
            Niemand? Nun ja, fast niemand. Denn das Malheur lenkte die Aufmerksamkeit manches Untertanen kurzzeitig auf den größeren europäischen
            Dachschaden, der hinter dem Tagungsort Straßburg steckt – und für den heute allen voran die französische Regierung die Verantwortung
            trägt.
         

         Das Straßburger Plenargebäude bildet einen vollkommen überflüssigen Zweitsitz für das Europäische Parlament. Alle drei Wochen
            ziehen die Abgeordneten samt Mitarbeitern und Dolmetschern von Brüssel aus wie ein riesiger Wanderzirkus für eine Sitzungswoche
            ins Elsass. Eine Kolonne von Lastwagen lädt Hunderte Hartplastikkoffer im Format von Munitionskisten mit Akten ein und fährt
            sie 430 Kilometer weit über die Ardennen ins Nachbarland. Die Parlamentarier selbst kommen per Auto oder in Sonderzügen nach.
         

         Der amtlichen Legende nach soll die Regelung, das Parlament an zwei Standorten dies- und jenseits des Rheins tagen zu lassen,
            der Versöhnung Europas dienen. Das ist Mumpitz. Was die Pendelei in Wahrheit demonstriert, ist die anhaltende Unversöhnlichkeit
            der französischen Regierung mit dem Gedanken, auf eine Spesenschleuder zu verzichten, die Straßburgs Hotel-, Gastronomie-
            und Taxigewerbe astronomische Umsätze garantiert. Auch den Abgeordneten selbst kommen die regelmäßigen Reisen finanziell zugute.
            Sie bringen ihnen und ihren Assistenten bis zu 12.000 Euro Sitzungspauschalen pro Jahr. Unter den Büromitarbeitern gilt eine »Straßburg-Woche« mitunter als Belohnung für gute Dienste.
            Die europäischen Steuerzahler kostet dieser ganze Irrwitz schätzungsweise 250 Millionen Euro pro Jahr.
         

         Trotz mancher Initiative aus den eigenen Reihen findet sich unter den Parlamentariern bis heute keine Mehrheit, die gegen
            diesen Skandal aufbegehrt. Immer wieder erheben sich einzelne Abgeordnete, etwa der deutsche Liberale Alexander Alvaro, um
            gegen die Absurdität zu protestieren. Sie rechnen vor, dass die Umzüge pro Jahr einen CO2-Ausstoß von 18.900 Tonnen mit sich bringen – so viel wie 13.000 Transatlantikflüge. Sie schlagen vor, das Parlamentsgebäude umzuwidmen in eine europäische Exzellenz-Uni (»Sciencebourg«),
            und sie machen Vorschläge, wie Frankreich und Straßburg für den Verlust des Parlaments entschädigt werden könnte. Der deutsche
            liberale EP-Abgeordnete Wolf Klinz schrieb Nicolas Sarkozy einen Brief mit der Idee, »in den Räumen des Europäischen Parlaments eine Diplomatenschule der Europäischen Union einzurichten, in der der diplomatische Nachwuchs aller Mitgliedstaaten etwa sechs Monate seiner gesamten Ausbildungszeit zubringt,
            um sich speziell mit Fragen der EU zu beschäftigen. Die angehenden Diplomaten der EU-Mitgliedstaaten würden lernen, in Fragen der EU zunehmend mit einer Stimme zu sprechen. Die persönlichen Beziehungen, die sich während der
            gemeinsamen Ausbildungszeit in Straßburg ganz natürlich entwickeln, wären eine ausgezeichnete Basis für die vertrauensvolle
            Zusammenarbeit der europäischen Diplomaten im Laufe ihrer Karriere.«
         

         Doch der Élysée-Palast schweigt zu all dem. Und nicht nur er. Auch die meisten Abgeordneten möchten mit dem leidigen Thema
            nicht behelligt werden. Gerade einmal dreihundert der 736 EU-Parlamentarier unterstützten bis zum Herbst 2009 die Kampagne www.oneseat.eu, die sich seit langem für einen einzigen Parlamentssitz in Brüssel stark macht.38 Als Ausrede führen die Nicht-Unterzeichner gerne an, dass die beiden Standorte des Parlaments von den EU-Regierungen festgelegt worden seien, das Parlament mithin keine Zuständigkeit besäße, etwas daran zu ändern. Juristisch stimmt das zwar.
            Allerdings stünde kein anderes EU-Organ so in der politischen Verantwortung wie das EP, ein Umdenken in den Hauptstädten der EU in Gang zu setzen. Doch statt Kampfeslust
            dominiert Indifferenz.
         

         Der 2009 gewählte Präsident des EP, der Pole Jerzy Buzek, erklärte sich gar zu einem leidenschaftlichen Anhänger des Doppelsitzes.
            Die Lage an der deutsch-französischen Grenze mache Straßburg zu einer Europäischen Union im Miniaturformat, zu einer »symbolischen
            Stadt« und zu einem Hort europäischer Integration, fand er. Buzek gab zwar zu, dass diese Sicht »bestimmt nicht von vielen«
            seiner Kollegen geteilt werde – aber das scheint ihn nicht zu stören. Eben so wenig beeindruckt den höchsten Repräsentanten
            der europäischen Bevölkerung offenkundig die Tatsache, dass bis 2007 über eine Million Europäer per Online-Abstimmung die Abschaffung des Straßburger Zweitwohnsitzes forderten.39 Bei jeder Gelegenheit betonen Buzek und seine Kollegen, wie wichtig ihnen ein »Europa der Bürger« sei. Melden diese Bürger
            sich einmal zu Wort, stellen sie sich taub.
         

          

         Umso engagierter zeigt sich das Europaparlament, wenn es darum geht, politische Missstände jenseits seines Einflussbereiches
            anzuprangern. Viele Mitglieder des Europäischen Parlaments müssen unter einem dauernden Energieüberschuss leiden. Anders ist
            die Flucht in eine NGO-artige Awareness-Politik schwerlich zu erklären, die sie betreiben. Mit großer Leidenschaft ergehen
            sich zahlreiche Abgeordnete in Resolutionitis, im Beschließen und Schlussfolgern, im Entschließen und Anregen. In der Legislaturperiode
            2004 bis 2009 verabschiedete das Plenum sage und schreibe 660 Initiativberichte und 593 Resolutionen, in denen es, wie es offiziell heißt, »nicht verbindliche Meinungen abgab über Angelegenheiten, die es für wichtig
            erachtete«. Von den insgesamt 2924 Texten, die das Parlament innerhalb dieser fünf Jahre veröffentlichte, hatten nur 1355 legislativen Charakter.40 In den unverbindlichen Resolutionen kann es um »neue Herausforderungen für den Zirkus als Teil der europäischen Kultur« gehen,
            um die »Situation der Bären in China«, um die »Lage in Ostjerusalem« oder um faire Zugangschancen von Männern und Frauen zu
            Jobs in der Darstellenden Kunst (welchselbige etwa dadurch erreicht werden könnte, so der der Vorschlag der Abgeordneten,
            dass »zum Beispiel Musiker hinter Vorhängen rekrutiert werden«).41

         An einem Herbsttag 2008 lud die estnische Abgeordnete Marianne Mikko in den Pressesaal »Anna Politkowskaja« ein, benannt nach
            der ermordeten russischen Enthüllungsjournalistin. Mikko wollte einen Erfolg feiern, denn gerade hatte das Parlament mit 307
            zu 262 Stimmen ihren Bericht über »Gemeinnützige Bürger- und Alternativmedien in Europa« angenommen. Darin fordert die Sozialdemokratin
            eine »Diskussion« darüber, welcher Rechte und Pflichten Blogger haben sollten. Denn, so mahnte sie: »Worte können töten.«
            Um das zu verhindern, regt Mikko eine Diskussion über den »Status« von Weblogs an. In ihrer Resolution forderte sie eine Reflexion
            darüber, was Blogger eigentlich sind (Journalisten oder nicht?) – und welche Rechte und Pflichten für sie gelten sollten.
            Nun könnte man der Ansicht sein, diese Fragen seien längst beantwortet. Natürlich sind Blogger Journalisten, wenn sie regelmäßig und mit dem Anspruch auf Information über das
            Weltgeschehen berichten. Ebenso natürlich sagt das noch nichts über die Qualität ihrer Arbeit aus. Davon abgesehen, gibt es
            längst Regeln in Europas Nationalstaaten, sogar solche, die die Freiheit des Wortes einschränken. Wer einen anderen beleidigt
            oder verleumdet, macht sich strafbar. Wer zur Gewalt aufruft, ebenso. Wer seine Informanten verrät, knipst sich als Journalist
            selbst aus. Und wer Unsinn berichtet, über den wird berichtet, dass er Unsinn berichtet. Wo genau also sah Frau Mikko einen
            Handlungsbedarf?
         

         »Ich rufe dazu auf, dass Blogger wie menschliche Wesen handeln«, antwortete die Estin zunehmend zerknirscht nach einigen kritischen
            Nachfragen. »Ich rufe zum Humanismus auf!« Das ist bestimmt nie verkehrt. Gleichwohl stellt sich die Frage, ob das Europaparlament
            nichts Dringenderes zu tun hat. Die Kommission nahm Mikkos Bericht dankend zur Kenntnis. Und die europäischen Regierungen
            werden sich voraussichtlich nie mit dem Thema beschäftigen. »Ich frage mich schon manchmal, wofür wir hier eigentlich unsere
            Arbeitskraft einsetzen«, erregt sich ein ungarischer Abgeordneter, »da schreibt man monatelang an Berichten, und die Kommission
            schmeißt sie anschließend in den Mülleimer.«
         

         Warum lässt das EU-Parlament nicht davon ab, einen großen Teil seiner Energie für Weltverbesserungstheater einzusetzen? Eine weitere erhellende Episode
            aus der Kategorie »Wünsch’ dir was« lässt die Antwort erahnen. Kurz vor der Eröffnung der Olympischen Spiele in Peking forderte
            Elmar Brok, der außenpolitische Koordinator der Europäischen Volkspartei (EVP), angesichts der »besorgniserregenden Situation
            in Tibet und angrenzenden chinesischen Provinzen«, die Olympischen Spiele in Zukunft nur noch in ihrem Mutterland Griechenland
            abzuhalten. Seit 1936, erinnert der CDU-Mann, würden die Spiele immer wieder zu propagandistischen Zwecken missbraucht. »Damit wäre dann ein für allemal Schluss.« Brok
            speiste die Initiative in eine Parlamentsdebatte über die Lage in Tibet ein. In ihr wurde noch mehr Klartext geredet. »Es
            ist eine Tatsache, dass China beim Minderheitenschutz und bei den Menschenrechten internationalen Standards nicht genügt«,
            sagte Broks Fraktionskollege Thomas Mann. »Daran hat leider auch die Vergabe der Olympischen Spiele nach Peking, anders als
            ursprünglich beabsichtigt, nichts geändert.« Was in Tibet geschehe, sei »kultureller Genozid«. Die Grünen schlugen vor, darüber nachzudenken, dass an der Eröffnungsfeier der Spiele weder europäische Staatschefs noch Athleten oder Journalisten
            teilnehmen sollten. Die Europäische Union sollte gar einen Boykott der Olympischen Spiele nicht ausschließen, forderte der
            SPD-Politiker Jo Leinen. Vergleichbar entschlossene und harsche Worte waren von den Parteigenossen in den nationalen Parlamenten oder Regierungen
            nicht zu hören. An der aufrichtigen Empörung der EU-Abgeordneten mag nun kein Zweifel bestehen. Zugleich aber wirken solche spitzen Töne aus Brüssel oder Straßburg oft ähnlich wohlfeil wie
            der Großteil der Resolutionen und Berichte, die das EP in die Welt sendet.
         

         Die gehobene Lautstärke in der Eurosphäre, kurzum, hat einen etwas traurigen Grund. Die Europaparlamentarier wissen, dass
            ihre Forderungen ohnehin verpuffen. Das Europäische Parlament ist nicht in der Lage, Druck auf irgendeine Regierung auszuüben,
            denn keine Regierung ist von seiner Unterstützung abhängig. Die Brüsseler Abgeordnetenversammlung fordert die Staatschefs
            Europas auf, nicht nach China zu reisen? Man sieht die Premierminister, Präsidenten und Kanzler förmlich vor Respekt erstarren …
         

         Für das EP ist es so einfach, als moralisches Schwergewicht aufzutreten, weil es ein politisches Leichtgewicht ist. Das personifizierte
            Gewissen Europas, anders gesagt, ist deshalb so rein, weil es sich mit Taten gar nicht erst belasten kann. Der Wortdampf aus
            dem europäischen Plenarsaal erinnert deshalb oftmals an ein Parfüm. Riecht gut und verflüchtigt sich schnell. Die Leichtigkeit,
            mit der oft schwadroniert wird, habe, gibt der Pressesprecher einer großen Fraktion zu, auch damit zu tun, »dass oft wenig
            Tiefenwissen vorhanden sei«. Anders als die meisten nationalen Parlamente verfüge das EP schließlich über keinen wissenschaftlichen
            Dienst, der die Abgeordneten beraten könne. »Da kann es schon mal vorkommen, dass sie die Tragweite ihres Handels nicht erkennen.«
         

      

   
      
         

         
            Wie man trotzdem Macht macht 

         

         Auf der anderen Seite existiert sehr wohl ein ernsthaftes und mächtiges Europaparlament. Viele EP-Abgeordnete nehmen – mit großem Sachverstand – nicht nur Einfluss auf den Gang der Integration. Zu beachtlichem Nutzen kann sich das
            Parlament auch in die Außenpolitik einbringen. Dann nämlich, wenn es sich zur Hilfstruppe der nationalen Außenämter erklärt.
            Gerade wenn es im konstruktiven Sinne die »Narrenfreiheit« nutzt, manches unverblümter und deutlicher zu sagen als nationale
            Regierungsvertreter oder Diplomaten, kann das Europäische Parlament durchaus schmerzhafte Tritte austeilen.
         

         Zum Beispiel an einem kalten Wintertag 2009. Seit kurzem war die russische Gaszufuhr Richtung Europa abgeklemmt. In Rumänien froren EU-Bürger. Im Sitzungssaal des Auswärtigen Ausschusses des EU-Parlaments drängten sich die Journalisten, denn eine Politikerdelegation aus der Ukraine hatte sich eingefunden. Verständnisheischend
            lächelte der Regierungsvertreter aus Kiew in die Runde – und versuchte erwartungsgemäß (und nicht ganz glaubwürdig), die Schuld
            an dem Lieferengpass allein Russland zuzuschieben. Dem deutschen Ausschussmitglied Alexander Graf Lambsdorff (FDP) platzte
            daraufhin der Kragen. »Regelt das zwischen euch!«, entfuhr es ihm. »Wir wollen keine warmen Worte, wir wollen warme Wohnungen.
            Also regelt das!« Der Ukrainer war sichtlich erschüttert. Unverstellt und ungefiltert hatte er plötzlich die geballte Empörung
            Europas zu hören bekommen. Es dürften die klarsten Worte gewesen sein, die er von seinem Europatrip mit nach Hause nahm. Wenige
            Tage später rauschte das Gas wieder. »Diskursive Diplomatie« nennt Lambsdorff die Methode – und die kann auch anderswo einiges
            Gutes bewirken.
         

         »Kara-kal-pak-stan«, buchstabiert Elisabeth Jeggle. »Karakalpakstan ist ein Non-Land rund um den Aralsee, wo die Kinder mit TBC auf die Welt kommen«, klärt sie auf. Jeggle sitzt in ihrem winzigen
            Büro im turmartigen Straßburger Abgeordnetenhaus und bemüht sich, möglichst sachlich von ihrer letzten Reise zu berichten.
            Noch nie, sagt die mütterlich wirkende Württembergerin, habe sie »so viele, so dünne Kinder« gesehen. Eigentlich ist die CDU-Abgeordnete aus der Nähe von Ulm Landwirtin. Doch neben ihrer Arbeit im Agrarausschuss kümmert sie sich noch um eine gedeihliche Zukunft
            Zentralasiens.»Als ich dort ankam, haben sie uns englische Willkommenslieder gesungen, einige haben sich an mich geklammert. Das hat mich so beeindruckt.« Jeggle reist
            regelmäßig nach Usbekistan, Kasachstan, besichtigt ein Gefängnishospital, holt Praktikanten aus der Region in ihr Büro und
            mahnt bei Außenministern die Menschenrechte an. Weil sie dies für strategisch wichtig hält für die Europäische Union.
         

         »Die zentralasiatischen Länder fühlen sich zwischen Russland und China eingeklemmt. Sie gucken«, sagt Jeggle, »mit großen
            Augen auf uns. Es hat Wirkung, was wir sagen. Das Sehnsuchtsziel der Menschen dort heißt nicht Amerika. Sondern Europa.« Mit
            genauso großen Augen, gibt Jeggle zu, schauten sie ihre Wähler daheim im Württembergischen an, wenn sie ihnen ihre Reisegeschichten
            auftischt. »Natürlich fragen die mich, ob ich keine anderen Probleme habe, für die ich Steuergelder verschwenden könnte. Aber
            dann sage ich ganz offen: Ich will, dass es diesen Ländern besser geht. Weil es Menschen gibt, die in den vergangenen 50 Jahren nicht so viel Glück hatten wie wir.« Nach dem Einmarsch russischer Truppen nach Georgien, berichtet sie, wachse in
            Usbekistan die Angst, der große Nachbar könne auch die Usbeken mit Gewalt gefügig machen. »Wenn wir die Region für den Westen
            nicht verlieren wollen, brauchen wir gute Beziehungen zu Usbekistan und zu Zentralasien als Ganzes.« Sicher, die Menschenrechtslage
            sei längst noch nicht befriedigend. »Aber es gibt Fortschritte«, beharrt Jeggle. »Mit Befriedigung«, berichtet sie, nahm der
            Rat der Europäischen Außenminister etwa zur Kenntnis, dass Anfang Oktober 2008 in Taschkent ein Seminar über Medienfreiheit
            abgehalten wurde. Dies sei ein wichtiger Schritt zur Öffnung des Landes für westliche Standards gewesen.
         

         Andere Teilnehmer der Veranstaltung indes können nicht erkennen, was an diesem Ereignis auch nur annähernd befriedigend gewesen
            sein soll. »Wir Besucher wurden zum Teil einer Propagandashow gemacht«, erinnert sich Jacqueline Hale, die für das Open Society
            Institute von Brüssel nach Usbekistan reiste, um das Seminar zu verfolgen. »Die angeblichen usbekischen Journalisten waren
            Apparatschiks. Sie zeigten uns tolle neue Computer, aber als wir fragten, warum kein Reporter über Machtmissbräuche der Regierung
            oder die Kinderarbeit auf den Baumwollfeldern berichtet, leugneten sie, dass es so etwas überhaupt gäbe.« Andrew Stroehlein,
            Pressechef der International Crisis Group, bestätigt: »Die Konferenz überstieg alle meine Erwartungen des Surrealen.« Die Kritik stimme schon, räumt die EU-Abgeordnete Jeggle ein, das Medienseminar sei, gemessen an europäischen Maßstäben, enttäuschend verlaufen. Doch die Einstellung vieler
            NGOs zur Menschenrechtsförderung findet sie schlicht zu ungeduldig. »Tatsache ist: Die Zahl der Gefangenen in Usbekistan geht zurück. Dem Roten Kreuz wird Zugang zu Gefängnissen gewährt. Ich selbst habe
            mit Häftlingen gesprochen. Die Menschenrechtsarbeit des Europäischen Parlamentes ist nicht bloß Theorie – aber manches ist
            halt elend zäh.«
         

         Dem Auswärtigen Amt ist das Engagement von außenpolitischen Ehrenämtlern wie Jeggle ausgesprochen willkommen. Sie und andere
            EU-Parlamentarier bilden eine sanfte Vorhut Europas, die sich nicht an die üblichen protokollarischen Beschränkungen von Staatendiplomatie
            halten muss. 24 interparlamentarische Delegationen des Parlaments pflegen Kontakte zu außereuropäischen Staaten. Sie betreiben
            Außenpolitik per menschlicher Osmose, wenn man so will. »Pan metron ariston (alles in Maßen)«, erinnert der griechischstämmige
            deutsche Abgeordnete Jorgo Chatzimarkakis (FDP) an ein Prinzip der klassischen Philosophie. »Finde die richtige Balance zwischen
            Kritik und Diskurs.« Den »unbeobachteten« EU-Parlamentariern, glaubt er, falle dieses rechte Maß deswegen leichter, weil sie nicht unter »ständigem Beschuss der Medien« stünden. »Von
            den Volksvertretungen der Mitgliedstaaten kann man das nicht sagen. Sie sind in der demokratischen Falle gefangen und müssen
            ihre Entscheidungen zu oft so formen, dass sie der öffentlichen Meinung gefallen.«42

          

         Schließlich gibt es das weite Feld jener europäischen Innenpolitik, auf dem einheitliche Gesetzgebung für alle 27 Länder unbestreitbar eine Menge Sinn ergibt. Auf ihm ist Werner Langen zu Hause. Der Ingenieur aus Rheinland-Pfalz, Jahrgang
            1949, ist ein humorvoller Mensch, der immer einen Scherz auf den Lippen hat. Zugleich gilt der Chef der CDU/CSU-Gruppe als einer der mächtigsten Politiker im Parlament. Sanft im Ton, hart in der Sache, auch so kann es zugehen im Europaparlament.
            Genau dann nämlich, wenn nationale Interessen berührt sind. Manche Besitzstände bleiben auch im Brüsseler Freundeskreis eifersüchtig
            gehütet.
         

         Das Straßburger Abgeordnetencafé, in das Langen kräftigen Schrittes gegangen kommt, hallt wider von den temperamentvollen
            Gesprächen italienischer und französischer Abgeordneter. Langen muss die Stimme heben, um zu seinem Gesprächspartner durchzudringen. »Natürlich«, sagt er, als würde er am liebsten
            mit der Faust auf den Bistrotisch hauen, »verteidigen wir hier die Interessen der deutschen Autoindustrie.« Langen selbst
            hat federführend dafür gesorgt, dass der Grenzwert für den CO2-Ausstoß auf 95 Gramm pro gefahrenem Autokilometer nur mit einer langen Übergangsfrist verpflichtend wird. Alles andere hätte dem deutschen
            Limousinenbau unverhältnismäßig schaden können. »Jeder hat hier seine Interessen, bei denen die Gemeinsamkeit aufhört«, sagt
            der Rheinland-Pfälzer. »Bei den Briten ist es das Bankenwesen, bei den Franzosen sind es die Agrarsubventionen.« Echte Politik,
            sieh an, es gibt sie im Europaparlament. Überall dort, wo die Regulierungskraft der nationalen Systeme wirklich nicht mehr
            ausreicht – und diese Bereiche werden immer zahlreicher –, ist die Instanz Europa als stiller Moderator von Realpolitik gefragt.
         

         Doch das richtige Verhältnis zwischen sinnvoller europäischer Harmonisierung einerseits und überflüssigen Versuchen von Sozialmechanik
            andererseits hat auch das neue Lissabon-Parlament noch nicht gefunden. Noch immer leidet es unter der ausgeprägten Unwucht,
            sich weichen Themen mit zu viel Inbrunst zu widmen und harten Themen mit Konfliktscheue zu begegnen. Am selben Tag, als das
            Plenum das Swift-Abkommen blockierte, stimmte es einer Resolution zur »Verhinderung von Nadelstichverletzungen im Gesundheitssektor«
            zu. Über dem Haupteingang des Parlamentbaus prangen regelmäßig gewaltige Banner mit wohlmeinenden sozialen Botschaften wie:
            »Gewalt gegen Frauen – Wir können sie stoppen!« Das können die Europaabgeordneten keineswegs, und vermutlich wissen sie das. Doch um für seine
            segensreichen Leistungen für den Alltag der Europäer zu werben, ist dem Parlament keine Mühe zu groß. Vor der Europawahl 2009
            bezahlte es der Werbeagentur Scholz & Friends 28 Millionen Euro, um überall auf dem Kontinent Multimedia-Boxen aufstellen zu lassen, in denen die Bürger per Videobotschaft
            ihre Wünsche an die EU hinterlassen konnten. Außerdem wurden Plakate geklebt, auf denen zu lesen war: »Sie haben die Wahl!«
            Das Resultat der Millionenaktionen war, dass die Wahlbeteiligung weiter sank.
         

         Immer mehr Abgeordnete, gerade jüngere, stören solche Ablenkungsmanöver und anhaltenden Anbiederungsversuche der Volksvertreter
            dem Volk gegenüber. Sie wünschen sich eine Emanzipation, eine bessere und effektivere Performance, inklusive des Muts, bestimmte Kompetenzen auch einmal den Verwaltungen der Mitgliedstaaten zurückzugeben. Sie wünschen sich, kurzum, ein
            schnelleres Erwachsenwerden ihres Parlaments. Einer dieser jungen Stürmer und Dränger, ein Grüner, Jahrgang 1982, kommt aus
            Niedersachsen. Wer ihn beobachtet, bekommt den Eindruck, dass er es womöglich mit einem Cohn-Bendit einer neuen, erfrischend
            nüchternen europäischen Generation zu tun hat. Jan Albrecht sitzt seit dem Sommer 2009 im Europaparlament und sieht auf den
            ersten Blick, Schlabberklamotten, wirrer Lockenschopf samt wechselnd langer Barttracht, nicht nach dem Juristen aus, der er
            ist, noch dazu ein beeindruckend detailsicherer.
         

         Die Parlamentsentscheidung zur Vorratsdatenspeicherung, erzählt Albrecht, sei es gewesen, die ihn noch während des Studiums
            des Europarechts »politisiert« habe. »Von da an war für mich klar, ich muss nach Europa. Wir erleben doch gerade eine Staatlichwerdung
            der EU. Das erfordert eine breite Debatte. Es kann nicht sein, dass sich um solche Fragen nur eine Expertenöffentlichkeit kümmert.«
            Viel zu lange habe im Europaparlament eine Hinterzimmerpolitik stattgefunden, bei der geschickte Strippenzieher und Lobbyisten
            leichtes Spiel gehabt hätten. Deswegen hat sich Deutschlands jüngster Abgeordneter vorgenommen, für »Polarisierung« zu sorgen, über alle Ebenen hinweg. Europapolitik, fordert Albrecht stellvertretend für viele jüngere Abgeordnete, müsse
            auch im Bundestag ausgetragen werden, und zwar kontrovers. »Wir schaffen es sonst nicht, die Leute für Europa zu interessieren.«
         

         Da ist sie wieder, die Idee des »Politisierens«. Im Gegensatz zu Cohn-Bendit klingt Albrechts Version allerdings durchdachter,
            analytischer und klarer. Weniger wäre wesentlicher, lautet seine Vorstellung. Regelungen, wie viele Fahrradständer es in Zügen
            geben soll? Vorschriften über die Größe von Traktorensitzen? »Müll« nennt der junge Albrecht solche Exzesse ins Kleinliche.
            Sie seien ein Überhang aus der Zeit, in der die Europäische Union sich vor allem als Motor zur Binnenmarktharmonisierung verstand.
            Das müsse sich dringend ändern. Notfalls eben mit ein paar Befreiungsschlägen mehr. Auf seine Schlabber-T-Shirts will Albrecht trotzdem vorerst nicht verzichten. Das mache das Europaparlament eben auch aus, sagt er – eine gewisse stilistische
            Lockerheit. Noch, gibt Albrecht zu, noch mag dieses Parlament nicht ganz erwachsen sein. »Aber die Pubertät«, sagt er, »ist
            doch eine wichtige Entwicklungsphase im Leben.«
         

      

   
      
         

         
            2. Hartes zu weich 

         

         
            

            
               Europa in der Wirtschaftskrise 

            

            
               
               Scheitert der Euro, dann scheitert Europa. 

               
               Angela Merkel

               
            

             

            
               
               Der einzige Zweck von Vorhersagen über die wirtschaftliche Entwicklung ist es, Astrologie respektabel erscheinen zu lassen.
                     

               
               John Kenneth Galbraith, amerikanischer Wirtschaftswissenschaftler 

               
            

             

            Eines Tages schickte mir der Schriftsteller Hugo Hamilton eine besorgniserregende Mail aus seiner Heimat Irland. »Das Land
               steht unter Schock«, berichtete er. »Ich habe von Leuten gehört, die in den Schlafzimmern ihrer Kinder Reissäcke horten. Eine
               Mutter hat ihre Teenagersöhne zum Löchergraben in den Garten geschickt. Wozu? Sie sollten lernen, zu überleben, sagte sie.
               Ein bekannter Fernsehmoderator brach in einer Livesendung vor lauter Verzweiflung in Tränen aus. Er fühlte sich zu sehr an
               das bitterarme Irland seiner Jugend erinnert.«
            

            Es war im Frühjahr 2009. Über Europa breitete sich ein Ausnahmezustand aus, und die Iren traf es als Erste. Was war es, was da begann über Europa hinwegzurollen?
            

            Das auslösende Datum für das, was sich in den kommenden Monaten zu einer Weltfinanzkrise auswachsen sollte, war der 15. September 2008. Nach einigen hektischen und erfolglosen Versuchen, die Liquidität zu halten, brach die traditionsreiche und bis dahin muskulöse
               New Yorker Investmentbank Lehman Brothers zusammen. Mit einem plötzlichen Donnerschlag war sie das Opfer einer Boom-Blase
               geworden, die sich auf dem amerikanischen Immobilienmarkt ausgebreitet hatte. Jahrelang hatten es Banker in den Vereinigten
               Staaten Arbeiternehmern mit unterdurchschnittlichem Einkommen schmackhaft gemacht, Häuser zu kaufen. Die Anlagen seien vollkommen
               risikofrei, versicherten die Finanzexperten ihren Kunden. Zwar würden sich über die Jahre die Zinsen für die Kredite erhöhen,
               doch die Grundstückspreise würden noch viel rasanter anziehen. Wer heute kaufe, könne sich günstig ein Vermögen anschaffen, lautete die Verkaufsphilosophie hinter den so genannten Subprime-(also »zweitklassigen«)Krediten.
            

            Anleger mit schlechter Bonität, vom Lehrer über die Krankenschwester bis zur Supermarktkassiererin, glaubten in Scharen diesen
               Versprechen. Viele kauften nicht nur ein Haus, sondern gleich mehrere. Doch die angeblich so sicheren Renditeobjekte erwiesen
               sich als Luftschlösser. Die Häuser stiegen keineswegs im Wert. Stattdessen fielen die Immobilienpreise in den USA in den Keller.
               Die Neuanschaffungen ließen sich nicht einmal mehr kostendeckend vermieten. Hinzu kam eine wachsende Arbeitslosigkeit gerade
               unter der Subprime-Klientel. Das Resultat: Zigtausende von Hypothekenschuldnern sahen sich nicht mehr imstande, die wachsenden Kreditzinsen
               zu bedienen. Die Banken bekamen ihr Geld nicht zurück – und blieben auf einem Haufen Schrottimmobilien sitzen. Der Internationale
               Währungsfonds schätzte im Oktober 2008 den Wertverfall der Subprime-Hypotheken auf 500 Milliarden Dollar.
            

            Der Zusammenbruch der Lehman-Brothers-Bank löste eine Lawine aus. Um das Risiko der Subprime-Kreditvergabe möglichst breit zu verteilen, hatten sie und andere amerikanische Banken die Rückzahlungsforderungen in leicht
               übertragbare Schuldverschreibungen gebündelt und als Pakete an europäische und asiatische Banken weiterverkauft. Rating-Agenturen,
               die von diesen Verkäufen profitierten, sorgten mit frisierten Bewertungen für eine gute Absetzbarkeit der Produkte. Zur Insolvenz
               einer der bis dahin größten amerikanischen Banken, auf die auch andere Banken ihre Zahlungsfähigkeit gestützt hatten, kam
               also noch, dass Finanzhäuser in aller Welt zuhauf »faule Kredite« in ihren Beständen entdeckten. Die Finanzkrise globalisierte
               sich über Nacht. Überall in Europa mussten Banken innerhalb kürzester Zeit notverstaatlicht werden. Auch deutsche Geldhäuser
               und Versicherer, die Geschäfte mit Lehman Brothers gemacht hatten, gerieten in den Abwärtssog. Allein für die als »systemrevelant«
               eingestufte Hypo Real Estate musste die Bundesregierung mehrere Milliarden Euro Stützungsgelder aufbringen.
            

            Irland traf der Crash aus mehreren Gründen besonders früh und besonders hart. Wer sich wenige Monate nach dem Höhepunkt der
               weltweiten Finanzmarkteinbrüche auf der Insel umsah, bekam eine Ahnung davon, welch enormer Stresstest Europa bevorstehen
               sollte. In den 90er-Jahren erlebte die Grüne Insel einen nie da gewesenen wirtschaftlichen Aufstieg. Offensives Standortmarketing,
               Niedrigsteuern und die geschickte Verwendung von EU-Strukturmitteln lockten Investoren aus Europa und Übersee ins Land. Die Hochtechnologie, die Banken- und Versicherungsbranche boomten, und
               schon bald speisten zweistellige Wachstumsraten das selbstgewisse Bild vom »keltischen Tiger«. Die Ladenmieten entlang Dublins
               malerischer Einkaufsgässchen erreichten europäische Spitzenwerte. Bis die Krise kam, hatte Irland, gerade wegen seiner Randlage,
               vom besten beider Welten profitiert: von fantastischen US-Direktinvestitionen und von endlos sprudelnden EU-Subventionen sowie (seit dem Beitritt zur Währungsunion 1999) von der Stärke des Euro. 2005 bescheinigte der United Nations Development
               Index dem ehemaligen Armenhaus Irland den höchsten Lebensstandard innerhalb der EU.
            

            »Wirtschaftspolitisch sahen wir uns in der goldenen Mitte zwischen Boston und Berlin«, sagt ein Beamter des irischen Finanzministeriums.
               Er sitzt in Reilly’s Pub in Dublins Lower Merrion Street und dreht ein Guinness-Glas in der Hand. Das Ministerium liegt keine
               zweihundert Meter entfernt, und an einem Freitagabend um kurz nach neun Uhr schieben sich immer mehr seiner Kollegen, noch
               im Anzug, durch die Eingangstür der holzgetäfelten Eckkneipe. Einige Biergläser später resümiert der Beamte die vergangene
               Arbeitswoche und verortet sein Land in einer neuen geowirtschaftlichen Breite: »Die Entfernung zwischen Irland und Island
               sollten wir ab jetzt vielleicht besser in Wochen berechnen als in Meilen.« Wie unter einem Brennglas zeigte sich in Irland,
               was der Teufelskreis aus Kreditklemme und Jobverlusten innerhalb kürzester Zeit in einem wohlhabenden Land anrichten kann.
               Binnen weniger Monate waren mehrere Banken kollabiert und die Arbeitslosigkeit von quasi null auf zehn Prozent emporgeschnellt.
               Die Anzahl der Arbeitslosen erhöhte sich innerhalb von zwölf Monaten um 88 Prozent.43 In einer ebenso steilen Kurve wuchs die Wut auf die Regierung.
            

            In den größten Demonstrationswellen, die das Land seit dem Osteraufstand 1916 gegen die Briten je gesehen hatte, zogen Zehntausende
               Bürger durch die Straßen, um gegen das Krisenmanagement der Regierung zu protestieren. Zu klagenden Lauten irischer Dudelsäcke
               marschierten Gewerkschafter, Krankenpfleger, Polizisten und Feuerwehrleute durch Dublin und andere Städte. Eine junge Frau, die einen Kinderwagen vor sich herschob, berichtete, ihrem Mann sei gerade gekündigt worden, und die monatliche
               Hypothekenrate für ihr Haus betrage 1500 Euro. »Wir müssen zwei Kinder ernähren. Aber wovon denn jetzt?« Weg mit dieser Regierung!, forderte sie im Reigen einer wachsenden
               Mehrheit. Im Laufe des kommenden Jahres sollten sich genau solche Szenen fast überall in Europa abspielen; in Paris, Madrid,
               Lissabon, Berlin, Vilnius und Athen. Die Menschen machten ihrer Wut Luft über jene Kasino-Kapitalisten, die, gesteuert von
               enormer Gier und geringem volkswirtschaftlichen Verstand, die Weltwirtschaft in ein gigantisches Netz von Spekulationen und
               Risikoanlageformen wie Hedge-Fonds und Credit Default Swaps verstrickt hatten. Beim Kassensturz im Herbst 2008 zeigte sich,
               wie hoch die Banker Boys gepokert hatten. »Diese Krise ist schlimmer als eine Scheidung«, lautete eine der vielen zynischen
               Witze, die sich Investmentbanker in diesen Tagen über ihre Blackberries zuspielten, »ich habe die Hälfte meines Vermögens
               verloren und bin immer noch verheiratet«.
            

             

            Grundsätzlich ist eine gewisse Jonglierkunst in der Finanzbranche kein Teufelszeug. Im Gegenteil, Finanzderivate wie Optionen
               oder Termingeschäfte erfüllen nützliche Zwecke in der Ökonomie. Das lässt sich an einem einfachen Beispiel mit einem Landwirt
               vor Augen führen, der im Frühling nicht weiß, ob er sich für seine Arbeit einen neuen Traktor anschaffen soll oder nicht.
               Beim aktuellen Stand der Getreidepreise würde sich die Investition lohnen, da er mit einem Traktor mehr anbauen könnte und
               somit einen zusätzlichen Gewinn hätte. Allerdings kann er erst im Herbst ernten – und wenn die Preise bis dahin fallen und
               er sein Getreide dann billiger verkaufen muss, lohnt sich die Investition nicht, und er ruiniert sich womöglich. Für einen
               solchen Landwirt wird es sich lohnen, wenn ihm eine Bank ein Termingeschäft anbietet. Sie sagt ihm zu, sein Getreide im Herbst
               zu den im Frühling geltenden Preisen (minus einer Gebühr) zu kaufen. Der Bauer hat damit die notwendige Sicherheit, um seinen
               Traktor zu erwerben; die Bank übernimmt das Risiko, dass die Preise fallen könnten – und profitiert davon, wenn sie steigen.
               Gleichzeitig stützt dieses Verfahren die Volkswirtschaft als Ganzes, nämlich in Form des zusätzlich angebauten und in den
               Handel gebrachten Getreides.44

             

            Das grundlegende Problem kurz vor dem Crash von 2008 war bloß, dass die Höhe der weltweit gehandelten Derivate ein unfassbares
               Missverhältnis zur realen Produktivität des Planeten erreicht hatte. Schon 2001 lag nach Angaben der globalisierungskritischen
               NGO Attac der globale Devisenmarktumsatz pro Tag bei rund 1200 Milliarden Dollar. 30 bis 40 Milliarden hätten zur Abwicklung des Welthandels gereicht, der Rest war spekulatives Kapital. Im Jahr 2002 hatten 80 Prozent der weltweiten Kapitalflüsse von 2000 Milliarden Euro pro Tag eine Anlagedauer von unter sieben Tagen.45 Das Gesamtvolumen des Derivatemarktes hatte Ende 2009 laut der Bank für internationalen Zahlungsausgleich unvorstellbare
               600 Billionen Dollar erreicht – die Bruttoinlandsprodukte aller Länder der Welt zusammengenommen betrugen nur ein Zehntel dessen,
               etwa 60 Billionen Dollar. Es war also abzusehen, auf welchem Schleuderkurs sich die Weltwirtschaft befand.
            

            Warum hat Europa dieses Risiko nicht rechtzeitig entdeckt und gegengesteuert? Ohne jeden Zweifel ging es hier einmal um eine
               Materie, die für die Brüsseler Kommission wie geschaffen gewesen wäre. Die Finanzaufsicht muss supranational geregelt werden,
               alles andere läuft auf untaugliche Insellösungen hinaus. Die Sicherheit der Kapitalmärkte ist für eine Wirtschaftsmacht der
               EU von vitalem Interesse. Und auch die Kompetenzen, Zocker an die Leine zu legen, hätte sie gehabt. Doch das harte Thema mit
               der gebotenen Härte anzugehen, dafür fehlte dem zuständigen Binnenmarktkommissar wie auch seinem Kommissionspräsidenten schlicht
               die Entschlossenheit. Immer wieder waren beide, Barroso und Charlie McCreevy, dafür kritisiert worden, es trotz besseren Wissens
               unterlassen zu haben, Vorschläge für eine striktere Regelung der europäischen Finanzmärkte vorzulegen. »Die Politik der Kommission
               war es, weniger zu regeln, weniger zu intervenieren«, ärgert sich der Fraktionschef der europäischen Sozialisten im Europaparlament,
               der Deutsche Martin Schulz (SPD). Den später abgelösten Iren McCreevy nennt Schulz einen »Apologeten einer irregeleiteten
               Marktradikalität«. Tatsächlich war der Mann auf dem Posten wohl eher Bock als Gärtner.
            

            Barroso und McCreevy ihrerseits schoben die Schuld am Ausbleiben von strikteren Regelungen den EU-Mitgliedstaaten zu. Allen voran Deutschland und Großbritannien hätten sich gegen eine genauere Aufsicht über Finanzprodukte gestemmt. Es
               stimmt schon: Ausgerechnet diejenigen Staaten, die nach Ausbruch der Krise mit dem größten Eifer Rettungspläne entwarfen, insbesondere Großbritannien und Deutschland, hatten zuvor verhindert,
               dass eine strengere EU-Finanzaufsicht eingerichtet wurde.
            

            Während der deutschen EU-Ratspräsidentschaft sprach der damalige Finanzminister Peer Steinbrück Anfang 2007 das Thema Hedge-Fonds und deren Risiken zwar an, auf die Frage
               aber, ob er eher auf freiwillige Vereinbarungen setze oder Vorschriften und Regulierungen anstrebe, entgegnete er: »Nicht
               so schnell!« Zunächst einmal, gab er zu verstehen, müssten Fakten gesammelt werden. Die Aktivitäten von Hedge-Fonds dürften
               »nicht nur negativ gesehen werden«. Man könne nicht »wie Zieten aus dem Busch gleich mit Folterwerkzeugen kommen«.46 Regulierungsoptionen wurden nur zögerlich diskutiert, im ätherischen Rahmen der G7-Finanzminister. In Europa tat sich nichts.
            

            Laute Mahner, die zu schnellem Handeln rieten, hatte es längst gegeben. Helmut Schmidt warnte seit mindestens Anfang 2007
               vor dem Herdenverhalten von Hedge-Fonds- und Private-Equity-Managern, die von niemandem vor ihrer Kurzsichtigkeit geschützt
               würden. »Es grenzt an groben Unfug, wenn jede kleine Sparkasse unter alltäglicher Aufsicht durch die Behörden steht, andererseits
               aber hundertmal finanzkräftigere private Finanzinstitute vollkommen frei agieren können«, rief der Altkanzler den Verantwortlichen
               ins Bewusstsein.
            

            Es geschah vor allem deswegen nichts in Europa, weil die Kommission das gewohnte Blame Game voraussah und lieber kampflos
               kapitulierte als sich gegen den liberalen Zeitgeist in den Hauptstädten zu stemmen. Warum hätte sie einen Gesetzesvorschlag
               einbringen sollen, wenn sie davon ausgehen musste, dass er ohnehin im Rat von den Mitgliedstaaten eingestampft würde? Umgekehrt
               raunte nach Ausbruch der Krise in Berlin manch ein Beamter, wie denn die Bundesregierung eine strengere europäischen Finanzaufsicht
               hätte vorantreiben soll, ohne dass es von der Kommission einen entsprechenden Gesetzesvorschlag gegeben habe?
            

            Diese letzteren Kritiker haben wohl etwas mehr recht. Es wäre sehr wohl die Aufgabe der Kommission gewesen, aggressiver für
               eine stärkere supranationale Finanzmarktaufsicht zu trommeln. Sie ist schließlich die Instanz mit dem weitesten Blickwinkel.
               Doch genau den eröffnete sie nicht. Barroso musste sich regelrecht zum Jagen tragen lassen. Erst einen Monat nach dem Schock
               der Lehman-Pleite, im Oktober 2008, versprach der Kommissionschef: »Die Kommission wird noch in dieser Woche einen Gesetzesvorschlag für eine europaweite Vereinbarung über Kreditgarantien vorlegen.«
               Plötzlich ging alles ganz schnell. Und doch zu spät.
            

             

            Europa, so sehen es Optimisten, brauche eben Krisen, um zu wachsen. In der Tat verfährt die EU-Kommission – vorausgesetzt, der Ernstfall ist erst einmal eingetreten – nach dem Motto, dass man sich keine gute Krise entgehen lassen
               darf. Nach dem 11. September 2001 erkannte sie die Risiken unzureichenden Informationsaustausches zwischen seinen Polizeien und Geheimdiensten.
               Die Folge war eine Vertiefung der gemeinsamen Rechts- und Innenpolitik. Nach dem Irak-Krieg sah sie die Risiken der Abhängigkeit
               von einem fremden GPS-System. Die Folge war der Entschluss, Galileo aufzubauen, ein eigenes europäisches Satellitensystem.
            

            Doch welche Lehre zieht die EU aus der Finanzkrise?

            Eine war schnell gefunden. Sie ging allerdings weit über den europäischen Tellerrand hinaus. Als Reaktion auf den globalen
               Bankenkollaps trafen sich im November 2008 und April 2009 die zwanzig stärksten Industrienationen der Welt, die G20, zu zwei
               Weltfinanzgipfeln. Beim ersten Treffen, in Washington, einigten sie sich darauf, Rating-Agenturen künftig besser zu überwachen,
               Banken zu höheren Eigenkapitalpuffern zu verpflichten und den Schutz der Verbraucher durch transparentere Informationen zu
               verbessern. Beim zweiten Treffen, in London, beschlossen sie ein Programm zur Belebung der Weltkonjunktur und zur Bekämpfung
               von Steueroasen. Außerdem vereinbarten sie das Ziel, dass Managervergütungen nicht an kurzfristigen Kurssteigerungen, sondern
               am langfristigen Unternehmenserfolg orientiert sein sollen.
            

            All dies waren wertvolle Schritte. Doch sie lösten nicht einen europaspezifischen Konflikt, der schon bald seinen Höhepunkt
               erreichen sollte. Er lautet, wie die Staaten des Euro-Raumes es, erstens, mit der Währungsdisziplin halten. Und wie weit,
               zweitens, bei einem Ausbleiben dieser Disziplin, die Solidarität füreinander bemessen sein darf.
            

             

            Die gesamten Nullerjahre hindurch, also seit dem Jahr 2000, hatte Griechenland eine unverantwortliche Haushaltspolitik betrieben.
               Steuern wurden halbherzig bis gar nicht eingetrieben, der Beamtenapparat war in groteske Dimensionen aufgebläht, und Staatsdiener durften damit rechnen, mit Mitte 50 in vergoldete Ruhestände entlassen zu werden. 580 Berufe, listete die ›New York Times‹ auf, gälten in Griechenland als »gefahrgeneigt« und begründet einen Anspruch auf Pensionierung
               ab 50 Jahren. Zu den riskanten Professionen gehörten die Damenfriseure wegen des Umgangs mit Chemikalien ebenso wie der Blechbläser
               im Orchester, weil der sich durch die pneumatische Belastung einen Reflux zuziehen könnte. Das Defizit, das mit dieser Spendierfreude
               einherging, enthielt die Regierung in Athen der EU-Kommission vor. Im Jahr 2001 gab sie an, der Haushalt sei ausgeglichen. Tatsächlich lag er um fast vier Prozentpunkte im Minus. 2008
               behaupteten die Griechen, das Haushaltsdefizit betrage fünf Prozent. In Wahrheit waren es fast acht. Noch im Oktober 2009
               täuschte das griechische Statistikamt ESYE Brüssel über ein mehrere Milliarden Euro schweres Loch bei der staatlichen Krankenhausfinanzierung.
               Eine »vorsätzliche Meldung falscher Zahlen« sei das gewesen, stellte die EU-Kommission später fest.47

            Im Herbst 2009 flog der ganze Schwindel auf. Ein Schuldenloch von fast 300 Milliarden Euro tat sich im Staatshaushalt auf, bei einem Defizit von 13,6 Prozent. Rating-Agenturen stuften Griechenlands Zahlungsfähigkeit herunter, und die Regierung sah sich, in der Hoffnung, auf
               den Finanzmärkten Devisen eintreiben zu können, gezwungen, die Zinsen für griechische Staatsanleihen auf Höhen zu treiben,
               die für die marode Volkswirtschaft kaum zu bewältigen waren. Das Land drohte bankrottzugehen.
            

            In Brüssel machte sich Entsetzen breit. Was würde mit dem Euro geschehen, wenn Griechenland zahlungsunfähig wurde? Würden
               andere Euro-Länder, die in Kalamitäten steckten, durch Spekulationen an den Finanzmärkten mit nach unten gerissen? Man befürchtete,
               dass Wetten auf das Scheitern von Staaten eine selffullfilling prophecy auslösen könnten. Eine Art von Optionengeschäften besteht darin, auf eben diese Wahrscheinlichkeit zu setzen – ungefähr so,
               als würde ein Hausbesitzer darauf warten, dass das Haus seines Nachbarn abbrennt, weil er in diesem Fall eine Prämie bekäme.
               Als Wackelkandidaten, die ein solcher Dominoeffekt treffen könnte, galten die so genannten »PIIGS«-Länder: Portugal, Irland,
               Italien, Griechenland und Spanien.
            

            Sie wirtschaftspolitisch alle in eine Schublade zu werfen, wäre allerdings etwas unfair. Kein anderes Land hatte eine derart
               miserable Fiskalpolitik betrieben wie Griechenland. Die übrigen hatten vor allem mit negativem Wirtschaftswachstum zu kämpfen. Doch da Griechenland nun einmal am Anfang einer womöglich verheerenden
               Kettenreaktion im Euro-Raum stand, stellte sich den Hauptstädten Nordeuropas die Frage: Sollen die reichen Euro-Partner den
               Hellenen aus der Patsche helfen?
            

            Die meisten EU-Länder waren zusammen mit Kommissionschef Barroso der Ansicht, ja. Griechenland brauche die schnelle Solidarität der Gemeinschaft.
               Immerhin, argumentierten sie, ginge es um den Ruf der gesamten Familie. Wenn die Euro-Staaten nicht füreinander einstünden,
               werde die Glaubwürdigkeit der Gemeinschaftswährung leiden. Die EU müsse einen Notfallplan für Griechenland auflegen und bilaterale
               Kredite bereitstellen. Die französische Wirtschafts- und Finanzministerin Christine Lagarde drängte Berlin, dieser Haltung
               zuzustimmen. Die wirtschaftlichen Stärke Deutschlands, so ihr Argument, habe schließlich mit Schuld an der Schwäche anderer.
               Sein Außenhandelsüberschuss erlaube Deutschland im EU-Vergleich geringe Lohnstückkosten, rechnete die Französin vor. Es sei daher ein Gebot europäischer Solidarität, die Arbeit in Deutschland
               zu verteuern: »Wir brauchen ein klares Gefühl für das gemeinsame Schicksal, das wir mit unseren Partnern teilen.«48

             

            Die Ansicht, dass es dem griechischen Staatshaushalt hilft, wenn deutsche Facharbeiter mehr Geld verdienen, ist nun nicht
               zwingend logisch. Was stimmt, dürfte die Annahme sein, dass Deutschland wie kein anderes Land vom Euro profitiert hat. Der
               deutsche Handelsüberschuss, also die Summe, die übrig bleibt, wenn man das Import- vom Exportvolumen abzieht, betrug 2009 134 Milliarden Euro. 115 Milliarden davon stammen aus dem Handel mit EU-Ländern. Seit es den Euro gibt, hat diese Quote deutlich zugenommen. Der Schluss also, dass deutschen Fabrikanten das weggefallene
               Wechselkursrisiko innerhalb Europas massiv zugute gekommen ist, liegt nahe. Doch all dies kann kein Grund sein, die deutsche
               Außenhandelsbilanz zugunsten vermeintlicher EU-Solidarität zu schmälern. Die Lage lässt sich vielmehr auch umgekehrt betrachten. Was ist es, könnte man fragen, eigentlich für eine
               Stabilitätsgemeinschaft, die im Angesicht eines vergleichsweise unbedeutenden Teilhabers wie Griechenland (seine Wirtschaftskraft
               entspricht ungefähr der von Hessen) sofort weiche Knie bekommt und vor genau den Prinzipien einknickt, die dem Euro internationale Glaubwürdigkeit sichern sollen? Ein Kerngedanke des Stabilitätspakts, der dem Euro zugrunde liegt, ist niedergelegt
               in Artikel 125 des Lissabon-Vertrages. Er lautet: Die Union haftet nicht für die Verbindlichkeiten der Zentralregierungen (…) und tritt nicht für derartige Verbindlichkeiten
                  ein. Ergänzt wird diese Bestimmung durch eine weitere Vorschrift. Artikel 123 untersagt der Europäischen Zentralbank ebenso wie
               den nationalen Notenbanken, »Überziehungs- und andere Kreditfazilitäten« für Zentralregierungen zur Verfügung zu stellen.
               Juristisch ist der Fall also klar. Kein Euro-Land darf für die Sünden eines anderen bluten. Finanzspritzen aus Brüssel oder
               Berlin an Griechenland wären dem Wortlaut des EU-Vertrages nach rechtswidrig.
            

            Zur Überraschung vieler europäischer Staatskanzleien gab sich die Bundesregierung hart und nahm im Frühjahr 2010 genau diese
               Position ein. Im Bundeskanzleramt kamen auf dem Höhepunkt der Krise fast täglich Wirtschaftsexperten und Wissenschaftler zusammen,
               um mit der Regierungsspitze über die Lage zu diskutieren. Das Ergebnis war klar. Wenn die EU weich werde und entgegen der
               Vertragslage Griechenland zur Hilfe komme, könnte das einen Dammbruch auslösen. Ein Regierungsvertreter machte deutlich, dass
               die Euro-Gruppe keine Gefälligkeitsgesellschaft sei: »Es geht um die grundlegende Ausgestaltung der Stabilitätsgemeinschaft.
               Die Frage lautet: Soll es eine Entwicklung hin zu einem Finanzausgleich unter den Euro-Ländern geben oder nicht? Für die Bundeskanzlerin
               ist klar, dass eine solche Entwicklung durch die europäischen Verträge nicht gedeckt ist. Die Bundesregierung sieht sich hier
               nicht als Sachwalterin des deutschen Sparers, sondern der Rechtsgemeinschaft.«
            

            Dass sich die Bundesregierung bei dieser Entscheidung auch als Sachwalterin ihrer Beliebtheit im Wahlvolk sah, darf man getrost
               annehmen. 68 Prozent der Deutschen lehnten laut einer ZDF-Umfrage Ende März 2010 deutsche Finanzhilfen für Griechenland ab, nur 28 Prozent waren dafür. »Verkauft doch eure Insel, ihre Pleite-Griechen!«, hatte zuvor die ›Bild‹-Zeitung genüsslich provoziert
               und der Kanzlerin den martialischen Ehrentitel »Euro-Fighterin« verliehen. Griechische Boulevardblätter verglichen Angela
               Merkel ihrerseits prompt mit Adolf Hitler.
            

            Unbeeindruckt von solchen Wallungen hielt Berlin daran fest, dass der bessere Europäer in der Krise derjenige sei, der standhaft
               bleibt und die Architektur des Systems stützt. Berlin bestand deshalb nicht nur darauf, dass die bestehenden Spielregeln angewendet würden. Die Bundesregierung wollte auch noch neue, härtere,
               einführen. Aus Sicht der Nation, die immerhin die D-Mark aufgegeben hatte, um den Euro Wirklichkeit werden zu lassen, war es bei der Anwendung das Stabilitätspaktes schon lange zu
               nachsichtig zugegangen. Als die Wirtschafts- und Währungsunion in den 90er-Jahren konstruiert wurde, so zeigte sich jetzt,
               hatte man es unterlassen, ein paar tragende Balken einzuziehen. Geschaffen wurde eine Zone gemeinsamer Währung, ohne zugleich
               Eckpfeiler für eine gemeinsame Fiskalpolitik einzurammen. Einzelne Staaten durften so mit ihren Budgets Schindluder treiben.
               Schlimmer noch, sie konnten es auch ungestört tun, weil die Aufsicht über die Disziplin ausgesprochen schlaff ausgestaltet
               war.
            

             

            Die Beamten des Europäischen Statistikamtes Eurostat in Luxemburg, die die Daten über die europäischen Volkswirtschaften sammeln,
               sind nicht ermächtigt, deren Richtigkeit an der Quelle zu überprüfen. Sie müssen sich auf das Material verlassen, das die
               Nationen ihnen liefert. Schon 2005 schlugen die Statistiker Alarm und verwiesen die Brüsseler Gremien darauf, dass die Angaben
               der griechischen Regierung offenkundig nicht stimmten. Doch kaum jemand nahm die Warnungen ernst. Die Kommission forderte
               zwar, Eurostat müsse mehr Kompetenzen bekommen, doch »da waren«, wie ihr Präsident José Barroso später sagte, »einige Mitgliedstaaten
               dagegen, gerade auch Deutschland.«49 Deutschland unter der Regierung Schröder und Frankreich waren es zudem, die, wie schon geschildert, 2003 / 04 die Maastricht-Kriterien brachen und sich jede Kritik aus Brüssel daran verbaten. »Von den kleineren Ländern wurde dies
               als eine Art Freifahrtschein betrachtet«, sagt im Rückblick Jean-Pierre Jouyet, der Präsident der französischen Finanzmarktaufsicht,
               »sie hatten den Eindruck, es gebe keine Regeln. Die Vorstellung von Ernsthaftigkeit war dahin.« Seit spätestens 2004, resümierte
               Jouyet später, sei sowohl der Kommission wie auch der Europäischen Zentralbank klar gewesen, dass die Griechen schummelten.50 Auf die Frage, warum im Angesicht all der Daten-Fälschungen nicht einmal die Regierungsversammlung im Europäischen Rat aufmuckte,
               findet ein ranghoher Ratsbeamter, der nicht genannt werden möchte, im Nachhinein eine ebenso menschliche wie ernüchternde
               Antwort: »Weil es im europäischen Rahmen schwierig ist, den anderen hart zu kritisieren.« Es herrschte, in den Worten Jouyets, »eine Kultur der Mauschelei«. Im Frühjahr 2010 zahlte Europa dafür die
               Zeche. Ein gutes Jahrzehnt nachdem sie ins Leben gerufen wurde, stellte sich heraus, dass die europäische Währungsunion nicht
               funktionierte, sondern fehlfunktionierte. Sie war einfach nicht das, was sie von Anbeginn auch hätte sein müssen: eine Wahrheitsunion.
            

            Damit sollte von nun an Schluss sein, nahm sich die Bundesregierung vor. In einer Art offenem Brief an seine europäischen
               Kollegen forderte Finanzminister Wolfgang Schäuble im März 2010 in der ›Financial Times‹ schärfere Aufsicht über die Budgets
               der Mitgliedstaaten und spürbare Sanktionen, falls sie ihre Defizite nicht abbauten, beispielsweise das Einfrieren von Strukturfonds.
               Vor allem forderte der Deutsche eine Änderung der Verträge, und zwar in einem grundlegenden Punkt. »Sollte sich ein Eurozonen-Mitglied
               letztlich als nicht in der Lage erweisen, seinen Haushalt zu konsolidieren oder seine Wettbewerbsfähigkeit wiederherzustellen,
               sollte dieses Land, als Mittel der letzten Wahl, die Währungsunion verlassen.« Eine Rausschmiss-Option aus der Gemeinschaftswährung,
               vorgebracht von Deutschland – das kam einem Paradigmenwechsel in der Europapolitik nahe. Deutschland beugte sich nicht mehr
               unter seine historische Integrationsverantwortung, sondern fragte selbstbewusst nach dem realpolitischen Nutzen, für einen
               strauchelnden Euro-Partner die Vertragstreue zu opfern.
            

            Die unsentimentale Haltung der »Eisernen Angela« löste Stirnrunzeln in Rest-Europa aus. Mehr noch: Zwischen Frankreich und
               Deutschland entspann sich im Frühjahr 2010 ein regelrechter »Stellvertreterkrieg« für die widerstreitenden europäischen Länderlager.
               Sollte Griechenland nun Finanzhilfen gewährt werden, ja oder nein? Nur als allerletztes Mittel und nur nach einer Änderung
               der europäischen Verträge!, lautete die (grob gesprochen) nordeuropäische Position. Was soll die Beckmesserei, beharrten dagegen
               die romanischen Staaten, es geht schließlich um eine Schicksalsgemeinschaft! Oder, in den Worten der Französin Lagarde: »Es
               kann nicht einfach nur darum gehen, die Defizitkriterien umzusetzen.« Die luxemburgische EU-Innenkommissarin Viviane Reding erinnerte die Kanzlerin daran, dass alle anderen Europäer gezahlt hätten, um die deutsche Wiedervereinigung
               zu ermöglichen. Jetzt sei es an den Deutschen, sich solidarisch zu zeigen. »Angela, ein bisschen Mut!«, rief sie ihr zu.51 »Das Verhalten Berlins ist ökonomischer Nationalismus«, erregte sich die polnische Tageszeitung ›Dziennik Gazeta Prawna‹, »eine Mine, gelegt auch gegen die europäische Integration.«
            

            Für einen kurzen Moment schienen protestantisches Leistungsethos und katholische Vergebungskultur fast explosiv aufeinanderzutreffen.
               Während die einen Europäer der Meinung waren, man sei in der Vergangenheit viel zu freundlich miteinander umgegangen, bestanden
               die anderen darauf, jetzt in der Krise müsse man gefälligst erst recht freundlich zueinander sein. Hinter den Kulissen habe
               es »kontroverse und harte Diskussionen« gegeben, berichtet ein deutsches Regierungsmitglied.
            

            Europa erschien in diesen Tagen wie ein schwankendes Boot in der Mitte eines Flusses. An welches Ufer sollte es sich retten?
               Nach vorne – oder zurück? Letztlich entschied sich diese Frage nicht in Regierungsetagen, sondern auf den Börsenparketts.
               Im April und Mai 2010 spitzte sich die Lage derart zu, dass keine Zeit blieb, um, wie von den Deutschen gewünscht, die Baupläne
               der Währungsunion zu überarbeiten. Binnen weniger Tage blickte erst Griechenland in den Abgrund. Wenig später sollte der gesamte
               Euroraum auf der Kippe stehen.
            

            Am 18. März ließ der griechische Ministerpräsident Giorgos Papandreou bei einem Treffen in Brüssel durchblicken, dass sein Staatshaushalt
               noch bis Ostern durchhalten werde – danach brauche das Land mindestens 5 Milliarden Euro, um nicht bankrott zu gehen. Sollten die Euro-Staaten ihm nicht zur Hilfe kommen, so Papandreou, bleibe ihm
               nichts anderes übrig, als den Internationalen Währungsfond um Unterstützung zu bitten. Zwischen Berlin und Paris brachen daraufhin
               hektische Konsultationen aus. Was könne, was solle, was dürfe Europa jetzt tun? Am 25. März einigten sich die Staatschefs der Euroländer auf die Lösung, Griechenland bilaterale Kredite zu gewähren, um es vor der
               Zahlungsunfähigkeit zu bewahren. Sie verbanden die Zusage mit einem großen »Ja, aber«. Alles, was in den kommenden Wochen
               passiere, darauf pochten die Deutschen, müsse als gewaltige Ausnahme und ultima ratio betrachtet werden. Dazu gehörte das
               Versprechen Berlins, knapp 30 Prozent des Rettungspaketes für Griechenland zu übernehmen. Wenige Tage später setzten die Märkte und Rating-Agenturen zum
               Todesstoß gegen Griechenland an. Investoren zogen Milliarden von Euros aus dem Land ab, die Agentur Moody’s stufte die Kreditwürdigkeit
               griechischer Banken weiter herab, und die Zinsen für 10-Jahres-Anleihen schossen auf astronomische Höhen. Am 8. April riet die Rating-Agentur Fitch dem Premier Papandreou, unverzüglich um internationale Hilfe zu bitten. Er griff zum Telefonhörer
               – und löste Panik bei seinen Kollegen aus. Zwischen dem 8. und 10. April 2010, schilderte der luxemburgische Ministerpräsident Jean-Claude Juncker die Stimmung in Europas Staatskanzleien, »rief
               jeder jeden an«.52

            Was sich am Ende einer Reihe von hektischen Konsultationen und Videokonferenzen durchsetzte, war, wie es ein Teilnehmer der
               Verhandlungen ausdrückte, der »Urimpuls, zu helfen«. Ende April einigten sich die Euro-Staaten auf konkrete Summen. Gemeinsam
               mit dem Internationalen Währungsfonds würden sie den Griechen in den kommenden drei Jahren 110 Milliarden Euro Kredithilfe zur Verfügung zu stellen. Deutschland verpflichtete sich, bis 22,4 Milliarden beizutragen. Griechenland verpflichtete sich im Gegenzug alles zu tun, um im selben Zeitraum 24 Milliarden Euro einzusparen und das Haushaltsdefizit bis 2014 auf 3 Prozent zurückzufahren. Am liebsten sei ihnen, gaben die Staatschefs in einem Communiqué zu verstehen, wenn die griechische
               Wirtschaft ihre »steuerlichen und strukturellen Herausforderungen bewältigen würde« und der Abruf des Geldes nicht nötig wäre.
               Was die EU damit mehrheitlich beschloss, war nichts anderes als die Bereitschaft, das Bail-Out-Verbot des Artikels 125 zu
               umgehen. Von einer vorherigen Änderung des EU-Vertrags war keine Rede mehr. Um die Geschäftsgrundlage der Währungsunion zu ändern, blieb einfach keine Zeit. Denn die griechische
               Tragödie entpuppte sich nur als Vorspiel für ein größeres Drama.
            

            Im Mai 2010 nahm die Angst vor einem Crash des Euros solche Ausmaße an, dass die Staatschefs regelrecht rennen mussten, um
               einen Flächenbrand einzudämmen. Am Freitag, den 7. Mai, kamen sie in Brüssel eilends zu einem Sondergipfel zusammen. Herman Van Rompuy hatte die 16 Regierungen zusammengetrommelt, nachdem der spanische Ministerpräsident ihn in einem Telefonat gedrängt hatte, die EU müsse
               den Finanzmärkten signalisieren, dass sie auch andere strauchelnde Euro-Länder, allen voran Spanien und Portugal, stützen
               würde, sollten sie in Schieflage geraten. Anders sei eine Ausbreitung der Krise weit über Griechenland hinaus nicht mehr zu
               verhindern.53 Die Staatschefs wussten es noch nicht, als sie nach Brüssel reisten, aber am Ende dieses Wochenendes sollte ein anderes Europa
               stehen. Eines, in dem nicht mehr jeder Staat mit seinen Finanzen für sich allein steht, sondern eines, in dem die Reichen für die Armen bürgen. Der Brüsseler
               Publizist Peter Ludlow hat das Treffen vom 7. bis 9. Mai akribisch rekonstruiert.54 Während den Regierungschefs im Brüsseler Ratsgebäude nach ihrer Ankunft das Abendessen serviert wurde, konfrontierte laut
               seiner Darstellung der Präsident der Europäischen Zentralbank, der Franzose Jean-Claude Trichet, die Runde mit einer Reihe
               schockierender Datenkurven. Sie zeigten die Finanzmarktentwicklungen der vergangenen Tage. Die Wetterlage, warnte Trichet,
               ähnle der vor dem Kollaps der Lehman-Bank 2008. Das Misstrauen gehe so weit, dass einige Banken untereinander kein Geld mehr liehen. Europa müsse sofort handeln. Als der
               zypriotische Präsident fragte, ob nicht wenigstens ein paar Tage Zeit zum Nachdenken bliebe, soll Angela Merkel geantwortet
               haben: »Wir haben keine paar Tage mehr. Wir müssen zeigen, was wir vorhaben, bevor am Montag die Märkte öffnen.« Frankreichs
               Nicolas Sarkozy wurde gar melodramatisch. Die EU könne auseinanderfliegen, es sei »ein Wochenende des Schicksals«. Noch vor
               dem Dessert war allen Anwesenden klar, dass die Krise den Euro an seinen Fundamenten erschütterte. Angela Merkel stimmte schließlich
               zu, dass sich die EU in solch »außergewöhnlichen Umständen« befinde, dass eine Ausnahme vom Bail-Out-Verbot im Sinne des Artikel
               122 Lissabon-Vertrag geboten sei. Die Frage war nur noch, wie viel Geld Europa aufbieten müsste, um den Euro zu stützen.
            

            Am Montag, nachts um halb drei, trat ein sichtlich erschöpfter EU-Währungskommissar vor die Brüsseler Presse. »Die besten Entscheidungen trifft die Europäische Union nachts«, scherzte der Finne Olli Rehn.
               Und verkündete dann Zahlen, wie sie die Welt noch nicht gehört hatte. 440 Milliarden Euro, so die Entscheidung der Staatschefs, lassen die Euro-Länder in einen Rettungsfonds fließen, 123 Milliarden davon Deutschland. Aus der Kasse der EU-Kommission kommen noch einmal 60 Milliarden dazu, und bis zu 250 Milliarden Euro steuert der Internationale Währungsfonds bei. Das Gesamtpaket zur Rettung der EU-Währung war damit auf ein Volumen von 750 Milliarden Euro angewachsen. Gerade noch rechtzeitig vor der Eröffnung der Börsen, so brüsteten sich seine Architekten, sei
               ein Bollwerk gegen Euro-feindliche Spekulationen errichtet worden. Von den nationalen Parlamenten wurde schlicht erwartet,
               dass sie den Krediten zustimmten. Im Bundestag griff Angela zwei Wochen nach der Brüsseler Nachtsitzung zu pathetischer Rhetorik, um den Abgeordneten ein Ja abzuringen. »Es geht um viel mehr als um eine Währungsunion«, sagte sie, »diese Bewährungsprobe
               ist existentiell.«
            

            Europa hat diese Bewährungsprobe bestanden, einerseits. Es hat sich für 750 Milliarden Euro einen Regenschirm gekauft, den es jederzeit aufklappen kann, um Angriffe auf den Euro-Raum abzuwenden. Das
               mag ein beeindruckender Beweis des gegenseitigen Beistandswillens sein. Doch zu dem finanziellen Preis kommt langfristig ein
               politischer. Der Währungsraum hat sich grundlegend verwandelt. Gedacht war er als Kooperative von Eigentümern, in der jeder
               für den Zustand seines Hauses verantwortlich ist. Daraus geworden ist eine WG mit Gemeinschaftskasse. Dabei waren es in der
               Vergangenheit gerade die harten Regeln zwischen den verschiedenen Hauseigentümern, die dem Euro auf dem Weltmarkt Ansehen
               und Werthaltigkeit gesichert haben.
            

            Das bleibende Signal des europäischen Krisenmanagements vom Frühjahr 2010 lautet: Im Zweifel nehmen es die EU-Staaten mit ihren Pflichten und Verträgen nicht so genau. Die EU sollte sich nicht wundern, wenn als Kollateralschaden das Image
               dieser Union weiter sinkt, und zwar sowohl bei den Bürgern wie auch an den Märkten. Wie soll es irgendwem Respekt einflößen,
               wenn die EU immer wieder beweist, dass sie wesentlich besser darin ist, Regeln zu erlassen, als darin, sich an Regeln zu halten?
            

         

      

   
      
         

         
            Der Rowdy im Nachbarhaus: Russland und die EU 

         

         
            
            Gazprom ist Russland, und Russland ist in angriffslustiger und nationalistischer Stimmung. Beides verspricht keine einfachen
                  Beziehungen für die Zukunft. 

            
            Dimitri Trenin, Leiter des Carnegie-Zentrums Moskau

            
         

          

         
            
            Es ist doch einfach lächerlich, dass die 27 Europäer in getrennter Formation den Energieanbietern gegenübertreten. Herr Putin sitzt allein da, und dann kommen da 27 Europäer und erklären ihm, wie die europäische Energiepolitik geregelt werden muss. Das beeindruckt die Russen nicht. 

            
            Jean-Claude Juncker

            
         

          

         Am Ende dieses kriegerischen Sommers gingen einige EU-Diplomaten breitbeiniger durch Brüssel als zuvor. Ein zufriedener Stolz lag über der Stadt, und zwar infolge einer Friedensleistung,
            die ein europäischer Emissär im August 2008 vollbracht hatte.
         

         Nach dem Ausbruch des Kaukasuskrieges zwischen Russland und Georgien brachte Nicolas Sarkozy, damals nicht nur französischer
            Staatspräsident, sondern auch EU-Ratsvorsitzender, in ambitionierter Manier die Parteien zu Waffenstillstandsverhandlungen. Schon am 13. August legte der Franzose einen Sechs-Punkte-Plan vor, den in den folgenden drei Tagen die Vertreter Russlands, Georgiens
            sowie der abtrünnigen Provinzen Abchasiens und Südossetiens unterzeichneten. Er sah vor, dass die EU mehrere Hundert Militärbeobachter
            in die Region schickten und Russland und Georgien im Gegenzug ihre Truppen auf die Vorkriegsstützpunkte zurückziehen sollten.
         

         Das langfristige Ergebnis von Sarkozys Pendel-Diplomatie zwischen Moskau und Tiflis mag nicht formidabel sein. Die EU nahm
            es später hin, dass die von ihr noch immer als georgisch betrachteten Provinzen Südossetien und Abchasien von 7600 russischen
            Soldaten überflutet wurden, dass ethnische Säuberungen ungesühnt blieben und dass die EU-Beobachter sich auf das Territorium des so genannten Kern-Georgien beschränken mussten. Und doch. Mit wehender Europaflagge hatte Sarkozy
            es fertiggebracht, innerhalb kürzester Zeit die Waffen zum Schweigen zu bringen.
         

         Im Gegensatz zu anderen Mächten nahmen die Konfliktparteien Europa als halbwegs unparteiisch wahr und ließen sich auf Gespräche
            ein. Die Vereinigten Staaten hingegen waren von Anfang an wie eine pro-georgische Schutzmacht aufgetreten und hatten sich
            alsbald unglaubwürdig gemacht. Auch die Nato polterte vorschnell und überlaut gegen Moskau, setzte den Nato-Russland-Rat aus
            (ein eigentlich gerade auch für Krisensituationen gedachtes Gremium) und verfiel in Empörungsstarre.
         

         Brüssel-Europa wuchs in diesen Tagen. Zum ersten Mal überhaupt mischte sich die EU in einen Krieg ein, in einen Konflikt,
            der dynamisch und dessen Ausgang völlig offen war. Der Kaukasuseinsatz war eine mutigere Mission als die im Kosovo oder im
            Kongo. Und er markierte eine neue, ungewohnt schnelle Frontaldiplomatie. Sarkozy kam, verhandelte und siegte. Als Vertreter
            Europas wagte er Dinge auszusprechen, die die Russen in diesem Moment wohl von keiner anderen Macht der Erde akzeptiert hätten.
         

         Das herbstliche Resümee der Georgienkrise lautete deshalb, dass sich das Solidaritäts- und Sicherheitsversprechen des Westens
            nach Osten verschoben hatte. Weg von der Nato, hin zur EU. Der Westen erschien nicht mehr Washington-zentrisch, sondern Brüssel-zentrisch. Dass Europa eine klügere Russlandpolitik betrieb,
            wer wollte das bestreiten? Für ein paar Wochen im Sommer 2008 jedenfalls war genau das der Eindruck.
         

          

         Doch den richtigen Mann im richtigen Moment im Flugzeug gehabt zu haben, war kein politisches oder gar institutionelles Verdienst
            der Europäischen Union. Es war schlicht Glück. Wäre der Georgien-Krieg während einer tschechischen oder baltischen EU-Ratspräsidentschaft ausgebrochen, die Kremlherrscher hätten deren Vertreter vermutlich nicht einmal ins Wartezimmer vorgelassen. Und welche Wirkung
            hätten die neuen Lissabon-Häuptlinge Herman Van Rompuy oder Catherine Ashton auf die Putin-Garde gehabt, wären sie schon im
            Amt gewesen? Allenfalls eine homöopathische, darf man annehmen. Die beiden verfügen weder über die Aura von Weltmachtvertretern
            noch über den diplomatischen Apparat eines UN-Sicherheitsratsmitgliedes, die der französische Präsident mitbrachte.
         

         Der deutsche CDU-Europapolitiker Elmar Brok, einer der kraftvollsten Kämpfer für den Lissabon-Vertrag, wurde, nachdem sich der kaukasische Pulverdampf verzogen
            hatte, nachdenklich: »Unter Lissabon werden weder Angela Merkel noch Nicolas Sarkozy jemals wieder Ratspräsidenten werden.« Denn laut Vertrag kann der Posten nur an Nicht-Regierungschefs vergeben werden. Daniel
            Cohn-Bendit, der genauso lange wie Brok, bloß von links, den Traum von einer dauerhaft starken EU träumt, bilanzierte: »Wir
            schaffen es einfach nicht, das Bild Europas als stabilisierenden Faktor in einer multipolaren Welt deutlich zu machen.«
         

          

         Im Spezialfall Russland hat dies mit einer tieferen Befindlichkeit Europas zu tun. Seit 2004 gehören die osteuropäischen Neumitglieder
            der EU an. Gleichwohl hat die Europäische Union bis heute keinen echten strategischen Dialog über ihre Russlandpolitik geführt.
            Mit pompösem Brimborium ließ Nicolas Sarkozy zwei Monate vor dem Ausbruch des Kaukasus-Konflikts die Eröffnung einer Mittelmeerunion
            feiern, die die EU nach Süden öffnen soll. Über ihr Verhältnis zu Russland aber schweigt sich die Union auch zwei Jahre nach
            dem Sommerkrieg 2008 aus.
         

         Viele Osteuropäer ziehen daraus ihre eigenen Schlüsse. So setzen die Polen lieber auf amerikanische Pläne für eine Raketenabwehr,
            die Barack Obama in modizifierter Weise weiterverfolgen will, denn von ihr erhoffen sie sich privilegierte US-Sicherheitsgarantien. »Die Wahrheit ist«, sagt Elmar Brok, »wir haben die Teilung zwischen Old und New Europe noch nicht überwunden.« Einen strategischen
            Konsens über die europäische Außenpolitik, der an Sarkozys Erfolge anknüpfen könnte, hat die Georgienkrise also mitnichten
            hervorgebracht.
         

         Wie könnte eine solche Politik aussehen? Russland, so viel lässt sich sagen, fühlt sich als europäisches Land. »Es gibt keinen
            neuen Kalten Krieg«, stellte der russische EU-Botschafter Wladimir Tschisow noch während der Kämpfe in Georgien fest, »wir leben schließlich in einer vernetzten, globalen Welt. Ich
            sehe nicht, dass heute noch unversöhnliche Ideologien aufeinanderprallen würden.« Unversöhnliche ökonomische Systemfragen
            sind es sicher nicht mehr, die Europa und Russland trennen. Der Kapitalismus hat sich in Russland lediglich in einer besonders
            raubtierhaften Ausprägung breitgemacht. Aber eine gemeinsame politische Weltsicht fehlen Europa und Russland wie eh und jeh.
         

         Die Georgienkrise offenbarte einen außenpolitischen Charakter Russlands, dessen Härte und Unversöhnlichkeit das Zeug für einen
            Zusammenprall der Kulturen zu haben scheint. Während es der EU darum geht, Grenzen aufzulösen und aufgrund von Regeln zu handeln, hat Russland demonstriert, dass es unilateral neue Grenzen zieht und unverhohlen einer Machtpolitik im Stile des
            19. und 20. Jahrhunderts frönt. Dazu zählte nicht nur die massive und unverhältnismäßige militärische Antwort auf die Provokation und
            den Angriff des georgischen Präsidenten Saakaschwili auf Südossetien, sondern auch die würdelose Rhetorik russischer Politiker.
            Wladimir Putin soll Sarkozy nach Auskunft französischer Diplomaten gesagt haben, er erwäge, Saakaschwili »an seinen Eiern
            aufzuhängen«. Der russische Nato-Botschafter Dimitri Rogosin verglich ihn mit Adolf Hitler und Saddam Hussein.
         

         Die historische Marke, die der Sommerkrieg 2008 setzte, war die des Endes der Illusionen gegenüber Russland. Die friedliebende
            Wohngemeinschaft EU, zeigte sich, hat es nicht mit einem reifer werdenden Partner, sondern mit einem Rowdy im Nachbarhaus
            zu tun. Noch tiefer geriet der Schock über den offenbar fischkalten Imperialisten Wladimir Putin, als er seinen Nato-Botschafter
            Rogosin in der ›International Herald Tribune‹ eine regelrechte Blut- und Bodenideologie als Staatsraison ausbreiten ließ.
            In dem Gastbeitrag vom 18. August 2008 argumentierte Rogosin, die russische Föderation habe in Südossetien lediglich ihr Recht auf Selbstverteidigung
            gemäß Artikel 51 der UN-Charta wahrgenommen. Der Schlüsselsatz des Textes lautete: »Was die Verteidigung von Bürgern außerhalb des Landes betrifft, so wird
            die Anwendung von Gewalt, um eigene Landsleute zu verteidigen, traditionell als eine Form der Selbstverteidigung betrachtet.«55

         Wenn diese Annahme tatsächlich russische Doktrin ist, dann ist die Denkart seiner Führung mit westlichen Überzeugungen von
            einem globalen Miteinander schwerlich vereinbar. Das Völkerrecht kennt jenseits der punktuellen Nothilfe kein Recht auf extraterritoriale
            Verteidigung eigener Staatsangehöriger. Die territoriale Integrität von Staaten gehört seit dem Westfälischen Frieden von
            1648 vielmehr zu den Kerngrundsätzen der internationalen Friedensordnung. Der Westen wich zwar davon ab, als er im Jugoslawienkrieg
            1999 Serbien bombardierte. Doch erstens kennzeichnete er dieses Vorgehen als Ausnahme, und zweitens ging es unleugbar darum, Massenmorde
            und ethnische Säuberungen im Kosovo zu stoppen. Was Rogosin hingegen, offenbar im Auftrag des Kreml, herbeifantasierte, erweckte
            den Anschein eines neu aufkeimenden Ethno-Imperialismus. Wenn Russland wirklich glaubt, das pannationale Russentum sei als
            Zivilisationswert höher einzustufen als die Staatlichkeit seiner ehemaligen Vasallen, dann spricht es außenpolitisch eine totgeglaubte Sprache.
         

         Europa war not amused. Doch für eine solche Politik fehlt es der vornehmen Brüsseler Meta-Demokratie an Verdauungskraft. Gerade weil sich Europa
            so strikt zivilisierten Spielregeln verschrieben hat, gerade weil es die konsenstechnisch fortschrittlichste Region des Planeten
            ist, mangelt es ihm an Regeln zum Umgang mit Regelverletztern. Angesichts des politischen Sperrfeuers aus Moskau reagierte
            Europa wieder einmal damenhaft. Es gab sich verschnupft. Im Frühherbst 2008 wirkten die EU-Länder wie Teilnehmer einer gediegenen Familienfeier, an deren Rand ein zu kurz gekommener Cousin kostbares Geschirr zerschmiss.
            Man zeigte sich pikiert, mochte aber die projizierte Grundeintracht nicht zerstören. Auf ihrem ersten Gipfel nach dem Georgienkrieg
            folgerten die 27 Außenminister der EU sparsam indigniert: »Wir können nicht so weitermachen, als wäre nichts passiert.« Was das heißen sollte,
            legten sie nicht dar.
         

         Ideen, wie Europa mehr Härte hätte zeigen könnte, waren allenthalben gehandelt worden in Brüssel. Aus Polen kam der Vorschlag,
            die EU könnte Reisebeschränkungen erlassen, etwa für russische Regierungs- oder Armeevertreter. Hausverbot für die schlimmsten
            Krawallmacher also? Die Staatschefs verwarfen die Idee. Der britische Außenminister David Miliband schlug vor, Russland teilweise
            aus der G8, also der Gruppe der wichtigsten Industrienationen der Welt, auszuschließen. Auch diese Option wurde nicht weiter
            erörtert. Vom damaligen amerikanischen Präsidentschaftsbewerber Barack Obama kam der Vorschlag, der Westen könnte die Bestrebungen
            Russlands, der Welthandelsorganisation (WTO) beizutreten, vorerst blockieren. Schließlich kursierte die Idee, die EU könne
            darauf dringen, die Olympischen Winterspiele 2014 nicht in der Schwarzmeerstadt Sotschi stattfinden zu lassen. Auch diese
            Optionen wurden nicht weiter verfolgt.
         

         Tatsächlich sollten, wie sich später zeigte, weder die anhaltende Teilbesatzung Georgiens noch die spätere völkerrechtswidrige
            Anerkennung Südossetiens und Abchasiens durch Moskau spürbare Folgen für die Putinisten haben. Zwar verurteilten die Regierungschefs
            der Union in einem Gipfelcommuniqué all diese Aktionen. Doch statt aus diesen Feststellungen Konsequenzen zu ziehen, sprach
            Bundeskanzlerin Angela Merkel im November 2008 davon, dass »die Evaluierung [über die Kriegsursachen und -abläufe] beginnen
            und fortgesetzt werden« müsse. Die EU-Chefs beschlossen lediglich, die Verhandlungen über ein neues Partnerschafts- und Kooperationsabkommen mit Russland vorerst auf
            Eis zu legen. Das weitere Vorgehen gegenüber Russland sollte von der Antwort auf die Frage abhängig gemacht werden, wer den
            Krieg in Georgien eigentlich verschuldet hatte. Zur Klärung setzte die EU eine Kommission unter Leitung der schweizerischen
            Diplomatin Heidi Tagliavini ein. Letzten Endes dauerte es genau 71 Tage, bis genau das passierte, was Europas Außenminister eigentlich ausgeschlossen hatten. Die EU machte gegenüber Russland
            genauso weiter wie vor dem Krieg. Am 8. Dezember 2008 beschlossen die Außenminister in Brüssel, die Verhandlungen über das neue Partnerschaftsabkommen mit Moskau
            wieder aufzunehmen.
         

         Von der zuvor festgelegten Bedingung, nämlich dass Russlands seine Truppen auf die Positionen vor Ausbruch der Feindseligkeiten
            am 7. August zurückverlegen sollte, war keine Rede mehr. Auch die Kriegsschuldfrage war noch völlig ungeklärt, als die EU zum business as usual zurückkehrte. Die Tagliavini-Kommission kam erst im September 2009 zu dem Ergebnis, dass Russland den georgischen Präsidenten
            politisch wie militärisch provoziert hatte – und dass Saakaschwili dem Kreml den Gefallen getan hatte, in die Falle zu tappen.
            Einzig Litauen hatte in Brüssel gegen die Entscheidung der übrigen EU-Länder protestiert. In Europa, so beschreibt der Vertreter eines südosteuropäischen Landes die psychologischen Lager, herrschten
            im Wesentlichen drei Haltungen gegenüber Russland vor: Angst (in den ehemaligen Ostblockstaaten), Ausgleich (in Großbritannien
            und Italien) und Geschäftsinteressen (in Deutschland und Frankreich). »Das in Einklang zu bringen, ist natürlich schwierig«,
            sagt der Diplomat. Durchgesetzt haben sich am Ende die Großen.
         

          

         Nun könnte es ja ganz klug sein, einen, um im Bild zu bleiben, pöbelnden Cousin nicht gleich in Schimpf und Schande vom Familienfest
            zu jagen. Andererseits wird Nachsichtigkeit allein die schwierigen Beziehungen zwischen der EU und Russland nicht lösen. Damit
            Europas Sanftheit zu einer Strategie würde, müsste die EU zunächst einmal versuchen, die Motive des Problemkindes zu ergründen.
            Russland, sagen viele Kenner des Landes, leidet tatsächlich unter einem Halbstarken-Komplex. Dafür gibt es nachvollziehbare
            Gründe. Das Territorium eines riesigen Landimperiums ist zerfallen, quasi zurechtgestutzt. Solche Verluste schmerzen viel nachhaltiger als etwa die Einbuße von Überseegebieten,
            wie sie die europäischen Kolonialreiche im 19. und 20. Jahrhundert einstecken mussten. Die Sicherheit Russlands, schrieb der englische Historiker Tony Judt, habe sich schon immer
            nach seinem Territorium bemessen. Misstrauen und Vorsicht gegenüber dem Westen habe zur »neurotischen Weltsicht des Kreml«
            (George Kennan) geführt.56 Das Abschmelzen ihrer geografischen Masse, das die sterbende Sowjetunion hinnehmen musste, hat diese Ängste bestätigt. Entsprechend
            traumatisch haben die Ereignisse nach 1990 auf die russische Seele gewirkt.
         

         Als sei diese Schrumpfung nicht schon erniedrigend genug gewesen, machte als Nächstes die Nato dem gerupften Reich auch noch
            sein Umfeld streitig. Statt sich, wie der Warschauer Pakt, wegen Wegfalls des Feindbildes aufzulösen, expandierte das Bündnis
            nach Osten und bot nicht nur der Ukraine, sondern auch Georgien an, »eines Tages Mitglied der Nato zu sein«. Diese Formulierung
            (etwas überraschend gefunden beim Nato-Gipfel in Bukarest im Frühjahr 2008) löste im Kreml Wutsausbrüche aus. Statt Demut
            zu üben, so empfand man es in Moskau, setzte die Nato die Demütigung Russlands fort. Es gibt erfahrene Diplomaten, die glauben,
            Russland habe genau wegen dieses mangelnden Einfühlungsvermögens des Westens den Georgienkrieg provoziert. Moskau habe damit
            zeigen wollen, dass es einer rücksichtslos expandierenden Nato keinesfalls widerstandslos das Feld überlassen werde.
         

         Die neuen Spielregeln der Welt – Multilaterismus statt Machtpolitik, Synergie statt Aggression – sind ohne Moskaus Zutun entstanden. Mehr noch: Die neue
            Weltordnung hat Russland als relativen Verlierer zurückgelassen. Es fühlt sich konsequenterweise nicht so streng gebunden
            an die neuen Spielregeln wie alle anderen. Auf die Frage, ob der Gewaltherrscher Stalin, würde er heute bei Wahlen antreten,
            Chancen habe, antworteten im Jahr 2005 51 Prozent der jungen Russen, er sei ein weiser Führer gewesen. 56 Prozent befanden, Stalin habe mehr Gutes als Schlechtes getan.57 »Die gegenwärtige Stimmung in Russland erinnert an das Deutschland nach dem Ersten Weltkrieg, als die Deutschen sich über
            das ›Schanddiktat von Versailles‹ beschwerten, das einem erschöpften Deutschland von den Siegermächten auferlegt wurde«, glaubt
            der amerikanische Essayist Robert Kagan.58

         Die Motivlage, die sich aus dem »Post-Sowjetunion-Syndrom« ergibt, muss in Rechnung stellen, wer Russland als möglichst kultivierten Partner gewinnen möchte. Die (Ohn)Mächtigen Moskaus
            werden sich nicht mit Peitschenhieben wie dem Ausschluss aus der G8, Visabeschränkungen oder einer Blockade des Freihandels
            zur gedeihlichen Zusammenarbeit zwingen lassen. Die Empörung des Augenblicks wäre deshalb nach dem Georgienkrieg kein guter
            Ratgeber gewesen für eine neue Russlandpolitik der EU. Doch fortdauerndes Beschweigen und Beschwichtigen sind es ebenso wenig. Die Hoffnung, nach dem Ende des Kalten Krieges würde
            Russland wirtschaftliche Integration verfolgen statt geopolitische Rivalität zu üben, hat sich nicht erfüllt. Russland betreibt
            das eine schon – und das andere noch.
         

         Die Sanftheit des Klügeren könnte Europas Stärke sein gegenüber diesem schwierigen Nachbar. Warum aber bringt die EU nicht
            die Härte auf, dieser Erkenntnis zu folgen? Es reicht nicht zu beschwören, dass die »strategische Partnerschaft« mit Russland
            weitergehen soll, wenn es sowohl bei der Partnerschaft wie auch bei der Strategie hapert. Augenfällig wird dieser europäische
            Mangel jedes Jahr aufs Neue ganz ohne Krieg, und zwar auf dem wichtigsten und vitalsten Beziehungsfeld zu Russland. Dem der
            Energiepolitik.
         

          

         Russland ist keine Energiesupermacht. Es besitzt lediglich sechs Prozent der bekannten Weltölreserven. Mit einem Viertel der
            natürlichen Reserven und einem Fünftel der weltweiten Produktion ist es zwar reich an Erdgas. Doch hat Moskau jemals Anstalten
            gemacht, dieses Potenzial als politische Waffe gegen Europa einzusetzen? Keineswegs. Selbst in den Hoch-Zeiten des Kalten
            Krieges hat die Sowjetunion die Gaszufuhr nach Europa kein einziges Mal gekappt. Aus gutem Grund. So reich das Land an Bodenschätzen
            sein mag, so arm ist es an moderner Fördertechnik. Die Mittel zur Bergung seiner Schätze muss Gazprom, der staatlich-russische
            Energiekonzern, aus dem Westen beziehen. Dazu braucht es das Geld aus den Verkaufserlösen. Zwei Drittel der russischen Gasexporte
            strömen in die EU. Ohne den Großkunden Europa also würden Moskaus Gasquellen schnell versiegen und der Staatshaushalt Risse bekommen; er besteht
            zu 22 Prozent aus Gazprom-Einnahmen (der Wert des gigantischen Unternehmens ist von 10 Milliarden Dollar im Jahr 2000 auf 300 Milliarden im Jahr 2006 emporgeschnellt59).
         

         Von Europa aus betrachtet ist die Abhängigkeit geringer: Die russischen Gasimporte machen knapp 30 Prozent des EU-Verbrauchs aus (die beiden anderen Haupt-Lieferländer sind Norwegen mit 24 und die Niederlande mit 18 Prozent).60 Russland hängt also mindestens so am Tropf Europas wie umgekehrt. »Energie als Waffe kann man nur einmal einsetzen«, sagt
            Dimitri Trenin, Energieexperte beim Moskauer Carnegie-Center. »Es wäre ein selbstmörderischer Akt, der für die Konsumenten
            eine kurzzeitige Lieferunterbrechung, für den Lieferanten hingegen eine dauerhafte Verkrüppelung nach sich ziehen würde. Die
            Russen sind keine Dschihadisten.«61

         Das sind sie sicher nicht. Aber sie sind knallharte Geschäftsleute, die ihre Marktmacht gekonnt zu vergrößern wissen. Europa
            hingegen, und hier liegt das Problem, weiß genau das nicht. Es ist ein ausgesprochen weicher Kunde, der sich zum Objekt einer
            klassischen Divide-et-impera-Strategie herabverhandeln lässt. Russland ist eine Energiesupermacht, weil Europa es dazu macht. Die EU tritt dem Gasriesen nicht als
            Block gegenüber, sondern als Haufen von 27 Zwergen. Nicht nur sind einzelne Staaten in Südosteuropa so gut wie komplett abhängig vom russischen Gas. Auch die europäische
            Abhängigkeitstendenz vom russischen Gas insgesamt ist stark steigend. Die EU-Kommission rechnet bis 2020 mit einem Anteil von 73 Prozent aus Russland.62 Die brennende Frage für die Brüsseler Politikplaner lautet daher: Lassen die europäischen Einzelstaaten es zu, dass Russland
            zum beherrschenden Erdgaslieferanten der EU aufsteigt? Oder schaffen sie es rechtzeitig, alternative Quellen aufzutun? Dass
            die Diversifizierung der Energieversorgung nur schleppend vorankommt, liegt freilich nicht an den Brüsseler Institutionen,
            sondern an den Einzelstaaten. Für Europa und seine Verbraucher steht viel auf dem Spiel. Faire Preise sind das eine, Versorgungssicherheit
            das andere.
         

          

         Die Bewohner Südosteuropas bekamen im Winter 2008 / 09 schmerzhaft zu spüren, was es bedeutet, nahezu vollständig vom russischen Gaszufluss abhängig zu sein. Ein Streit zwischen
            Moskau und der Ukraine führte zu einer mehrtätigen kompletten Lieferunterbrechung. Gazprom warf der Regierung in Kiew vor,
            unrechtmäßig Gas aus den Pipelines abzuzapfen, durch die 80 Prozent seiner Exporte Richtung Europa strömen. Statt den Konflikt am Verhandlungstisch zu lösen, drehten die Russen kurzerhand
            die Ventile zu. In Bulgarien, das zu 100 Prozent von russischem Gas abhängig ist, fielen daraufhin die Heizungen aus, ebenso wie in der Slowakei, das 97 Prozent seines Gases aus Russland bezieht. Mehrere Menschen erfroren in der klirrenden Kälte des Jahreswechsels. In Griechenland,
            Österreich, der Tschechischen Republik, Slowenien, Ungarn, Polen und Rumänien kam es zu drastischen Versorgungsengpässen.
            Der Kälteschock führte zu erhitzten Debatten in Brüssel. »Die Europäer verstehen vielleicht keine Geopolitik. Aber sie verstehen
            sofort, wenn man ihnen die Heizung abdreht«, mahnte der Präsident des Europäischen Parlaments, Jerzy Buzek.63 Warum, fragten plötzlich immer mehr Politiker, bekommt Europa es einfach nicht hin, mehr Gasanschlüsse in Drittländer zu
            verlegen, um die Abhängigkeit von Russland zu mildern?
         

         Seit 2007 arbeitet die Europäische Kommission an einer einheitlichen Energiestrategie. Ihr Ziel leuchtet ein: Würde sich die
            EU zu einem einzigen Energiekunden zusammenschließen, der zwischen mehreren Anbietern im Norden, Osten und Süden wählen könnte,
            müssten sich seine Einwohner keine Sorgen mehr darüber machen, dass Russland die Versorgung monopolisieren könnte. Doch Europas
            Einzelstaaten zeigen wenig Ehrgeiz, die Brüsseler Pläne zu ihren eigenen zu machen. Viel mehr als Beifall haben die Regierungen
            der EU zu dem Vorhaben bisher kaum beigetragen. In Brüssel reden sie vom gemeinsamen Energiemarkt, um ihn daheim in den Hauptstädten
            zu verhindern.
         

         Vor allem Konzerne in Deutschland, Frankreich und Italien krallen sich an ihren Sonderbeziehungen zu Gazprom fest. Deutschlands
            Versorgerriese E.ON Ruhrgas hat sich mit Verträgen an seinen Hauptzulieferer Gazprom gebunden, die eine Laufzeit von 30 Jahren haben. Dahinter steckt eine Beteiligungsbeziehung. E.ON hält Anteile an Gazprom und ist deshalb am Geschäftserfolg
            des russischen Riesen interessiert. Ähnlich hat sich der E.ON-Konkurrent Wintershall des BASF-Konzerns mit Gazprom verbandelt. Wintershall darf in Sibirien neue Gasvorkommen erschließen, der russische Monopolist öffnet Wintershall
            seine Leitungen, und in einer gemeinsamen Gesellschaft verkaufen sie das Gas an den deutschen Kunden. Ebensolche Langfristverträge
            haben Italiens Versorger ENI und Enel, Frankreichs Gaz de France und Hollands Gasunie mit Gazprom geschlossen. Diese Ausgangslage
            liefert den Lobbyisten der Energieunternehmen starke Argumente gegenüber der Politik. »Eine Schwächung der deutschen Konzerne
            im europäischen Wettbewerb, zum Beispiel durch eine von Brüssel betriebene Zerschlagung, wollte das [Bundeswirtschafts-]Ministerium nicht
            hinnehmen«, sagt ein Ex-Staatssekretär in Berlin.64 Europa benimmt sich wie ein Mietshaus, in dem jede Partei einzeln den Öllaster bestellt, statt den Heizkessel gemeinschaftlich
            zu füllen.
         

         Je weiter man nach Osten reist, desto resignierter schauen Politiker auf die zerrissene Union. »Eine europäische Stimme wird
            es nicht geben«, lautet die düstere Vorhersage der polnische Europaabgeordneten und Energieexpertin Ursula Gacek. »Dazu sind
            die nationalen Interessen einfach zu zählebig.« Bolat Aktschulatow, der stellvertretende Energieminister von Kasachstan, stimmt
            ihr in spöttischem Ton zu: »Ich treffe nie mit europäischen Firmenvertretern zusammen, die sich europäisch nennen. Sie sind
            immer britisch, französisch, holländisch oder was auch immer.«65 Gegen dieses Parzellendenken ist die EU-Kommission machtlos. Die Beamten in Brüssel, auch der neue deutsche Energiekommissar Günther Oettinger, warnen, entwerfen »Energieaktionspläne«,
            werben emsig für einen integrierten Binnenmarkt. Aber das war’s dann auch schon. Denn in den Zuständigkeitsakten der EU wird
            Energiepolitik als Außenpolitik geführt. Und über die wacht eifersüchtig jeder Einzelstaat. Den Russen gefällt’s. Konstantin
            Kosachev, Präsident des Auswärtigen Ausschusses der russischen Druma, bekennt, einige seiner Kollegen hätten ohnehin »nicht
            die geringste Lust, mit Brüsseler Bürokraten zu verhandeln. Gegenüber Deutschland, Italien und Frankreich können wir viel
            mehr erreichen«.66

         Zwar enthält der Lissabon-Vertrag eine »Energiesolidaritätsklausel« für alle 27 Mitgliedsländer, doch die entfaltet keine bindende Wirkung. Um Energiesolidarität in Europa Wirklichkeit werden zu lassen,
            bräuchte es neben dem Ende nationaler Eigenbrötlerei vor allem eines: neue Pipelines innerhalb der EU. Bisher könnte Westeuropa im Ernstfall kein Erdgas nach Osteuropa schaffen. Die bestehenden Pipelines sind Einbahnstraßen in
            die entgegengesetzte Richtung, sie funktionieren nur von Ost nach West. Verbindungen, um den Nachbarn zu helfen, sind weder
            vorhanden noch geplant. Im Gegenteil, die Bundesregierung unter Gerhard Schröder lancierte mit der Nord-Stream-Pipeline eine
            Direktverbindung von Russland nach Deutschland. Erklärtes Ziel der Röhre ist es, politisch unsichere osteuropäische Transferländern
            zu umgehen.
         

          

         All das lässt eine langfristige Gefahr noch völlig außer Acht. Was passiert eigentlich, wenn Russland den energiehungrigen
            Nachbarn China als neuen Großkunden erschließt? Sollte Moskau seine Hauptlieferrichtung von West auf Ost drehen, würden Europas
            Gasnadeln ganz schnell nach unten zeigen. »Das Argument, dass die Russen uns schon weiter beliefern werden, ist ein historisches
            Argument«, mahnt ein hoher Beamter im Europäischen Rat. »Es bietet keine Garantie für die Zukunft.« In fünf bis zehn Jahren,
            glaubt der Mann, könnte Russland seine Exporte nach China bereits beträchtlich ausgedehnt haben. »Diese Zeit müssten wir eigentlich
            nutzen, um uns vorzubereiten.« Schon längst drängt die chinesische Regierung den Kreml, eine direkte Pipeline nach Daqing
            in der Provinz Heilonjiang zu bauen. Doch die Russen wollen im Fernen Osten offenbar dieselbe Taktik anwenden wie gegenüber
            Europa; sie planen eine Röhre nördlich am Baikalsee entlang Richtung Japanisches Meer, die nicht über chinesisches Hoheitsgebiet
            verläuft. Auf diese Weise können sie nicht nur China, sondern auch Japan und Korea versorgen.67

         Es gibt ein Zauberwort, das die Befreiung Europas aus der russischen Machtstellung bewirken soll. Es lautet Nabucco, benannt
            nach der Verdi-Oper, deren berühmteste Passage der Gefangenenchor ist. So heißt das Pipeline-Projekt, das die EU-Kommission seit Jahren anpreist. Mit der Röhre soll die EU einen Bypass um Russland legen. Nabucco soll über 3300 Kilometer vom Kaspischen Meer über die Türkei nach Österreich verlaufen und wäre, wenn man so möchte, die stahlgewordene Unabhängigkeitserklärung
            Europas vom Staatsmonopolkapitalismus des Kreml. Die EU rechnet aufgrund des Verbrauchsanstiegs damit, dass sie im Jahr 2010 620 Milliarden Kubikmeter brauchen wird, 500 Milliarden davon aus dem Ausland. Nabucco hätte eine jährliche Kapazität von 31 Milliarden Kubikmetern. Mathematisch ist das ein kleiner Anteil. Politisch wäre jedoch die Röhre ein großes Signal. Nabucco
            wäre ein Durchbruch für echten Wettbewerb auf dem Gasmarkt. Wenn Europa es schaffte, später auch noch die Gasproduktionen
            von Algerien, Libyen und Ägypten für seinen Markt zu bündeln, glaubt die EU-Kommission, könnten diese Lieferungen im Jahre 2020 so hoch sein wie die russischen Gasexporte. Zwei Rohrleitungen führen bereits durch
            das Mittelmeer nach Italien und Spanien.
         

         Nabucco könnte also den Startschuss setzen für eine groß angelegte Verbreiterung der europäischen Versorgung. Konzerne aus
            Österreich, Ungarn, Rumänien, Bulgarien, der Türkei und Deutschland stehen hinter dem Projekt. Kritiker hingegen meinen, die
            Leitung lohne die 8-Milliarden-Euro-Investition nicht. Es sei unklar, wenden sie ein, ob die Röhre jemals mit genug Gas gefüllt werden könne, um rentabel
            zu arbeiten. Der wichtigste Pool für Nabucco wären die Gasvorkommen im Kaspischen Meer. Dessen Anrainerstaaten sind jedoch,
            während Europa plante und plante, dem aggressiven Werben Russlands verfallen. Kasachstan, Turkmenistan und Usbekistan haben
            angekündigt, dass sie das Pipelinenetz nach Norden ausbauen werden, statt ihr Gas in die Nabucco-Röhre zu pumpen. Und selbst
            Europäer lassen ab vom gemeinsamen Tauziehen. Statt das Großrohr zu unterstützen, will der italienische Energieversorger ENI
            mit Gazprom die so genannte South-Stream-Pipeline durchs Schwarze Meer zusammenschweißen – sie ist eine mögliche Konkurrenzröhre
            zum EU-Projekt.
         

         »Unser Problem ist: Wenn Russland sagt, es baut eine Pipeline, dann passiert das auch«, sagt ein Kommissionsbeamter in Brüssel,
            »gegenüber Europa hat man es dagegen immer mit mehreren Playern zu tun und mit Unsicherheiten. Es ist ein Wettlauf gegen die
            Zeit, den wir da betreiben.« Europa stolpert, Russland marschiert. Die turkmenische Regierung immerhin sagte Brüssel zu, rund
            10 Milliarden Kubikmeter Gas jährlich nach Europa zu liefern. Bleibt die Frage: Wenn Nabucco nicht nur heiße Luft transportieren
            soll, wo soll der Rest des Gases herkommen für Europas Zukunft?
         

         Die EU-Kommission verfolgt dazu kühne Ideen. Wenn das kaspische Gas nicht ausreicht, sollen nicht nur Felder in Ägypten und Katar an Nabucco
            angeschlossen werden, sondern auch die von Iran und Irak. Dies wäre im ersten Falle heikel, im zweiten ironisch. Wie lautete
            noch eines der Hauptargumente der Europäer gegen den Irakkrieg? Es gehe den Invasoren in Wahrheit nur um die Bodenschätze
            des Landes. Kein Blut für Öl!, skandierten im Frühjahr 2003 Millionen Demonstranten auf den Straßen von London, Rom und Berlin. Fünf Jahre nach der US-Invasion, im Frühjahr 2008, kann EU-Kommissionspräsident José Manuel Barroso gut gelaunt und ganz ohne Gegendemos auf einer Pressekonferenz bekannt geben: »Die Verhandlungen mit
            dem Irak laufen sehr gut.« Der irakische Ministerpräsident war nach Brüssel gereist, um ein Abkommen über Gaslieferungen aus
            Saddams Ex-Reich zu verhandeln.
         

         Während Russen und Chinesen den Irak längst als Zapfstelle betrachten, waren europäische Firmen lange zögerlich, die menschlichen und finanziellen Gefahren auf sich zu nehmen, die Ölerkundungen
            im Bürgerkriegsfeuer mit sich bringen. Doch die steigenden Energiepreise sorgten schließlich auch bei Europas Multis für eine
            gewagtere Risikoeinschätzung. Firmen aus Deutschland, Großbritannien, Frankreich und Norwegen drängen mittlerweile regelrecht
            ins Zweistromland, berichtet ein Insider in einer Brüsseler Firmenvertretung. »Alle Großen haben den Irak auf der Karte. Man
            kann durchaus sagen: Es herrscht ein ziemlicher Konkurrenzdruck.« Ganz zur Freude der Nabucco-Freunde in der EU-Kommission, versteht sich. Der deutsche Energieexperte Frank Umbach glaubt, die Europäer hätten erkannt, dass sie im Wettlauf um die
            irakischen Reserven nicht dieselben Fehler machen dürfen, die ihnen am Kaspischen Meer bereits unterlaufen sind: »Sie müssen
            jetzt ihre Pflöcke einschlagen, sonst könnten sie zu spät kommen, wie in Zentralasien.«
         

         Im Irak sieht die EU freilich auch die Chance, mit einem Energieabkommen zugleich Entwicklungsarbeit zu leisten. Derlei haben
            Russen und Chinesen sicher weniger im Sinn. Der Irak, sagte Kommissionschef Barroso, könne auf die Solidarität der EU zählen,
            um ein »friedliches, demokratisches Land« aufzubauen. Dagegen spricht wahrlich wenig. Als erstes westliches Unternehmen kehrte
            im September 2009 die britisch-niederländische Shell in den Irak zurück. Das Unternehmen will mehrere Milliarden Euro investieren,
            um das Gas abzuschöpfen, das bislang bei der Ölförderung abgefackelt wird – die Menge, die dabei jeden Tag nutzlos verbrannt
            wird, entspricht einem Wert von 40 Millionen Dollar.68 Von allen Nabucco-Zulieferkandidaten könnte das Demokratie-Entwicklungsland Irak am Ende noch der unproblematischste sein.
         

          

         Wie steht es hingegen um den Nabucco-Kandidaten Iran? Kann Europa allen Ernstes mit einem Regime einen Liefervertrag abschließen,
            gegen das sich die Weltgemeinschaft wegen seiner nuklearen Allüren zur selben Zeit gezwungen sieht, immer schärfere Sanktionen
            ins Werk zu setzen, und das die Menschenrechte mit Füßen tritt? Wie steht es mit Turkmenistan oder Usbekistan? Gegen die dortigen
            Folterregime wirken die Machthaber in Teheran geradezu fortschrittlich. Am Kaspischen Meer schließlich sind einige der übelsten
            Diktatoren beheimatet, die die Welt derzeit zu bieten hat.
         

         Was die außenpolitische Glaubwürdigkeit Europas in der Welt betrifft, begäbe es sich mit solchen Geschäftspartnern auf dieselbe
            abschüssige Bahn, auf die die Vereinigten Staaten mit ihrer Sonderbeziehung zu Saudi-Arabien oder, bis zur islamischen Revolution
            1979, zu Iran geraten sind. Die EU wäre eine reiche fremde Macht, die mit einer Regierung paktiert, die ihre Bevölkerung unterdrückt.
            Eine Bewegung, die sich gegen diese Unterdrückung richtet, könnte sich schwerlich die westliche Demokratie auf die Fahnen
            schreiben. Sie müsste andere Werte finden, mit denen sie ihren Widerstand rechtfertigen könnte. Welche es bei den arabischen
            Rebellen waren, weiß die Welt seit dem 11. September 2001. In den »Stan-Ländern« (Ländern, deren Namen auf -stan enden) des EU-Gasbeckens bekommen islamistische Gruppen schon heute immer mehr Auftrieb. Noch richtet sich ihr Hass vornehmlich gegen die einheimischen
            Herrscher und die russischen Besatzer in Tschetschenien. Auf genau diese Art allerdings sind schon anderswo Netzwerke entstanden,
            die später regional entgrenzt operierten.
         

          

         Europa wäre also nicht nur aus Gründen des Klimaschutzes gut beraten, die Alternativen zur russischen Gasabhängigkeit zu nutzen,
            die es heute schon gibt: Strom und Heizwärme sparen, regenerative Energien fördern, Leitungsnetze ausbauen und nationale Energiekartelle
            zerschlagen. Das E.ON-RWE-Vattenfall-EnBW-Kartell in Deutschland ist dank der Europäischen Kommission und trotz der heftigen Gegenwehr der Bundesregierung inzwischen wenigstens
            angeschlagen; Brüssel schaffte es, E.ON zum Verkauf seiner Leitungsnetze zu nötigen, damit Wettbewerber sie nutzen können.
            Ebenso hartnäckig versucht die EU-Kommission, wirklich lohnende Energieeffizienz-Maßnahmen durchzusetzen, zum Beispiel strenge Standards für die Wärmedämmung von Gebäuden.
            Doch auch hier sträuben sich die Mitgliedstaaten, rechtsverbindliche Kriterien zu unterschreiben.
         

         Die hochtrabende europäische Rhetorik für den Klimaschutz, Marktliberalisierung und nachhaltigere Energienutzung, bilanziert
            Oliver Geden von der Stiftung Wissenschaft und Politik in Berlin, finde keine Entsprechung in der politischen Praxis der EU
            – »und das, obwohl kein anderer Maßnahmenbereich besser geeignet wäre, gleichermaßen zu Umweltverträglichkeit, Wettbewerbsfähigkeit
            und Sicherheit der europäischen Energieversorgung beizutragen«.69

      

   
      
         

         
            Zuckerbrot statt Peitsche: EU und Iran 

         

         
            
            Was die iranische Nation betrifft, ist das Nuklearthema beendet. 

            
            Mahmud Ahmadinedschad, September 2009

            
         

          

         
            
            Ich hoffe, dass wir nicht eines Tages zurückblicken und uns fragen: Warum haben wir nicht enger zusammengestanden, um das
                  iranische Regime davon abzuhalten, Nuklearwaffen zu entwickeln? 

            
            Joe Lieberman, US-Senator, Februar 2010
            

            
         

          

         In seinem natürlichen Zustand ist Uran ist kein gefährlicher Stoff. Nur zu knapp einem Prozent besteht es aus U235-Atomen. Allein dieser hochreaktive Anteil ist es, aus dem Brennstäbe und Bomben gemacht sind. Um ihn zu gewinnen, muss Uran in aufwendigen
            Verfahren zunächst in Gas verwandelt werden. In diesem Aggregatzustand können mithilfe von Zentrifugen spaltbare und nichtspaltbare
            Isotope voneinander getrennt werden. Zur Stromerzeugung in Atommeilern reicht es aus, den U235-Anteil im Brennstoff auf 4 Prozent anzureichern. 20 Prozent Anreicherung werden benötigt, um Radionuklide für medizinische Zwecke herzustellen, etwa zur Krebstherapie. Um einen
            Atomsprengkopf zu bauen, ist eine Konzentration von mindestens 80 Prozent notwendig. Die Etappen zu diesen Anreicherungsschritten werden einfacher, je höher die Konzentration steigt. Um Uran
            mit 20 Prozent U235-Anteil zu produzieren, ist wesentlich mehr Energie und Aufwand erforderlich, als von dieser Marke aus die Anreicherung auf 80 Prozent zu steigern. Das Washingtoner Institute for Science and International Security (ISIS) schätzt, dass 500 bis 1000 Zentrifugen etwa sechs Monate lang laufen müssten, um 20-prozentiges Uran 235 in atombombenfähiges Material anzureichern. Laut Zählung der Vereinten Nationen besaß Iran im Jahr 2009 mehr als
            8600 Zentrifugen.70

          

         Hunderttausende treue Anhänger ließ der Diktator von Teheran am 11. Februar 2010 aufmarschieren. Es war der 31. Jahrestag der islamischen Revolution. Auf dem Freiheitsplatz der Hauptstadt hatte Mahmud Ahmadinedschad eine große Botschaft
            zu verkünden. »Durch Gottes Gnade«, erklärte er, »wurde eine erste Ladung von Uran, das auf 20 Prozent angereichert wurde, hergestellt und den Wissenschaftlern übergeben.« Iran sei ab sofort ein »Atomstaat«. Ohrenbetäubender
            Jubel brandete auf im bestellten Publikum. Einige der Claqueure hielten Schilder in die Höhe mit der Aufschrift »Nieder mit
            Israel!« Unweit der offiziellen Feierlichkeiten, dort, wo es Oppositionelle schafften, gegen die illegitime Regierung zu demonstrieren,
            fielen Schüsse, waberte Tränengas über die Straßen. Doch den iranischen Präsidenten fochten in seinem Triumph keine Störungen
            an, weder aus dem In- noch aus dem Ausland.
         

         Acht Jahre lang hat die internationale Gemeinschaft versucht zu verhindern, dass es so weit kommt, wie Ahmadinedschad am Februar
            2010 verkündete: dass die Großmannssucht der iranischen Führer ein nukleares Wettrüsten im Mittleren Osten auslösen könnte.
            Im Jahr 2002 stellte sich heraus, dass Iran fast zwei Jahrzehnte lang an einem geheim gehaltenen Atomprogramm gearbeitet hatte.
            Prinzipiell ist die friedliche Nutzung der Kernenergie jedem Land der Welt gestattet, auch Iran. Das Völkerrecht verlangt
            allerdings, dass sich Nuklearaspiranten beim Aufbau und Betrieb entsprechender Anlagen von einer eigens geschaffenen Aufsichtsbehörde
            der Vereinten Nationen, der Internationalen Atomenergie-Agentur (IAEA) in Wien, überwachen lassen.
         

         Dieser Verpflichtung zur Transparenz ist die iranische Regierung nie ausreichend nachgekommen. Immer wieder hat sie Inspektoren
            der IAEA des Landes verwiesen und Informationen über ihr Atomprogramm vorenthalten. Erst Ende 2009 wurde bekannt, dass Iran
            neben einer Anreicherungsanlage in Natans einen zweiten derartigen Komplex in Fordo nahe Ghom aufgebaut hatte. Präsident Ahmadinedschad
            behauptet, die islamische Republik brauche diese Anlagen, um einen Forschungsreaktor in Teheran mit angereichertem Uran bestücken
            zu können. Dort würden radioaktive Isotope für die Medizin gewonnen. Doch für Heilungszwecke sind die iranischen Kapazitäten
            vollkommen überdimensioniert. Außerdem: Wenn all die Anlagen allein friedlichen Zwecken dienen, was sollte dann all die Jahre
            lang die Geheimniskrämerei und Verschleierung?
         

         Das Albtraumszenario, das Sicherheitsexperten infolge eines iranischen Nukleararsenals fürchten, ist das einer atomaren Rüstungsspirale.
            Das wahhabitische Saudi-Arabien dürfte nicht tatenlos zusehen, wie der schiitische Iran zum militärischen Hegemon in der Region aufsteigt. »Saudi-Arabiens lange Verbundenheit mit Pakistan legen nahe, dass Riad auf einen nuklearen Iran recht
            kurzfristig reagieren könnte, und zwar eher durch den Ankauf von Atomraketen als durch die Entwicklung eigener Systeme«, glaubt
            Michael Rühle vom politischen Planungsreferat der Nato in Brüssel. Ähnliches könnte für Ägypten gelten. »Sollte sich der Mittlere
            Osten nuklearisieren«, warnt Rühle, »wäre Europa mit einer Nachbarregion konfrontiert, in der jeder konventionelle Konflikt
            das Risiko nuklearer Eskalation in sich bürge.«
         

         Der UN-Sicherheitsrat hat seit 2006 vier sanktionsbewehrte Resolutionen gegen Iran verabschiedet. Die erste schuf einen weltweiten Handelsbann
            von Nuklearmaterial gegenüber Teheran. Die zweite, 2007, verbot sämtliche Waffenlieferungen nach Iran und verhängte Kontensperrungen
            und Reiseverbote gegen zahlreiche mutmaßliche Beteiligte des Atomprogramms. Die dritte, 2008, bekräftigte das bisherige Sanktionsregime
            und erweiterte das Handelsembargo auf so genannte Dual-Use-Güter, also auf solche Einfuhren, die sowohl für militärische wie
            auch für zivile Zwecke eingesetzt werden könnten. Die vierte, erlassen im Juni 2010, fror die Auslandskonten von 40 iranischen
            Firmen und Forschungsinstituten im Ausland ein und verschärfte die Reisebeschränkungen. Gleichzeitig machte die Weltgemeinschaft
            Iran ein Angebot. Sollte die Regierung ihr dubioses Atomprogramm einstellen, werde der Westen dem Land helfen, einen Kernreaktor
            zur zivilen Nutzung aufzubauen. Das für dessen Betrieb notwendige Uran könne in Russland angereichert und in Frankreich in
            Brennstäbe umgewandelt werden. Der Brennstoffkreislauf wäre internationalisiert, dadurch kontrollierbar – und die ganze Angelegenheit
            ein wirtschaftlicher Gewinn für alle Beteiligten.
         

         Um diese Optionen zu verhandeln, setzten die Vereinten Nationen eine so genannte Sechsergruppe ein, bestehend aus den fünf
            permanenten Sicherheitsratsmitgliedern USA, Russland, China, Großbritannien und Frankreich plus Deutschland. Doch die Gruppe,
            auch EU 3+3 genannt, erzielte keinerlei Erfolge. Der Westen, befand der iranische Atomunterhändler Ali Laridschani am Ende
            zahlreicher langwieriger Treffen, wolle Iran lediglich sein Uran »stehlen«. Doch im Laufe der Verhandlungen traten auch die
            Grenzen der Anti-Bomben-Diplomatie innerhalb der Sechsergruppe selbst zutage. Während die Vereinigten Staaten Iran immer lauter
            der Terroristenunterstützung im Nahen Osten beschuldigte und mehreren iranischen Unternehmen Geschäfte auf dem amerikanischen Finanzmarkt untersagte, nahm die Bereitschaft Russlands
            und Chinas zu härteren Sanktionen ab.
         

         Moskau hatte in der Iranpolitik schon immer eine Doppelstrategie verfolgt. Obwohl es die bereits beschlossenen Handelssanktionen
            offiziell mit trug, baute die russische Industrie ihre Kooperation mit dem Teheraner Regime aus. Allein in den ersten neun
            Monaten des Jahres 2007 verdoppelte sich russischen Angaben zufolge der Warenaustausch zwischen beiden Ländern – und zwar
            auch und gerade in sicherheitssensiblen Sektoren.71 Noch Ende 2007 versprach der Kreml der Teheraner Regierung die Lieferung von modernen S-300 Luftabwehrraketen im Wert von 700 Millionen Dollar (erst 2010 zog er das Angebot zurück).72 Bis 2008 halfen russische Unternehmen außerdem maßgeblich beim Aufbau des einzigen iranischen Kernkraftwerkes in Buschehr.
            Der Deal soll für 300 russische Firmen einen Wert von insgesamt 800 Millionen Dollar gehabt haben.73 Zudem verbindet die Energieriesen Russland und Iran eine potenzielle fossile Energie-Union. Zusammen bringen die beiden Länder
            über 42 Prozent der Welt-Erdgas-Reserven auf die politische Waagschale. Im Oktober 2008 schlossen sich Russland, Iran und der Golfstaat
            Katar zu einer »Gas-OPEC« zusammen. Das Kartell verfügt über sage und schreibe 60 Prozent des globalen Naturerdgases.74

         Dieser kraftstrotzende Bund würde platzen, wenn Russland im Weltsicherheitsrat Exportbeschränkungen für Iran zustimmt. Wie
            sehr Russland Iran als strategischer Partner am Herzen liegt, zeigen auch kleine Gesten: Am 16. Juni 2009, während europäische Staatskanzleien noch rätselten, wie sie mit dem offenkundigen Wahlbetrug des Gewaltherrschers
            Mahmud Ahmadinedschads umgehen sollten, war der russische Präsident Dimitri Medwedew der Erste, der ihm zu seiner »Wiederwahl«
            gratulierte.75

         China derweil bezieht 15 Prozent seines Öl- und Gasimportes aus Iran. Da der Bedarf in der rapide wachsenden Volkswirtschaft weiter zunimmt, würde
            sich auch Peking mit Beschränkungen iranischer Exporte ins eigene Fleisch schneiden. Allein im Jahr 2006 stieg das Handelsvolumen
            zwischen den beiden Ländern um 43 Prozent an.76 Kein Wunder, dass chinesische Regierungsvertreter bei jeder Gelegenheit dafür werben, der »Dialog« mit Teheran müsse weitergehen.77

          

         Und Europa? Zwischen der Hardliner-Position Amerikas und der handelsfreundlichen Haltung in Russland und China nahm die EU
            eine Mittelstellung ein. Ihre drei Verhandlungsmächte Frankreich, Großbritannien und Deutschland waren lange in der Frage
            gespalten, wie viel Druck auf Iran sich mit den eigenen Interessen verträgt. Frankreich und Großbritannien konnten sich, nach
            dem Vorbild der Vereinigten Staaten, EU-eigene Sanktionen vorstellen. »Wir dürfen keine Angst haben, Diplomatie mit Zähnen
            zu betreiben«, gab der britische Außenminister David Miliband Ende 2007 als Devise aus.78 Die damals gerade neu gewählte französische Regierung zeigte sich ebenfalls energisch. Präsident Nicolas Sarkozy kündigte
            an, notfalls mit einer europäischen Koalition der Willigen weitere Reisebeschränkungen auszurufen und Konten iranischer Politiker
            einzufrieren, falls die EU sich nicht zu gemeinsamen Sanktionen entschließe.
         

         Bundeskanzlerin Angela Merkel erteilte solchen Plänen eine Absage. Deutschland wollte keine Alleingänge, sondern ein gemeinsames
            Vorgehen nach den Sanktionsregeln der Vereinten Nationen, gab sie immer wieder zu verstehen. Das ist insofern verständlich,
            als EU-eigene Sanktionen überdurchschnittlich stark die deutsche Exportwirtschaft treffen würden. Die Bundesrepublik ist seit
            vielen Jahrzehnten einer der stärksten Handelspartner Irans. Das Exportvolumen Richtung Iran betrug 2008 rund vier Milliarden
            Euro, mehr als mit China. Allein Siemens verkaufte jedes Jahr Maschinenanlagen und Elektrogüter im Wert von etwa 500 Millionen Euro nach Iran. Erst als Presseberichte 2009 enthüllten, dass Siemens zusammen mit dem finnischen Mobiltelefonhersteller
            Nokia Überwachungssysteme an die Teheraner Regierung geliefert hatte, die dazu dienten, Telefongespräche und E-Mails von Dissidenten anzuzapfen, sah sich die Konzernleitung Anfang 2010 gezwungen, alle Geschäftsbeziehungen in das Land als
            beendet zu erklären. Doch Branchenkenner sind skeptisch gegenüber solchen Versicherungen. Über Drittstaaten und Trittbrettfirmen
            könnten deutsche Unternehmen weiterhin so viel exportieren, wie sie wollten. Entsprechende Dienstleister in Russland oder
            Dubai bieten ihren deutschen Partnern solche Umgehungsgeschäfte ganz offen an.79

         Was hingegen Frankreich betrifft, so würde eine Isolierung Irans seine Außenhandelsbilanz weniger in Mitleidenschaft ziehen
            als die deutsche. Die Grande Nation ist aufgrund ihrer Kolonialvergangenheit wirtschaftlich enger mit den arabischen Staaten und dem Maghreb verflochten als mit Persien. Im Sommer 2007 unterschrieb,
            sehr zum Ärger deutscher Politiker, die Pariser Regierung einen ebenso lukrativen wie ungenierten Vertrag mit dem libyschen
            Diktator Muhammar Gaddafi. Die französische Firma Areva wird dem Wüstenstaat ein komplettes Kernkraftwerk liefern. Der Deal
            war mit keinem EU-Partner abgestimmt.
         

         Ein deutscher Diplomat in Brüssel rechtfertigte Ende 2007 den deutschen Widerstand gegen eigenständige EU-Sanktionen gegen Iran mit dem Argument, ein geschlossenes Vorgehen der Sechsergruppe sei die erfolgversprechendste Methode, die Teheraner
            Regierung zum Einlenken zu bewegen. »Es hinterlässt seine Wirkung gegenüber Iran, wenn er merkt, dass nicht nur der Westen
            ihn als Paria betrachtet, sondern auch Unverbündete wie Russland und China.« Eine militärische Option, wie sie auch der neue
            US-Präsident Barack Obama nicht ausschließen will, sei für die EU völlig ausgeschlossen. »Es ist schlechterdings nicht denkbar, dass die
            27 einem Schlag gegen Iran zustimmen.«
         

          

         Muss es wundern, dass angesichts der Uneinigkeit in den eigenen Reihen die »Hohen Vertreter« der Brüsseler Außenpolitik keine
            einheitliche europäische Position verkünden können? Auf die Frage eines Journalisten während eines EU-Außenministertreffens in Stockholm im September 2009, ob denn die EU nach der brutalen Niederschlagung der oppositionellen Proteste in Teheran
            und der anhaltenden Hartnäckigkeit Ahmadinedschads im Nuklearstreit bereit sei, zusammen mit den USA auch ohne die UN eine
            härtere Gangart einzuschlagen, antwortete der damalige EU-Außenbeauftragte Javier Solana leise und freundlich: »Wir müssen erst einmal abwarten, was die Gespräche der Sechsergruppe bringen.« Sie brachten
            – wieder einmal – nichts.
         

         Sollte es noch Europäer gegeben haben, die daran zweifelten, dass die Gespräche über all die Jahre allein der Strategie der
            iranischen Regierungen in die Hände spielten, Zeit für ihren nuklearen Aufstieg zu schinden, sie müssten spätestens mit dem
            Auftritt des iranischen Außenministers auf der Münchner Sicherheitskonferenz im Februar 2010 ernüchtert worden sein. Die Zusammenkunft
            im Hotel Bayerischer Hof ist Jahr für Jahr ein Stelldichein von Staatschefs, Verteidigungsministern, Parlamentariern und Meinungsmachern
            aus Dutzenden von Ländern. Und sie ist traditionell ein Forum für Klartext. Ebenso überrascht wie gespannt waren deswegen die Teilnehmer, als sich spontan der iranische
            Außenminister zu einem Auftritt auf der Münchner Bühne entschloss. Kurz vor Mitternacht versammelte sich die hochkarätige
            Runde eigens zu einer Sondersitzung im Ballsaal. Würde Iran endlich zustimmen, sein Uran unter internationaler Aufsicht anreichern
            zu lassen? Stand der lang erwartete Durchbruch bevor?
         

         Statt die Chance zur Annäherung zu nutzen, stieß Manuschehr Mottaki das Publikum vor den Kopf. Das nächtliche Bühnengespräch
            zwischen ihm und dem schwedischen Außenminister Carl Bildt geriet zur Farce. Geradezu emblematisch führte die Begegnung vor
            Augen, worin die Beziehungen zwischen der islamischen Republik und Europa von Anfang in Wahrheit bestanden. Europa stellt
            Fragen, und Iran beantwortet sie nicht. Warum Iran denn nicht der Forderung der Vereinten Nationen nachkomme, die Urananreicherung
            auszusetzen, wollte Carl Bildt wissen. Wir seien doch »gute Freunde«, entgegnete Mottaki. Wozu Iran ein umfangreiches Anreicherungsprogramm
            betreibe, obwohl das Land noch keine Kernenergie erzeuge? Zu rein medizinischen Zwecken, so die Beteuerung. Im Gegensatz zu
            Europa, sagte der Iraner, entspreche alles, was seine Regierung tue, dem »Willen des Volkes«. Die Führung in Teheran sei demokratisch
            besser legitimiert als beispielsweise das Europäische Parlament. »In einigen EU-Staaten haben sich nur 25 Prozent der Menschen an dessen Wahl beteiligt. Bei uns waren es 85 Prozent!« Was genau wolle Europa seiner Regierung eigentlich lehren? Mottaki genoss die Provokation sichtlich.
         

         Am nächsten Tag hatte die neue Hohe Repräsentantin für Außenpolitik der EU, Catherine Ashton, einen ihrer ersten öffentlichen
            Auftritte. Das Münchner Forum wäre die Chance für die Britin gewesen, zweierlei zu tun. Erstens hätte sie den versammelten
            Staaten- und Meinungslenkern aus aller Welt das neue Gewicht des Lissabon-Europas deutlich machen können. Zweitens hätte sie
            auf die nicht nur enttäuschenden, sondern auch provozierenden Stellungnahmen parieren können, die der Iraner am Vorabend verbreitet
            hatte. Die erste »Außenministerin« Europas unterließ beides. Sie freue sich, sagte sie, dass der iranische Außenminister nach
            München gekommen sei. Dann führte sie aus, die Vertrauensbildung zwischen Iran und dem Westen müsse weitergehen, und zwar
            »durch Dialog«. Es dürfe keine »überstürzte« Debatte über neue Sanktionen geben. Sie, Ashton, sei, wie schon ihr Vorgänger, deshalb zu weiteren Gesprächen bereit.80

         Dass alle vorhergehenden Gespräche über Jahre vor allem dazu geführt hatten, dass Iran weiter aufrüsten konnte, hat in den
            außenpolitischen Etagen Brüssels offenbar keine Lerneffekte ausgelöst. Ebenso wenig hat die Tatsache, dass Iran sich zu einer
            Militärdiktatur entwickelt hat, die auf friedliche Demonstranten schießen und Oppositionelle foltern lässt, auch nur zu einer
            Tonänderung im Umgang mit Figuren wie Mottaki geführt. »Die Entwicklung wird von der EU nicht einmal diskutiert«, wundert
            sich die in Teheran geborene Soziologin Saba Farzan.81

          

         Für die »EU-Außenministerin«, so zeigt sich anhand des Iran-Beispiels, gilt eine ähnliche strukturelle Schwäche wie für den neuen EU-Ratspräsidenten. Die Amtsbezeichnung klingt groß. Doch in seiner Schlagkraft unterscheidet sich das neue Amt kaum von dem Javier Solanas,
            der Generalsekretär des Rats der Europäischen Union und Hoher Vertreter für die gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik war.
            Der Nato-Generalsekretär zum Beispiel ist mit ganz ähnlichen Befugnissen für die 28 Staaten des Verteidigungsbündnisses ausgestattet wie die EU-Außenministerin. Nimmt ihn deswegen jemand als Außenpolitiker wahr? Auch von den Vereinten Nationen ist überliefert, dass sich ihre Generalsekretäre
            »mehr als Sekretär, weniger als General« fühlen.
         

         Zwar definiert der Lissabon-Vertrag die Rolle des neuen Außenbeauftragten denkbar weit. Sie oder er soll als Ideengeber und
            Besorger von Gemeinschaftsbeschlüssen fungieren. Im Unterschied zum bisherigen Amtsinhaber Solana werden seine Nachfolger
            sowohl dem Rat wie auch der Kommission (als Vizepräsident) angehören. Zudem führen sie künftig den ständigen Vorsitz über
            die Treffen der EU-Außenminister und werden Herr über einen eigenen Europäischen Auswärtigen Dienst (EAD), der sich aus EU-Beamten und Beamten der nationalen Diplomatischen Dienste zusammensetzen und die neuen »Außenminister« der EU unterstützen soll.
            Einscheidungen über die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik der Union (GASP) müssen zwar auch weiterhin grundsätzlich
            alle 27 Regierungen einstimmig treffen. Doch laut der »Passerelle-«, also der Übergangs-Klausel können die Staatschefs beschließen,
            über bestimmte Bereiche der GASP künftig mit qualifizierter Mehrheit zu entscheiden.
         

         All dies eröffnet durchaus neue Gestaltungsmöglichkeiten für den EU-»Außenminister«. Eine Persönlichkeit von Format und Ambitionen
            könnte den Posten damit möglicherweise zu einer Instanz von einiger Autorität aufbauen. Catherine Ashton indes machte von
            Beginn ihrer Amtszeit an klar, dass sie nicht im Geringsten vorhat, einen kämpferischen Kurs einzuschlagen. Die freundliche
            Baroness, das wurde spätestens in München deutlich, versteht sich keineswegs als prima inter pares der europäischen Außenminister. Mit der Britin setzen die EU-Regierungen vielmehr eine Dame an die Spitze Europas, die als Verkörperung des understatement auftritt. Ashton besitzt vor allem zwei Qualitäten, menschliche Sensibilität und eine schnelle Auffassungsgabe. Zu letzterer
            gehört, dass sie sich keine Illusionen macht über die Grenzen ihre Macht. Sie weiß, dass europäische Außenpolitik nur prägen
            kann, wer bereit ist, mit großer Kraftanstrengung gegen nationale Behauptungswillen anzuarbeiten. Genau das hat Ashton nicht
            vor. Sie versteht ihre Aufgabe im Moderieren, nicht im Führen.
         

         Warum Ashton bei der ersten großen Gelegenheit aber darauf verzichtete, das ihrem Amt ohne Zweifel Angemessene und Mögliche
            zu tun, irritierte sogar hartgesottene EU-Optimisten. Sie hätte ihren Auftritt in München dazu nutzen können, zumindest kritische Fragen an den Iran zu richten. Sie hätte die
            Möglichkeit von neuen Sanktionen in den Raum stellen können, und wäre es nur gewesen, um die EU-Staatschefs mit ein paar Ideen zu füttern. In ihrem Beraterstab gab es zu diesem Zeitpunkt längst Leute, die der Ansicht waren, es reiche
            nicht aus, immer nur Zuckerbrot anzubieten; Europa müsse auch einmal bereit sein, die Peitsche zu zücken, ganz im Sinne des
            außenpolitischen Leitsatzes von Theodore Roosevelt: »Speak softly and carry a bick stick.« Doch da Ashton wusste, dass etwa
            die Bundesregierung keinerlei autonome EU-Sanktionen gegen Iran mittragen würde, praktizierte sie vorauseilenden Gehorsam. Sie beschränkte sich darauf, Öl auf die Wogen zu gießen.
         

         Direkt nach ihrem Vortrag verabschiedete sich Ashton unter Verweis auf andere Termine aus München. Ein ungewöhnlicher Vorgang.
            Zum einen hätte man Mühe gehabt, an jenem Wochenende einen Termin mit annähernd großer Bedeutung zu finden. Zum anderen verschenkte
            Ashton die besondere Gelegenheit, hinter den Münchner Kulissen mit politischen Führern ins Gespräch zu kommen. Nicht nur bei europäischen Abgesandten löste dieses Verhalten Befremden aus. Es war ein Amerikaner, der demokratische
            Senator Joe Lieberman, der die Ernüchterung des internationalen Publikums über den Auftritt der neuen europäischen Chefdiplomatin
            auf den Punkt brachte. »Ich war enttäuscht, dass Baroness Ashton gesagt hat, der Dialog müsse fortgesetzt werden. Das sagt
            China doch auch.«
         

         Die Strategie Europas gegenüber Iran bleibt die einer breiten Sanktionsbasis. Aus Sicht vor allem Deutschlands muss New York
            der Ort sein, an dem über weitere Sanktionen beschlossen wird, nicht Brüssel. Falls Europa eigene Sanktionen beschließe, bevor
            die Vereinten Nationen es tun, so die Befürchtung, könnten Russland und China vergrätzt werden und weitere Strafmaßnahmen
            im UN-Sicherheitsrat blockieren. Erst nachdem die Weltgemeinschaft die vierte Sanktionsrunde eingeläutet hatte, rangen sich die EU-Außenminister im Juli 2010 dazu durch, die Finanzsperren und Reisebeschränkungen ihrerseits noch einmal auszuweiten. Die Logik, bloß nicht
            vorzupreschen, um Fortschritte auf breiterer Ebene nicht zu gefährden, ist freilich alles andere als zwingend. In anderen
            Bereichen, etwa beim Klimaschutz, lässt sich die EU genau vom umgekehrten Prinzip leiten. Wenn sie nicht als Vorreiterin vorangehe,
            würden andere niemals folgen, lautete die Rechtfertigung für die hoch gesteckten Klimaziele der Union. Die EU, mit anderen
            Worten, scheint nur eine Avantgarde der Weichheit sein zu wollen, nicht der Härte. Sie mag dies als fortschrittlich erachten.
            Andere Weltregionen tun dies nicht. Ein sanfter Ton, der nicht von Stärke hinterlegt ist, wird dort als Schwäche gedeutet.
            Iran hat längst Zeit gehabt, sich auf alternative Beschaffungsquellen einzurichten – seine Vertreter geben sich deshalb mittlerweile
            demonstrativ gelassen. »Wir sind gewöhnt, mit Sanktionen umzugehen«, kommentierte der iranische Vizeaußenminister Ali Ahani
            im Sommer 2010 die nachträglichen Peitschenhiebe der EU. »Die Sanktionspolitik hat nicht mehr die Wirkung, die sie einst hatte.«82

      

   
      
         

         
            Nie wieder Feind: Militärmacht Europa 

         

         
            
            Der Bund kann sich zur Wahrung des Friedens einem System gegenseitiger kollektiver Sicherheit einordnen; er wird hierbei in
                  die Beschränkungen seiner Hoheitsrechte einwilligen, die eine friedliche und dauerhafte Ordnung in Europa und zwischen den
                  Völkern der Welt herbeiführen und sichern. 

            
            Grundgesetz Artikel 24, Abs. 2

            
         

          

         
            
            Es ist immer möglich, eine größere Menge von Menschen in Liebe aneinander zu binden, wenn nur andere für die Äußerung der
                  Aggression übrig bleiben. 

            
            Sigmund Freud

            
         

          

         Kann denn die EU Feinde haben? Wer das militärische Hauptquartier der Europäischen Union betritt, ist gleich zweifach erstaunt.
            Erstens darüber, dass es so etwas überhaupt gibt. Der Sitz des »EU Military Staff (EUMS)«, des Militärstabs der Europäischen
            Union, liegt nur ein paar Schritte von der Place Schuman entfernt, in einem unscheinbaren Gebäude in der Bürostraße Avenue
            de Cortenbergh. Zweitens staunt man über die Sicherheitssorgen der EU-Soldaten. Die Kontrollen am Eingang fallen strenger aus als am Empfangsschalter der Nato, jenes großen transatlantischen Konkurrenten
            draußen vor den Toren der Stadt. Freundliche Wachen bitten den Besucher nach einem ausführlichen Metalldetektorcheck, neben
            dem Handy auch seinen USB-Stick abzugeben. Alles, was senden kann, kann auch spionieren. Doch was könnte hier drin von Interesse sein für fremde Mächte?
         

         Der EU-Militärstab hat drei Hauptaufgaben. Er soll als Frühwarninstanz für drohende Konflikte dienen, die das Gebiet der EU betreffen könnten.
            Er soll Strategieplanung betreiben. Und er soll aktuelle sicherheitspolitische Lagen aus Soldatensicht beurteilen. Daneben
            dient er noch zu einem weiterreichenden Zweck. Hier, in der Avenue de Corthenberg, soll langsam aber sicher ein eigenes europäisches
            Führungskommando heranwachsen. Laut einem Beschluss der Mitgliedstaaten von 2005 wünschen sich Europas Staatschefs vom EUMS,
            die Europäische Union »in die Lage zu versetzen, ihre Verantwortungen für das volle Spektrum von Konfliktvermeidung und Krisenmanagement
            wahrzunehmen (…), einschließlich der Durchführung von EU-geführten militärischen Krisenmanagement-Operationen«. Was da mitten im zivilen Brüsseler Kommissionsdistrikt Unterschlupf gefunden hat, ist also
            nicht weniger als die Keimzelle einer potenziellen Militärweltmacht.
         

         Die EU verfügt mit 1,9 Millionen Soldaten über mehr Streitkräfte als die USA (1,5 Millionen), und zusammen bringen die Mitgliedstaaten fast ein Viertel der weltweiten Militärausgaben auf. Bis auf Weiteres
            müssen Europas fiktive Gegner allerdings nicht vor Angst zittern. Die Kraft des alten Kontinents ist heillos zersplittert.
            Sein statistisches Potenzial ist dividiert in 27 Oberkommandos, Heere und Luftwaffen sowie 22 Marinen. Zudem ist der Zuschnitt der Armeen veraltet. Aus Kalten-Kriegs-Kontingenten bringt Europa zwar noch immer Massen
            von Heeressoldaten, 10.000 Kampfpanzer und 2500 Jagdflieger auf – nicht aber genügend Transportflugzeuge mit großen Reichweiten und staubfeste Hubschrauber, um ihre Truppen
            in Krisengebiete an jeden Ort der Welt zu fliegen. Nur ein Fünftel aller europäischen Soldaten gilt derzeit als »in Einsatzgebiete
            verlegbar«. Der Militärairbus A400 M, ein ehrgeiziges Joint Venture eines europäischen Konsortiums, der dies ändern soll, war nach Jahren der Produktionsverzögerung
            2010 noch immer nicht ausgeliefert.
         

          

         Zu prominenten Anlässen malen europäische Spitzenpolitiker unverdrossen fantastischste Zukunftsbilder von der Supersoftpower
            Europa. Kurz vor der 50-Jahrfeier der EU plädierte Angela Merkel für eine »EU-Armee«. Die europäischen Sozialdemokraten fordern sie schon lange. Auch in militärischen Kreisen ist die Integration europäischer
            Armeen kein Tabu mehr. Zwar wissen die soldatischen Planer, dass es selbst bei gutem Willen Jahrzehnte dauern würde, um eine
            Parlamentsarmee wie die deutsche und eine auf den Präsidenten zentrierte Atommacht mit Sitz im Weltsicherheitsrat wie die
            Franzosen unter ein gemeinsames Kommando zu stellen. Doch auch sie halten das hohe Ziel nicht mehr für irreal.
         

         Immerhin gibt es eine geopolitische Marktlücke, in welche die EU springen könnte. Weltweit steigt die Nachfrage nach Konfliktmanagement;
            sei es an den Rändern Russlands, im Herzen Afrikas oder auf den Schifffahrtswegen der Meere. Gleichzeitig fallen die traditionellen
            Sicherheitsdienstleister immer öfter aus. Die Vereinten Nationen? Haben sich als chaotisch erwiesen. Die Vereinigten Staaten? Gelten als brutal. Bleibt das Vereinte Europa. Die Nische für die Europäer hieße: weiche Sicherheit,
            hart durchgesetzt.
         

         Die Strukturen und Institutionen der gemeinsamen Europäischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik (ESVP) wurden 1999 ins
            Leben gerufen. Seither ist einiges passiert, was Europas Kraft als Sicherheitsakteur gestärkt hat. Aber es ist längst nicht
            genug. Die Entwicklung reicht gerade aus, um schwach eine Richtung erkennen zu lassen. Die EU will sich, und sei es auch manchmal
            nur unbewusst, emanzipieren vom Nato-Übervater Amerika. Sie weiß bloß noch nicht, ob sie sich wirklich traut, hard power auszubilden und auszuüben. Die militärischen Muskeln zu stärken, erscheint als ein Widerspruch zur Gründungsphilosophie der
            Union. Nicht das Recht des Stärkeren soll zwischen den Völkern herrschen, sondern die Stärke des Rechts. Der Staatenverbund
            EU liefert außerdem den Beweis dafür, dass es möglich ist, Gegner nicht durch Einschüchterung und Abschreckung unter Kontrolle
            zu bringen, sondern durch Einbindung und Umarmung. Als Robert Schuman am 9. Mai 1950 vorschlug, »die Gesamtheit der französisch-deutschen Stahl- und Kohleprodukion unter eine gemeinsame Oberste Aufsichtsbehörde
            zu stellen«, ging es ihm zum einen darum, die Versorgung Frankreichs mit deutscher Kohle zu sichern. Zum anderen wollte er
            aber auch Deutschland in einen Klammergriff der Partnerschaft nehmen, um auf diese Weise »den Grundstein einer europäischen
            Föderation [zu] bilden, die zur Bewahrung des Friedens unerlässlich ist«.
         

         Europas Stärke, versichern viele seiner Sicherheitsdenker, sei gerade seine Sanftheit. Doch so unwahrscheinlich ein Krieg
            im Inneren Europas auch geworden sein mag, so naiv wäre es, davon auszugehen, dass Europa nicht irgendwann einmal dazu gezwungen
            sein könnte, Stärke nach außen zu demonstrieren. So »grenzenlos« Europa inzwischen geworden sein mag – seine Verteidigungspolitik
            ist es noch lange nicht. Die Staaten der EU rüsten sich lieber individuell für Schlachten nach dem überkommenen Bild des territorialen
            Verteidigungskrieges, als gemeinsame, wohlverstandene Sicherheitsinteressen zu formulieren und sich als vereinte Kraft aufzustellen.
            Während es in den Vereinigten Staaten im Jahr 2008 ganze 27 militärische Forschungsprojekte gab, waren es in der EU 89. »Allein
            bei den gepanzerten Fahrzeugen gibt es in Europa 23 Typen, Europa unterhält nach wie vor 16 Marinewerften, während die USA mit nur 3 auskommen und natürlich weit effizienter operieren«, zählt Wolfgang Ischinger, der
            Leiter der Münchner Sicherheitskonferenz, auf. »Nahezu 80 Prozent der jeweiligen nationalen Rüstungsbugets werden auch heute noch von nationalen Auftragnehmern abgerufen.«83 Die europäischen Staaten, bedeutet das, betreiben lieber getrennte Waffenschmieden als Gemeinschafts-Know-how zu entwickeln.
         

         »Europa«, warnt der Präsident der Berliner Bundesakademie für Sicherheitspolitik, Kersten Lahl, »muss jetzt seine Hausaufgaben
            machen. Es wird in der globalen Welt nur dann eine Rolle spielen, wenn wir auf allen Gebieten handlungsfähig sind. Das bedeutet
            vor allem die Verbesserung von Fähigkeiten, damit es als ernst zu nehmender Partner der USA auch seine eigenen, europäischen
            Interessen umsetzen kann.« Abgesehen davon wäre es ein Gebot der ökonomischen Vernunft, Europas Armeen auf eine notwendige
            Gesamtstärke von Truppen abzuschmelzen. 200 Milliarden Euro könnten die EU-Haushalte nach Schätzung von Experten langfristig einsparen, wenn überflüssige Doppel- und Dreifachkapazitäten in den nationalen Arsenalen
            abgebaut würden. Der amerikanische Verteidigungsfachmann Michael O’Hanlon rechnet vor, dass die EU-Staaten, wenn sie nur zehn Prozent ihrer Militäretats für die Anschaffung von fehlenden Rüstungsgütern wie Langstreckenflugzeuge,
            Frachtschiffe, Drohnen und präzise Lenkwaffen zusammenlegen würden, binnen eines Jahrzehntes in der Lage wären, bis zu 200.000
            speziell qualifizierte Eingreifsoldaten in alle Welt zu schicken. Diese Transformation könnte gegenfinanziert werden durch
            eine Verringerung der konventionellen Truppen um ein Viertel.
         

         Doch statt die Fähigkeiten der EU-Staaten intelligent zu verzahnen, bleibt die militärische Beschaffung in Europa ein geradezu absurd nationales Geschäft. Nick Witney,
            der bis 2008 die Europäische Verteidigungsagentur leitete (sie wurde 2005 ins Leben gerufen, um Rüstungsvorhaben zu koordinieren)
            und die Milliarden-Sparmöglichkeiten auflistete, stellt frustriert fest, dass »die Mitgliedstaaten wenig getan haben, um diesem
            Ziel näher zu kommen«. Mehr als einmal hat der Brite erleben müssen, wie Europas Verteidigungsministerien munter Waffensysteme
            nur für ihr Land entwickeln und die Kooperation untereinander an nationalen Eitelkeiten scheitern ließen. Im Durchschnitt
            werden nur 12 Prozent aller nationalstaatlichen Rüstungsprojekte europaweit ausgeschrieben. Die Bundesregierung steht dabei ganz weit hinten. Sie stellt nur 2 Prozent der Beschaffung für die Bundeswehr in den europäischen Wettbewerb. In Frankreich beträgt die Ausschreibungsquote immerhin
            20 Prozent.
         

         Allmählich, fordert das Europaparlament, müsse Schluss sein mit den Ausflüchten in vermeintliche »nationale Sicherheitsinteressen«.
            Diese führen die Nationalstaaten immer wieder scheinheilig an, wenn es in Wirklichkeit darum geht, der eigenen Waffenindustrie
            Aufträge zu sichern. Rüstungsaufträge, so will es eine Richtlinie, die das Europäische Parlament im Januar 2009 verabschiedete,
            sollen künftig nur noch vergeben werden können, wenn zuvor eine europaweite Ausschreibung stattgefunden hat. Langfristig könnten
            sich die Deutschen dann daran gewöhnen müssen, dass ihre Soldaten in Afghanistan nicht mehr in Mercedes-Jeeps durchs Gebirge
            fahren, sondern in Renault-Geländewagen. Andererseits könnte das britische Militär auf Daimler-Laster umstellen. Ein solcher
            Wettbewerb könnte neben Geldersparnis einen weiteren Effekt haben. Europa könnte die Dominanz Amerikas auf dem transatlantischen
            Militärbasar reduzieren. Die USA haben einen Anteil von 48 Prozent am europäischen Rüstungsmarkt. Umgekehrt tragen EU-Hersteller nur einen Anteil von 2 Prozent zur amerikanischen Militärbeschaffung bei.
         

         Jenseits der Sonntagsreden zeigen sich Europas Staatsführer jedoch nach wie vor zögerlich, wenn es darum geht, mehr Synergien
            herzustellen und die EU zu größerer militärischer Eigenständigkeit aufzupäppeln. Äußerst vorsichtig wagten sie sich in ihrem
            Gipfelbeschluss 2005 an die konkreten Aufgaben für den EU-Militärstab heran. Allenfalls dann, wenn sich partout kein Nationalstaat findet, der eine Militärmission führen könnte, soll die EU-Ebene einspringen. Der EUMS solle, formulierten die Staatschefs, »die Fähigkeit entwickeln, eine autonome EU-Militäroperation zu planen und zu führen«. Er solle dafür »die Fähigkeit vorhalten, schnell eine Operationszentrale für eine bestimmte Operation
            aufzubauen«, für den Fall, dass zur Einsatzführung »kein nationales Hauptquartier ausersehen ist«.
         

         Genau dieser Fall ist aber nicht in Sicht. Die EU-Missionen in aller Welt werden noch immer von nationalen Befehlsständen aus geführt. Die Artemis-Mission 2003 zur Wahlsicherung im
            Kongo etwa wurde vom französischen Nationalhauptquartier in Mont Valérien dirigiert, die Nachfolgemission EUFOR 2006 vom deutschen
            Einsatzführungskommando in Potsdam. Für die Bosnienoperation Althea bedient sich die EU der Kommandostruktur der Nato. Sie
            alle »leihen« für diese Zwecke der EU Personal und Technik. Die Nationen, kurzum, scheuen sich, echte militärische Vollmachten
            nach Brüssel abzugeben.
         

          

         Die Kluft zwischen Wunsch und Wirklichkeit der Soft Power EU lässt sich in Brüssels Avenue de Cortenbergh ziemlich eindrucksvoll besichtigen. Man muss dazu nur den Fahrstuhl nehmen
            und im EUMS-Hauptquartier in einer der oberen Etagen aussteigen. Dort liegt das, was der Ratsbeschluss der Regierungschefs als die militärische »Operationszentrale«
            der EU bezeichnet. Ein irischer Offizier mit blauem EU-Schulterzeichen führt mit verhaltenem Stolz durch die Tür. Sie öffnet sich in einen Raum, der etwa dreimal so groß ist wie ein durchschnittliches
            Klassenzimmer. Ein knappes Dutzend Tischreihen sind frontal zum Raumende hin aufgestellt. Dunkle Flachbildschirme reihen sich
            auf ihnen aneinander. Es sieht aus wie im Arbeitsstall eines Internet-Start-up-Unternehmens. Die Stühle vor den Arbeitsplätzen
            sind allesamt unbesetzt. Ganz hinten, in einer Ecke, sitzt eine junge Soldatin mit einem Kameraden und beobachtet einen Bildschirm.
            Die beiden überblicken Meldungen aus den laufenden EU-Einsätzen, sagen sie. Acht Offiziere wechseln sich dabei ab, die Zentrale in Standby-Betrieb zu halten.
         

         Seit dem 1. Januar 2007 wartet das »EU Ops Centre« auf seine Aktivierung. »Bislang ist das nicht geschehen«, sagt der irische Offizier.
            Doch wenn der Befehl der Staatschefs käme, könnten von diesem Raum aus, so versichert er, innerhalb kürzester Zeit bis zu
            2000 Soldaten im Ausland geführt werden. Allenfalls zwanzig Tage würde es dauern, bis die Zentrale mit 89 Operateuren bestückt und voll einsatzfähig wäre.
         

          

         Bis dieser Tag kommt, befehlen weiter die Hauptstädte über Strategie und Taktik von EU-Einsätzen. Zwar kann sich auch unter den bisherigen Bedingungen die Bilanz der sanften Weltmacht EU sehen lassen. Zwischen 2002 und
            2004 waren nach Zählung des Pariser EU Institute for Security Studies deutlich mehr europäische Soldaten (33.261) in Friedensmissionen
            eingesetzt als amerikanische (20.966). Bis zum Herbst 2009 war die EU in 23 Einsätzen engagiert. Ab 2003 gerechnet, entsandte die Europäische Union damit im Durchschnitt alle drei Monate eine ESVP-Mission – vom Kongo bis nach Aceh. Freunde europäischer Soft Power stilisieren dieses Engagement zur überlegenen Methode der Krisenbewältigung hoch. Anders als die Amerikaner, die von einer
            Schnell-rein-schnell-raus-Mentalität getrieben seien und stets nur punktuell und kurzzeitig intervenieren wollten, leisteten
            die Europäer wahrhaft nachhaltige Aufbauarbeit. Sie träten mit dem ganzheitlichen Anspruch an, Umgestaltungen herbeizuführen,
            sprich: ein besseres Land zu verlassen, als sie betreten hätten.
         

         Die Wahrheit jenseits dieses Wunschdenkens ist deutlich profaner. So gerne manche europäische Strategiedenker auch das Bild
            von der auf Feuerkraft fixierten Haudrauf-Großmacht Amerika pflegen; die angebliche Dichotomie zwischen den atlantischen Partnern
            dient vor allem dazu, eigene Schwächen zu kaschieren. Es ist ein Klischee, dass die Vereinigten Staaten im Großen und Ganzen
            schießwütige Hitzköpfe ins Feld schicken. In Washington hat man die Lektionen aus dem Irakkrieg gelernt. Es gibt immer weniger
            US-Generäle und GIs, die sich nicht auch als »Nation-Builder« verstehen würden. Kultursensibiliät ist keine europäische Spezialität mehr. Der zählebige Glaube Europas an die überlegene
            Klugheit seiner Militärpolitik hat sich zu einer eigenen Form der Selbstüberhebung entwickelt. Man könnte sie »weiche Hybris«
            nennen. Bei nüchterner Betrachtung ist Europas Alleinstellungsmerkmal vielmehr seine Planlosigkeit.
         

          

         Es beginnt schon mit den Motiven für ein Engagement. Die wenigsten von Europas Peace-Building-Einsätzen folgen einer nachvollziehbaren
            Strategie. Die Entscheidung darüber, wo Europa sinnvoll und mit Aussicht auf Wirkung eingreifen sollte, ist eben keine, die
            an geopolitischen Interessen oder Nachhaltigkeit ausgerichtet wäre. Sieht man von den Stabilisierungsbemühungen in Ex-Jugoslawien
            ab (sie folgen der vernünftigen Strategie, den Balkanstaaten eine Beitrittsperspektive zur EU zu eröffnen), werden EU-Missionen vielmehr anhand von drei Kriterien in die Welt geschickt, die man zusammengenommen als Gänsemarsch-Interventionismus bezeichnen
            könnte: Welcher Mitgliedstaat hat ein eigenes Interesse am Eingreifen und schafft es, andere mitzuziehen? Ist die Gefahr für
            die Soldaten überschaubar? Und: Ist die Wirkung auf die Weltöffentlichkeit freundlich?
         

         Der EU-Einsatz im Kongo wurde vom deutschen Verteidigungsminister offiziell damit begründet, dass ungeheure Flüchtlingsströme auf Europa zukämen, wenn das kriegsgebeutelte Land nicht stabilisiert
            werde. In Wahrheit hatten sich die Bundesregierung und die EU von den Vereinten Nationen drängen lassen, Truppen zu schicken.
            Deren damaliger Generalsekretär Kofi Annan hatte den UN-Sicherheitsrat zuvor gebeten, das Blauhelmkontingent im Kongo aufzustocken – denn er fürchtete, die verfeindeten Lager könnten aus Anlass
            der Wahlen erneut einen Bürgerkrieg anzetteln. Für seine Bitte fand er aber keine Mehrheit. Daraufhin wandte sich die UN-Abteilung für Friedenseinsätze hilfesuchend an die EU. Die beschloss im März 2006, eine militärische Eingreiftruppe zu entsenden. Nach einigem Zieren erklärte sich Deutschland bereit,
            die Mission von gut 2200 Soldaten von Potsdam aus zu führen. Der Einsatz kam nicht durch strategische Überlegungen, sondern durch politische Nötigung
            zustande und wurde in aller Hektik durchgezogen. Ein interner Bundeswehrbericht schilderte später als »drastisches Beispiel«
            für mangelnde logistische Planung die überstürzte Aufstellung eines Containerlazaretts in Kinshasa. Das medizinische Hightech-Modul
            wäre beinahe im Schlamm versunken, weil es an einem »völlig ungeeigneten Ort aufgebaut« werden sollte. Erst im letzten Moment
            sei ein »Totalschaden« verhindert worden. Die Wahlen im Kongo verliefen ohne größere Gewaltausbrüche, und ab Dezember flogen die EU-Soldaten wieder nach Hause. Bedeutend stabiler ist der Kongo dadurch allerdings nicht geworden. Und die Flüchtlingsströme übers Mittelmeer
            sind seither keineswegs abgeflaut, sondern angeschwollen.
         

         Ein weiteres, von der Öffentlichkeit längst vergessenes Beispiel dafür, wie wenig EU-Einsätze von EU-Interessen gesteuert sind, ist die EUFOR(European Union Force)-Operation im Tschad. Bis zu 3700 EU-Soldaten sollten dort Flüchtlinge aus dem Sudan beschützen. Gegen die Ursachen des Mordens und der Vertreibungen, die islamistischen
            Reitermilizen, durften sie allerdings nicht vorgehen. Ein dafür notwendiges robustes Mandat überstieg den Minimalkonsens,
            zu dem sich die EU-Führer durchringen konnten. Denn der Tschadeinsatz entsprang der Ambition vor allem eines Mannes.
         

         Im Frühsommer 2007 gewann das Schicksal der Flüchtlinge von Darfur die Aufmerksamkeit von Prominenten aus aller Welt. Es gründeten
            sich verschiedene Initiativen, die dazu aufriefen, den Vertreibungen ein Ende zu machen. Der Westen, forderten Hollywood-Größen von Mia Farrow bis George Clooney, müsse seiner
            Verantwortung gerecht werden, einen Völkermord zu verhindern. In Frankreich herrschte zu dieser Zeit Wahlkampf, und ein menschenrechtsbewegter
            Politaktivist schloss sich der Kampagne Urgence Darfour an. Wenige Wochen später wurde eben dieser Mann, Bernard Kouchner, vom neuen französischen Präsidenten Nicolas Sarkozy zum
            Außenminister ernannt. Kouchner verlor keine Zeit, Darfur auf die Tagesordnung des Europäischen Rates zu bringen. Eher zähneknirschend
            denn aus Überzeugung stimmten dessen Mitglieder der Entsendung einer ESVP(Europäische Verteidigungs- und Sicherheitspolitik)-Truppe zu – allerdings unter der Bedingung, dass sie nur eine »Brückenmission« bilden
            sollte, bis die Vereinten Nationen oder die Organisation Afrikanischer Staaten ihre Schutztruppen in der Region verstärken
            würden.
         

          

         Eine für dieses Szenario eigentlich gut gerüstete Truppe wäre eine der beiden so genannten EU Battle Groups gewesen. Die multinationalen
            Bereitschaftsverbände werden (jedenfalls theoretisch) von den EU-Staaten ständig vorgehalten und bestehen aus jeweils 1500 Soldaten, die innerhalb von 5 bis 10 Tagen verlegefähig sein sollen. Die Einsatztruppen dienen immer wieder als Beleg für die Fortschrittlichkeit europäischer
            Verteidigungsintegration. Aber auch zu nichts anderem. Sie wurden bisher kein einziges Mal entsandt. Im Falle des Tschad konnten
            sich die Mitgliedsstaaten schlicht nicht darauf einigen, wer die Kosten übernehmen sollte. Am Ende brachte Frankreich selbst
            den Löwenanteil für die Mission auf (bis zu 2000 Soldaten), Großbritannien und Polen trugen im Wesentlichen den Rest bei. Der Hohe Beauftragte für Außenpolitik, Javier Solana,
            versicherte, die EU-Mission werde »zweifelsfrei zur Lösung der Krise in Darfur beitragen«. Sie tat es in keiner Weise. Europas Soldaten beschützten vor
            allem das zivile UN-Personal im Land. Die EU-Staaten sahen sich nicht einmal in der Lage, genügend Hubschrauber abzustellen, um das riesige Einsatzgebiet im Osten des Tschad
            abzudecken. Am Ende fand sich Russland bereit, mit Helikoptern auszuhelfen.
         

          

         In einem Resümee von zehn Jahren Europäischer Sicherheits- und Verteidigungspolitik kommt die Berliner Stiftung Wissenschaft
            und Politik (SWP) zu einem niederschmetternden Urteil. EVSP-Missionen, schreiben die Herausgeberinnen, kämen vielfach selbst dann zustande, wenn es deutliche Vorbehalte einzelner Länder gebe.
            »Als Konsequenz wird das Mandat in der Regel so stark verengt, dass der Einsatz letztlich wenig zur Konfliktbearbeitung beitragen
            kann oder der Erfolg der Operation insgesamt gefährdet ist. Zudem wird in solchen Fällen oft nicht genügend Personal zu Verfügung
            gestellt – womit die EU-Staaten das Scheitern des Einsatzes billigend in Kauf nehmen.«84

         Der Grund dafür, dass die EU harte Sicherheitspolitik zu weich betreibt, ist aber nicht nur in den unterschiedlichen nationalen
            Vorlieben oder innenpolitischen Moden ihrer einzelnen Länder zu suchen. Er ist auch kulturell bedingt. Die Kontinentaleuropäer
            als Ganzes, ihre Regierungen und ihre Militärs pflegen ein gänzlich anderes Lebensgefühl als die Supermacht Amerika. Sie fühlten
            sich in ihrer gesamten Geschichte noch nie so sehr im Frieden wie heute. Europa ist schlicht nicht bedroht. Deswegen fehlt
            jede subjektive Dringlichkeit für den Einsatz von Soldaten. Amerika hingegen fühlt sich nicht nur im Krieg, es befindet sich
            seit den al-Qaida-Terroranschlägen auf New York und Washington vom 11. September 2001 auch offiziell im Verteidigungszustand. Diese inneren wie äußeren Tatsachen prägen die unterschiedlichen Militärphilosophien
            von Europäern und Amerikanern. Laut einer Umfrage des German Marshall Fund von 2007 glauben nur 32 Prozent aller Europäer, dass es Umstände geben könne, unter denen ein Krieg gerecht sei. In Amerika glauben dies 74 Prozent der Bevölkerung.
         

         Was gut war für Europa, denken die Europäer – Versöhnung, Demokratie und Respekt vor Minderheiten –, kann doch für den Rest der Welt nicht schlecht sein. EU und USA pflegen deshalb gegenläufige Prioritätenlisten für militärische
            Missionstypen. Die Präferenzen Washingtons lauten: erst eine Koalition der Willigen, dann die Nato und erst, wenn gar nichts
            mehr geht, EU-Truppen. Die Europäer möchten es umgekehrt: wann immer möglich EU-Truppen, dann die Nato, und nur im Notfall freie Koalitionen unter US-Führung. Nach dem Ost-West-Konflikt zeichnet sich, jedenfalls in Hinsicht auf die taktischen Kulturen, ein West-West-Konflikt ab.
         

         Wo Europa eingreift, wandeln sich seine Soldaten, Polizisten und Richter konsequenterweise zu Nannys für schwer erziehbare
            Clanchefs oder heruntergekommene Regierungen. All diese Probleme hofft Europa gleichsam homöopathisch behandeln zu können.
            An lediglich fünf der 23 bisherigen EVSP-Einsätze waren mehr als 1000 Einsatzkräfte beteiligt. Neun zivile Missionen setzten sich sogar aus weniger als 100 europäischen Friedensbringern zusammen.
            Eine gewichtige Ausnahme ist die See-Operation ›Atalanta‹ am Horn von Afrika, wo seit 2009 unter EU-Flagge über ein Dutzend Schiffe aus Spanien, Deutschland, Frankreich, Griechenland, Italien und Schweden Piraterie bekämpfen. Der
            Schifffahrtskorridor zwischen Arabien und Afrika ist die Achilles-Ferse des Welthandels. Etwa 90 Prozent des globalen Warenverkehrs quetschen sich durch die Meerenge. Ein einziges Containerschiff kann heute Ladungswerte
            von einer Milliarde Dollar an Bord haben. Selbstredend, dass es für eine Weltwirtschaftsmacht wie die EU von vitalem Interesse
            ist, solche Handelswege zu schützen.
         

         So zaghaft sich Europas Truppen auch noch bewegen mögen – langsam aber sicher streifen die EU-Staaten mit derartigen Missionen den Schutzmantel der Nato ab. Er hat Europa 50 Jahre lang gewärmt. Aber mittlerweile zwickt er auch. Mehr noch: Der Markenname ist belastet, seit der Hauptverbündete Amerika
            den Irakkrieg lostrat, Guantánamo eröffnete und in Abu Ghraib Gefangene folterte. Nato-Truppen in muslimische Länder oder
            auch nur in ihr Umfeld zu schicken, erscheint vielen europäischen Politikern seitdem undenkbar. Unter eigenem Label unterwegs
            zu sein, eröffnet europäischen Soldaten mehr Manövrierraum. Doch die Frage, ob die EU letztlich ihr eigenes Militärbündnis
            sein will, bleibt einem politischen mission creep überlassen, einer schleichenden, nicht bewusst vollzogenen Entwicklung. Genau diese müsste freilich hart und ehrlich behandelt
            werden. Will die EU bloß die besseren Blauhelme in der Welt stellen? Oder will sie alles können, was andere Ordnungsmächte
            auch können?
         

         Der Lissabon-Vertrag könnte sich als Katalysator für eine Antwort auf diese Frage erweisen. Denn mit ihm wird es erstmals
            möglich, auf sicherheitspolitischem Terrain vom Mehrheitsprinzip im Europäischen Rat abzuweichen. Laut Artikel 46 des Vertrages
            können sich Staaten nach Belieben zu einer »Ständigen Strukturierten Zusammenarbeit« zusammenfinden. Sie dürfen, mit anderen
            Worten, Mini-Bündnisse bilden, um bestimmte Ziele zu erreichen. Diese Neuerung könnte dazu führen, dass sich eine Staaten-Avantgarde
            der harten Militärpolitik herausbildet. Eine solche EU-interne Variante der »Koalition der Willigen«, bestehend etwa aus interventionsfreudigen Franzosen, Briten und Osteuropäern,
            könnte als Zugkraft für den Rest wirken – oder, auch das ist denkbar, eine neue Teilung hervorrufen. Europa könnte sich spalten
            in einen muskulösen Teil für brisante militärische Aufgaben und in einen für zartfühlende Vor- und Nachsorge mit zivilem Charakter.
            Es wäre eine vertraute Art von Arbeitsteilung. Europa praktizierte sie im vergangenen halben Jahrhundert mit Amerika. Im neuen
            Jahrtausend könnte Europa sie selbst verinnerlichen.
         

         Wie sehr Europa bislang darauf bedacht war, sich aus heißen Konflikten herauszuhalten, zeigt die Bilanz gegenüber der Haupt-Herausforderung,
            vor der die Weltgemeinschaft seit dem Jahr 2001 steht. Die Rede ist von Afghanistan.
         

      

   
      
         

         
            Koalition der Unwilligen: die EU am Hindukusch 

         

         
            
            Die Mission in Afghanistan ist ein Test dafür, ob wir gemeinsam Sicherheit für uns schaffen können. Europa, und das sage ich deutlich, sollte nicht erwarten, dass Amerika diese Bürde alleine
                  schultert! 

            
            Barack Obama beim Nato-Gipfel in Straßburg, 3. April 2009
            

            
         

          

         
            
            Wenn man heute noch sagt, auch unsere Sicherheit werde am Hindukusch verteidigt, erntet man doch nur Lächeln. 

            
            Ruprecht Polenz, Vorsitzender des Auswärtigen Ausschusses des Bundestages, während des Brussels Forum 2009

            
         

          

         »Die Amerikaner sind vom Mars, die Europäer von der Venus«, lautet die berühmt gewordene Dichotomie, mit der Robert Kagan
            die unterschiedlichen Sicherheitsphilosophien zwischen der neuen Welt und dem alten Kontinent beschrieben hat. So scherenschnittartig
            der Vergleich sein mag, er hat seine Berechtigung. Amerika befindet sich offiziell im »Krieg« gegen den Terrorismus. Der Kampf
            gegen al-Qaida ist für die USA vor allem eine militärische und externe Herausforderung. Die Europäer hingegen betrachten den
            Terrorismus vor allem als internes und daher kriminologisches Problem, dem mit Geheimdienst-, Polizei- und Sozialarbeit begegnet
            werden müsse. Wenn es schon militärisch zugehen muss, mahnen sie, dann bitte behutsam, um den ohnehin aufgekratzten Anteil
            der Muslime in Europa nicht noch mehr zu entfremden.
         

         Entschlossener als Amerika trimmt Europa seine Soldaten deshalb aufs Hebammenhandwerk. Rechtsstaatsförderung, Entwicklungshilfe,
            Polizeiausbildung und Ingenieursarbeit zählen von Afghanistan über den Tschad bis in den Kosovo zu den Hauptaufgaben der Nation Builder in Flecktarn. »Eigentlich«, findet ein ranghoher Mitarbeiter der EU-Außenbeauftragten Catherine Ashton, »sollten wir gar keine Verteidigungsminister mehr ernennen. Wir sollten lieber aus den Außen- und Entwicklungshilfeministern
            Sicherheitsminister machen.« Alles andere sei doch ein Festhalten an der Machtpolitik vergangener Jahrhunderte.
         

         So weit der Anspruch. Besichtigt man, welche Erfolge der europäische Ansatz in Afghanistan tatsächlich zeitigt, scheint es,
            als diene Europas vermeintlich so ausgeklügelte Strategie der »vernetzten Sicherheit« als Tarnung für den mangelnden Willen, mit der Härte aufzutreten, die in einem Einsatzszenario wie Afghanistan
            bisweilen einfach geboten ist.
         

         Wie auch immer Politiker daheim es umschreiben; das Ziel des westlichen Engagements in Afghanistan ist es, eine neue Gesellschaft(sordnung)
            aufzubauen. Ein solches Vorhaben wäre schon in einem Land ehrgeizig, das über eine nationale Identität, eine funktionierende
            Zentralregierung und über eine Perspektive auf Wohlstand verfügt. Afghanistan besitzt das alles nicht. Nicht einmal Experten
            trauen sich zu, zu sagen, wie viele ethnische Gruppen es in Afghanistan gibt. Schätzungen schwanken zwischen 50 und 200 –
            wobei die Zugehörigkeit zu einer Volkszugehörigkeit je nach Nützlichkeitserwägungen durchaus kurzfristig wechseln kann. Die
            Grenzen zwischen Freund und Feind verlaufen durch schwer erkennbare und unbeständige Allianzen, Koalitionen und Verhaltensmuster,
            und die Verdienstmöglichkeiten durch Drogenhandel oder Schmuggel liegen um ein Vielfaches höher als die Gehälter, die die
            Regierung ihren Beamten, Polizisten und Soldaten bieten kann.
         

         Eine Konstante, so dämmert es dem Reisenden in den unwirtlichen Staubwüsten des Hindukusch, zeichnete die Historie Afghanistans
            schon immer aus: die stets aufs Neue eindrucksvolle Abstoßung fremder Mächte. Schon im 19. Jahrhundert bezahlten Russen und Engländer einen entsetzlich hohen Preis für ihr imperiales »Great Game«. Eine besonders berüchtige
            Episode spielte sich am 6. Januar 1842 ab. 17.000 britische Soldaten und Beamten verließen Kabul in Richtung Dschlalabad. Der Marsch des Konvois endete
            mit dem größten Debakel der britischen Kolonialgeschichte. Nach der gängigen Überlieferung töteten afghanische Krieger alle
            Angehörigen des Trosses bis auf einen Militärarzt. Die berühmte dichterische Verarbeitung des Massakers von Theodor Fontane
            in der Ballade ›Das Trauerspiel von Afghanistan‹ (1858) ist heute bei den Soldaten der Isaf-Schutztruppe in aller Munde:
         

         
            
            Die hören sollen, sie hören nicht mehr, 

            
            Vernichtet ist das ganze Heer, 

            
            Mit dreizehntausend der Zug begann, 

            
            Einer kam heim aus Afghanistan. 

            
         

         Natürlich lässt sich der heutige Einsatz Amerikas und Europas am Hindukusch nicht mit den Unterwerfungsfeldzügen des 19. Jahrhunderts vergleichen. Heute geht es um Hilfe zur Selbsthilfe, es geht nicht um die Niederdrückung afghanischer Herrschaft,
            sondern im Gegenteil um ihren Aufbau. Simpler historischer Parallelismus ist deshalb fehl am Platz. Andererseits hat sich
            am geografischen und gesellschaftlichen Zuschnitt des Landes, jedenfalls außerhalb der Städte, in den vergangenen 150 Jahren kaum etwas verändert. Das Land verfügt über nur 24 km Schienennetz und 45.000 Festnetztelefonanschlüsse. Nur sechs Prozent der Staatsfläche ist aufgrund des enormen Anteils an steinigem Gebirge landwirtschaftlich
            nutzbar. Gleichwohl arbeiten zwei Drittel der Bevölkerung in der Landwirtschaft. Nur sechs Prozent der Bewohner verfügen über
            elektrischen Strom, 90 Prozent der Frauen sind Analphabeten, und die Opiumproduktion betrug 2007 8200 Tonnen, das sind 3000 Tonnen mehr als die gesamte sonstige Weltproduktion. Der Verkauf des Heroingrundstoffes bringt etwa das Zehnfache des Gewinns,
            der durch Weizenanbau erreicht würde. Kein Wunder, dass der Opiumhandel fast die Hälfte des Bruttoinlandsprodukts ausmacht
            und von mafiosen Privatmilizen kontrolliert wird.85

         Afghanistan ist – nach allen europäischen Maßstäben – unbeherrschbar geblieben. Hinter jeder der Bergketten, die das Land
            durchziehen wie Festungszinnen, kann ein anderer Kriegsfürst lauern. Es mag zynisch klingen, aber die Folge kolonialer (bis
            1919), kommunistischer (1979 – 1988) und islamistischer (bis heute) Eroberungszüge hat viele Afghanen eben nicht nur gelehrt, mit dem Krieg, sondern auch
            vom Krieg zu leben. »Afghanistan bleibt ein Land, in dem ein erheblicher Anteil der männlichen Bevölkerung keinen anderen
            Beruf gelernt hat als den des Kriegers. Schätzungen gehen von 1800 illegalen bewaffneten Gruppen mit einer Gesamtstärke von
            bis zu 130.000 Kämpfern aus«, heißt es in einem Handbuch, das jedem Bundeswehrsoldaten, der in den Afghanistaneinsatz aufbricht, ins Marschgepäck
            gegeben wird. Der amtliche Reiseführer des Militärgeschichtlichen Forschungsamtes warnt: »Greifen ausländische Kräfte in die
            Machtstrukturen ein, laufen sie selbst Gefahr, Ziel von Angriffen zu werden.«86

          

         Gegen all das, gegen Narko-Warlords, Steinzeitislamisten und korrupte Polizisten, setzt Europa auf einen allmählichen politischen
            Klimawandel. Zweitausend gebaute Schulen, Millionen von Kindern, die lesen und schreiben lernen, Asphaltstraßen für Wandel durch Handel, das sei doch wohl eine sehenswerte Bilanz, rühmen
            sich europäische Generale, wenn man sie in ihren Feldlagern besucht. Sicher ist sie das. Doch was davon geht eigentlich auf
            die Initiative der EU zurück?
         

         Der Aufbau des Landes wird von der Nato geleitet und von 52.000 Isaf-Soldaten gestemmt. Der Anteil der Europäischen Union beschränkt sich im Wesentlichen auf das Training von Polizisten.
            Und die Bilanz auf diesem Sektor ist absolut kümmerlich. Als »diskret« bezeichnete die Außenbeauftragte Ashton die Arbeit
            der EU im Bereich der Polizeiausbildung und der Justizreform Anfang 2010.87 Das ist Understatement in Vollendung. Die Leistungen Europas nach acht Jahren Sicherheitsaufbau in Afghanistan sind schlicht
            und ergreifend blamabel.
         

         2002 erklärte sich das deutsche Innenministerium bereit, das Polizeitraining am Hindukusch zu koordinieren. Dazu baute es
            zunächst einmal ein schmuckes Hauptquartier im Diplomatenviertel von Kabul auf. Das dreistöckige Bürogebäude in roter Backsteinoptik
            ist von ausgesuchter Behaglichkeit. In dem begrünten Atrium, in dem die blaue EU-Flagge weht, wachsen Ziersträucher, Verandatüren führen hinaus in den Innenhof. Ein paar afghanische Händler liefern gerade schmucke,
            handgeknüpfte Teppiche an, die ein Trupp deutscher Polizisten fachmännisch in Augenschein nimmt. »EUPOL Headquarters« steht
            auf einem Stein neben der Einfahrt. Seit Mai 2007 trägt offiziell die Europäische Union hier die Verantwortung.
         

         Die Erfolge des Projekts sind schnell erzählt: Gerade einmal 250 europäische Polizeiausbilder taten Ende 2009 in Afghanistan
            Dienst. Gebrauchen könnte das 32-Millionen-Einwohner-Land die zwanzigfache Zahl. Der Streitkräfteausschuss der US-Senats schätzt, dass 4225 Polizeitrainer nötig wären, um in akzeptabler Zeit die Zielmarke von 134.000 afghanischen Polizisten zu erreichen, die nötig
            wäre, um wenigstens ansatzweise so wie »selbsttragende Sicherheit« herzustellen. (In Deutschland, zum Vergleich, gibt es bei 80 Millionen Einwohnern etwa 250.000 Beamte).88 Laut afghanischer Regierung waren bis Ende 2009 82.000 Polizisten ausgebildet. Wie viele von ihnen allerdings ihrem Job ernsthaft nachgehen, wie viele wieder desertierten oder zu
            den besser zahlenden Taliban überliefen, kann niemand sagen.
         

         Nicht alle Mitarbeiter im Kabuler EUPOL-Hauptquartier sind gut auf die beiden deutschen Missionschefs zu sprechen, die Berlin zu Anfang des Projekts nach Kabul entsandt hat. »Das war
            ein Kaffeejob für die, ein gut bezahlter Kaffeejob«, lästert ein nordeuropäischer Diplomat. Mittlerweile hat der Däne Kai
            Vittrup die Leitung von EUPOL übernommen. Er ist ein drahtiger Mann, dem anzumerken ist, wie er für seine Aufgabe brennt.
            Seine Uniformärmel trägt er hochgekrempelt bis zu dem blauen EU-Abzeichen am Oberarm. Noch ist er nicht dazu gekommen, in seinem Büro Bilder aufzuhängen. Im Zimmer nebenan wird gerade heftig gehämmert
            und gebohrt. »Wir müssen für Ergebnisse sorgen«, sagt Vittrup ungeduldig. »Ich will auch Leute in den [gefährlichen] Osten
            des Landes rausschicken. Aber dazu brauchen wir Unterkünfte und die logistische Einbindung ins Militär.« 30.000 Polizisten will Vittrup in den nächsten Jahren ausbilden. Doch dafür müsste er viel mehr Trainer hinaus in die Städte entsenden
            können, nach Mazar-i-Sharif oder nach Herat. »Wir können nur hoffen«, resümiert der Däne, »dass sich mehr Freiwillige finden.«
         

         Vittrups größtes Problem, sagt er, bestehe darin, dass sich europäische Polizisten, anders als Soldaten, nicht nach Afghanistan
            zwingen ließen. Der Einsatz im Ausland ist und bleibt freiwillig, und wer den Schritt von zu Hause weg schon wage, sagt Vittrup,
            der wähle als Standort doch eher das Kosovo oder Georgien statt Afghanistan. »Da ist es viel freundlicher. Da gibt es schöne
            Innenstädte und Straßencafés. Die Optionen für Kabul sind etwas andere. Hier kann man getötet werden.« Das mache einen Einsatz
            in Afghanistan auch für Frau und Kind schwer vermittelbar.
         

         Das Resultat: Der EU-Mission fehlen noch immer zu viele Ausbilder. Freiwillige dürften in größerem Umfang kaum zu erwarten sein, solange die Europäische
            Union nicht die Anreize für Polizisten erhöht, sich auf die gefährliche Mission zu begeben. Anders als beim Militär wird der
            Einsatz von Polizisten in Afghanistan weder mit spürbaren Gehaltsaufbesserungen noch mit besseren Karrierechancen nach der
            Rückkehr gewürdigt. Es gilt nicht als Verdienst, nach Afghanistan zu gehen, sondern eher als eine Ausflucht. Um sich in den
            fordernden Langzeiteinsatz nach Afghanistan zu begeben, sind bei den Kandidaten bislang vor allem zwei andere Motivationen
            treibend, auf die niemand setzen sollte, der eine Vielzahl von Beamten anlocken will: Idealismus für die Sache und Frust in
            der Heimat.
         

         Von beiden berichtet der deutsche Bundespolizist Martin Heyne. Der Beamte war 35, als er sich 2005 entschied, für neun Monate als Aufbauhelfer nach Kabul zu gehen. Neben dem »starken inneren
            Wunsch, sich einer herausfordernden Auslandsverwendung zu stellen«, sagt Heyne, habe er auch nach einer Erleichterung für
            sein Privatleben gesucht. »Ich denke, dass Auslandsverwendungen oft eine Flucht vor einer Situation in der Heimat sind. Ich
            selbst befand mich in einer Ehekrise. Nach dem ersten Heimaturlaub, aus der Distanz heraus, habe ich mich dann einvernehmlich
            von meiner Frau getrennt. 2006 habe ich mich scheiden lassen. Andere Kollegen haben ähnliche Erfahrungen gemacht.«
         

         Und Heyne machte noch eine Erfahrung, von der viele Afghanistanrückkehrer berichten. Er fing sich eine Darmerkrankung ein,
            die langwierig tropenmedizinisch behandelt werden musste. Bis heute, sagt Heyne, leide er unter erheblichen Magen-Darm-Problemen.
            »Ich denke, sie hängen mit psychischem Stress zusammen, der zumindest zum Teil wohl auch auf die Auslandsverwendung zurückgeht.«
            In der Rückschau sei die Zeit in Kabul ein »knallharter Knochenjob« gewesen. Würde er ihn zu denselben Bedingungen noch einmal
            machen? Ja, sagt der Beamte, der derzeit am Frankfurter Flughaften Dienst tut – »wenn die Gesundheit wieder stimmt«. Heyne
            glaubt trotz aller zahlenmäßigen Erfolge der Amerikaner, dass die deutsche Methode beim Polizeiaufbau erfolgversprechender
            sei. »Ohne die für uns typische Gründlichkeit und Nachhaltigkeit besteht kaum Aussicht auf ein Missionsende. Die endemische
            Korruption in Afghanistan und die aus sozialem Verständnis heraus gewachsene Vetternwirtschaft machen jede auf kurze Sicht
            geplante Maßnahme zu einem Debakel. Mein Motto für den Afghanistaneinsatz lautete immer: Entweder wir machen es richtig oder
            gar nicht.«
         

         Aber was ist das Richtige für ein Land, in dem es ganz akut darum geht, ob die neue Regierung die Oberhand behält oder islamistische
            Milizen die Herrschaft zurück erringen? Ist es da wichtiger, Details des Polizei- und Ordnungsrechts zu lehren oder schnell
            viele Männer in Uniform in die Städte und Provinzen zu bekommen? In Afghanistan tobt ein Bürgerkrieg, und die Polizeitruppe
            ist dabei viel stärker Partei als die afghanische Armee. Gerade weil sie das alltägliche Gewaltmonopol des Staates symbolisiert,
            steht die Polizei als Erste im Fadenkreuz jener Taliban und Warlords, die durch den Wandel ihre Macht und ihr Vermögen bedroht
            sehen. Im Jahr 2009 kamen 646 afghanische Polizisten bei Anschlägen ums Leben, gegenüber 282 Soldaten, die in Gefechten getötet wurden.89

         Die amerikanische Regierung setzt deshalb, anders als Europa, vor allem auf Masse statt Klasse. Die US-Armee bildet in Afghanistan Polizisten in 8-wöchigen Crashkursen aus. Vorrang habe nach ihrer Ansicht, machen die Verantwortlichen klar, ein rascher Aufwuchs der Truppe. Bevölkerung
            und Taliban müsse das Signal vermittelt werden, dass es keinen Weg zurück gebe in die archaische Fundamentalistenherrschaft.
         

         »Wir wissen, dass man die Polizei zu ordentlichen Gesetzeshütern erziehen muss«, sagt der amerikanische General Richard P. Formica. Der stämmige Offizier empfängt im Besprechungsraum des schwer bewachten US-Hauptquartiers im Kabuler Regierungsviertel. Von hier aus koordiniert er denjenigen Polizeiaufbau, der unter amerikanischer Ägide stattfindet.
            »Aber um ein Gesetzeshüter zu sein, muss man erst mal überleben. Und dabei helfen wir ihnen.« Natürlich fördere die US-Armee auch eine Polizeiakademie, an der in dreijährigen Kursen Polizisten für höhere Ränge ausbildet würden, sagt Formica. »Bloß
            kriegt man«, bekräftigt er mit durchaus donnernder Stimme, »keine Zehntausende Polizisten auf die Straße, wenn man sie alle
            an die Uni schickt. Wir brauchen einfach erst mal eine Präsenztruppe da draußen.«
         

         Doch die EU beharrt auf Bescheidenheit. Als Ziel gibt der Europäische Rat an, das EUPOL-Kontingent auf 400 Ausbilder aufzustocken. Deutschland geht zwar voran bei der Rekrutierung neuer Trainer, doch im Vergleich zu dem, was nötig
            wäre, gleicht die Erhöhung der Mannschaftsstärke um 100 bis 200 Männer mehr dem berühmten Tropfen auf dem heißen Stein. Sie reicht jedenfalls nicht aus, um in Washington den Eindruck zu
            zerstreuen, die Europäer überließen den harten Teil des Wiederaufbaus am Hindukusch, wie schon zu Bush-Zeiten, den Amerikanern.
            Trotz des Sympathiebonus, den Barack Obama nach seiner Wahl mitbrachte, zweifeln Amerikas Außenpolitiker daran, ob Europa
            in Afghanistan wirklich Frieden will oder ob es nicht viel eher mit Afghanistan in Frieden gelassen werden möchte. Dass Europa
            sehr wohl in der Lage ist, kurzfristig eine Menge Polizisten zu mobilisieren, zeigte sich nach dem Erdbeben Anfang 2010 auf
            Haiti. Binnen weniger Wochen stellte ein EU-Krisenstab in Brüssel eine knapp 350 Mann starke Polizeitruppe, vor allem aus französischen Gendarmen und italienischen Carabinieri zusammen, um die hilfsbedürftigen
            Obdachlosen auf der Karibikinsel vor Kriminellen zu schützen. Auf die Frage, ob es ein Fehler gewesen sei, die Deutschen mit
            der Ausbildung der Polizei zu betrauen, zürnte Richard Holbrook, der amerikanische Sonderbeauftragte für Afghanistan und Pakistan
            Ende 2009 in einem Interview: »Das haben die doch nie gemacht. Die Aufgabe wurde zwar den Deutschen übertragen, aber die eigentliche
            Ausbildung übernahmen Amerikaner. Das war ein lumpiger Bürokratenkompromiss.«90

         Der scheidende US-Nato-Botschafter Kurt Volker stellte, kurz bevor er Brüssel Mitte 2009 verließ, die entscheidende Frage: »Fühlt sich Europa der
            Aufgabe [in Afghanistan] wirklich so verpflichte, wie die Vereinigten Staaten es tun?« Die einfache Antwort lautet nein. Der
            Afghanistan-Einsatz lässt sich heute nicht mehr so begründen wie unmittelbar nach dem 11. September, als Bundeskanzler Gerhard Schröder den Vereinigten Staaten noch »uneingeschränkte Solidarität« versicherte. Der
            eigentliche Afghanistankrieg hat in den ersten Monaten nach den Terrorattacken auf New York und Washington sein Ziel erreicht.
            Al-Qaida wurde in seiner einstmals quasi-militärischen Form zerschlagen und aus Afghanistan vertrieben.
         

         Doch die Terrorgruppe hat sich nicht aufgelöst, sondern umgewandelt. Aus Kadern wurden freischaffende Dschihadisten, aus konkreten
            Befehlen eine abstrakte Idee. Bin Ladens Truppe hat sich globalisiert und funktioniert nach dem Prinzip eines Franchise-Unternehmens.
            Jeder, der sich der Firmenphilosophie unterwirft, kann mitmachen und den Konzern stärken. Ein algerischer Islamist in Frankreich
            kann sich heute ebenso dem »al-Qaidaismus« verschreiben wie ein pakistanischer Frömmler in Bradford oder ein deutscher Konvertit in Düsseldorf. Deshalb braucht es
            heute keine afghanischen Ausbildungslager mehr, um Anhänger zu rekrutieren und Attentate zu planen. Dies ist mittlerweile
            im Sauerland genauso möglich wie in London, Madrid oder im Falle der »Kofferbomber«, in Kiel. Die ideologische Anleitung kommt
            aus dem Internet, das Bombenmaterial aus dem Baumarkt. Jene home grown terrorists, also in Europa aufgewachsene Muslime, die sich radikalisierten und Anschläge auf U-Bahnen, Pendlerzüge und Kasernen planten oder verübten, rechtfertigten ihre Taten heute auch mit einem »Vernichtungsfeldzug«, den
            aus ihrer Sicht der Westen in Afghanistan gegen ihre Glaubensbrüder führe. Jede neue Auslandsmission, sei es im Libanon, sei
            es im Tschad, bestätigt sie in ihrem Wahn von einem Weltbürgerkrieg des Westens gegen die Muslime. Europa wird also nicht attackiert, obwohl, sondern
            weil es Islamisten am Hindukusch bekämpft. Der Westen droht in Afghanistan zu scheitern. Die EU überlässt die Kriegsgeschäfte
            deshalb allzu gerne dem Nato-Quartier am Brüsseler Stadtrand. Sollen die doch das Dilemma der Terrorbekämpfung lösen. Warum
            sollte am Ende das Markenzeichen des blauen Sternenbanners darunter zu leiden haben, wenn Afghanistan zurück in die Hände
            der Extremisten fällt?
         

      

   
      
         

         
            Die Mittelmeerunion: der eingeschlafene Fuß Europas 

         

         Der Grand Palais in Paris ist eine gigantische Halle der Ambitionen. Das Wunderwerk aus Stahl und Glas, dessen Kuppeldächer
            sich zum Himmel aufbäumen, wurde zur Weltausstellung 1900 errichtet. Deren Gelände erstreckte sich damals über die Boulevards
            zu beiden Seiten der Seine bis zum Eiffelturm und den Champs des Mars. Es war ein Jahrhundertereignis für Millionen Besucher.
            »Vierzig Länder beteiligten sich an der Weltausstellung«, notiert der niederländische Schriftsteller Geert Mak in seinem erinnerungsreichen
            Europareisebuch, »Kalifornien hatte ein begehbares Modell einer Goldmine graben lassen, Ägypten kam mit einem Tempel und einer
            antiken Grabkammer, das Vereinigte Königreich präsentierte sich mit all seinen Kolonien, Deutschland zeigte eine Dampflokomotive,
            die 120 Stundenkilometer fahren konnte, Frankreich stellte ein Motorflugzeug von Clément Ader aus, eine riesige Fledermaus mit fünfzehn
            Metern Spannweite, denn irgendwann würde der Mensch sich in die Lüfte erheben können.«91

         Ein Jahrhundert später, am 13. Juli 2008, flogen Staatsgäste aus über 40 Ländern nach Paris ein. Nicolas Sarkozy hatte sie in die monumentale Kulisse des Grand Palais eingeladen. Hier sollte sie
            stattfinden, die Gründungsfeier einer neuen Allianz zwischen den 27 EU-Mitgliedern und 17 Mittelmeeranrainern. »Mittelmeerunion« wurde das neue Peripherieprojekt getauft. Von Algerien bis zur Türkei sollte sie reichen, Israel genauso einschließen wie
            die Palästinensergebiete und Syrien und mit europäischer Hilfe einen neuen Bogen der Kooperation bilden, über alle politischen
            Gräben hinweg, zum Nutzen des weiteren Erdkreises. Entsprechend pompös ging es zu an diesem strahlend sonnigen Sommertag.
            Paris hatte sich herausgeputzt zum Nationalfeiertag, der einen Tag später stattfand, und Sarkozy ließ es sich nicht nehmen,
            die 43 Staatschefs einzuladen, mit ihm zusammen das Militärdéfilé auf den Champs Élysée abzunehmen, mit dem sich Frankreich alljährlich
            als Mutterland der Menschenrechte feiert. Mit ausgestreckten Armen empfing der Franzose Israels Ministerpräsident Ehud Olmert
            ebenso wie den Palästinenserpräsident Mahmud Abbas und den syrischen Herrscher Baschir al-Assad. »Wie kann man Frieden herstellen,
            wenn man nicht mit Leuten redet, die andere Auffassungen haben?«, rechtfertigte Sarkozy die roten Teppiche auch für den einen
            oder anderen Autokraten aus dem Süden. Schon wenige Stunden nach Beginn des Pariser Treffens konnte Sarkozy verkünden, Syrien und der Libanon wollten wieder Botschafter
            austauschen. Zugreifende Hände, lächelnde Antagonisten, das war das Bild des großen Mittelmeergipfels.
         

         Mit der Mittelmeerunion wollte die Europäische Union ihre ganze politische Artenvielfalt zur Schau stellen. Mit Kläranlagenbau
            in Nordafrika bis hin zu neuen Friedensgesprächen im Nahen Osten sollte der Pakt helfen, Wohlstand und damit Sicherheit für
            alle Seiten zu fördern. Blühende Landschaften malten sich die Planer aus. Entlang der Levante und des Maghreb sollten Häfen
            ausgebaut und der Freihandel beschleunigt werden. Die EU bot an, die Verschmutzung des Mittelmeeres einzudämmen, die Sahara
            als Solarstromquelle zu erschließen und den Akademikeraustausch zu beflügeln. Die Sache hatte einen Reiz, der der Kraft des
            Staatenblocks ausnahmsweise einmal gerecht zu werden schien: Eine prinzipiell einige und starke Weltregion reichte einer prinzipiell
            uneinigen und schwachen Nachbarregion die Hand zum Teamplay.
         

         Alles, was die Mittelmeerunion beinhaltete, waren richtige, ja angesichts katastrophaler Wirtschaftsdaten und eines enormen
            youth bulge in den Maghreb-Staaten geradezu zwingende Anstöße. Etwa zwei Drittel der nordafrikanischen Bevölkerung sind unter 30 Jahren alt, ein Viertel von ihnen hat nach Schätzungen der Weltbank keine Aussicht auf einen Arbeitsplatz. Unabhängige, mittelständische
            Unternehmer sind in den Ländern südlich des Mittelmeeres noch keine ernst zu nehmende wirtschaftliche und politische Größe.
            Wohlstandsförderung ist dort nicht nur ein gesellschaftliches Gebot, sondern auch eines der internationalen Sicherheit, weil
            sie das wirksamste Mittel gegen religiöse und politische Radikalisierung darstellt. EU-Entwicklungsprogramme wären keine Geschenke für Diktatoren, sondern vielmehr ein Ansatz zu gesellschaftlichen Reformen, von denen auch der Norden
            profitieren würde. Fairere und chancenreichere Staatswesen im Süden wären schließlich der beste Weg, den Migrationsdruck auf
            die EU zu mindern. Die Mittelmeerunion hätte die beeindruckende Zweckgemeinschaft rund ums Mare Nostrum seit dem Römischen
            Imperium werden können; eine Friedenskooperative für den Nahen Osten, gekoppelt an milliardenschwere Entwicklungsprogramme
            für die arabische Nachbarschaft.
         

         Ein erstes Partnerschaftsprogramm für das Mittelmeer, der »Barcelona-Prozess«, von der EU 1995 angestoßen, hatte sich aus
            verschiedenen Gründen als Flop erwiesen. Die Budgets waren schmal, die Verankerung in Brüssel mangelhaft, und es stellte sich
            heraus, dass sich die arabischen Regierungen nicht von Europas Entwicklungsplanern bevormunden und schon gar nicht schleichend
            demokratisieren lassen wollten. Die großspurig gestartete Mittelmeerpolitik endete damals als eingeschlafener Fuß Europas.
            Zur Zehn-Jahresfeier des Barcelona-Prozesses erschien 2006 kein einziger Regierungschef aus den Mittelmeeranrainern. Zwar
            bekannten sich auch in der Pariser Gipfelerklärung von 2008 die 43 Staatschefs zur Stärkung des »politischen Pluralismus« und der Menschenrechte. Doch der Weg sollte diesmal nicht schulmeisterliche
            Einmischung aus Brüssel sein, sondern wirtschaftliche Einbindung. Europa, schien es, hatte gelernt aus den Fehlern des »Barcelona-Prozesses«.
            Mit der Mittelmeerunion setzte es seine Hoffnungen auf die ordnende Hand des Marktes. Vor allem die Ägypter, so glaubte man
            in Brüssel, würden die historische Chance erkennen, die ihnen der Bund mit dem Norden bot.
         

          

         Tatsächlich sah am Anfang auch alles nach einem erfolgreichen Großprojekt der EU aus. Auf einem Podium in Brüssel geriet Seenot
            Haleem Dous, Mitglied des Auswärtigen Ausschusses der ägyptischen Schura, ins Schwärmen: Den Kampf gegen Terror voranbringen,
            Energieprobleme lösen, den Respekt vor Menschenrechten fördern, neue Wirtschaftsprojekte in der Wüste anstoßen, gemeinsame
            Fischereiforschung betreiben, die Auswanderung regulieren, Landminen beseitigen, Studenten austauschen, die Umwelt schützen,
            vielleicht sogar eine Freihandelszone schaffen, all das, und noch viel mehr, ja, selbstverständlich unterstütze das seine
            Regierung. »In Ägypten«, versicherte Dous, »wäre das südliche Sekretariat für die Mittelmeerunion am besten angesiedelt.«
         

         Doch nicht alle Nordafrikaner zeigten von Beginn solchen an Enthusiasmus. »Das Problem ist«, gab schon im Sommer 2008 ein
            libyscher Diplomat in Brüssel zu bedenken, »dass die Führer in unseren Ländern auf die Stimmung in der Bevölkerung hören müssen.
            Wir können uns nicht einfach so auf eine Seite schlagen.« Auf die europäisch-proisraelische, meinte er damit. Erst, so der
            Mann, müsse eine Lösung der Palästinenserfrage her. Danach könne man über alles andere reden. Prophetische Worte, wie sich
            herausstellte. Denn genau aus diesen Gründen sollte die Freude der Gründer am neuen »Club Med« nicht lange anhalten.
         

         Am 27. Dezember 2008 begann die israelische Armee mit einer Welle von Luftangriffen auf den Gazastreifen. Mit der Großoffensive »Gegossenes
            Blei« wollte sie ein für allemal die raketenschießende Hamas zerschlagen. Bomben zerstörten Wohnviertel und Krankenhäuser,
            in den Straßen tobten Schlachten, auf beiden Seiten floss so viel Blut wie lange nicht mehr. Nach israelischen Angaben starben
            mehr als tausend Palästinenser. Zu den politischen Kollateralschäden dieser Eskalation gehörte die Mittelmeerunion. Seit der
            Gazakrieg begann, herrschte »Sprachlosigkeit« zwischen den Beteiligten. Die Araber wollten die Israelis nicht mehr mit am
            Tisch haben. Genau dies war für die Europäer aber eine unabdingbare Voraussetzung für weitere Gespräche gewesen. Ein Jahr
            nach der Gründung der Mittelmeerunion zog ein EU-Diplomat eine bittere Bilanz: »Es ist nichts passiert. Gar nichts. Das vergangene Jahr war für die Katz.«
         

         Dieses Ausgang war allerdings nicht allein dem Gazakonflikt geschuldet. Nach der schillernden Gründungsfeier in Paris galt
            das Projekt in Brüssels Politikarena gleichsam als abgehakt. Das öffentliche Interesse versackte ebenso plötzlich wie die
            politische Treibstoffzufuhr. Vor allem der ambitionierte Initiator Nicolas Sarkozy hatte mit einem Mal ganz andere Herausforderungen
            zu bewältigen: Den Georgienkrieg, den Gasstreit mit Russland und der Ukraine, die Wirtschaftskrise. Der einstige Treiber der
            Mittelmeerunion machte seinem Ruf als unsteter, verspielter Geist alle Ehre. »›Gestalten‹ ist neben ›lieben‹ eines der schönsten
            Worte überhaupt«, schreibt Sarkozy in seinem Buch ›Bekenntnisse‹. »Schon immer brach ich leidenschaftlich gern mit alten Gewohnheiten,
            um das Unmögliche möglich zu machen (…) und das auszuüben, was wir gemeinhin Macht nennen.« Offenkundig ist dieser Machtmensch
            aber auch einer, der schnelle Schnitte mehr liebt als den Dauerlauf.
         

         Im stillen Betrieb der Brüsseler Institutionen tat sich ebenfalls nichts mehr, was das Projekt befördert hätte. Von Anfang
            an hatte sich niemand darum gekümmert, die Mittelmeerunion mit funktionierenden Organen zu versorgen. Sie blieb eine Papiergeburt.
            Weder war bis zum Sommer 2009 ein Generalsekretär ernannt worden noch ein Statut geschrieben oder ein Mitarbeiterstab rekrutiert.
            Von den 16 Milliarden Euro, die im EU-Haushalt bis 2013 für die Mittelmeerunion bereitstehen, wurde nicht ein Cent beantragt. Es gab kein einziges Projekt, das zu finanzieren
            gewesen wäre. »Wir haben in Paris einfach behauptet: Das Ding ist jetzt da«, sagt einer, der mit den Abläufen vertraut ist. »Im Grunde
            genommen haben wir das Schiff vom Stapel gelassen, bevor das Deck geplankt war.« Die südlichen Mittelmeeranrainer, berichten
            Insider, fühlen sich wieder einmal nicht genug eingebunden in die Entscheidungen der EU-Player, und die Europäer warten vergeblich auf ausreichende operative Einigkeit zwischen Arabern und Israelis. Alles in allem scheint
            es, als würde die Mittelmeerunion dasselbe Schicksal erleiden wie ihr Vorgängerprojekt, der unglückliche Barcelona-Prozess.
         

          

         War also der ganze Rahmen zu groß gespannt? War es naiv von Brüssel, die zerstrittenen Lager des Nahen Osten und des Maghreb
            unter den Heilsversprechen des Wirtschaftswachstums zu Partnern zusammenschweißen zu wollen? Das nicht. Das Problem war lediglich,
            dass dem fulminanten Startschuss keine nennenswerten Taten folgten. »Vielleicht war unsere Politikvorstellung ein bisschen
            altmodisch«, überlegt ein selbstkritischer EU-Mitarbeiter. »Nach dem Motto: Wir führen an der Spitze, und die Truppen folgen.« Eine Villa in Barcelona wartet bis heute darauf, als
            Hauptquartier der Mittelmeerunion bezogen zu werden. Im »Palast von Pedralbes«, auf so viel konnten sich die Staatschefs immerhin
            einigen, soll eines Tages das EU-seitige Sekretariat der Union einziehen. Das prachtvolle Palais, erbaut im Stil des 18. Jahrhunderts, bietet einen ausladenden Garten, mehrere für Zeremonien geeignete Pavillons sowie eine Nettoarbeitsfläche von
            2703 Quadratmetern, zudem, wie auf der Homepage zu lesen, »ideale und effiziente Arbeitsplätze mit natürlichem Licht«.
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            Der dritte Fehler: Oben zu schnell und unten zu langsam 

         

         
            

            
               1. Oben zu schnell 

            

            
               

               
                  Nein, nein und noch mal ja: Von ein paar Iren lässt sich die EU doch nicht aufhalten 

               

               
                  
                  Es wird kein zweites Referendum geben. 

                  
                  Dick Roche, irischer Europaminister, vor dem ersten Referendum über den Lissabon-Vertrag

                  
               

                

               
                  
                  Ihr werdet uns nicht stoppen. Wir werden weiter voran gehen. Es gibt immer Wege. Das ist die Geschichte der EU. 

                  
                  Íñigo Méndez de Vigo, spanischer Europaabgeordneter, nach dem Nein der Iren

                  
               

                

               Das Hauptquartier der Freiheitskämpfer liegt inmitten feindlicher Gemäuer. Gegenüber dem Bürogebäude, in dem sie sich eingemietet
                  haben, hat der Europäische Personalauswahl-Dienst seinen Sitz, und durch die Häuserlücken schimmert die Glasfassade der EU-Kommission. »Libertas? Nein, das sind wir nicht!«, stellt die Dame an der Gegensprechanlage klar. »Fahren Sie hoch in den siebten Stock.« Ein Klingelschild
                  fehlt der neuen Partei kurz nach ihrem Einzug in Brüssel noch. Wie überhaupt vieles etwas provisorisch wirkte an der Bewegung,
                  die sich laut Eigenwerbung vorgenommen hatte, »die politische Landschaft des Kontinents zu verändern«.
               

               Oben, in einer loftartigen Etage, soll der Anführer der Rebellen schalten und walten, ein Mann, dem seine Anhänger magische
                  Kräfte nachsagen. »Unglaublich energetisch«, beschreibt ihn einer seiner Mitstreiter. Ein anderer schwört, er habe jahrelang
                  in der Industrie gearbeitet, aber »keinen vergleichbaren Menschen kennen gelernt«. Die Rede ist von Declan Ganley, geboren
                  1968, einem millionenschweren Telekommunikationsunternehmer aus Irland. Ein bürgerlicher Heiland ist der Selfmademan aus kleinen
                  Verhältnissen für die einen, ein populistischer Rattenfänger für die anderen. Ganleys Plan jedenfalls war ein ehrgeiziger.
                  Er wollte das Brüsseler Establishment das Fürchten lehren, indem er ganz Europa gegen die EU mobilisierte; mit »Libertas«,
                  einer, wie er es sah, wahrhaft pro-europäischen Partei. Denn Europa, glauben Ganley und seine Verbündeten, habe mit der EU
                  nicht mehr viel zu tun. Die Union sei zu einer antidemokratischen, gesichtslosen und entrückten Gesetzesmaschine degeneriert. Libertas wollte
                  auf die Bremse treten, bevor es zu spät war. Das wichtigste Ziel der Gruppe lautete, den Lissabon-Vertrag zu verhindern. Die
                  EU-Apo, die sich ab dem Frühjahr 2009 aus dem Stand gruppierte, war bemerkenswerterweise die erste wirklich paneuropäische Partei,
                  die jemals in Brüssel antrat. Kurz vor den Europawahlen hatte sie Ableger in Frankreich, Großbritannien, Spanien, Dänemark,
                  Schweden, Polen, Ungarn, Tschechien und einer ganzen Reihe kleinerer Länder gegründet. Ihre Anhänger machten sich Hoffnungen
                  auf ein zweistelliges Wahlergebnis bei der Parlamentsbestellung. Wenn das passiere, so ihre Hoffnung, könnten die Eurokraten
                  die Opposition der Bürger nicht mehr ignorieren.
               

               Die »Neuropäer« waren schnell Gesprächsstoff in der EU-Bastion. Selbst manch ein Kommissionsbeamter gab hinter vorgehaltener Hand zu, es sei an der Zeit für mehr gesunden Widerspruch gegen
                  die stumme, aber stetige Gewalt der europäischen Integration. Keine Frage, Declan Ganley hatte einen Nerv getroffen. Er wollte
                  all jenen, die sich am scheinbar unabänderlichen Machtzuwachs der EU störten, all jenen, die das ungute Gefühl hatten, die
                  EU gleiche einem Zug, der schneller fahre als seine Passagiere, eine ideologisch unverseuchte Wahlalternative zu den links-
                  und rechtsextremen Europahassern bieten. Der Aufstieg der bürgerlichen EU-Rebellen begann in seiner Heimat, in Irland. Declan Ganley hatte es dort in beachtlicher Geschwindigkeit geschafft, zum Albtraum für
                  die Dubliner Regierung zu werden.
               

                

               Ganleys Anwesen in der Grafschaft Galway liegt so abgeschieden, dass ein Mitarbeiter zu einem kleinen Provinzbahnhof kommen
                  muss, um Besucher abzuholen, dann geht es noch einmal eine gute halbe Stunde über Land- und Feldstraßen. Hinter einer gewundenen,
                  baumgesäumten Allee öffnet sich schließlich die Zufahrt zu Ganleys Haus. Es ist ein ehemaliges Priesterseminar, das der neue
                  Besitzer zu einem repräsentativen Landsitz ausgebaut hat. Eine Fontäne schießt aus einem künstlichen See, und der Schotter
                  knirscht, als Ganley spät am Abend mit seinem schweren Mercedes die Auffahrt heraufkommt.
               

               Er kommt gerade aus einem Hotel im nahe gelegenen Dörfchen Tuam. Er hat blaue Autoaufkleber, Baseballmützen und Tassen mit
                  der Forderung »Vote no to Lisbon!« darauf verteilt, und er hat der Landbevölkerung ein bisschen Angst gemacht vor den Eurokraten, denen es darum ginge, auch noch die Steuergesetzgebung
                  in die Hand zu bekommen, was ein Wahnsinn sei, weil sich damit endgültig die Demokratie aus Europa verabschiede, und davon
                  abgesehen könne er, der Geschäftsmann, eines nun wirklich aus tiefster Seele versichern: »Der Lissabon-Vertrag ist schlecht
                  fürs irische Business.« Die Leute haben geklatscht, sie haben ihm am Ausgang am Ärmel seines Maßanzugs festgehalten, weil
                  sie ihm die Hand schütteln und für seinen Mut gratulieren wollten, sie haben ihn gefragt, warum er sich das alles antue, und
                  ihm alles Gute gewünscht, und jetzt ist er ein wenig erschöpft. Er braucht noch einmal dieses Lied. Ganley geht ins Wohnzimmer,
                  wirft sein Jackett auf die Couch, steckt die CD in die Anlage und dreht die Lautstärke bis zur Schmerzgrenze auf.
               

               
                  
                  Hast du jemals innegehalten und dich gefragt, 

                  
                  Jetzt, da du wohlhabend und frei bist, 

                  
                  Wer dafür gekämpft hat und gestorben ist, 

                  
                  Um dir und mir dieses bessere Leben zu geben? 

                  
               

               »Hören Sie genau zu!«, ruft Ganley durch den Sturm aus Violinen und Trommelwirbeln. Der Sänger ist die irische Folklegende
                  Liam Tiernan. Er hat das Stück für Ganley komponiert, nachdem er Weihnachten hier draußen bei ihm in Tuam verbracht hat. Der
                  Hausherr dreht noch einmal am Lautstärkeregler, lacht hell auf und tänzelt hinüber in die Küche. Ein Rebelsong der allerneuesten
                  irischen Sorte ist bei den Diskussionen unter dem Tannenbaum herausgekommen. Die prominente Whiskeystimme aus Belfast schmettert
                  nicht mehr gegen Britannien an. Sondern gegen Brüssel.
               

               
                  
                  Durch Hungersnot, Krieg und Ausbeutung, 

                  
                  Haben wir so hart gefochten, um frei zu sein. 

                  
                  Sagt Nein zum Vertrag von Lissabon! 

                  
                  Lasst uns echte Demokratie haben! 

                  
               

               Die Iren, so wollte es das juristische Schicksal, waren das einzige Volk Europas, das per Referendum über den Lissabon-Vertrag
                  abzustimmen hatte. Die irische Verfassung, nach langem Unabhängigkeitskampf geschrieben mit gehörigem Sinn für die Freuden
                  der Souveränität, sieht für Fälle von Kompetenzübertragungen an außerstaatliche Stellen diese Schwelle vor. Damit gerieten die Iren zugleich in die Rolle des Gesamtentscheiders. Denn wenn
                  nur ein Staat die Zustimmung zum Lissabon-Vertrag verweigerte, so regelte es die europäische Geschäftsordnung klipp und klar,
                  wäre er gescheitert.
               

               Der Premierminister in Dublin, Brian Cowen, packte angesichts des Sturmlaufs der Vertragsgegner auf seiner Insel die Nervosität.
                  Er erklärt ein Ja zum Lissabon-Vertrag zur Staatsraison. Bereits 2005 hatten Franzosen und Niederländer das damals noch »EU-Verfassung« genannte Werk in Volksentscheiden abgelehnt. Seither steckten Hunderte von Ministerialbeamten, Diplomaten und Juristen in
                  Europas Hauptstädten ihrer ganze Energie in eine Neuauflage, hatte nicht zuletzt Angela Merkel höchste staatsmännische Künste
                  aufgeboten, um am Ende auch die skeptische polnische Regierung zur Zustimmung zu bringen, bis schließlich sämtliche Staatschefs
                  im Dezember 2007 in Lissabon zusammenkamen, um jenes Mammutwerk zu unterschreiben, das Europa endlich, endlich effizient regierbar
                  machen soll.
               

               Und die große Neuordnung Europas sollte nun an einer kleinen Insel mit 4 Millionen Einwohnern scheitern? Bloß daran womöglich, dass der Telekommunikationsunternehmer Declan Ganley glaubt, er müsse
                  sich auch noch als politischer Revolutionär beweisen? Für wen hält der Mann sich? »Ich bin ein überzeugter Europäer«, sagt
                  er, während er Tee eingießt. »Aber ich will Demokratie, keine Oligarchie. Sagen Sie mir: Wie bitte soll ein zukünftiger Europäischer
                  Präsident, der nicht vom Volk gewählt ist, der chinesischen Regierung gegenübertreten und ihr etwas von Demokratie erzählen?«
               

               Eine Antwort wäre, dass ein Kontinent aus 27 Nationen mit einer komplizierten Einigungsgeschichte schlicht nicht so demokratisch verfasst sein kann wie ein Einzelstaat.
                  Europa ist nicht Amerika. Seine Bedienungsanleitung muss zwangsläufig etwas komplizierter ausfallen. Ganley springt von seinem
                  Stuhl auf und knallt die schwere Silberkanne auf den Tisch. »Wissen Sie was? Die Geschichte der EU wäre anders verlaufen,
                  wenn es früher Leute wie mich gegeben hätte, die aufgestanden wären und ihre Meinung gesagt hätten!« In Declan Ganleys Zorn,
                  in dem Applaus der Menschen, die ihm auf Dorfversammlungen zujubeln, drückte sich ein Unwohlsein gegenüber Europa aus, das
                  aus einem eigentlich gesunden Bauchgefühl stammt – und das nicht nur viele Iren verspüren. Die Menschen fragten sich: Warum soll ich einem 450-Seiten-Vertrag zustimmen, den ich nicht verstehe? Warum kommen immer mehr Gesetze aus Brüssel, von deren Entstehung ich nichts mitbekomme?
                  Warum soll eine undurchschaubare Kommission, die mit nicht demokratisch gewählten Vertretern besetzt ist, noch mächtiger werden?
               

               Auf der kleinen Atlantikinsel tobte im Frühjahr 2008 eine verspätete Stellvertreterauseinandersetzung ums große europäische
                  Ganze. Zwar hätten die Lissabon-Befürworter auf manche der Systemfragen der Gegner gute Antworten finden können. Doch statt
                  sich auf eine konstruktive Diskussion über die Evolution der EU einzulassen, überzogen sich beide Seiten mit Verteufelungen.
                  Das irische Referendum, so stellte Ganley es dar, würde den Europäern die letzte Chance geben, den gefräßigen Zentralisten
                  in Brüssel Einhalt zu gebieten, ihnen eine rote Linie zu ziehen. »Danach«, warnte er, »werden wir nie wieder über die EU abstimmen.«
                  Und wenn die Iren tatsächlich Nein sagen sollten, was dann? »Dann werden die Staatschefs zurückkehren müssen an die Verhandlungstische,
                  um uns etwas Besseres anzubieten. Das Gespött Europas werden nicht die Iren sein, sondern die Brüsseler Bürokraten.«
               

               In der Dubliner Staatskanzlei versuchte die Regierung verzweifelt, den charismatischen Volkstribun aus Galway als dubiosen
                  Schattenmann zu diskreditieren. Ganley, versicherte Europaminister Dick Roche, pflege eine »neoliberale, amerikanisch beeinflusste
                  Denke«. Mit hochgezogenen Augenbrauen und im Flüsterton fügte er hinzu, der Mann unterhalte außerdem »viele Geschäftsbeziehungen
                  zum US-Militär«. Unter Journalisten in Dublin und Brüssel haben solche Anspielungen dazu geführt, Ganley Verbindungen zur CIA zu unterstellen.
                  Tätsächlich machte der mit einer Amerikanerin verheiratete Mann keinen Hehl daraus, dass er die US-Nationalgarde mit einem System zu Kommunikation in Krisenfällen ausgerüstet hat. Er ist sogar stolz darauf, weil die Hightech-Handys nach
                  dem Hurrikan Caterina in New Orleans zum Einsatz kamen und Ganleys Firma Rivada Networks dafür eine Auszeichnung erhielt.
                  In der Lesart seiner Gegner machten ihn solche Geschäftsbeziehungen zu einer Marionette der Neocons. Der Bundesnachrichtendienst
                  in Berlin forderte sogar einen Bericht über Ganley an, weil er den Verdacht eröffnet sah, »fremde Mächte« würden in Europa
                  tätig. Als würde der US-Geheimdienst einen antieuropäischen Einflussagenten auf dem Flugzeugträger Irland postieren, um den Lissabon-Vertrag zu kippen.
               

               Mit solchen abenteuerlichen Spekulationen kaschierten die Lissabon-Befürworter ihre eigene Schwäche. Sie hatten keine Antwort
                  auf die Frage zu bieten, die Ganley jenseits seiner populistischen Spins aufwarf. Sie lautete, wie sich Zweck und Ziel des
                  immer mächtiger werdenden Gebildes Europa den Europäern in ein paar verständlichen Sätzen erklären ließen. Das politische
                  Establishment erweckte den Eindruck, die Bedenken der Bürger weder gehört noch verstanden zu haben. Wie stark lässt sich die
                  demokratische Legitimationskette zwischen Bürger und Politiker strapazieren? Wohin bewegt sich diese EU? Soll sie ein föderales
                  Gebilde werden? Wollen wir das tatsächlich? Libertas versuchte, mitunter durch provokative Halbwahrheiten über den Lissabon-Vertrag,
                  der Regierung nichts anderes als volksnahe Grundsatzdiskussion aufzuzwingen.
               

               Mit ebensolcher Hartnäckigkeit weigerten sich die EU-Regierungen im Vorfeld des irischen Referendums, auf diese Grundsatzfragen einzugehen. Die ganze Diskussion hätten doch schon 27 Staatschefs samt Experten-Entouragen geführt, es gäbe gar keine Legitimationsnot, hieß es. »Wenn 27 Regierungen sich jahrelang Gedanken um den Lissabon-Vertrag gemacht haben und er von vielen Experten ausgearbeitet wurde,
                  dann, finde ich, sollten Sie davon ausgehen, dass die Sache schon in Ordnung ist«, entgegnete mir eine deutsche Diplomatin
                  in Irland auf die Frage, warum es schon als Tabubruch gelte, kritische Fragen über den Inhalt des Konvolutes aufzuwerfen.
               

               Könnte man aber nicht auch genau das Gegenteil für wahrscheinlich halten? Zweifellos ist es angesichts des Flickenteppichs,
                  den die EU darstellt, schon eine enorme Errungenschaft, dass sich 27 Nationalstaaten überhaupt auf einen Vertragstext einigen können. Andererseits fällt es schon einzelnen Regierungen bisweilen
                  schwer, Gesetze zu erlassen, die handwerklich sauber und interessengerecht gestaltet sind. Die Frage, ob eine Horde von Juristen
                  und Ministerialen aus 27 Ländern sich mit dem Lissabon-Vertrag wirklich auf das Bestmögliche geeinigt haben, ist daher sehr wohl berechtigt. Zumal
                  fast alle Regierungen von dem Wunsch getrieben waren, die neue europäische Bedienungsanleitung möglichst schnell und störungsfrei
                  durch ihre Parlamente zu bekommen.
               

               Doch die Warnschüsse der Verfassungsablehnungen in Frankreich und den Niederlanden von 2005 waren nicht nur ungehört verhallt.
                  Sie wurden mit den bemerkenswertesten Erklärungen verdrängt. Wann immer die Bürger einer EU-Vertiefung eine Absage erteilten, redeten sich die Regierungen ein, dahinter hätten »innenpolitische Gründe« gestanden. Komischerweise
                  behauptete dergleichen niemand, als die Spanier im Februar 2005 in einem konsultativen, also nicht bindenden Referendum der
                  EU-Verfassung zustimmten – obwohl doch dabei die eigentlich nicht abstimmungsrelevanten, aber segensreichen EU-Förderungen für das Land eine Rolle gespielt haben könnten.92

               »Ich glaube nicht, dass die französischen oder niederländischen Wähler die Europäische Verfassung abgelehnt haben«, erklärte
                  damals mit sonorer Stimme der luxemburgische Ministerpräsident Jean-Claude Juncker. »Diese fabelhafte Weigerung, zwei weithin
                  bekannt gewordene Nachrichtenereignisse anzuerkennen, machen ihn zu einem würdigen Empfänger des Preises«, begründete das
                  britische Nachrichtenmagazin ›Ecomonist‹ daraufhin seine satirisch gemeinte Forderung, Juncker mit der Louis-XVI-Medaille für den europäischen Regierungschef mit dem am weitesten fortgeschrittenen Realitätsverlust auszuzeichnen.93

               Auch in Irland saßen, wie sich zeigen sollte, die Gründe für die Skepsis gegenüber der Brüsseler Zentralgewalt tiefer, als
                  es der Großteil der EU-Regierungen wahrhaben wollte. Am 12. Juni 2008 machten sich die Iren auf zu den Wahlurnen. Mit krampfhafter Routine hatten Brüssels Maschinisten in den Tagen zuvor
                  so getan, als stünde keine Schicksalsfrage für Europa an. Das Referendum war schlicht kein Thema in offiziellen Runden. Ein
                  Grund dafür war die Angst, dass sich eine Diskussion über einen »Plan B« entspinnen könnte. Dass es womöglich eine Welt ohne
                  Lissabon-Vertrag geben könnte, wollte man den Iren natürlich nicht auf die Nase binden. Im Gegenteil, bekräftigten verschiedene
                  Staatschefs und Kommissionspräsident Barroso, es gebe nur diese eine Gelegenheit, für den Vertrag zu stimmen, die Zukunft
                  Europas kenne keine Alternative. Doch den Iren derart ins Gewissen zu reden, zeitigte nicht die gewünschten Effekte.
               

               Am Freitag, den 13. Juni, waren die Stimmen ausgezählt. 53,4 Prozent der Wähler hatten gegen den Vertrag gestimmt. »Lissabon ist tot«, vermeldeten in Dublin Declan Ganley und seine Anhänger.
               

               Sofort lösten Pressemitteilungen aus dem EU-Parlament in Brüssel Brandgeruch aus. Europa stecke in einer »existenzbedrohenden Krise«, versuchten vereinzelte Abgeordnete die Öffentlichkeit
                  zu überzeugen, ja, in einer »politischen Krise mit Folgewirkungen, die im Moment niemand voraussagen kann«. Der so beschworene
                  Ausnahmezustand schien aber nicht richtig in Gang kommen zu wollen. Die EU-Maschinerie surrte nach dem Nein der Iren unbeeindruckt weiter auf Routinedrehzahl. In der allmittäglichen Pressekonferenz im Berlaymont-Gebäude
                  sprach der Vizepräsident der EU-Kommission über die Entwicklung der europäischen Asylpolitik. Der Hohe Außenbeauftragte Javier Solana weilte im Iran, um einen Vorschlag
                  zur zivilen Zusammenarbeit in Nuklearfragen zu überbringen. Und der Europäische Rat drückte tiefe Sorge aus. Über? Die sich
                  verschlechternde Sicherheitslage im Sudan.
               

               Es waren diesmal eben nur 862.415 Iren, die Nein zum EU-Vertrag gesagt haben. Anders als 2005, als Franzosen und Niederländer dem damals noch »Verfassung« genannten Reformwerk eine Abfuhr
                  erteilten, führte der Ausrutscher der Insulaner nicht zum gefühlten Totalschaden Europas. Er galt eher als Panne, die sich
                  ausbügeln ließe. Vor allem in Deutschland und Frankreich wurde das irische Nein als lästiger Fehltritt eingestuft, der korrigiert
                  werden müsse. »Streng genommen muss man ja nur vier Prozent umstimmen«, sagte ein erfahrener deutscher EU-Politiker.
               

               Bis die Iren sich daneben benahmen, gab es den klaren juristischen Zustimmungsvorbehalt im Lissabon-Vertrag. Danach gab es
                  die politische Wirklichkeit. Genau eine Woche nach dem irischen Nein trafen sich die EU-Staatschefs zu einem Gipfel in Brüssel. Beim Abendessen erklärte der irische Premierminister Brian Cowen 26 Kollegen, was bei ihm daheim schiefgelaufen sei. Nach ihren Beratungen präsentierten die EU-Chefs der Öffentlichkeit den Plan B, den es nie geben sollte.
               

               Die irische Regierung, so lautete er, solle in sich gehen und überlegen, warum ihr Volk so versagt hatte. Die – damals noch
                  unausgesprochene, aber diesem Vorgehen zugrunde liegende – Hoffnung lautete, dass sich das Rebellenvolk schon wieder einfangen
                  lassen würde. Jeder, so war hinter vorgehaltener Hand auf den Fluren des Brüsseler Ratsgebäudes zu hören, dürfe sich schließlich
                  mal einen Fehltritt erlauben, Hauptsache, er komme irgendwann wieder zur Vernunft. Am Ende einigten sich die Staatschefs,
                  den Brüsselmuffeln in Irland durch die europäisierende Kraft des Faktischen Disziplin beizubringen. Alle anderen 26 Staaten sollten den Vertrag ungerührt weiter ratifizieren. Im Angesichte dieser Phalanx, so das Kalkül, könnten die Iren am Ende unmöglich bei ihrem Nein
                  bleiben. »Wir haben uns darauf geeinigt, dass die Betroffenen, die Iren, selbst noch einmal nachdenken sollen«, fasste der
                  deutsche EU-Botschafter Edmund Duckwitz die Strategie nach dem Nein zusammen. Wer aber waren (und sind) bei nüchterner Betrachtung die Betroffenen
                  der irischen Verweigerung? Die Iren? Oder nicht doch eher die Kapitäne Europas? Anders gefragt: Müssen wirklich nur die Wähler
                  darüber nachdenken, ob sie etwa falsch gemacht haben? Muss nicht zumindest auch das institutionalisierte Europa nachdenken, was es falsch gemacht hat?
               

               Aus Sicht der meisten EU-Regierungen kann man offenbar kein guter Europäer sein, ohne zugleich vom Lissabon-Vertrag überzeugt zu sein. Die Möglichkeit, dass die
                  Bürger in der EU zwar ein gemeinsames Europa wollen, aber eben nicht dieses Lissabon-Europa, dieser Gedanken drang einfach nicht vor in die Köpfe der Verantwortlichen.
               

                

               Die Iren waren, entgegen anderslautenden Gerüchten, keineswegs schlecht über den Vertrag informiert. Sie wussten besser über
                  seine Inhalte Bescheid als die meisten Kontinentaleuropäer (was freilich noch lange nicht bedeutet, dass sie ihn durchschaut
                  hätten). Die meisten von ihnen waren nach wochenlangen Pro- und Contradebatten mit erheblich mehr Lissabon-Wissen überschüttet
                  worden, als es sich je ein Festlandeuropäer freiwillig angetan hätte. Aber das, was sie erfuhren – oder zu erfahren glaubten –, hat viele eben eher verängstigt denn überzeugt. Eine Umfrage des Gallup-Institutes94 im Auftrag der EU-Kommission lieferte für alle, die sie wahrnehmen wollten, schon wenige Tage nach dem Referendum aufschlussreiche Einblicke in die Motivlage
                  der Nein-Sager. Sie zeigten, dass die Vorbehalte gegen den Lissabon-Vertrag keineswegs so leicht heilbar waren, wie Europas
                  Regierungschefs dies annahmen. Der Hauptgrund für das Nein der Iren war demnach ein simpler Beweggrund, der auf Englisch besser
                  klingt als auf Deutsch: »If you don’t know, vote no.« Man unterschreibt nichts, was man nicht verstanden hat, schon gar nicht,
                  wenn es über 400 Seiten dick ist. 22 Prozent der Befragten sagten, sie hätten »nicht genug über den Vertrag gewusst und wollte nicht über etwas abstimmen, was
                  ich nicht verstehe«. Das galt auch für gebildete, intelligente Menschen, die durchaus intensiv versucht hatten, das Konvolut zu durchdringen. Selbst von denjenigen, die mit Ja gestimmt hatten, gaben nur 18 Prozent an, ein »gutes Verständnis« der Vertragsinhalte gehabt zu haben.95

               Von einer »unabsichtlichen Unlesbarkeit des Vertragstextes« sprach später der grüne EU-Dombaumeister Daniel Cohn-Bendit. Der belgische EU-Kommissar Karel De Gucht wurde noch deutlicher. In einer Anhörung im Europäischen Parlament sagte er: »Die Leute konnten den Lissabon-Vertrag
                  nicht lesen, sie haben nicht ein Wort verstanden. Es konnte keine echte Debatte über den Vertrag stattfinden. Das war eine
                  bewusste Entscheidung des Europäischen Rates.«96 Dahinter steckte der Gedanke, dass der Vertrag umso weniger nach einer Verfassung aussehen würde, je komplexer er formuliert
                  wäre. Und was keine Verfassung mehr ist, müsste auch in »unsicheren« Ländern wie Frankreich oder den Niederlanden nicht mehr
                  zur Volksabstimmung gestellt werden. Obwohl der Inhalt des Lissabon-Vertrages weitgehend identisch ist mit der einstigen Europäischen
                  Verfassung, ist seine Form technischer und verwickelter. Damit sollte er zu einer Sache der Experten gemacht werden, nicht
                  für das Volk.
               

               Giuliano Amato, ehemaliger italienischer Ministerpräsident und Co-Vorsitzender des Verfassungskonvents, der den Text ausarbeitete,
                  sagte bei einem Vortrag am 12. Juli 2007 in London: »Sie [die EU-Regierungschefs] haben beschlossen, dass das Dokument unlesbar sein sollte. Wenn es unlesbar wäre, wäre es nichts Verfassungsartiges, darum
                  ging es. Falls jemand es auf den ersten Blick verstehen würde, hätte es Gründe geben können für ein Referendum.«97 Die gezielte Verschwurbelung war offenkundig so überdosiert, dass sie auch an unerwünschter Stelle wirkte. »Kein gesunder
                  vernünftiger Mensch« würde sich diesen Text durchlesen, gab der irische EU-Kommissar Charlie McCreevy kurz vor dem Referendum zu Protokoll – und sorgte damit in seiner Heimat für Fassungslosigkeit.98

               Eine große Mehrheit der Iren (68 Prozent) erklärte zudem, die »Nein«-Kampagne sei überzeugender gewesen als die »Ja«-Kampagne. Sogar die Mehrheit der Ja-Sager (57 Prozent) sah dies so. Die Unverständlichkeit des Lissabon-Vertrages stand den Iren also offenbar stellvertretend für das ganze
                  Konstrukt EU. Undurchsichtig, technokratisch und elitär – diese Kritik an Brüssel übten die Iren wiederum stellvertretend für viele Europäer.
                  Nur fünf Prozent gaben als Grund für ihre Neinstimme an, sie seien »gegen die Idee eines vereinten Europa«. Das zweitwichtigste Motiv für die Ablehnung (12 Prozent) lautete, »die irische Identität schützen« zu wollen. Nach der Undurchschaubarkeit des Vertrages und der Angst um
                  die nationale Identität gab es vier gleichrangige drittwichtigste Gründe (je 6 Prozent) für die Nein-Sager: »Die irische Neutralität in Sicherheits- und Verteidigungsfragen aufrechtzuerhalten« – »Ich traue
                  unseren Politikern nicht« – »Wir werden das Recht auf einen Kommissar in jeder Kommission verlieren« und »Unser Steuersystem
                  muss geschützt werden«. So gut wie keine Rolle spielte, entgegen entsprechender Kolportagen in Brüssel und Teilen der europäischen
                  Presse, die Furcht, dass aufgrund von EU-Recht möglicherweise künftig die Schwulenehe, Abtreibung oder Sterbehilfe in Irland erlaubt werden könnten. Diese Sorge gaben nur
                  2 Prozent als Motiv für ihr Nein an.
               

               Über alle spezifischen Gründe hinaus ist der Befund interessant, dass die Zustimmung zum Lissabon-Vertrag abnahm, je jünger die Befragten waren. Die meisten Nein-Sager (65 Prozent) gab es in der Altersgruppe zwischen 18 und 24 Jahren. Die höchste Zustimmung hingegen (58 Prozent) bei den über 55-Jährigen. »Es war irgendwie trendy, Nein zu stimmen«, erklärte eine Schülerin in Dublin. Eine gewisse Lust an der Rebellion wird man
                  den Iren historisch durchaus zubilligen können. Das Gründungsargument der EU, die Überwindung nationalstaatlichen Denkens,
                  war und ist ihnen kein Argument; auf der Insel wird der Nationalstolz sorgsam gepflegt. Die furchtsame Skepsis vor der eigenen
                  Größe, die das deutsche Selbstbild auszeichnet, ist den Iren, wie vielen anderen Europäern auch, gänzlich fremd.
               

                

               Ein paar Tage nach dem Referendum schrieb mir John Ring, ein Softwareunternehmer aus Dublin, eine Mail, in der er darlegte,
                  warum er selbst, der sich eigentlich als großer Freund der Europäischen Union beschreibt, dieses Mal mit Nein gestimmt hat.
                  Seine Begründungsliste enthält einiges Nachdenkenswertes und sei deshalb hier in Auszügen wiedergegeben:
               

               
                  
                  	
                     
                     Lissabon sollte die EU »demokratischer« machen. Dennoch hat nur Irland mit einem Prozent der EU-Bevölkerung seine Bürger nach deren Meinung gefragt – und dies auch nur, weil unsere Regierung dazu verpflichtet war. 

                     
                  

                  
                  	
                     
                     Die meisten irischen Politiker und Parlamentsmitglieder sowie viele ihrer EU-Kollegen wollten eine »Ja«-Stimme – jedoch hatten nach eigenem Zugeständnis nur wenige den Vertrag gelesen oder seine Auswirkungen
                           bedacht. 

                     
                  

                  
                  	
                     
                     Extremisten, die ein »Nein« befürworten, haben viele Lügen erzählt, die kein vernünftiger Menschen glauben würde. Dennoch
                           waren sie die einzigen, die diese Fragen angesprochen haben. Die Ja-Leute sagten »Vertraut uns«. Ich vertraue ihnen nicht
                           und ich sehe mich jetzt durch die Kommentare bekräftigt, die sagen »Lissabon ist nicht tot«. 

                     
                  

                  
                  	
                     
                     Lissabon befürwortet eine gemeinsame EU-Außenpolitik. Wenn wir den März 2003 vor der Irakkrise bedenken, hätte es hier für Frankreich, Deutschland und Großbritannien wirklich
                           eine einheitliche EU-Irak-Politik geben können? Für die meisten ernsten Probleme unserer Zeit scheinen die derzeitigen EU-Strukturen ausreichend. 

                     
                  

                  
                  	
                     
                     Obwohl wir mit EU-Ländern zusammenarbeiten, diktiert der globale Handel, dass wir auch mit ihnen konkurrieren. Ich benötige deshalb einen 100 Prozent garantierten, eindeutig formulierten Vorbehalt, dass unser Körperschaftssteuersatz weder jetzt noch in Zukunft jemals
                           geändert wird, es sei denn, dies würde von der irischen Regierung gefordert. 

                     
                  

                  
                  	
                     
                     Einige Aspekte des Abkommens werden »zu einem späteren Zeitpunkt« erläutert. Dafür kann ich nicht stimmen. 

                     
                  

                  
                  	
                     
                     Die positiven und sehr wichtigen Fragen des Lissabon-Vertrages, wie Zusammenarbeit bei der Verbrechensbekämpfung usw., sollten
                           sehr schnell in die Tat umgesetzt werden. Warum werden die offensichtlich guten Dinge mit den umstrittenen vermengt? 

                     
                  

                  
                  	
                     
                     Das Veto eines jeden Landes [im Ministerrat] wird durch eine »qualifizierte Mehrheitsabstimmung« bei wichtigen Fragen ersetzt,
                           was voraussichtlich für viele EU-Nationen ernsthafte unvorhergesehene Auswirkungen haben wird. Gerade erst haben sie den Wert eines Vetos erlebt. 

                     
                  

                  
               

               Was jetzt?, fragt John Ring zum Schluss. Er wolle nicht als EU-Gegner gelten, bloß weil er gegen den Lissabon-Vertrag war, sagt er. Aber:
               

               Jenen, die von unserer »Nein«-Stimme frustriert sind, möchte ich respektvoll nahelegen, dass deren Bevölkerung, wenn sie gefragt
                     würde, möglicherweise dasselbe sagen würde. 

               Doch die Lissabon-Beförderer nahmen sich keines von beidem zu Herzen, weder den Aufstand der Ganleyianer noch das »Nein« im
                  Lissabon-Referendum. »Der Vertrag lebt, und wir sollten jetzt versuchen eine Lösung zu finden«, kommentierte José Barroso
                  den Ausgang der Volksbefragung.99 EU-Parlamentspräsident Pöttering tat folgendes Verständnis der Vertragsregeln kund: »Natürlich müssen wir Irlands Verfassungssystem respektieren, aber wir müssen auch die Voten der 18 Länder respektieren, die den Vertrag bereits ratifiziert haben. Das irische Nein kann nicht das letzte Wort sein.«100 Noch weniger Achtung für die Ansichten der einzigen Europäer, die je nach ihrer Meinung zum Lissabon-Vertrag gefragt worden
                  waren, bewies der SPD-Bundestagsabgeordnete Axel Schäfer, der sagte: »Mit allem Respekt für das irische Votum, wir können es nicht zulassen, dass die große Mehrheit
                  der Europäer von der Minderheit einer Minderheit einer Minderheit düpiert wird.«101 Nicolas Sarkozy sprach schließlich aus, was hinter den Kulissen schon längst einhellige Meinung war: »Die Iren werden noch
                  einmal abstimmen müssen.« So kam es dann auch.
               

               Declan Ganley suchte nach all dem in dem luftigen, verglasten Büro im Brüsseler Hauptquartier von Libertas nach den richtigen
                  Worten. »Es ist doch mugabeesk, was hier passiert«, befand er in Anspielung auf den Diktator von Simbabwe. »Wenn ein Abstimmungsergebnis
                  diesen Eliten nicht passt, dann wird eben noch mal abgestimmt.« Je länger der Ire versuchte, die Stimmung zu drehen, desto
                  verbissener und abfälliger klang seine Anklage gegen »sie«, gegen die »Elite«.
               

               An einem Abend im April 2009, zwei Monate vor den Europawahlen, offenbarte sich, dass Libertas zum Opfer eines überspannten
                  Einzelkämpferethos zu werden drohte. Eine »Big Debate« war anberaumt worden in Brüssel, schon wochenlang vorher wurde sie
                  wie ein Ringkampf beworben. Es trafen aufeinander Declan Ganley und Daniel Cohn-Bendit, EU-Guerillero contra Ex-Guerillero. Hunderte Gäste aus der Europacommunity strömten in den Festsaal eines großen Hotels nahe des Europaparlaments,
                  sie erwarteten eine der spannendsten Debatten des Jahres. Was sie erlebten, war ein Big Debakel. Ganley hielt ein Buch in
                  die Höhe, in dem Cohn-Bendit schildert, wie er als Erzieher in den 70er-Jahren Kinder gestreichelt habe. Die Botschaft: ein
                  Kinderschänder! Cohn-Bendit seinerseits hielt Ganley vor, er unterhalte Geschäftsbeziehungen in die USA. Will sagen: ein neokonservativer Einflussagent! Die Chance, darüber zu reden, ob und wie es eine bessere, bürgernähere EU
                  geben kann, zerstob in einem anderhalbstündigen emotionalen Sperrfeuer.
               

               Die gleiche Entwicklung vollzog sich innerhalb von Libertas selbst. Zwar versicherten ihre PR-Beauftragten, dass Hitzköpfe von der Partei ferngehalten würden, aber auf Libertas-freundlichen Websites fanden sich Stellungnahmen wie:
                  »Unsere Kandidaten müssen einen absoluten Hass auf die EU haben, nicht, dass wir unwissentlich Maulwürfe wählen, die weitermachen
                  wie bisher« oder »Wir werden von deutschlandfeindlichen Politikern regiert«. Kein Wunder, dass sich gestandene EU-Kritiker, die im Wahlkampf als Zugkräfte der Bewegung hätten dienen können, von Libertas fernhielten. Der CSU-Mann Peter Gauweiler, der vor dem Bundesverfassungsgericht gegen den Lissabon-Vertrag klagte, versicherte, er halte die Arbeit
                  von Libertas zwar für »verdienstvoll«, aber sich deswegen gemein machen mit ihr? I wo. Ebenso wenig wollten die prominentesten
                  Brüsseler Abweichler-Abgeordneten Hans-Peter Martin (Österreich) und Jens-Peter Bonde (Dänemark) auf der Libertas-Liste kandidieren.
                  Er berate Declan Ganley gern, sagte Martin, »aber die Unabhängigkeit ist ein hohes Gut.«
               

               In Frankreich führte am Ende der als rechtsgerichtet geltende Philippe de Villiers Libertas an, in Polen kamen Gerüchte über
                  Antisemiten in den Reihen der neuen Partei auf, in Prag unterstützte der von Kritikern als »tschechischer Berlusconi« gescholtene
                  Medienunternehmer Vladimir Zelezny die Gruppe. Das Problem schien zu sein, dass falsch verstandene Brüssel-Kritik aus derselben
                  Ressentiment-Familie stammt wie Fremdenfeindlichkeit: »Die da oben« sorgen mit ihren finsteren Koalitionen dafür, dass »wir
                  hier unten« entrechtet werden. In Großbritannien, dort wo Libertas mit erheblichen Sympathien im bürgerlichen Lager hätten
                  rechnen könnte, beugten die Tories vor, indem sie selbst ein Referendum über den Lissabon-Vertrag forderten.
               

               Und im größten europäischen Land? Dort gibt es einen Rechtsanwalt in Duisburg, der zu Beginn Feuer und Flamme für Libertas
                  war. Einige Monate später bezeichnet der Mann seine kurze Präsidentschaft von Libertas Deutschland als »meinen One-Night-Stand
                  mit der Politik«. Hinter dem Schreibtisch von Carlos A. Gebauer hängen zwei große Fotos; eines zeigt ihn in einer Sabine-Christiansen-Sendung, wo er einmal über Gesundheitspolitik
                  mitdiskutierte. Von dem anderen lächelt die Crew der RTL-Sendung »Strafgericht« herunter. Gebauer spielte dort nebenberuflich jahrelang den Strafverteidiger. Das Ex-FDP-Mitglied (er fand sie nicht mehr liberal genug) ist einer, den die Lust am intellektuellen Tabubruch antreibt. In seiner Freizeit
                  schreibt er Bücher (›Warum wir alle reich sein könnten und wie unsere Politik das verhindert‹ oder ›Der Gesundheitsaffront‹)
                  und hält Vorträge vor liberalen Netzwerken. In der EU fand Gebauer einen wunderbaren Fetisch. Wenn er über Brüssel redet,
                  zitiert er Luhmanns Theorie von den selbstschöpfenden Systemen – und seine eigene Ansicht, wonach diese Tendenz jetzt langsam
                  bedrohlich werde.
               

               »Als Declan Ganley mich anrief, um zu fragen, ob ich der Deutschland-Chef von Libertas werden wollte, hat er einen einzigen
                  Satz gesagt«, erzählt Gebauer. »It has to be done«, es muss getan werden. – »Der Satz«, sagt der Anwalt, »hat etwas in mir
                  getroffen.« Doch statt Früchten der Pflicht erntete Gebauer schmerzhafte Tiefschläge. Zur Libertas-Gründungs-Pressekonferenz
                  in Berlin erschienen gerade einmal zwei Journalisten, und als Gebauer seine Kandidatenliste im Brüsseler Hauptquartier einreichte,
                  sagten ihm »die internationalen Wahlkampfexperten dort«, 16 Namen sei viel zu wenig. »Damit blamiere man sich in der Presse, hieß es.« Also rekrutierte Gebauer in aller Eile nach, aber
                  um danach noch die notwendigen 4000 Unterschriften für die Parteizulassung zusammenzubekommen, blieb gerade eine gute Woche Zeit. »Tja, und bei 3500 sind wir
                  dann verhungert.« Libertas trat in Deutschland gar nicht erst zur Europawahl an.
               

               »Es war ein Akt der Selbstzerstörung«, sagt Gebauer im Nachhinein. Vielleicht hat der ihn allerdings vor einer längeren Selbstzerfleischung
                  bewahrt. Auf die Frage, was die Libertas-Kandidaten denn eigentlich nach ihrer Wahl hätten tun wollen, hatte keiner von ihnen
                  eine überzeugende Antwort. Im Europäischen Parlament sitzen und motzend ein System mittragen, dessen Teil sie nie sein wollten?
                  Genauso wenig wie die Europäische Union den Bürgern eine Vision der Zukunft entwerfen konnte, legte die Sponti-Bürgerbewegung
                  der Europäischen Union ihre Visionen von einem besseren Europa vor. Libertas arbeitete nie ein Programm aus, aus dem hervorgegangen
                  wäre, in welchem Sinn sie denn die EU-Institutionen verändern wollten, wenn sie die Macht dazu hätten. Der deutsche Landesverband entwarf ein Papier, das im Wesentlichen darauf
                  hinauslief, die EU auf ein reines Diskussionsforum zu reduzieren und alle bindende Gesetzgebungsgewalt wieder auf die nationalen Parlamente zurück übertragen; aber Konsens in
                  der Gesamtpartei schien das nicht zu sein.
               

               Mit gleichwohl über 600 Kandidaten aus einem Dutzend Länder, von Portugal bis Estland (die meisten, 128, kamen aus Polen), rannte Libertas am 7. Juni 2009 gegen die Phalanx der etablierten Parteien zur Europawahl an. Nur einer der Kandidaten, aus Frankreich, gewann einen
                  Sitz. Declan Ganley errang in seinem Wahlkreis in Irland 13 Prozent der Stimmen. Er respektiere die Entscheidung der Wähler, sagte er und zog sich aus der Politik zurück. »Ich habe immer gesagt, dass ich ein Nein respektieren werde«, gab er der politischen Klasse Europas noch mit auf den Weg.102 Libertas, die erste europäische Partei, die nicht auf nationalen Stammparteien gründete, verabschiedete sich in die Bedeutungslosigkeit.
               

                

               Natürlich kann es nicht überzeugen, die Fundamente der EU zu kritisieren, ohne vorzuschlagen, wie man es besser machen könnte.
                  Aber Libertas ging es, wenn ihre Anhänger ehrlich gewesen wären, auch nie um ein mehrheitsfähiges Gegenmodell. Es ging ihr
                  vor allem darum, der EU ein Stöckchen ins Getriebe zu werfen. Die Europamaschine sollte entschleunigt werden, indem man ihr
                  den Autopiloten ausschaltete. Ihre Bediener sollten einfach einmal zur Besinnung gerufen werden durch Volkes Stimme.
               

               Die Lehre, die die Eurokraten aus der Geschichte des Antihelden Declan Ganley ziehen sollten, lautet, dass es eine ganze Menge
                  Menschen gibt da draußen, die sich von der EU abgehängt und zurückgelassen fühlen und die nur deswegen bereit waren, sich
                  einer unbekannten One-Issue-Partei zuzuwenden. »Es ist nicht zu ändern, dass manche Menschen aus den falschen Gründen Recht
                  haben«, erklärte der antikommunistische Intellektuelle Arthur Koestler einmal. Ein System, das von den Menschen verlangt,
                  nicht zu denken, sondern nur zu verstehen, muss jederzeit damit rechnen, dass sich die Duldsamkeit irgendwann erschöpft. Damit
                  das eines Tages nicht unkontrolliert geschieht, sollten die Gestalter der EU den Warnruf des Frühjahrs 2009 ernst nehmen.
               

                

               Im Falle Irlands taten sie es nicht. Nach einer Pietätsfrist von 15 Monaten bat die irische Regierung das Volk noch einmal an die Urnen. Mittlerweile war die Insel tief in der Weltwirtschaftskrise
                  versunken, und das kleine Land beschlich eine große Furcht. Immer mehr Iren sorgten sich, sie könnten aus der wärmenden Wirtschaftsgemeinschaft
                  der Europäischen Union hinausgeworfen werden, wenn sie das Nein zum Lissabon-Vertrag bekräftigten. Die Befürworter des Vertrages
                  nährten diese Angst nach Kräften. Die Plakatwände und Straßenlaternen von Dublin waren im Spätsommer 2009 gepflastert mit
                  Plakaten, die insinuierten, was die falsche Wahlentscheidung wäre. Entweder Irland entscheide sich für die EU – oder es gehe
                  unter. »I’m safer in Europe«, verkünden die Poster, »We belong« oder »YES for the economy«.
               

               »Man kriegt richtig Angst vor diesen Slogans!«, beschrieb mir ein junger Ire mit Schlabber-T-Shirt und einem schwarzen Kleeblatt auf der Baseball-Mütze die Gefühlslage jener Tage. Er putze »gerade selbst Klinken«, weil er
                  wie so viele Iren seinen Job verloren habe, und die Drohung, Irland werde sich im Falle eines zweiten No von der Schutzgemeinschaft
                  der übrigen 26 EU-Staaten abkoppeln, mache ihn »echt nervös«. Auf diese unredliche Folgenverkettung stützten auch die Regierungsparteien ihre Ja-Kampagne.
                  Sie verstärkten gezielt den Eindruck, bei dem Referendum ginge es um die EU-Mitgliedschaft des Landes. Darum ging es natürlich gerade nicht – wäre der Lissabon-Vertrag gescheitert, hätte Europa weiter auf der Grundlage
                  des Nizza-Vertrages regiert werden können (und dies nicht einmal schlecht). Doch die Taktik der Angst zeigte Wirkung. Bei
                  der zweiten Abstimmung stimmten 67,1 Prozent der Iren mit Ja. Einer von ihnen, der beim ersten Mal noch mit Nein gestimmt hatte, begründete seinen Meinungsumschwung
                  in einem Interview vor dem Wahllokal so: »Jedes Mal, wenn ich den Fernseher anschalte, erzählt mir ein Politiker, dass nur
                  die EU dieses Land retten kann. Ich will es eigentlich nicht, es fühlt sich illoyal an, aber heute stimme ich mit Ja. Ich
                  habe das Gefühl, keine Wahl zu haben.«103

            

         

      

   
      
         

         
            Ganz oben: von der méthode Monnet bis zu José Barroso 

         

         
            
            Verträge sind wie Mädchen und Rosen: Sie halten nur eine gewisse Zeit. 

            
            Charles de Gaulle

            
         

          

         
            
            Das Volk sagt, was es möchte, und dann tue ich, was ich möchte. 

            
            Friedrich der Große

            
         

          

         Dass Europa so schnell wie möglich in allen Kapillaren zusammenwächst, gilt gleichsam als Naturgesetz. Die Folge ist, dass
            die EU sich in Zukunft immer mehr wie ein Staat verhalten wird, ohne zugleich die gewohnten demokratischen Zutaten des Nationalstaates
            zu bieten. Das kann man wollen. Man sollte es auf jeden Fall wissen. Die meisten Europäer wissen es nicht, denn über den Lissabon-Vertrag
            gab es nie eine gebührende öffentliche Diskussion. Das war, das ist ein Fehler. Aber es ist kein Zufall.
         

         Politikwissenschaftler haben in den späten 50er-Jahren versucht, die Entstehungsdynamik der EU in einer Theorie zusammenzufassen.
            Jean Monnet, der Gründervater der Union, ging davon aus, dass jeder Schritt der europäischen Einigung die Perspektive auf
            das Projekt verändern und neue Aussichten eröffnen würde. Interessengruppen würden nach neuen Institutionen rufen, welche
            die nächste Ausbauphase managen sollen. Diese neuen Gemeinschaftsinstitutionen würden zu Spannungen mit den nationalen Instanzen
            führen, doch irgendwann werde immer eine »Gewöhnung« an die supranationale Entscheidungsfindung eintreten, und nach dem jeweiligen
            Schritt wachse der Anreiz, auch den nächsten Schritt zu gehen. Je mehr Handlungsfelder »europäisiert« wären, desto mehr Gruppen würden ihre Aktivitäten auf den neuen Verbund konzentrieren. Letztlich würde diese sich selbst
            verstärkende Tendenz die Vergemeinschaftung von immer mehr Politikfeldern notwendig machen; es setze ein Spill-over-Effekt ein, also ein »Überschwappen« der Integration auf immer weitere Gesellschaftsschichten.
         

         Diese Methode zur Verlagerung von politischer Macht nach oben wurde in der Politikwissenschaft als méthode Monnet bekannt. Den Neofunktionalisten erschien sie als die beste Möglichkeit, einen immer engeren Zusammenschluss der europäischen Völker herzustellen. Denn einmal in Gang gesetzt, würde sich durch die
            Verlagerung der Entscheidungsebene auch die Loyalität der Bürger auf das neue Zentrum hin orientieren.104 Mit vielem haben Monnet und seine Anhänger Recht behalten. Die Integration folgte bisher zumeist der Institution (das aktuellste
            Beispiel ist der neue Europäische Auswärtige Dienst), nur selten war es umgekehrt. Und jede neue Institution zog neue Lobbyisten,
            NGO-Vertreter und Verbände nach Brüssel. Wuchsen die Verträge, wuchsen rund um die Place Schuman auch die Bürobauten.
         

         Nur mit ihrer letzten Vorhersage sollten die »Monnisten« nicht Recht behalten. Der Sog nach oben schließt keineswegs die Loyalität
            der Bürger mit ein. Im Gegenteil, der politische Mehrwert einer immer engeren Union wird immer stärker begründungspflichtig
            – und zugleich immer weniger vermittelbar. Die Grundhaltung gegenüber der Europäischen Union hat sich in eine skeptische gewandelt;
            sie findet Ausdruck in der sinkenden Wahlbeteiligung zum Europäischen Parlament, in den Neins zu Maastricht, Nizza und Lissabon
            und in der alltäglichen Kritik an der sprichwörtlich gewordenen Brüssel-Bürokratie. Neue Verträge entfalten entgegen der méthode Monnet längst keinen Lockgeruch mehr auf die Zivilgesellschaft. Der letzte große Wurf, der Lissabon-Vertrag, gleicht vielmehr einem
            Ball, der so weit geschossen wurde, dass ihm kaum jemand mehr hinterherlaufen möchte.
         

         In die europäischen Führungsetagen findet diese Skepsis nach wie vor keinen Einlass. Die méthode Monnet hat dort zu einer paternalistischen Attitüde geführt. Man vertritt die Haltung, es sei die Institution, die politische Fortschrittlichkeit
            verkörpere, also müsse diese Institution von oben nach unten wirken. Das Verfassungsprojekt Europas mag gescheitert sein,
            doch das hindert die Berufseuropäer nicht daran, sich als politische Klasse zu empfinden. Sie fühlen sich als Volksvertreter,
            die sich ihr Volk bloß noch erziehen müssen. Sie glauben noch immer daran, dass die EU sich auch in Zukunft verhalten wird
            wie ein Wetterballon: Je höher sie steigt, desto stärker wird sie sich entfalten.
         

          

         José Manuel Barroso empfängt im 13. Stock des Berlaymont-Gebäudes. Die Sitzecke im so genannten Protokollzimmer besteht aus drei sachlichen schwarzen Cocktailsesseln
            und einer Couch. Eine Wand aus auffällig kunstvoll gestalteten, blauen Glaskacheln ziert die Stirnseite des Raumes. Barroso
            begrüßt den Besucher mit offenem Lächeln und jovialem Gestus. Der Portugiese ist ein Mann mit durchaus hintergründigem Humor,
            aber er zeigt ihn selten. Zu stark hält ihn seine Rolle als Chef eines von den Hauptstädten mit Argusaugen beobachteten Kollegialorgans
            in Zaum.
         

         Es ist das zweite Interview, zu dem sich Barroso innerhalb einer Woche bereit findet. Wir wollen darüber reden, ob er wirklich
            daran glaubt, dass der Lissabon-Vertrag die Europäische Union demokratischer macht. Die Niederschrift der ersten Begegnung
            hatte Barrosos Sprecherteam derart verändert, dass es unmöglich noch als halbwegs authentische Gesprächswiedergabe gelten
            konnte. Beim zweiten Versuch lassen sie mehr vom ursprünglichen Inhalt durchgehen. Barroso verschränkt die Hände vor der Brust
            und beugt sich vor. Er macht das immer so, wenn ihm ein Punkt wichtig ist.
         

          

         »Ich denke, dass der Lissabon-Vertrag das demokratische Element der EU enorm stärkt, ja. Erstens dadurch, dass das Europäische
            Parlament mehr Macht und Kompetenzen erhält. Und zweitens dadurch, dass die nationalen Parlamente Prüfungs- und Einspruchsmöglichkeiten
            bekommen, die sie heute nicht besitzen. Sie können künftig Entscheidungen der Kommission auf ihre Vereinbarkeit mit dem Subsidiaritätsgedanken
            hin überprüfen lassen.«
         

         [J. B.]Die nationalen Parlamente müssen dazu innerhalb einer achtwöchigen Frist mindestens ein Viertel ihrer Mitglieder dazu bewegen,
               einen begründeten Einspruch gegen Vorschläge aus Brüssel einzulegen. Dies zu bewerkstelligen, ist in der Praxis völlig illusorisch.
               

         »Vergleichen Sie die neue Prüfungs- und Einspruchsmöglichkeit mit der bisherigen Situation. Auch die schärfsten Kritiker müssen
            doch, vorausgesetzt sie verfügen über ein Minimum intellektueller Ehrlichkeit, eingestehen, dass die Mitspracherechte beträchtlich
            zunehmen. Wenn die nationalen Parlamente glauben, die Frist sei zu kurz, dann sollten sie offen gesagt vielleicht darüber
            nachdenken, ihre Abläufe entsprechend anzupassen. Vielleicht gibt es für sie in der Tat noch Möglichkeiten, die Überprüfung des Regierungshandelns zu verbessern. Immerhin gibt es heute
            schon Länder, in denen die parlamentarische Kontrolle der Regierung bei Europaangelegenheiten sehr, sehr strikt ist – in Dänemark
            oder den Niederlanden zum Beispiel.«
         

         Aber wollen Sie das den Parlamenten tatsächlich empfehlen? Denn angenommen, sie machen ihre Hausaufgaben und lernen, ihre
               Regierungen bei Brüsseler Räten an der kurzen Leine zu führen, wie soll das dann zu einer größeren Effizienz der EU führen?
               

         »Da unterstellen Sie, dass die nationalen Parlamente ihre Mitsprache regelmäßig für ein Nein nutzen würden. Man kann aber
            auch gut das Gegenteil annehmen. Die nationalen Parlamente könnten ihre Regierung ja auch anweisen, noch kooperativer zu sein,
            noch stärker für das europäische Gemeinwohl zu arbeiten. Die gegenwärtige Finanz- und Wirtschaftskrise zum Beispiel zeigt
            doch in aller Deutlichkeit, dass wir europäische Antworten brauchen. Also: Die Parlamente kommen in eine Situation, in der
            sie von der Europäischen Union entschlosseneres Handeln verlangen können.«
         

         Nehmen wir Ihr zweites Argument, nach dem die Demokratie auf EU-Ebene gestärkt werde. Das Europäische Parlament erhält wesentlich mehr Mitbestimmungsrechte. 

         »Richtig.«

         Wenn ich aber unzufrieden bin mit dessen Beschlüssen, kann ich nicht die Abgeordneten aus Griechenland, Spanien oder Italien
               abwählen. 

         »Nein, aber Ihre Abgeordneten.«

         Aber wenn die doch in den europäischen Bündelfraktionen überstimmt werden von Abgeordneten, auf deren Wahl ich keinen Einfluss
               habe … 

         »… aber die Mitglieder des EP haben doch ein freies Mandat. Was Sie beschreiben, ist doch kein spezifisches Problem Europas.
            Die Frage stellt sich innerstaatlich genauso. Außerdem, Deutschland ist nicht allein in der EU, deswegen müssen eben auch
            die Stimmen der anderen berücksichtigt werden. Aber genau das ist doch das Großartige an dieser Union!«
         

         Sie glauben also, dass Entscheidungen aus Brüssel die Bürger in Zukunft weniger überraschen? 

         »Entscheidungen aus Brüssel, wie Sie sagen, werden in den meisten Fällen von Vertretern aus den Nationalstaaten getroffen. Die Kommission macht Vorschläge, aber die Entscheidungen
            fallen im Rat und im Parlament. Wenn es also manchmal ein Demokratiedefizit gibt, dann muss man sich zuerst fragen, warum
            sich die nationale Ebene nicht darum kümmert. Man muss schon auseinanderhalten, welche Vorschläge und Ideen in Brüssel entstehen
            und welche Entscheidungen letztlich die Mitgliedstaaten treffen. Aber fragen Sie doch mal die Leute! Die meisten wollen, dass
            die EU schlagkräftiger auftritt, gerade nach außen hin.«
         

          

         Tun wir das, fragen wir die Leute. Nur 35 Prozent aller Europäer glauben, dass ihre Stimme in der Europäischen Union etwas zählt. Das ist freilich nur eine Seite der
            Wahrheit. Die andere lautet, dass sie diesen Umstand nicht besonders schlimm finden. 53 Prozent der EU-Bürger halten die EU-Mitgliedschaft ihres Landes für gut, und 54 Prozent sagen, dass sie »zufrieden« sind mit der Art, wie auf der europäischen Ebene Demokratie funktioniert.105

         Ist das ein Argument für Barrosos Haltung? Spricht aus diesen Zahlen die Einschätzung, dass in Brüssel die besseren Experten
            sitzen, denen man gerade wegen ihrer Entfernung zum Volk und zu wahlkämpferischen Polarisierungen die sachgerechteren Lösungen zutraut? Noch provokanter
            gefragt: Funktionieren die Rechtssetzung und die Politik der EU, dieser »Geschäftsführerdemokratie«, vielleicht nicht trotz all ihrer Legitimationsdefizite erstaunlich gut, sondern genau wegen ihnen? Eben weil die EU ein
            Experten- und Elitenprojekt sein muss, das sich vor populären Meinungsströmen zu hüten hat?
         

         Und über was genau, wenn es nicht um Grundsatzfragen geht, sollen die Bürger eigentlich alle vier Jahre bei der Wahl abstimmen?
            Die Europäische Union funktioniert nach extrem komplexen Regeln. Europa bewegt sich langsam, in zahllosen Trippelschritten,
            und mit tausend Füßen. Es hat 27 Länderinteressen miteinander zu versöhnen. Nationale Themen wie Jugendkriminalität oder Arbeitsmarktpolitik lassen noch einigermaßen
            befriedigend in einer Talkshow behandeln. Die Begrenzung von Fangquoten zwischen den Mittelmeeranrainern oder die Notwendigkeit
            einer EU-weiten Bodenschutz-Richtlinie schon weniger. Seien wir ehrlich: Die meisten EU-Themen sind schlicht zu unsexy, als dass der Normalbürger sich überhaupt ansatzweise mit ihnen befassen wollte.
         

         Man könnte diesen Gedanken auch das Gesetz der Entfremdung nennen: Je unüberschaubarer politische Sachverhalte werden, desto umfangreicher muss die Vertretung des Volkswillens durch seine Repräsentanten werden, damit Entscheidungen noch sachgerecht getroffen werden
            sollen. Aber wie kann eine solche Instanz, wie kann die EU überhaupt noch Kontakt zu den Menschen halten? Auch dazu hat sie
            eine eigene Methode erdacht.
         

      

   
      
         

         
            2. Unten zu langsam 

         

         
            

            
               Zu Risiken und Nebenwirkungen fragen Sie die Bevölkerung 

            

            
               
               Eine Kaskade von nationalen Referenden ist die völlig falsche Methode zur Annahme eines Europavertrages. Manchen Befürwortern
                     von nationalen Referenden geht es in Wirklichkeit nicht um Bürgerbeteiligung, sondern um Zerstörung dieser neuen Etappe für
                     die europäische Integration. 

               
               Jo Leinen, SPD-Europaabgeordneter

               
            

             

            
               
               Die Organe pflegen einen offenen, transparenten und regelmäßigen Dialog mit den repräsentativen Verbänden und der Zivilgesellschaft.
                     

               
               EU-Vertrag Art. 11 Absatz 2
               

               
            

             

            Würde die EU eigentlich aufgenommen werden, wenn sie einen Antrag auf Aufnahme in die EU stellt? In einem liberalen Verfassungsstaat
               haben Gesetze nicht per Minister- und Diplomatenabsprache hinter den Kulissen zustande zu kommen, sondern auf der offenen
               Bühne. Ist Europa einfach zu komplex, um im Inneren konsequent jene Grundsätze anzuwenden, die es auf seinem Banner nach außen
               trägt? Ist das System Brüssel überhaupt demokratiegeeignet?
            

            Grundsätzlich kann als Demokrat nur gelten, wer bereit ist zu akzeptieren, dass seine Mitbürger mehrheitlich eine andere Entscheidung
               treffen als die, die er selbst bevorzugt. Natürlich ist die Europäische Union nicht schon deshalb undemokratisch, weil sie
               ihre Bürger nicht über den Reformvertrag abstimmen lässt. Dann wäre ja auch derjenige kein Demokrat, der das Volk nicht über
               die Einführung der Todesstrafe abstimmen lassen möchte oder über die Höhe der Steuern. Dies sind altbekannte Beispiele gegen
               Volksbefragungen. Aber sie taugen noch immer, um zu illustrieren, warum eine Demokratie im wörtlichen Sinne kein Mittel zur
               Steuerung moderner Massengesellschaften sein kann. Die repräsentative Demokratie fußt auf dem richtigen Gedanken, dass Volkes
               Wille nicht zwangsläufig Ausfluss letzter politischer Weisheit ist. Die EU nun hat mit ihrer Gründung eine zusätzliche Ebene
               über den Nationalstaaten eingezogen. Eine seltsame Hybridform zudem, denn die Kommission, die Exekutive, ist eine mit Politikern besetzte Behörde.
               Wo gäbe es so etwas sonst? Wäre es angesichts dieser Ausdehnung der Politikzone nicht konsequent, auch unseren Begriff von
               demokratischer Vertretung auszudehnen?
            

             

            In den 70er-Jahren gab es ein Kinderspiel, das sich »Dr. Bibber« nannte. Doktor Bibber bestand aus einem auf einer Metallfolie aufgemalten Patienten, dem vermittels einer verdrahteten
               Pinzette allerlei morsche Knochen oder faule Organe aus kleinen Öffnungen operiert werden mussten. Berührte die Pinzette die
               Kanten der Öffnungen, trötete der Patient erschreckt, ließ seine rote Knollnase leuchten, und der jeweilige Doktor Bibber
               war wegen Kunstfehlern sein Honorar los. Die Mehrheit der Politiker und Entscheidungsträger in Brüssel verhalten sich wie
               Doktor Bibber, sprich: sie sind vorsichtige Operateure im besten Sinne. Ihre Generation besteht im Großen und Ganzen aus überzeugten
               Demokraten. Sie wissen, dass sie im eigenen Interesse alles vermeiden sollten, das ihren Wählern wehtut. Bei vielen Politikmanagern
               in Brüssel läuft eine feine Selbstkontrolle mit, die ihre Eingriffe auf Unverträglich- oder Unzumutbarkeiten prüft. Europas
               Regierende sind im Großen und Ganzen auf Good Governance programmiert. Vielleicht ist dies die größte kulturelle Errungenschaft dieses Kontinents: die demokratische Konsolidiertheit
               seiner Menschen und Systeme.
            

            Auch in den Nationalstaaten gibt es schwach bis gar nicht demokratisch legitimierte Institutionen, denen die Bürger regelmäßig
               mehr Vertrauen entgegenbringen als ihren gewählten Vertretern. In Deutschland wären das Bundesverfassungsgericht oder die
               Bundesbank zu nennen. In anderen europäischen Ländern sind es die Königshäuser, NGOs oder das Militär. Für die Akzeptanz von
               Macht scheint es mindestens ebenso wichtig zu sein, dass ihre Inhaber Charakterfestigkeit, Sachkenntnis und vernünftige Urteilsfähigkeit
               beweisen, wie der Umstand, dass sie gewählt wurden.
            

            Wie aber wissen Politikmechaniker, wie weit sie gehen dürfen, bevor ihnen die Befähigung zum Amt abgesprochen wird? Woher
               wissen sie, welche ihrer Ideen und Entscheidungen massenverträglich sind? Volkes Stimmung ist zu wechselhaft, als dass die
               Sensoren eines Einzelnen ausreichen würde, sich ein verlässliches Lagebild zu verschaffen. Hier kommt ein besonderer Brüsseler
               Faktor ins Spiel, der die Geschäftsführerdemokratie der EU in interessante Nähe zum modernem Management bugsiert: die Kundenbefragung.
            

            Die weiter oben zitierten Umfragezahlen stammen aus einer Auftragsarbeit für die Kommission. Über seine Generaldirektion Kommunikation
               lässt der Kommissionspräsident kontinuierlich die Bürger Europas befragen, wie sie mit der Arbeit der EU zufrieden sind. Seit
               1973 lässt diese Einrichtung jedes halbe Jahr den Europäern den Puls messen, anhand einer allgemein-politischen Umfrage, des
               so genannten Eurobarometers. Im Auftrag der Kommission fragen die Institute TNS und Gallup in allen 27 Mitgliedstaaten nach dem »Leben in der Europäischen Union«.
            

            Sie fragen die Menschen, was ihre größten Sorgen sind (die klassischen Antworten lauten Arbeitslosigkeit/Wirtschaftslage,
               Kriminalität/Terrorismus, Gesundheit/Renten). Sie fragen, ob sie »optimistisch« über die Zukunft der Europäischen Union denken (laut Eurobarometer vom Dezember 2009 dachten das 66 Prozent). Oder ob die Menschen glauben, dass die EU dazu beitrage, sie vor den negativen Effekten der Globalisierung zu schützen
               (46 Prozent).
            

            Es gibt drei Arten von EU-Umfragen: einmal Umfragen über die Kommunikation, um zu sehen, wie die Union bei den Bürgern ankommt. Zum anderen Umfragen, die eine
               politische Idee testen sollen. Und schließlich Umfragen, die Einstellungen messen über Maßnahmen, die schon umgesetzt wurden.
               Sämtliche Kommissare lassen ständig Umfragen zu Einzelvorhaben erstellen, um zu erkunden, wie zufrieden die Klientel mit ihrer
               Arbeit ist. Ein Vertreter von Gallup Europe schätzt die Anzahl der Flash-Surveys, die sein Unternehmen jedes Jahr für die
               Kommission erstellt, auf 15 bis 20. Mal will ein Kommissar wissen, wie die eigene Umweltpolitik ankommt, mal, was die Menschen über erneuerbare Energien denken,
               oder ob es Unternehmer sinnvoll finden, dass die EU ein Erasmusprogramm für Firmen auflegt. Die EU folgt gleichsam dem Motto
               »Frag dich schön.« Sie betreibt beständig Marktforschung für ihre politischen Produkte.
            

             

            Ist diese marktwirtschaftliche Art des Politikmachens in gewisser Weise nicht auch demokratisch – ja, vielleicht sogar präziser
               demokratisch als eine Vierjahreswahl? Eine Art Schlüssellochdemokratie, die ohne Wahlen erkundet, was den Bürger drückt, was
               er sich erhofft und was er ablehnt, ist sie nicht auch ein Modell für ein 500-Millionen-Bürger-Gebilde wie die Europäische Union? Die EU klopft lieber an die Türen, statt sich auf einen öffentlichen Diskurs zu verlassen, der ohnehin kaum je einsetzt.
            

            Liegt die historische Besonderheit dieses Europas also darin, dass es seinen Bürgern im Dschungel der Globalisierung ein Reservat
               größtmöglicher Sicherheit und Geborgenheit bietet, und zwar ganz bewusst um den Preis althergebrachter demokratischer Prinzipien?
               Ist dieses Europa eine Diktatur verantwortungsvoller Gutmenschen, die im Grunde ganz geschmeidig funktioniert? Lautet eine
               Lehre der EU, dass auch derjenige als Demokrat gelten kann, der sich zwar keinen Wahlen stellt, aber die Akzeptanz seines
               Handelns durch ständige Umfragen am Volkswillen überprüft?
            

             

            Die Antwort lautet nein. Schon methodisch ist die Art und Weise der europäischen Volksbefragung zweifelhaft. Umfragen sind
               immer interessengeleitet und offen für Manipulationen, die angenehme Antworten erbringen sollen. Allein schon deswegen können
               sie keinen Ersatz bieten für die demokratische Legitimation, wie sie durch Wahlen gewährt wird. Für die Erhebungen der Kommission
               gilt dies in besonderem Maße: Sie lassen auf der Antwortseite nicht den Raum für Differenzierungen, aus denen sich belastbare
               Meinungsbilder gewinnen ließen. Die Gefahr sind Fehlschlüsse.
            

            Die Erwartung der Bürger an das Politikmanagement der EU schwanken je nach aktuellen Großthemen. Seit dem 11. September 2001 wünscht sich ein Großteil der Europäer, gut 80 Prozent, von der EU mehr Anstrengungen im Kampf gegen den Terrorismus – genauso wie von den nationalen Regierungen. Nach der
               Finanzkrise verlangten die Bürger an erster Stelle wirtschaftliche Sicherheit vom Brüsseler Apparat – ebenfalls wieder genauso
               wie von ihren Heimatregierungen.
            

            Aus der Tatsache, dass eine große Mehrheit der Europäer (regelmäßig um die 80 Prozent) sich von der EU eine effektive Rolle in der Kriminalitätsbekämpfung wünscht, leiten Diplomaten und Kommissionsbeamte
               immer wieder ab, dass die Bevölkerung der EU auf diesem Feld mehr Kompetenzen zuweisen möchte. Das ist aber keineswegs notwendig
               so. Genauso gut könnte es sein, dass die Menschen möchten, dass die EU mit ihrer bestehenden Machtfülle wirksamer und entschlossener
               zu Werke geht. Die eigentlich entscheidende Frage wäre: Wie viele Europäer wären auch bereit, der EU zum Zwecke effektiveren
               Politikmanagements mehr Macht zu übertragen? Dieser Wert taucht in keiner Umfrage auf. Die vermeintlichen Urteile eines Bevölkerungsquerschnitts zum
               Regieren zu benutzen, kann also zu fatalen Fehlurteilen führen. Zudem trägt die Methode »Was hätten Sie denn gern?« weder
               zu Lerneffekten noch zu mehr Zufriedenheit oder gar dem Gefühl von Selbstbestimmung bei.
            

             

            Wenn man den Vergleich mit der Wirtschaft und ihrer Marktforschung konsequent verfolgt, dann muss man auch in Betracht ziehen,
               dass in Unternehmen am Ende der tatsächliche Markterfolg zählt und nicht die Ergebnisse der Kundenbefragung. Letztere weichen
               mitunter erheblich von dem ab, was am Markt verwirklicht werden kann. Oder, übersetzt ins Politische: Ein Teilhabesystem kann
               sich nicht nur den Input der Bürger legitimieren, es muss auch durch den Output überzeugen, durch konkrete Ergebnisse.
            

            Wenn Produkte nicht überzeugen, können Kunden die Unternehmen, die sie produzieren, durch Kaufenthaltung »bestrafen«. Beim
               »Unternehmen« EU haben die Bürger diese Möglichkeit nicht. Vielleicht »trauen« laut dem Eurobarometer (wieder Herbst 2009)
               deshalb nur 46 Prozent der Europäer der Kommission, vielleicht sagten deshalb gar nur 12 Prozent der Deutschen laut einer Allensbach-Umfrage im Mai 2008, sie fänden es bedauerlich, wenn sie morgen in der Zeitung
               läsen, die EU-Kommission würde abgeschafft. Auf die Frage »Wie rasch soll die Entwicklung zu einem vereinten Europa sein, schneller, langsamer oder
               weiter wie bisher« antwortet seit 1990 (bis auf eine kurze Ausnahmespanne nach dem 11. September 2001) eine deutliche Mehrheit der befragten Deutschen, es möge doch bitte langsamer zugehen. 2008 wünschten sich
               35 Prozent eine Entschleunigung, gegenüber 12 Prozent, die eine schnellere Integration verlangten.106

         

      

   
      
         

         
            Warum ist Brüssel so schwer vermittelbar? 

         

         
            
            Bloß schade, dass das Städtchen in Belgien liegt. Aber wenn’s nicht in Belgien wäre, wenn’s irgendwo gut gelegen wär’, würden
                  viel zu viele Menschen kommen, um es zu sehen. Und das würde alles versauen. 

            
            Ralph Fiennes alias Gangsterboss Harry in der britischen Filmkomödie ›Brügge sehen … und sterben?‹
            

            
         

          

         
            
            Diese falschen und verkehrten Meinungen müssen umso mehr verabscheut werden, als sie gerade danach streben, die heilsame Gewalt
                  zu hemmen und zu beseitigen. 

            
            Papst Pius XI., Enzyklika »Quanta Cura« über die Irrtümer der Zeit

            
         

          

         Es ist Abend an der Place Luxembourg. Der Widerschein der untergehenden Sonne wirft Blitze, während er spiegelnd an der gewaltigen
            Glasfront des Europaparlaments herunterzieht. Von hier aus wirkt das ganze EU-Viertel wie ein gigantisches Raumschiff, das, von Osten angeflogen, halb Brüssel unter sich begraben hat und erst kurz vor der pittoresken
            Kulisse der Place Lux zum Stehen gekommen ist. Die Bars rund um den Luxemburger Bahnhof sind eine Oase in der Betonwüste.
            Die schmucken Altbauten, die dem Abriss getrotzt haben, bilden ein charmantes Karree um eine kleine Grünfläche herum. Oberhalb
            der belebten Kneipengeschosse sind ein paar der Häuser verwaist, Gestrüpp wächst aus dem verwitterten Mauerwerk. Ein Hauch
            von Montmartre, eine Prise Prenzlauer Berg liegt in der Luft. Die Place Lux ist der After-work-Treff der Generation Erasmus.
            Abgeordnete, Lobbyisten und Pressemenschen stehen in Trauben vor den Bierlokalen. Enthusiasmierte Praktikantinnen in kurzen
            Röcken treffen junge Männer mit gelockerten Krawatten, um über Regionalförderung und grünes Wachstum zu reden. Hier pflanzt
            sich Europa fort. Am Wochenende ist der Place Lux zuverlässig leer gefegt. Da zieht es den homo europeensis nach Hause. Nach
            Paris, Berlin oder Rom. In echte Städte, eben.
         

         Es war ein Sonntag, und nicht irgendein Sonntag für Brüssel, sondern der 7. Juni 2009, der Tag der Europawahlen. Eine österreichische TV-Journalistin zog mit einem Kamerateam über die Place Lux, auf der Suche nach »Europäern«, die sie nach ihren Erwartungen befragen wollte. Sie fand keine. Nur eine Handvoll anderer Journalisten saßen um ein, zwei Cafétische herum. Nachvollziehbarerweise
            verspürte keiner von ihnen große Lust, sich als »europäischer Wähler« interviewen zu lassen.
         

          

         Warum ist Brüssel in den Medien so schwer vermittelbar? Warum scheinen die Bürger vor EU-Fragen regelrecht zu fliehen? Woran liegt es, dass die 1100 akkreditierten Journalisten in dieser Stadt oft das Gefühl haben, sie
            müssten selbst ihre Kollegen in den Heimatredaktionen mit Europathemen zwangsernähren? Von den vielen Ursachen, die es für
            dieses Fremdeln gibt, sind einige hausgemacht. EU-Materien und ‑Zusammenhänge sind oft einfach extrem komplex. Die Verantwortlichen sind schwer zu erkennen. Und die Folgen von EU-Politik sind für die Bürger oft nur mittelbar zu spüren.
         

         Vor allem aber gibt es keine europäische Öffentlichkeit. Die Place Lux ist eben keine moderne europäische Agora, kein Sinnbild
            für eine gemeinsame Öffentlichkeit von Helsinki bis Valletta. Sie ist vielmehr Schauplatz eines elitenhaften Jetset-Diskurses,
            der nicht über die Stadtgrenze hinausreicht. Jenseits von Brüssel ist und bleibt Europa fragmentiert in 27 Öffentlichkeiten. Sie alle kennen ihre Sprachen, ihre politischen Prominenten und ihre Themenwellen. Brüssel hat nichts ebenbürtiges
            Eigenes zu bieten. Im Bewusstsein der Bürger rangiert die EU deshalb unter Ausland – obwohl sie recht eigentlich zur Innenpolitik
            gehört. Diese Fehlwahrnehmung wird sich nur schwer ändern lassen. Da mögen EU-Beamte und ‑Abgeordnete noch so zweckoptimistisch von einem »Europa der Bürger« schwadronieren. Die politischen Welten, in denen
            die Bürger der Mitgliedstaaten leben, spiegeln sich in Brüssel allenfalls neblig und verzerrt wider.
         

         Eine Ursache dafür ist die Tatsache, dass die aus den Nationen gewohnten Färbungen der Parteien auf der europäischen Leinwand
            ein Mischbild ergeben, mit dem sich niemand recht identifizieren kann. Im Europäischen Parlament zwängen sich 165 nationale
            Parteigruppen in sieben Bündelfraktionen. Dabei knirscht es gewaltig. Die Mitte-Links-Partei in Schweden oder der Partido
            Social Democrata Portugals etwa sind viel kapitalistischer gesinnt als die Sozialdemokraten in Deutschland. Das Mitte-Rechts-Lager
            Frankreichs dagegen ist erheblich marktskeptischer als Spaniens Partido Popular. Ein mittlerer britischer Labour-Mann wäre
            gut aufgehoben in der CDU. Ein Christsozialer aus Belgien oder Luxemburg würde sich hingegen in der SPD heimischer fühlen. Welche Werte, andererseits,
            verbinden die herrische Partei eines Silvio Berlusconi mit den Überzeugungen eines niederländischen Christdemokraten? Im Europaparlament
            sitzen sie trotz dieser teilweise weit auseinanderliegenden Koordinatenkreuze alle zusammen, in der »Progressiven Allianz
            der Sozialisten und Demokraten« oder in der »Europäischen Volkspartei«. Die Beschwörung einer gesamteuropäischen politischen
            Kultur ist, kurzum, politisches Voodoo.
         

          

         Den Eindruck, dass die Instanz EU irgendwo im Raume schwebt und ungreifbar bleibt, verdankt sie aber nicht zuletzt auch einem
            sehr profanen Grund. Es ist ihr Standort. Die Entscheidung, Brüssel (der Stadtname rührt übrigens aus dem Altniederländischen
            bruoc, Sumpf, und dem lateinischen sella, Sessel) zum Sitz der europäischen Institutionen zu machen, fiel Ende der 50er-Jahre.
            Ein Expertenkomitee der sechs Gründerstaaten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) kam damals zu dem Schluss, Brüssel
            sei als Hauptstadt eines vereinten Europa wie geschaffen. Es sei eine aktive Metropole ohne große Verkehrsprobleme, und es
            liege an der Nahtstelle zweier großer Europäischer Kulturenräume, dem lateinischen und dem germanischen. Mit dem zweiten Aspekt
            sollten die Experten recht behalten.
         

         Gewiss hatten die sechs Gründerstaaten die besten Absichten. Aber eine Hauptstadt, die im 19. Jahrhundert ebenso künstlich zusammengezimmert wurde wie 1831 der belgische Staat selbst, und die ihre internationale Bekanntheit
            im Wesentlichen auf ein urinierendes Kleinkind (»Manneken Pis«), Pralinenmanufakturen und Comics stützt, taugt, zieht man
            nach 50 Jahren eine ehrliche Bilanz, nicht wirklich als Identifikationsort für das ehrgeizigste Projekt der europäischen Neuzeit.
            Man stelle sich vor, das Hauptquartier der Vereinten Nationen stünde nicht in New York, sondern in Milwaukee. Der Respekt
            vor der Weltorganisation fiele noch ätherischer aus, als dies ohnehin schon der Fall ist. »Brüssel« steht heute für kaum etwas anderes als für das Synonym des europäischen Apparates. Nicht die Stadt hat der EU ein Gesicht
            gegeben, sondern die EU der Stadt. Das ist fatal, denn es verstärkt den Eindruck von der fehlenden Verankerung des Europaapparates
            im wirklichen Leben.
         

          

         Zur Zweitklassigkeit der Standortes Brüssels gesellt sich ein einschläfernder Mangel an politischem Drama. Bürger erwarten
            von Politik ebenso wie von einem guten Buch oder Kinofilm vor allem eins: Konflikte. Ohne Konflikte kommt keine Spannung auf,
            und ohne Spannung entsteht kein Interesse. Streit ist, wenn er kultiviert geführt wird, die Lebensgrundlage für eine funktionierende
            Demokratie. Brüssel bietet von allen Zutaten, die das klassische Dialogdrama verlangt, keines. Es zeigt keine klaren Protagonisten
            oder Antagonisten. Es kennt keine Kämpfer und keine Helden, keine Trägodien und keine Komödien. Es zeigt keine Leidenschaften,
            keine menschlichen Höhen und keine Abstürze. Es lässt nicht einmal klare Verantwortliche auftreten, denen sich bestimmte Taten
            zurechnen ließen.
         

         »EU heißt Konsens, nicht Krawall«, lobt der ehemalige Präsident des Europäischen Parlamentes, Hans-Gert Pöttering, diesen
            Mangel. Der CDU-Mann aus Niedersachsen, der sich während seiner Amtszeit selbst gern zum Mr. Europe stilisierte, verkörperte wie vielleicht kein anderer die erstickende Harmonie der Brüsseler Käseglocke. Seine Reden
            versprühten so viel Esprit wie eine Pommesbude, und in roboterhafter Manier gab Pöttering Bekenntnisse von sich wie: »Natürlich
            lehne ich eine Haltung ab, die sich gegen die europäische Einigung stellt.« Dass derart zwanghafte Werbeträger der Euro-Wellness
            beim Bürger eher den Eindruck von Bekehrungsversuchen einer Sekte als ehrlich gemeinter Sachauseinandersetzungen erwecken,
            ist kein Wunder. Doch selbst wenn man den pötteringschen Überlegenheitsdünkel aus der europäischen Politikdarbietung abzieht,
            läuft die EU in einem gänzlich anderen Betriebmodus als nationale Hauptstädte. Berlin, Paris oder London dröhnen wie Verbrennungsmotoren.
            Brüssel schnurrt wie ein Elektroantrieb.
         

          

         Damit wären wir bei einem Grundproblem für jeden Berichterstatter in Brüssel. Es lässt sich als 80 – 80 – 10-Formel beschreiben. Zwar mag es sein, dass 80 Prozent aller Gesetzgebung für die Länder Europas in Brüssel gemacht werden. Von diesen 80 Prozent aber sind wiederum 80 Prozent uninteressant, weil technisch und kleinteilig. »Achtzig Prozent der europäischen Normen sind technische Normen«, bestätigt
            der Fraktionschef der Europäischen Volkspartei im Europaparlament, Joseph Daul. Brüssel produziert im Großen und Ganzen die
            wahrscheinlich langweiligsten Gesetze der Welt. Nach endgültiger Auswahl bleiben (großzügig geschätzt) vielleicht zehn Prozent Gesetzgebung übrig, die interessant
            genug sein könnten für ein breiteres Publikum. Aber auch sie leiden unter der beschriebenen Unklarheit von Akteuren und Abläufen.
         

         Auf Europas Einigungsgeschichte, besonders auf die der vergangenen 20 Jahre, mögen die Europäer mit Stolz zurückblicken. Der Betriebsalltag der EU hingegen ist kein bisschen herzerwärmend. Selbst
            wenn Kommission und Parlament glänzende Arbeit im Geiste der europäischen Verträge leisten, führt dies nicht zu einer gesteigerten
            Anerkennung des Brüsseler Harmonisierungsapparats. Warum sollten sich die Bürger für eine funktionierende politische Serviceleistung
            mit mehr Leidenschaft interessieren als etwa für das tägliche Wirken einer Stadtverwaltung? Oder, wie Joseph Daul es formuliert:
            »Wenn wir die Abgaswerte von Autos regeln müssen, ist dann ist das doch keine Frage von rechts oder links. Das ist gut für
            die Umwelt und gut für die Bürger.« Publizistisch betrachtet ist die EU damit in gewisser Weise ein Opfer ihres eigenen Erfolges.
            Gute Nachrichten, lehrt eine alte Journalistenregel, sind keine Nachrichten.
         

         Man mag dieses Gesetz für zynisch halten, aber es ist erklärbar. Die kognitive Psychologie kennt das Phänomen als »rationale
            Ignoranz«. Seine Wurzeln liegen in der Evolutionsgeschichte. Weil die Aufmerksamkeit von Menschen begrenzt ist, ist es im
            Interesse des Überlebens angezeigt, die Sinne auf potenzielle Gefahren zu konzentrieren. Was nicht bedrohlich wirkt, wird
            ausgeblendet. Hübsche Wiesenblümchen sind schön. Aber wer dauernd auf sie starrt, übersieht womöglich den lauernden Säbelzahntiger.
         

          

         Die freiwillige Unwissenheit, die viele Bürger gegenüber der EU an den Tag legen, ist also zu einem bestimmten Grade nachvollziehbar.
            Wenn der Aufwand, um einen Sachverhalt zu durchschauen, für eine erfolgreiche Bewältigung des Alltags weder notwendig erscheint
            noch damit in Einklang zu bringen wäre, was soll dann die Zeitverschwendung? Einfacher gesagt: Warum sollte man sich damit
            beschäftigen, wie ein Auto funktioniert, solange es läuft? (Weil kleine Fehlerchen im Motor irgendwann zu großem Ärger und
            hohen Kosten führen könnten, darum, ließe sich entgegnen. Aber wer ist schon Spezialist genug, so etwas vorauszusehen?)
         

         Den ohnehin komplexen Apparat moderner nationaler Staatsführung mögen die Bürger – jedenfalls in seinen Grundzügen – noch einigermaßen begreifen. Die EU fügt dem dummerweise eine Ebene hinzu, die nicht ins gewohnte dialektische Denkraster
            Regierung-Opposition-Streit-Kompromiss passt. »Hören wir doch auf, die Illusion der Bürgernähe der EU zu erzeugen«, sagt ein
            deutscher Europaabgeordneter nach diversen Wahlkampfreden auf den Marktplätzen der Republik. »Das führt bei den Leuten nur
            zu Frust.«
         

         Dass es sehr wohl anders geht, ja anders gehen muss, glaubt einer der journalistischen Hauptversorger von Brüssel. Udo van
            Kampen, 61, ist für viele Deutsche das Gesicht der EU. Der Pfälzer mit der markant grauen Haartracht leitet das ZDF-Studio, das nur wenige Hundert Meter von der Place Schuman in einem Altbau untergebracht ist. Vier Redakteure liefern von hier aus
            Beiträge in die Mainzer Sendezentrale – fast jeden Tag ist einer von ihnen auf Sendung. »Früher waren wir hier nur zu zweit«,
            erzählt van Kampen über seine erste Entsendung nach Brüssel. Von 1985 bis 1993 war er zum ersten Mal hier stationiert, danach
            folgte New York. Seit ein paar Jahren berichtet van Kampen wieder aus der EU-Welt. Der Posten gefalle ihm, sagt er, denn: »Brüssel ist heute ein hochpolitischer Job. Früher ging es vor allem um Stahl, Kohle,
            Landwirtschaft und Binnenmarkt. Das hat sich völlig verändert.«
         

         Wenn bloß die Zuschauer die neue Wichtigkeit Brüssels besser begreifen würden. In den Feinanalysen der Einschaltquoten zeigt
            sich immer wieder, dass die Deutschen wegzappen, sobald ein Beitrag der »heute«-Sendung mit blauen Flaggen oder der Glasfassade
            des Berlaymont beginnt. Weil aber gleichzeitig die Macht der EU-Ebene zunimmt, sieht sich das öffentlich-rechtliche ZDF – anders als die Privatsender, die keinen einzigen dauerhaften Korrespondenten
            in Brüssel unterhalten – in der Pflicht, die Vorgänge angemessen zu verfolgen. In Sendezeit gemessen, steht die Bedeutung
            des Studios Brüssel an dritter Stelle aller ZDF-Auslandsbüros. 2009 summierten sich die Schaltungen und Berichte aus der EU-Hauptstadt auf immerhin 49 Stunden und 23 Minuten. Davor lagen nur London mit 55 Stunden und 23 Sekunden (was Insider auf den »Royal-Effekt« zurückführen, also die Vorliebe der Zuschauer für schmucke Storys aus dem Königshaus)
            sowie Washington mit 61 Stunden und 56 Minuten (was allerdings die Berichterstattung über die Wahl und Amtsübernahme von Barack Obama einschloss). Die gute Platzierung
            des Brüsseler Studios könnte mit der neuen Strategie zusammenhängen, die van Kampen sich und seinen Kollegen verordnete, als er auf den Posten des EU-Korrespondenten zurückkehrte. Sie lautet: »Wir müssen die Leute bei einem Bezug vor Ort abholen.«
         

         Wenn die Verbraucherminister der EU über Sicherheitsstandards für Elektroprodukte beraten, schickt van Kampen seine Kameraleute
            nicht in die Konferenzflure des Ratsgebäudes, sondern in ein TÜV-Labor. Der Beitrag in der »heute«-Sendung beginnt dann mit einem Fön, der Feuer fängt. »Da sagt sich der Zuschauer natürlich: Oh,
            das sieht aber gefährlich aus.« Sobald van Kampen ihn damit geködert hat, kann er das Wort »EU« in den Mund nehmen. Damit
            Ihnen so etwas nicht zu Hause passiert, führt der Korrespondent nach dem Anfangsschocker sanft hinein in die Sphäre der Bürokraten,
            hat man in Brüssel entschieden, neue Sicherheitskennzeichen für Elektroprodukte einzuführen …
         

         Viele ZDF-Berichte zur EU sind mittlerweile Gemeinschaftsproduktionen aus Inlandsstudios und dem Brüsseler Büro. Wenn die Landwirtschaftsminister
            planen, die Agrarsubventionen neu zu ordnen, machen sich Reporter auf zu einem Bergbauern im Allgäu und zu einem Boss eines
            industriellen Ex-LPG-Betriebes in Sachsen-Anhalt, um die unterschiedlichen Folgen zu verdeutlichen. Als der Rat die Richtlinie zur Spielzeugsicherheit verabschiedete,
            filmten die ZDF-Leute Kleinkinder, die sich Bauklötze in den Mund steckten. Als das EU-Parlament für niedrigere Roaming-Gebühren sorgte, zeigten sie eine hübsche junge Dame mit Handy vor dem Schiefen Turm von Pisa. Dieses
            journalistische Format entspricht genau der Verschränkung aus Innen- und Gemeinschaftspolitik, für das die moderne EU immer
            mehr steht.
         

         Und trotzdem, sagt van Kampen am Kaffeetisch seines hellen Altbaubüros, »muss man hier schon kämpfen.« Er wirft einen vielsagenden
            Blick aufs Telefon und lächelt. »Auch wenn die Kollegen in Mainz schon mal sagen, der Udo nervt wieder.« An der Wand seines
            Büros hängt ein mächtiges, leicht gebogenes Stahlsegel. Es ist ein Teil der alten Außenhaut des Atomiums. Vielleicht, sagt
            van Kampen, brauche man einfach ein wenig Enthusiasmus, um als Journalist in Brüssel zu arbeiten. Der ZDF-Veteran besitzt ihn. Er nennt sich einen »überzeugten Europäer«.
         

         Das hält van Kampen freilich nicht davon ab, ein Strukturdefizit des Brüsseler Betriebes zu kritisieren. »Es findet einfach
            keine Debatte statt über europäische Themen. In Deutschland hat jeder Hinterbänkler eine Meinung zur Gesundheitsreform und
            gibt sie auch kund. Die Tendenz in Europa ist anders. Es fehlt an einer echten Opposition, weswegen über Gesetzesentwürfe zu selten
            eine begleitende Diskussion zustande kommt. Am Ende fühlen sich die Bürger dann vor vollendete Tatsachen gestellt – mal wieder
            überrumpelt von der EU.«
         

          

         Anders als auf dem nationalen Spielfeld, mangelt es in Brüssel in der Regel an prominenten Politikern, die solche Debatten
            befeuern würden. Das führt zu einem weiteren journalistischen Problem. In den Hauptstädten sind es die Generalsekretäre oder
            Talkshow-Matadore, die das Geschäft der Zuspitzung und Verdeutlichung betreiben. Journalisten müssen dann oft nur noch markige
            Zitate von Regierungs- und Oppositionspolitikern gegenüberstellen – und fertig ist das Drama. In Brüssel gibt es keine solchen
            Gladiatorenkämpfe. Die dortigen Journalisten bleiben deshalb mit einer (wenngleich oft unbewussten) Doppelrolle zurück. Sie
            verspüren nicht nur den Drang, zu berichten, sondern auch die von der Politik verpasste Pflicht nachzuholen, den Kampf um
            Sinn und Unsinn von EU-Regularien zu eröffnen. Um den Leser zu packen, sind sie deshalb bisweilen versucht, die Sachverhalte ein wenig »aufzusexen«. Die Absicht
            dahinter, nämlich gegen die Windstille anzukämpfen und wenigstens die Relevanz von 10 Prozent aller EU-Themen zu verdeutlichen, mag nobel sein. Doch gerade gute Absichten produzieren oft Fehler.
         

         Das Brüsseler Büro einer großen deutschen Tageszeitung schien eines Tages beispielsweise einmal eine richtig gute Geschichte
            am Wickel zu haben. »Die EU« enthüllte sie ihren Lesern in empörtem Tonfall, habe vor, künftig die Fänge von Hobbyanglern
            in die nationalen Fischquoten miteinzubeziehen. Sportfischer an Flüssen und Seen müssten sich darauf gefasst machen, bald
            jeden Aal und jeden Karpfen, der ihnen an den Haken geht, der Fischereibehörde zu melden. Ein klassischer Fall von überdrehtem
            EU-Beamtentum, wie es schien. Bloß, die Berichterstattung war schlicht falsch. Die Agrarminister der EU-Staaten hatten lediglich darüber beraten, die zum Teil beträchtlichen Fänge von kommerziellen Touristen-Hochseekuttern auf die Quoten
            anzurechnen. Doch da in dem Artikel kein Beteiligter falsch zitiert worden war, fühlte sich auch keiner zuständig, der Interpretation
            der Zeitung (Angler müssen Fangbuch führen) zu widersprechen. Die Meldung blieb in der Welt.
         

         Ein ähnlicher Fall ist der des angeblich von der EU vorgeschriebenen Salzgehaltes für Brot. Nachdem mehrere Zeitungen berichtet
            hatten, »Brüssel« plane deutsches Vollkornbrot und Brezen zu verbieten, weil sie einen zu hohen Salzanteil besäßen, ereiferte
            sich vor allem die CSU über das vermeintliche Vorhaben. Ihre Vertreter versprachen eilends die Rettung des traditionellen
            deutschen Bäckerhandwerks. Tatsächlich hatten sich die EU-Mitgliedstaaten in der so genannten Health-Claims-Verordnung lediglich darauf geeinigt, dass Lebensmittelhersteller die Verbraucher nicht
            mehr mit falschen Gesundheitsversprechen in die Irre führen sollten. Ein Verbot von bestimmten Salzkonzentraten war zu keiner
            Zeit geplant. Es ging nur darum, die Kennzeichnung von stark salz- oder fetthaltigen Nahrungsmitteln als »gesund« zu unterbinden.
            Die Legende, die letztlich in der Öffentlichkeit hängen blieb, ging weit über die eigentliche Regelungsabsicht hinaus.
         

         Die absolut berechtigte Frage hinter diesen Einzelfällen lautet natürlich, ob solche Regelungen angemessene Aufgaben für die
            Europäische Union darstellen. Der eigentliche Missstand, den sie veranschaulichen, besteht darin, dass die Brüsseler Institutionen
            sich auf eine Weise kleinlich verhalten, die der möglichen Größe dieser politischen Instanz nicht gerecht wird.
         

          

         Gerade wegen der Konfliktarmut in der EU-Hauptstadt sind die Massenmedien anfällig dafür, zu wenig Sach- und zu viel Skandalberichterstattung aus der EU-Hauptstadt zu leisten. Natürlich gibt es Korruption, Vetternwirtschaft, Manipulation und Fehlentscheidungen im Brüsseler Kosmos. Aber
            diese Defizite konnten erst dadurch so sprichwörtlich für Brüssel werden, weil »Brüssel« sich allzu leicht gleichsetzen lässt
            mit einer unsichtbaren Kaste von Apparatschiks. Weil die Vorwürfe in aller Regel eine anonyme Masse von Bürokraten treffen
            statt Individuen und weil Skandalisierungen so gut wie nie politische Konsequenzen zeitigen, verlangt EU-Kritik in der Regel Gratismut. Der Ruf der Eurokraten kann – sei es durch Journalisten oder nationale Politiker – beliebig ruiniert
            werden, denn ein Sumpf, der als Sumpf beschrieben wird, wehrt sich nicht. Gegendarsteller, die aus der Anonymität des Apparates
            herausträten, liefen nur Gefahr, damit gleichsam die Verantwortung auf sich zu ziehen – wenn nicht gar den aufgestauten Volkszorn.
            Das Ergebnis: Ungenauigkeiten bleiben in der Welt, und das Imageproblem der EU wächst und gedeiht.
         

          

         Wie lässt sich dieser Teufelskreis durchbrechen? Wie lässt sich die EU entanonymisieren, verfolgbarer und zurechenbarer machen?
            Gar nicht, fürchtet einer, der eigentlich genau dafür sorgen sollte. Axel Heyer, Pressesprecher der ALDE-Fraktion (Allianz der Liberalen und Demokraten für Europa) im Europäischen Parlament, sitzt an der Place Luxembourg und trinkt einen
            Kaffee. Das macht er öfter mit seiner Kundschaft, mit Journalisten aus Deutschland und anderen Ländern. Die europäische Sache
            liegt dem gebürtigen Kölner am Herzen, man merkt das. Er arbeitet seit Jahren hier, kennt den Betrieb in- und auswendig. »Die
            EU wird immer ein Raumschiff bleiben«, sagt Heyer. »Sie muss abgehoben sein. Ich meine, immerhin hat sie die Aufsicht über
            27 Staaten auszuüben. Das menschelt nicht. Allerdings muss das Raumschiff besuchbar bleiben. Und ihr Journalisten müsst den Funkverkehr
            abhören können.«
         

         Solche Einblicke sind natürlich möglich. Sie geschehen jeden Tag. Wer sich die Mühe macht, europäische Qualitätszeitungen
            wie ›Le Figaro‹, ›Financial Times‹, ›FAZ‹ oder ›Süddeutsche Zeitung‹ nach EU-Themen zu durchfräsen, wird feststellen, dass er dort oft mehr über das Geschehen hinter den Brüsseler Kulissen erfährt als über
            politische Details in seinen Hauptstädten. Die Frage ist aber, welche Folgen Berichterstattung aus Brüssel im Vergleich zu
            nationalen Reportertum entfalten kann. Sicher, auch Berlin ist ein Raumschiff, aus Sicht eines Saarländers oder eines Thüringers.
            Genauso wie Washington ein Raumschiff ist aus Sicht eines Texaners oder Kaliforniers. Politik wird immer von Eliten betrieben.
            Das stört den Bürger auch nicht, solange er weiß und erkennt, wie die gesetzgebenden Eliten von ihm abhängig sind. Und genau
            da liegt der Unterschied zwischen der Wirkung von kritischem Journalismus in Brüssel und in den Hauptstädten Europas. In Berlin,
            London oder Madrid wissen Politiker, dass sie für jedes ihrer Worte von der Bevölkerung in Haftung genommen werden können.
            Im Brüsseler Politikgeschäft ist diese Abhängigkeit kaum zu spüren. Seine Elite repräsentiert zu wenig den Bürger. Und zu
            sehr eine andere Elite. »Ein Kommissar hat keine Angst vor schlechter Presse«, erklärt ein langjähriges Mitglied der Kommission
            die Schwierigkeit, Brüsseler Akteure publizistisch zu kontrollieren. »Er hat Angst vor dem Unmut seines oder anderer Regierungschefs.«
         

         Was wäre zum Beispiel, wenn ein Journalist herausfände, dass es ganz konkret der ungarische Agrarminister im Zusammenspiel
            mit dem maltesischen Fischereikommissar gewesen war, der das Hobbyangeln an Teichen und Seen an EU-Regularien binden wollte? Ein deutscher, französischer oder italienischer Korrespondent in Brüssel könnte die Männer natürlich in Grund
            und Boden schreiben. Aber was könnte er sich davon versprechen? Würde ihm die Heimatredaktion überhaupt den Spaltenplatz geben,
            um sich über zwei völlig unbekannte Politiker aus entlegenen Ländern zu erregen? Und selbst wenn ja: Würden die Leser die
            Geschichte interessant finden (oder eher fragen, was mit dieser Zeitung los ist)? Und selbst wenn noch mal ja: Welche Möglichkeit
            hätten die deutsche oder die französische Öffentlichkeit dann, dafür zu sorgen, dass dieser Minister und dieser Kommissar,
            die ihnen das Angeln vermiesen, nicht wieder gewählt werden? Gar keine.
         

         Die traditionellen Mechanismen der demokratischen Kontrolle funktionieren im europäischen Raum bestenfalls eingeschränkt.
            Aus Sicht jedes einzelnen EU-Bürgers ist an jeder Brüsseler Entscheidung eben nicht nur der eine eigene Vertreter beteiligt, sondern noch mindestens 26 andere, die er weder kennt noch gewählt hat noch abwählen kann. Es mangelt
            an einer nachvollziehbaren Legimationskette zwischen Bürgern und politischen Entscheidern. Diese Verdünnung der Verantwortlichkeit
            schwächt die Macht der Medien. Weil in Brüssel die erste Gewalt nicht, wie von zu Hause gewohnt, die Legislative ist, sondern weil sie sich aus den Exekutiven vieler Länder zusammensetzt, ist die vierte Gewalt, die der Presse, wie unter einem Eierschneider dividiert. Ratsarbeitsgruppen,
            Ministertreffen und EU-Gipfel bilden eine (professionell gedolmetschte) Expertenöffentlichkeit, für die es in der Medienlandschaft keine institutionelle
            Entsprechung gibt. Und deswegen kein gesundes Gegengewicht.
         

          

         Aber in Deutschland sieht es doch nicht anders aus!, lautet eine bisweilen gehörte Entgegnung auf diese Analyse. Auf das Stimmverhalten
            der hessischen Vertreter im Bundesrat kann doch auch kein Bürger in Schleswig-Holstein Einfluss nehmen – und wer weiß schon,
            welche Diskussionen und Deals es zuvor in Hinterzimmern gegeben haben mag? Natürlich funktioniert Politik in föderal verfassten
            Staaten in gewisser Weise ähnlich wie auf der Brüsseler Ebene. Und doch besteht ein wesentlicher Unterschied zum EU-»Föderalismus«.
            Die Landesvertreter im Bundesrat wissen im Gegensatz zu den Staatenvertretern in Brüssel, dass ihr Verhalten immer auch einer gemeinsamen Bundespartei zugerechnet wird. Über deren Stärke und Schicksal stimmen regelmäßig
            alle Deutschen ab – in Baden-Württemberg genauso wie in Schleswig-Holstein. Als sich Günther Oettinger, noch als Stuttgarter
            Ministerpräsident, in einer Trauerrede auf seinen Vorgänger Hans Filbinger im Ton vergriff, wurde er zu einer Belastung für
            die CDU-Chefin Merkel. Und wenn der Kieler FDP-Frontmann Wolfgang Kubicki den FDP-Vorsitzenden Westerwelle kritisiert, löst das bundesweite Schlagzeilen aus. Landespolitiker sind in Deutschland immer auch Teil der nationalen
            Öffentlichkeit.
         

         Auf der europäischen Ebene hingegen wird das Fehlverhalten eines spanischen Konservativen im Brüsseler Parlament keineswegs
            zugleich der Bündnispartei CDU zugerechnet – geschweige denn, dass ein Liberaler aus Schweden auf die Idee käme, die Europapolitik
            der deutschen FDPler zu kritisieren. Nicht, dass solche grenzüberschreitenden Gefechte nicht wünschenswert wären. Aber nüchtern
            betrachtet, muss man konzedieren: Der EU-Parlamentarismus stützt sich auf eine politische Gemeinschaftsidee, die bis auf Weiteres nichts als eine Fiktion ist.
         

         Bundeskanzlerin Angela Merkel hat die EU einmal als »Ordnungsrahmen« beschrieben. Sie sei eine Plattform, auf der die Mitgliedstaaten über ihre Handlungsoptionen entscheiden. Doch darauf, wie
            dieser Ordnungsrahmen aussehen soll, kann der Wähler keinen maßgeblichen Einfluss nehmen. Über den Lissabon-Vertrag zum Beispiel
            gab es in Deutschland nie eine inhaltliche Auseinandersetzung, die den Namen verdient hätte. Alle ernst zu nehmenden Parteien
            (Union, SPD, Grüne und FDP) haben, mit Ausnahme einiger Renegaten innerhalb der CSU, den Vertrag kritiklos unterstützt. Weder
            im Bundestags- noch im Europawahlkampf 2009 spielten die Änderungen, die er für das europäische Demokratiegefüge bedeuten
            sollte, auch nur die geringste Rolle. Nicht einmal das Europaparlament selbst besitzt Einfluss auf die Gestaltung des »Ordnungsrahmens«.
            Selbst wenn im Juni 2009 die Europäer entgegen aller Wahrscheinlichkeit eine Mehrheit von Lissabon-Gegnern nach Straßburg
            gewählt hätten – über die Verfasstheit Europas hätten sie nichts mitzureden gehabt. Die Inkraftsetzung des Lissabon-Vertrages,
            geschehen im Dezember 2009, war allein Sache der Mitgliedsländer. Dem Wähler bot sich letztlich keine Alternative.
         

          

         Ein weiterer Unterschied zwischen der Staatspraxis des Föderalismus und der EU besteht darin, dass in Deutschland auf der
            Ebene des Bundes darüber gewacht wird, dass die Länder ihre Kompetenzen nicht überschreiten. Über der Ebene Brüssel hingegen
            steht kein Korrektiv. Im Gegenteil, sie ist überwölbt von einem oftmals gefährlich unkritischen Glauben an die höhere Richtigkeit
            europäischer Integration. Kurz bevor er das Europaparlament verließ, um wieder in den Bundestag zu ziehen, hielt der grüne
            Abgeordnete Cem Özdemir eine Abschiedsrede vor großem Publikum. Er habe in Brüssel immer gewusst, bekannte der Schwabe, dass
            die Journalisten »unsere Verbündeten« seien. In Berlin sei das ganz anders. So kämpferisch. So antagonistisch. Für diesen
            Vergleich bekam Özdemir tosenden Beifall. Auch der ein oder andere Journalist klatschte mit.
         

         Merke: Nicht nur Politiker können sich in Brüssel fühlen wie im Landschulheim. Das lahme Interesse der Außenwelt an Europa
            kann bei vielen, die hier wohnen, zu der Trotzreaktion führen, die wahre Pracht und Herrlichkeit überstaatlicher Gesellschaftssteuerung
            erschließe sich eben nur Eingeweihten. Wer Europa nicht spannend finde, heißt es dann, der habe Europa eben nicht verstanden.
            Solche Sprüche erinnern an die ungute griechische Weisheit »Herrschen heißt, die Macht eines Gottes zu besitzen«.
         

         Eine solche Überheblichkeit lässt sich am besten aufrechterhalten, indem Kritiker zu Unmündigen erklärt werden. Eine eingeübte
            Methode des EU-Establishments, Beschuss abzuwehren, besteht darin, Andersdenkende als Abweichler abzustempeln. Wer an der quasireligiösen Erkenntnis der
            EU als Heilsbringerin der Menschheit zweifelt, setzt sich schnell Diffamierungen aus. Das kann die Entfremdung auf beiden
            Seiten so weit treiben, dass Dynamiken entstehen, die in regelrechte Obsession (von Seiten der Kritiker) und Ansätze von Ketzerverfolgung
            (von Seiten der EU) ausarten können.
         

          

         Hans-Peter Martins Abgeordnetenbüro im Straßburger Parlament liegt ganz am Ende eines langen Ganges. Außenseitertum ist das
            Markenzeichen des Österreichers geworden. In seinem ersten Leben war Martin Journalist, er schrieb unter anderem für den ›Spiegel‹
            und verfasste den Bestseller ›Die Globalisierungsfalle‹. Später ließ er sich auf seiner eigenen Liste, der Liste Martin, ins EU-Parlament wählen. Seitdem setzt er alles daran, seinen Ruf als Nestbeschmutzer und Kollegenanschwärzer zu festigen. Er war es, der 2004 ein Team von ›stern TV‹ auf die Spur der Spesenbetrüger
            setzte, die sich früh morgens am Freitag im Straßburger Parlament noch schnell per Unterschrift knapp 300 Euro Tagesgeld sicherten, bevor sie, den Rollkoffer schon im Schlepptau, ins Wochenende entschwanden. Die Filmaufnahmen von
            EU-Parlamentariern, die angesichts der Kamera erschrocken die Hände vors Gesicht reißen und zurück in die Fahrstuhlkabine flüchten, haben das
            Bild vom Straßburger Spesenrittertum nachhaltig geprägt.
         

         In der Regalwand neben Martins Schreibtisch läuft ein Fernseher. Ein Nachrichtensprecher tönt in etwas höherer als angenehmer
            Lautstärke ins Zimmer hinein. Martin stört das nicht. Er telefoniert, macht gerade einen Termin mit einem Kamerateam aus.
            Gleichzeitig tippt er eine Pressemitteilung in den Computer. »Entschuldigung«, sagt er irgendwann, »ich brauche einfach diese
            Newsroom-Atmosphäre.« Martin fühlt sich noch immer als Journalist, oder vielmehr, wie er selbst sagt, als »Hecht im Karpfenteich«.
            Er beschreibt sich als unverkleideter Wallraff, embedded im EU-Parlament, gewissermaßen.
         

         Martin schreibt Bücher, Martin schreibt Kolumnen, Martin prangert die Verschwendungssucht der Kommission an, die Faulheit
            seiner Abgeordnetenkollegen, die Intransparenz des Rates und die Selbstherrlichkeit des Brüsseler Führungspersonals. »Es gibt
            zwei Typen von Journalisten in Brüssel«, erklärt Martin den Anspruch an seine Arbeit »Die einen kommen her, um hier alles
            in Schutt und Asche zu legen. Die anderen haben sich schon viel zu stark einbinden lassen von dem System.« Statt hinzuschauen,
            schauten sie weg. Die meisten in Brüssel akkreditierten Journalisten »machen ihren Job nicht richtig«. Deshalb, glaubt Martin,
            müsse er einspringen.
         

         Das Telefon klingelt. Der abgeordnete Enthüller muss hinunter in den Plenarsaal, zur Abstimmung. In dem riesigen Rund, das
            die Stuhlreihen bilden, sitzt Hans-Peter Martin weit außen am Rand. »Gleich hinter mir haben sie diese Rechtsradikalen hingesetzt«,
            beschwert er sich. »Auch so eine kleine Infamie.« Dabei könne doch niemand, der ihn kenne, so beteuert er, daran zweifeln,
            dass seine Überzeugungen ursozialdemokratisch und pro-europäisch seien. »Mir wurde das Label des EU-Gegners angehängt«, sagt Martin. »Ich bin aber kein EU-Gegner. Ich bin ein EU-Kritiker. Das ist doch nicht dasselbe.« Doch der Kritiker Martin redet und agiert mit der Wut eines Extremisten. Im Abstimmungssaal, wenn die allermeisten anderen bei Ja die Hand heben, lässt er
            sie unten. Stimmt die Mehrheit mit Nein, votiert Martin mit Ja. Er wirkt permanent, als wolle er seiner Umgebung etwas heimzahlen.
            »Sie kriminalisieren mich«, sagt er mit einer ausladenden Handbewegung. »Ein Kollege sagte neulich, ich sei ja wohl reif für
            die Psychiatrie.« – Sie, das ist laut Martins eigener Wortwahl die »verkommene Elite« der EU-Politiker. Sie sei, schreibt Martin in einem seiner Bücher, »noch viel schlimmer als ihr Ruf«.
         

         Der Österreicher verkörpert wie kein anderer die Tragik der EU-Kritik. Je verbissener er versucht, sich aus der Ecke der dumpfen Europafeinde herauszukämpfen, desto tiefer gerät er hinein. So
            wandert ein Mann, an dessen Insiderwissen und Themengespür sich die EU an vielen Ecken gesundstoßen könnte, schnurstracks
            in die Europakritiker-Falle. Martin, der Unverstandene, Martin, der Ausgestoßene, prügelt drauflos, schlägt um sich und schreit
            wie ein Opfer grausamen Unrechts. Ein wenig lassen sich diese quichottischen Wallungen nachvollziehen. Es ist traurig, aber
            verständlich, dass im harmoniesüchtigen Brüsseler Habitat ein streitbarer Geist wie Martin umso mehr zum Außenseiter wird,
            je mehr er das Klima um sich herum als inquisitorisch empfinden muss. Schade bloß, dass er in der Pose des Märtyrers erstarrt.
            Zum Abschied prophezeit Martin »das Ende von Wohlstand und Demokratie«, wenn die EU sich nicht grundlegend reformiere. »Es
            gibt hier zu viele fette Karpfen, wissen Sie«, sagt er mit dem Gesichtsausdruck eines großen Geheimnisbewahrers. Ein bisschen
            leiser wäre besser, weil glaubwürdiger gebrüllt.
         

          

         Schließlich gibt es sie ja, die Politiker der Mitte, die ebenfalls mit den Füßen scharren, die jetzt, endlich einmal, mehr
            mit dieser EU anstellen wollen als eine Systemdiagnose nach der anderen zu betreiben. In Lissabon sitzt die Bundeskanzlerin
            an einem warmen Herbsttag 2007 vor einer blauen Sternenwand. Nach einer anstrengenden Verhandlungsnacht ist ihr anzumerken,
            dass sie eigentlich keine Lust mehr hat, Journalistenfragen zum soeben paraphierten Reformvertrag zu beantworten. Vielleicht,
            lässt Angela Merkel durchblicken, könnte sich diese Union der 27 stattdessen jetzt endlich einmal darüber unterhalten, was
            sie eigentlich in der Welt erreichen wolle. Darüber zum Beispiel, ob die Aufgaben von vor 50 Jahren für immer die Aufgaben der Europäischen Union bleiben müssen. Oder darüber, »welche Interessen Europa in Bezug auf die Globalisierung hat«. Daraufhin macht sich Schweigen
            breit im Presserund. Es folgt eine kritische Nachfrage zum Flugverhalten der europäischen Regierungschefs. Mussten die denn
            wirklich alle in ihren eigenen Maschinen nach Portugal einschweben? Welch ein immenser CO2-Ausstoß! Sei das denn vorbildlich? – Die Kanzlerin seufzt.
         

         Zu Fragen über den tagesaktuellen Tellerrand hinaus sind die Medien selten aufgelegt. Zu gesättigt, zu heißgelaufen sind sie
            von den technischen Fragen der EU-Reform oder der nächsten Schraubendrehung der Krisenbewältigung. Um Grundsatzfragen über Aufbau, Funktionsweise und demokratische
            Defizite der EU zu stellen, fehlt regelmäßig der konkrete Anlass – und zwar paradoxerweise genau deswegen, weil jeder Tag solche Anlässe böte. Doch überschaubare Geschichten und kleine Skandale sind nun einmal beliebter beim Leser als lange
            Features über systemische Zusammenhänge. Manchmal können sie einem leid tun, die Brüsseler Journalisten. Sie sind dazu verurteilt,
            mit dem schmalen Pinselset nationaler Journalisterei europäische Gemälde zu schaffen. Es gibt gleichwohl Einblicke, die sich
            zu saftigen Vanitas-Bildern eignen würden. Dummerweise gilt ausgerechnet für sie ein Zeichenverbot.
         

         »Europäischer Rat – Abendessen«, verkündet die SMS, »der Nachtisch wird jetzt serviert.« Die Kurzmitteilung kommt von der deutschen EU-Vertretung. Jeder Journalist, der sich in Brüssel akkreditieren lässt, kommt auf den Handy-Leitstrahl ihrer Presseabteilung. Nachtisch,
            das heißt, es kann noch eine Stunde dauern, bis die Kanzlerin zum Hintergrundgespräch eintrifft. Das deutsche Journalistencorps
            macht sich trotzdem schon einmal auf den Weg ins edle Brüsseler Hotel Amigo. Nach jedem Treffen des Europäischen Rates lädt
            die Kanzlerin die Europakorrespondenten hierher ein. Das Fünf-Sterne-Hotel liegt gleich hinter der mittelalterlichen Grand
            Place von Brüssel, in einer der vorzeigbaren Ecken der Stadt. Es wird meist nach Mitternacht, bis die Staatschefs ihr gemeinsames
            Abendessen beendet haben und Merkel hier eintrifft. Bis dahin werden die Reporter von zuvorkommenden Kellnern mit Häppchen,
            Bier und Wein versorgt. Zeit, die neuesten Neuigkeiten und Werturteile auszutauschen. Hat Merkel sich nun durchgesetzt gegenüber
            den anderen Staatschefs oder nicht? Die Meinungen gehen wie üblich auseinander. Nachrichten sind manchmal Ansichtssache.
         

         Sobald die Kanzlerin im Foyer erscheint, legen die Journalisten die Kanapees beiseite und greifen nach ihren Notizblöcken.
            Wenn sich die Flügeltüren des reservierten Saales »Ambassadeur« schließen, wissen sie, dann öffnet sich die Kanzlerin. In
            der vertrauten Runde erfahren die Berichterstatter recht viel Intimes von der Kommandobrücke des Raumschiffs Brüssel. Doch
            nichts davon darf in die Öffentlichkeit gelangen. Das sind die Regeln des so genannten »Kamingespräches«. Es ist zwar kein
            Kamin, vor dem die Kanzlerin und die Journalisten Platz nehmen, sondern ein flämischer Wandteppich mit einer romantischen
            Fantasielandschaft darauf. Nichtsdestotrotz ist alles, was sie in dieser Runde sagt, tabu.
         

         Nicht verboten ist freilich zu sagen, was sie mit dem sagt, was sie sagt. Mit dem, was sie sagt, sagt sie zum Beispiel, dass die EU oftmals ähnlich simpel funktioniert wie
            ein Brettspiel. Dass die Auseinandersetzungen im Rat so spannend sein können wie ein WM-Endspiel. Dass manchmal ganz einfach die Charaktere und Launen von Regierungschefs, stammen sie nun aus Rom, Paris oder Warschau,
            den Ausschlag geben können für wichtige Entscheidungen. Das Vokabular der Kanzlerin steckt an solchen Abenden voll mit Kardinaltugenden
            und ‑sünden, mit Vornamen europäischer Staatschefs und mit einfachen, deutlichen Worten. Wer an den Türen lauschen würde,
            würde gelegentlich herzhaftes Gelächter hören. Da ist es, das Drama, das Europaberichterstattung zu einer spannenden Sache
            machen könnte. Doch sich in der Öffentlichkeit gegenseitig so zu behandeln wie sie zu Hause die Opposition behandeln würden,
            das trauen sich die EU-Staatschefs nicht. Europa könnte ja, wie furchtbar, uneinig erscheinen.
         

         Wenn sich die Saaltüren wieder öffnen und die Regierungschefin in die Fernsehscheinwerfer hinaustritt, ist es schlagartig
            vorbei mit dem prallen Leben. Dann erstarrt sie wieder in der gewohnten europäischen Konsenssklerose. Man sei, man habe, wichtige
            Schritte, guten Fortschritt, in guter Atmosphäre, unter Einbeziehung aller eine tragbare Lösung, wie Sie wissen, vielen Dank.
            Der Mensch Merkel wird wieder zur Kanzlerin, Journalisten werden wieder zu Stichwortnotierern, und Europa wird wieder zur
            Europäischen Union.
         

      

   
      
         

         
            [Menü]
            

         

         
            Kann Europa noch entdeckt werden? 

         

         
            
            Das Volk versteht das meiste falsch, aber es fühlt das meiste richtig. 

            
            Kurt Tucholsky

            
         

          

         
            
            Die Menschen akzeptieren das demokratische Mehrheitsprinzip nur in einem Gemeinwesen, dem sie sich zugehörig fühlen. 

            
            Joseph Weiler, Europäischer Verfassungsrechtler und Romancier

            
         

          

         Einen großen Teil dieses Buches habe ich in Brodersby geschrieben, einem Dorf mit gerade einmal 500 Einwohnern. Angeln heißt die Region im Nordosten von Schleswig-Holstein. Nach Süden hin wird sie begrenzt von Deutschlands
            einzigem Fjord, der Schlei. Der Meeresarm zieht sich nördlich der Eckernförder Bucht ins Land hinein. Geologisch ist die Schlei
            eine von einem Gletscher in der letzten Eiszeit hinterlassene Schmelzwasserrinne. Kulturell ist sie die Trennlinie zwischen
            Germanien und Skandinavien. Funktionell war sie der Geburtskanal eines frühen Weltreiches. In Haithabu, einer Siedlung am
            landseitigen Ende der Schlei, wo die Halbinsel Jütland sich zu ihrem schmalsten Punkt zwischen Nord- und Ostsee schürzt, hatten
            die Wikinger im 11. Jahrhundert einen bedeutenden Handelsstützpunkt errichtet. Von hier aus fuhren sie die baltischen Küsten entlang und über
            die Flüsse der Ukraine bis nach Kiew, einige trieben gar Handel mit einer Hafenstadt am anderen Ende des Schwarzen Meeres.
            Miklagard, große Stadt, nannten sie das heutige Istanbul. Im Wikinger-Museum Haithabu lassen sich die Münzen besichtigen,
            die die Seefahrer in ihren Langschiffen aus Kleinasien mitbrachten.
         

         Auch in England fielen die kriegerischen Nordmänner ein. Wahrscheinlich ohne dies zu wissen, trafen sie dort auf ihre eigenen
            Vorfahren. Bereits ab dem 4. Jahrhundert waren viele Angeliter nach Britannien ausgewandert. Ortsnamen wie Grimsby, Tumby, Kirksby oder Moorby zeugen noch
            heute vom ihrem Siedlungsraum in East Anglia. Mit den ebenfalls aus Germanien ausgewanderten Sachsen vereinten sie sich zu
            einem neuen Volk, den Angelsachsen. Ein knappes Jahrtausend später begaben sich ihre britischen Nachfahren wieder in eine neue Welt, diesmal jenseits des Atlantiks. Dort, fernab vom Herrscherhaus in London wurden
            sie bald eigensinnig. Sie warfen die Truppen seiner Majestät aus dem Land und bauten sich eine Hauptstadt der Demokratie nach
            dem Vorbild Roms, mit Kapitol, Senat und einem klassizistischen Weißen Haus. Mitte des neunzehnten Jahrhunderts reiste der
            Franzose Alexis de Tocqueville durch diese Völkerbaustelle, und sein Fahrtenbericht ›Über die Demokratie in Amerika‹ sollte
            zum Lehrbuch für den Liberalismus in Europa werden. Befeuert auch durch sein Gedankengut formten sich überall auf dem Kontinent
            nationale Bewegungen, die sich daran machten, die verhassten rückständigen Aristokraten von ihren Thronen zu stoßen.
         

          

         Sturm und Drang erfassten auch Brodersby. Jedesmal, wenn ich den Weg hinunter ins Dorf gehe, komme ich an der alten, geduckten
            Kirche vorbei. Ein gusseisernes Kreuz vor ihrem hölzernen Glockenturm erinnert an die Erhebung eines Heeres von Bauern Mitte
            des 19. Jahrhunderts. Angeln lag zu dieser Zeit unter der Verwaltung des dänischen Königs. Von 1848 bis 1851 versuchten die Schleswig-Holsteiner,
            sich einen eigenen Bundesstaat zu erkämpfen. Nach erbitterten Schlachten, die auf beiden Seiten über 6000 Tote und Verletzte forderten, scheiterten die deutschen Nationalliberalen. Erst in einem zweiten deutsch-dänischen Krieg vierzehn
            Jahre später drängten sie mit Hilfe der Armeen von Österreich und Preußen die Dänen zurück. Einen Kilometer vor dem Ortseingang
            von Brodersby, an einer engen Stelle der Schlei, liegt die Fährstelle Missunde. Am 2. Februar 1864 trafen hier, vom Südufer kommend, preußische Truppen auf die dänische Armee. Ein weiteres gusseisernes Kreuz
            bei der Brodersbyer Kirche erzählt, dass der »Avantageur u. Unterofficier« Lebrecht Lange bei diesem Gefecht ums Leben kam.
            Wer den Namen leise vor sich hinspricht, möchte ein bisschen schaudern. »Leb’ recht lange« war gerade zwanzig Jahre alt, als
            er starb. Neun seiner Kameraden des 7. Brandenburgischen Infanterie-Regiments No. 60 ruhen in einem Sammelgrab neben ihm, sie sind namenlos beerdigt. Am Ende des
            Krieges siegten die Deutschen, und Schleswig-Holstein wurde eine ungeteilte preußische Provinz.
         

         Fünfzig Jahre später, 1914, packte der Nationalismus das ganze Kaiserreich. Jetzt fielen nicht mehr Fremde in Brodersby, sondern
            Brodersbyer in der Fremde. Auf dem Friedhof dreht man den Kopf und liest ihre Namen. Lorenzen, Paulsen, Nissen, Petersen, Thomsen … Elf Männer zählt der Gedenkstein der verlorenen Männer, die aus dem Ersten Weltkrieg nicht nach Angeln zurückkehrten. Im
            Zweiten Weltkrieg fielen 18. Noch ein Lorenzen, noch ein Thomsen, ein Callsen, ein Gottfriedsen und ein Johannsen. Söhne von Vätern, Vätern von Söhnen.
            Brodersby heißt übersetzt so viel wie Brüderdorf.
         

         Der Fährmann, der heute Autos und Fahrradfahrer über die Schlei bringt, lässt sich in Euro bezahlen, das ehemalige Zollhaus
            neben dem Anleger ist eine Gaststätte, und an dem Fischimbiss am Nordufer gibt es Brötchen mit Krabben, die Arbeiterinnen
            in Marokko gepult haben. Die dänische Minderheit in Südschleswig hat ihre eigene Partei samt Landtagsvertreter, und ihre Schulen,
            in denen Fotos des Kopenhagener Königpaares hängen, sind so beliebt, dass auch viele deutschsprachige Eltern versuchen, ihre
            Kinder in einer von ihnen unterzubringen.
         

         Um Milch, Obst und Gemüse zu holen, gehe ich von der Dorfkirche aus ein paar Meter weiter, in einen Gemischtwarenladen an
            der Brodersbyer Hauptstraße. Hinter der Kasse sitzt Alf Schmidt. An ihm kommt keiner vorbei, ohne einen Klönschnack zu halten,
            wie das hier heißt. Alf der Kaufmann leistet sich einen stolzen Unterton in der Stimme, wenn er über sein Warensortiment spricht.
            »1600 Produkte aus Schleswig-Holstein. 300 Produkte aus 30 Kilometer Umkreis. 50 Prozent Bio. Nur 200 Produkte aus dem Ausland.« Zu Letzteren gehört der Tabak, den sich Schmidt in seine Pfeife stopft. Der Enddreißiger versprüht
            den Unternehmergeist eines Harrods-Geschäftsführers und die Herzlichkeit eines Dorfpfarrers. Er überlegt gerade, noch eine
            bescheidene Leihbücherei einzurichten.
         

         Zwei ältere Damen stehen am Gemüsestand. Sie schauen einem Pärchen hinterher, das gerade den Laden verlässt. Leise fangen
            sie an zu tuscheln. »War das nicht …?« – »Ja ja! War der nicht so lange krank? Sieht aber gut aus, jetzt.« – »Und wer war die Frau?« Was sich im »Markttreff«
            von Brodersby abspielt, heißt im Jargon der EU funktionierende soziale Infrastruktur. Und tatsächlich, ohne die Europäische Union gäbe es das alles nicht. Die Brodersbyer haben einen Deal mit Brüssel geschlossen.
            Um das vor Jahren aufgegebene Gemischtwarengeschäft an der Dorfstraße wiederzubeleben, beantragten sie 130.000 Euro aus EU-Fördertöpfen. Der Brüsseler Kommission kam die Anfrage gelegen, denn sie möchte die Milliardensubventionen für die Landwirtschaft nach und nach umwidmen in Anschubfinanzierungen für »ländliche Entwicklung«.
            Alles, was neue Arbeitsplätze verspricht, seien es Künstlerateliers, ein zum Landcafé umgestalteter Leuchtturm, Solarparks
            oder ein Heim für Demenzkranke, kann sich um europäische Förderung bewerben. Einzige Bedingung: Das Risiko muss geteilt werden,
            und die Investition muss zukunftsfähig sein. Für die Brodersbyer bedeutete das, dass sie noch einmal 130.000 Euro aus ihrer Gemeindekasse zuschießen mussten, um den Marktreff zu bekommen. Zwölf Jahre lang, so die Vorgabe aus Brüssel,
            muss der Laden laufen – ansonsten ist das Dorf verpflichtet, die Subventionen zurückzuzahlen.
         

         Danach sieht es drei Jahre nach der Eröffnung kaum aus. Im Gegenteil, der Laden hat dem Dorf ein neues Herz gegeben. Neben
            den Warenregalen steht ein Ensemble aus Bistrotischen, Kuchenauslage und Kaffeeautomat. Dahinter teilt sich ein Postschalter
            den Tresen mit einer Touristeninformation, und gleich neben dem Schaufenster mit den Aushängen der örtlichen Kirche und Sportvereine
            bietet eine Computerecke kostenlosen Internetzugang. »Es ist schon rührend, wie Omis, die sich seit fünf Jahren nicht gesehen
            haben, sich hier zum Kaffee treffen, um dann zusammen im Bus zur Schwimmgymnastik zu fahren«, erzählt Alf Schmidt. Der Arzt
            aus dem Nachbardorf habe schon berichtet, die Leute seien plötzlich weniger krank. Jedenfalls kämen sie nicht mehr wegen jedes
            Zipperleins in seine Sprechstunde. Die kleine Kaffee-Ecke hat sich längst zum Stammtisch für Vereine und Bürgergruppen entwickelt,
            und im Sommer rennen Urlauber Alf Schmidt die Tür ein. Der Bürgermeister von Brodersby, Bernd Blohm, denkt schon über die
            nächsten Innovationen nach. Mehr Touristen möchte er in sein Dorf locken. Mit Hilfe der EU hat er gerade eine Slipanlage für
            Segeljollen an den Hafen bauen lassen. »Die wird angenommen wie verrückt«, freut er sich. Vielleicht, überlegen die Brodersbyer,
            ließe sich als Nächstes im Markttreff ein Babysitterservice anbieten.
         

         Was sich in dem Dorfladen besichtigen lässt, ist ein Europabild im Miniaturformat. Nicht nur, dass es hier zu gelingen scheint,
            den Kapitalismus mit Sozialem und Ökologischem zu versöhnen. Das Beispiel der Brodersbyer Initiative zeigt auch, was die Europäische
            Union leisten kann, wenn sie sich nicht in erster Linie als Regulator versteht, sondern als Ermöglicher – welche Potenziale
            Brüssel entfalten helfen kann, wenn es die Eigenarten seiner Glieder nicht als Gefahr empfindet, sondern als willkommene Triebkräfte.
            Was Europa insgesamt guttun würde, ist, mit anderen Worten, eine geregelte Schubumkehr.
         

          

         »Für Freiheit und Recht« steht auf der Rückseite der Kreuze der Unabhängigkeitskämpfer an der Brodersbyer Dorfkirche. Darum,
            im Kern, ging es den Bürgern Europas seit der Aufklärung: Die Macht des Staates sollte durch Verfassungen begrenzt und berechenbar
            gemacht werden. Nach dem Zweiten Weltkrieg haben die Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft diese Ratio umgedreht.
            Alle Verträge, die erst die Montanunion, dann Euratom, dann die Europäische Gemeinschaft und später die EU begründeten, dienten
            dem Zweck, die Macht der supranationalen Ebene zu stärken. Sicher, ohne Verträge wären diese neuen Ebenen, anders als die
            europäischen Herrscherhäuser, gar nicht erst entstanden, und aus den Trümmern der Kriege ist auf diese Weise eine beispielhafte
            Verkörperung internationalistischer Tugenden erwachsen. Die zwischenstaatlichen Beziehungen, die jeden Tag in Brüssel gelebt
            werden, sind, jedenfalls im Grundsatz, ein leuchtendes Beispiel für praktizierten Frieden. Mittlerweile hat das institutionalisierte
            Europa eine Karriere hinter sich, die so atemberaubend verlaufen ist, wie sie sich ihre Gründer wohl nie hätten vorstellen
            können.
         

         Mit dem Lissabon-Vertrag hat die Ausformung der Europäischen Union allerdings einen neuen qualitativen Schritt vollzogen.
            Sie hat eine eigene Rechtspersönlichkeit erlangt. Im Verhältnis zu den Staaten ist sie heute selbst so etwas wie ein Staat.
            Nach allen Lehren der Vergangenheit ist damit eine Schwelle erreicht, ab der die Staaten nicht mehr darüber nachdenken sollten,
            wie sie diesen Überbau weiter ermächtigen, sondern ab der sie, ebenso wie früher die Bürger gegenüber ihrer nationalen Obrigkeit,
            darüber grübeln müssten, ob und wie sie diese Macht sinnvoll begrenzen.
         

         Die EU kann in Zukunft immer schneller und immer mehr Recht setzen. Nicht gewachsen ist hingegen ihre Macht zur Rechtsdurchsetzung. Schon aus politikpraktischen Erwägungen wäre es deshalb klug, ihre Aktionen auf das praktisch Notwendige und Einsehbare
            zu beschränken. Das eine »Haus Europa«, von dem Helmut Kohl sprach, gibt es schließlich nicht. Es gibt immer noch mehr als
            27 europäische Häuser mit 500 Millionen Mietern. Die EU ist, wenn man schon so möchte, deren Eigentümerversammlung. Mit der Fülle ihrer Kompetenzen kann sie heute über große Teile
            der Hausordnung bestimmen, außerdem über Renovierungsmaßnahmen und die Gemeinschaftskasse. Für die Mieter bringt dieses Modell
            nicht nur Vorteile. Sind sie unzufrieden mit bestimmten Details der Hausordnung, mit Fehlausgaben oder mit der neuen Idee,
            Überwachungskameras an den Häuserwänden anzubringen, können sie sich nur bei ihrem jeweiligen Eigentümer beschweren. Aber
            was soll der unternehmen, wenn er in den zuständigen Bauausschüssen überstimmt wurde?107 Wenn sich solche Antworten auf die Frage nach dem Verbleib der Verantwortlichkeit häufen, wird die Legitimationslücke zwischen
            Mietern und Verwaltung größer und größer werden, und irgendwann werden die Mieter beginnen, den Wert des integrierten Wohnens
            infrage zu stellen. Die Unzufriedensten von ihnen könnten vielleicht sogar beginnen, leise über den Paragrafen 50 des neuen
            Mietvertrages zu diskutieren. Nach ihm ist jeder jederzeit zum Auszug aus dem Wohnprojekt berechtigt.108

          

         Die Europäische Union sollte die Gefahr von EU-feindlichem Liberalismus und Nationalismus nicht unterschätzen. Aber gerade
            um diesen Zentrifugalkräften entgegenzuwirken, muss sie sich entkrampfen. Ihre Zielanstrengung kann es nicht sein, Integration
            um der Integration Willen zu betreiben. Das ist der sicherste Weg, Protest von rechts zu provozieren. In Österreich haben
            unlängst die beiden großen Volksparteien ÖVP und SPÖ ihre grundsätzlich integrationsfreundlichen Positionen aufgegeben, um
            nicht den Anschluss an eine zunehmend zornige Wählerschaft zu verlieren, und dadurch einen Bruch der Regierungskoalition provoziert.
            In Belgien stellt in einigen Städten der rechts-separatistische Vlaams Belang die Mehrheit in der Kommunalverwaltung, und
            in den Niederlanden feiern EU-feindliche Populisten ebensolche Erfolge wie die faschistoide Fidesz in Ungarn oder die Lega
            Nord in Italien.
         

         Die EU-Kritik hat aber nicht nur die klassischen Milieus der sozialen Verlierer erfasst. Sie grassiert in der Linken ebenso wie in der
            intellektuellen Elite. Gewerkschaften und globalisierungskritische Netzwerke wie Attac bezichtigen die EU, Katalysator eines
            libertären Marktglaubens zu sein. Sie erregen sich insbesondere über Urteile des Europäischen Gerichtshofes, die ihrer Ansicht
            nach das Streikrecht und die Tarifautonomie unterminieren. Selbst die Richter des Bundesverfassungsgerichts bauten im Sommer 2009 unverblümt politisches Unwohlsein in ihr Urteil über
            den Lissabon-Vertrag ein. Die Europäische Union stehe »in einem Wertungswiderspruch zu der Grundlage ihres Selbstverständnisses
            als Bürgerunion«, hielten ihr die Richter vor. Zur Begründung arbeiteten sich die Juristen etwas fadenscheinig an der mangelnden
            Wahlgleichheit des Europäischen Parlamentes ab. Die Verteilung seiner Sitze erfolgt nach einem Schlüssel, bei dem das Gewicht
            einer Wählerstimme in einem bevölkerungsschwachen Mitgliedstaates etwa das Zwölffache des Stimmgewichts eines bevölkerungsstarken
            Mitgliedstaates betragen kann: »Gemessen an verfassungsstaatlichen Erfordernissen fehlt es der Europäischen Union (…) an einem
            durch gleiche Wahl aller Unionsbürger zustande gekommenen politischen Entscheidungsorgan mit der Fähigkeit zur einheitlichen
            Repräsentation des Volkswillens.« Die Kritik an diesem eher mathematischen Problem (das Europäische Parlament müsste 3000 Mitglieder haben, wenn echte Wahlgleichheit herrschen sollte) wirkt im Urteilstext derart überbetont, dass sich der Eindruck
            aufdrängt, die Verfassungsrichter wollten dieses Detail zum Anlass nehmen, um einmal grundsätzlich gegen die EU vom Leder
            zu ziehen. Der nächste Satz ihre Urteils liest sich wie ein Hammerschlag gegen die politische Backform der EU: »Es fehlt,
            damit zusammenhängend, zudem an einem System der Herrschaftsorganisation, in dem ein europäischer Mehrheitswille die Regierungsbildung
            so trägt, dass er auf freie und gleiche Wahlentscheidungen zurückreicht und ein echter und für die Bürger transparenter Wettstreit
            zwischen Regierung und Opposition entstehen kann.«
         

         Anfang 2010 nutzte der deutsche Essayist Hans Magnus Enzensberger die Verleihung einer dänischen Kulturauszeichnung zu einer
            Philippika gegen die Europäische Union. Sie betreibe eine »politische Enteignung der Bürger« und benehme sich wie eine entpersönlichte
            Übermacht, die sich der »Umerziehung« von fünfhundert Millionen Menschen verschrieben habe. »Ich räume gerne ein«, sagt Enzensberger,
            »dass diese Herrschaft ohne Geheimpolizei und ohne Terror auskommt. Sie bewegt sich auf leisen Sohlen. (…) Nun fällt es einer
            jeden politischen Klasse natürlich schwer einzusehen, dass sie nicht unsere Herren, sondern unsere Diener sind. Lieber hält
            man sich in diesem Milieu nicht nur die Augen, sondern auch die Ohren zu. Deshalb wäre es vielleicht an der Zeit, eine paneuropäische Spende ins Leben zu rufen. Vierzigtausend Hörgeräte wäre eine gute Investition,
            um unseren schwerhörigen Vormündern in Brüssel, Straßburg und Luxemburg zu helfen und sie aus ihrer selbstverschuldeten Isolation
            zu befreien.«109

         Wenn ein Enzensberger so etwas schreibt, muss das beunruhigen. Nicht etwa, weil er recht hätte mit seiner Bewertung. Sondern
            weil darin die Wut eines klugen Kopfes zum Ausdruck kommt, der gewisse Entwicklungen einfach nicht mehr nachvollziehen kann.
            Wenn selbst ein geistiger Chirurg wie Enzensberger nicht mehr weiß, wo er das Skalpell ansetzen soll, und stattdessen zu einem
            Keulenschlag auf das ganze Gebilde ausholt, offenbart das ein geradezu gefährliches politisches Versäumnis. Die EU hat bei
            ihrem Aufstieg viel zu wenig auf Bodenkontakt geachtet. Deswegen erscheinen ihre Vertreter so vielen Bürgern wie eine neofeudale
            Kaste. Die klassischen proeuropäischen Parteien, glaubt die grüne Europaabgeordnete Franziska Brantner, bereiten EU-Kritikern aller Couleur den Boden, »indem sie die an sie herangetragene Diskussion weitestgehend ignorieren und es versäumen, die Debatte
            auf ein konstruktives Niveau zu heben«.110

         Die EU vermittelt heute den Eindruck eines Dauerläufers, der in die Fettverbrennungstrance geraten ist: Er sieht nicht mehr
            nach links oder rechts, sondern folgt gedankenverloren dem Rhythmus seiner Schritte. Wie aber könnte eine konstruktive Debatte
            über eine bessere EU aussehen? Die Autoren des Lissabon-Vertrages haben geglaubt, sie könnten per Verordnung einen gehobenen
            Gemeinschaftssinn stiften. Das war ein Irrtum. Aber kann das überhaupt entstehen, ein klareres, bürgernäheres Europa?
         

          

         »Stephen Dedalus, Class of Elements, Clongowes Wood College, Sallins, County Kildare, Ireland, Europe, The World, The Universe«,
            schreibt der Romanheld in James Joyce’ ›A Portrait of the Artist as a Young Man‹ als Eigentümerhinweis in sein Geografieheft.
            Menschen sind erdnahe Wesen. Die Europäische Union sollte deshalb, als Erstes, nicht den Fehler fortsetzen, die Pathologie
            Nationalismus, die darin besteht, andere Völker als minderwertig und feindlich zu betrachten, zu verwechseln mit der positiven
            Dynamik einer überschaubaren kulturellen Gemeinschaft. »Im Alltagsleben lieben wir und identifizieren uns mit unserer Familie.
            Aber das heißt doch nicht, dass wir die Nachbarfamilie hassen«, schreibt Gustavo de las Casas. »Dasselbe gilt für Nationalismus. Er erzeugt nicht Hass auf andere, sondern Sorge um den Mitbürger.
            Wenn Bürger daran glauben, an einer nationalen Unternehmung teilzuhaben, schätzen sie das Wohlergehen des anderen wie ihr
            eigenes.«111 All das gilt, sollte man hinzufügen, natürlich nur im besten Falle, dann also, wenn es sich um einen aufgeklärten Nationalismus
            handelt, der vielleicht am besten gar nicht als Nationalismus bezeichnet ist, sondern schlicht als Zugehörigkeitsgefühl, das
            je nach Bezug an ein Dorf, ein Bundesland, einen Nationalstaat oder eine Weltregion geknüpft sein kann.
         

         Es wäre ein »nicht wiedergutzumachender Fehler, wenn man die Vollendung der politischen Integration gegen die vorhandenen
            nationalen Institutionen und Traditionen und nicht unter deren Einbeziehung versuchen würde. Ein solches Unternehmen müsste
            unter den historisch-kulturellen Bedingungen Europas scheitern«, sagte Joschka Fischer in seiner Rede an der Berliner Humboldt-Universität
            im Mai 2000. So selbstverständlich diese Sätze klingen, so unerschüttert leiden sie auch unter einer ideologisch verstellten Wahrnehmung.
            Was ist die »Vollendung« der Integration? Und wer ist »man«, der sie versucht? Das Gedankengebäude, in dem Fischer und viele
            andere Nachkriegspolitiker wandeln, gründet auf einem imaginären Dualismus. Es gibt kein höheres Europawesen, das ein Leitbild
            einer »Vollendung« vorgeben würde, und »man« können nur die Nationen selbst sein. Was immer in Europa geschieht, mag zwar
            Folge des genetischens Codes »EU« sein, aber das heißt eben auch, dass europäische Politik nicht mit EU-Politik identisch ist. Es gibt eigentlich keine EU-Politik, sondern nur europäische Politik, die sich an den Regeln der EU orientiert.
         

         Ein integrationsbetreibendes Über-Ich mag in den Köpfen der Generation spuken, für die die Europäische Idee noch immer der
            beste Garant für Frieden auf einem chronisch kriegerischen Kontinent ist. In Wirklichkeit sind diese Zeiten vorbei. Mehr noch.
            Die Idee einer europäischen Einigung ist älter als die beiden großen Kriege. Schon die Romantiker Novalis, Ernst Moritz Arndt,
            die Gebrüder Schlegel oder Wordsworth in England träumten in den Zeiten der napoleonischen Eroberungszüge von einem vereinten
            Europa. Und die künstlerischen Bande, die sich seit Jahrhunderten von Dublin bis nach St. Petersburg ziehen, sind nur ein
            Wesensmerkmal des europäischen Kulturraums. Geeint wird Europa seit über 2000 Jahren von der griechischen Philosophie, dem römischen Recht, dem christlichen Glauben, der aufklärerischen Vernunft und der industriellen Revolution. (Insofern war es eine geniale
            Idee des österreichischen Künstlers Robert Kalina, als er darauf kam, die Euro-Banknoten mit Abbildungen der für jede dieser
            Epochen typischen Baustile zu versehen: Auf den Geldscheinen sind klassische, romanische, gotische, barocke und moderne Bauwerke
            abgebildet.)
         

         »Wenn man heute ruhig überlegend sich fragt, warum Europa 1914 in den Krieg ging, findet man keinen einzigen Grund vernünftiger
            Art und nicht einmal einen Anlass«, schrieb Stefan Zweig.112 »Und das schlimmste war, dass gerade jenes Gefühl uns betrog, das wir am meisten liebten: unser gemeinsamer Optimimus.« Aus
            den Schützengräben von Verdun und Ypern sind zahlreiche Verbrüderungsszenen zwischen deutschen, belgischen, französischen
            und britischen Soldaten verbürgt. An der Front bei Diksmuiden feierten belgische und deutsche Truppen am 24. Dezember 1914 gemeinsam Weihnachten und sangen sich Lieder aus dem vertrauten europäischen Musikgut vor.
         

         Genau betrachtet war nicht einmal der Binnenmarkt eine Brüsseler Erfindung. Die Hanse, ein Zusammenschluss von Kaufleuten,
            betrieb schon während des Mittelalters in weiten Teilen Nordeuropas eine Befriedung der Handelswege. Der Bund umfasste in
            seiner Hoch-Zeit im 13. Jahrhundert 300 See- und Binnenstädte von Flandern bis zum Finnischen Meerbusen, in denen seine Abgesandten gemeinsame wirtschaftliche Interessen
            vertraten und für eine kommerzielle Revolution sorgten. »Die Europäische Gemeinschaft legte nicht das Fundament für wirtschaftliche
            Integration, sondern war selbst institutionalisierter Ausdruck einer Entwicklung, die schon längst eingesetzt hatte«, bringt
            Tony Judt in seiner ›Geschichte Europas‹ Ursache und Wirkung auf den Punkt.113

         Es ist deswegen wichtig, daran zu erinnern, dass es nicht die EU war, die den Europagedanken in die Welt gesetzt hat, weil
            diese Tatsache ihren Finalitätsdebatten etwas von dem zerknirschten Grundton nehmen kann. Die Brüsseler Union lebt, um das
            berühmte Wort des Verfassungsrechtlers Ernst-Wolfgang Böckenförde zu entlehnen, von Voraussetzungen, die sie selbst nicht
            schaffen kann. Als politische Harmonisierungsanstalt kann sie sich deshalb getrost weniger wichtig nehmen.
         

          

         Vernünftige Ideen setzen sich in Europa auch ganz ohne die EU durch. Entgegen einer weit verbreiteten Annahme hatte Brüssel
            zum Beispiel mit dem Rauchverbot in Gaststätten und öffentlichen Räumen rein gar nichts zu tun. Es breitete sich einfach als
            Trend über die Ländergrenzen hinweg aus, und zwar von Staat zu Staat, von Bundesland zu Bundesland in unterschiedlicher Ausgestaltung.
            Diese »virale« Standardsetzung ist ein Beispiel dafür, was Altertumswissenschaftler womöglich »Selbstromanisierung« nennen
            würden. Bestimmte Regelungen triumphieren, weil sie ganz einfach die bestmöglichen Regelungen sind. In den meisten großen
            Städten des römischen Reiches gab es einen zentralen Platz, das Forum, Gerichts- und Marktsäle, die Basilicae, und ein Amphitheater,
            die Arena. Selbstredend, dass mit diesen Grundlagen ebenso andere Aspekte der römischen Lebensart Verbreitung fanden. »Unsere
            Tracht [kam] in Ansehen, und häufig trug man die Toga. Allmählich verfiel man auf die Reize der Laster: auf Säulenhallen und
            Bäder und üppige Gelage«, berichtet der Schriftsteller Tacitus von einem Aufenthalt in Britannien. Reisende Reichsbewohner
            konnten sich hier wie dort wie »zu Hause« fühlen – Habitushomogenität nennen Historiker diesen Effekt.114 Er ist heute, gerade weil die EU dafür die Grundlagen geschaffen hat, mächtiger als je zuvor. Wenn bei diesem Prozess nicht
            alle EU-Mitglieder in der gleichen Geschwindigkeit vorankommen, was soll’s?
         

         Noch etwas spricht für mehr Gelassenheit gegenüber der Zukunft. Es mag auf den ersten Blick als zynischer Gedanke erscheinen,
            aber könnte Europa nicht gerade wegen seiner kriegerischen Vergangenheit heute ruhigeren Herzens sein? Der amerikanische Historiker
            Jerry Muller legte diese provokante These im Frühjahr 2008 in einem Essay in der Zeitschrift ›Foreign Affairs‹ dar. In der
            EU, so Muller, herrsche nicht etwa trotz, sondern wegen der konsolidierten Nationen seit 60 Jahren Frieden. All die Territorialschlachten, Vernichtungskriege und ethnischen Säuberungen der Vergangenheit hätten dafür
            gesorgt, dass die Völkergrenzen des derzeitigen Europas im Großen und Ganzen mit seinen Staatsgrenzen übereinstimmten. Gründe,
            gegeneinander zu kämpfen, seien damit weggefallen. Dieser Gedanke hat deswegen etwas Unappetitliches, weil er krankhaften
            Nationalismus als quasi natürliche Gewalt begreift. Das ist er natürlich nicht, und keine geografische Klarheit ist sechzig
            Millionen Tote wert.
         

         Diese Einwände aber machen die föderalistische Gegenposition zu Muller nicht plausibler. Sie wird beispielhaft formuliert vom ehemaligen belgischen Ministerpräsident Guy Verhofstadt.
            Seine These lautet, dass der einzige Weg, ein kosmopolitisches Europa zu schaffen und ein Jahrhundert der »monokulturellen
            Inseln« zu beenden, die Errichtung der »Vereinigten Staaten von Europa« sei, am besten noch ausgestattet mit einer gemeinschaftlichen
            »Seele«.115 Solche Predigten sind letztlich nichts anderes ist als eine Kopie der alten und verhängnisvollen romantischen Methode, ein
            Gemeinschaftsgefühl herbeizudichten – einen Euronationalismus eben. Auf solche Abziehbilder, wie sie in anderer Form auch
            Jürgen Habermas als Gegenentwurf zu den Vereinigten Staaten von Amerika herbeisehnt, kann Europa verzichten. Entwürfe eines
            irgendwie gearteten Idealzustands der Europäischen Union bieten keinen Ersatz für eine psychologische Orientierung. Sie zeugen
            eher von einer Verkrampfung und Verlegenheit, die nicht anerkennen will, dass die Europäische Union für Bewusstseinsschaffung
            weder geeignet noch zuständig ist. Derlei Ansprüche trotzdem hartnäckig zu betreiben, ist nicht nur blütenträumerisch, sondern
            erhöht auch die Gefahr einer moralischen Überspannung. Oder, um es mit George Santayana zu sagen: »Fanatismus besteht im Verdoppeln
            der Anstrengung, wenn das Ziel vergessen ist.«
         

          

         Warum brauchte es laut den Anhängern der Verhoftstadt-Linie den Lissabon-Vertrag? Weil, so behaupteten sie, Europa ohne die
            neuen Regeln nicht mehr regierbar gewesen wäre. Aber eben dieses Euro-Mantra, wonach verbesserte Institutionen und Prozessabläufe
            auch eine bessere »Performance« schaffen, entpuppt sich als Irrglaube. Mit der Erweiterung um 12 neue Mitglieder auf 27 Staaten hat sich die EU seit 2004 keineswegs selbst gelähmt. Vier Jahre nach der großen Osterweiterungsrunde zeigte sich vielmehr:
            Europa funktioniert genauso gut oder schlecht wie zuvor. Eine Studie der Trans European Policy Studies Association (TEPSA)
            listet auf, dass zwischen 1999 und 2003 jährlich durchschnittlich 195 Rechtsakte in Brüssel erlassen wurden. Nach dem Beitritt der zehn osteuropäischen Neulinge waren es 2005 noch 130. Aber schon im Jahr 2006 hatte sich die Zahl wieder auf 197 erhöht, also auf mehr als den Durchschnitt vor der Erweiterung.116

         Die Regierungsform der Europäischen Union wird sich nie mit der Schulbuchdemokratie in den Nationalstaaten messen können.
            Dazu ist ihre Architektur zu vielschichtig. Doch der ganze dicke Lissabon-Vertrag ändert nichts an der großen ungeschriebenen Grundregel der EU, die zugleich ihr Grundproblem ist. Sie lautet,
            dass Konsens und Kompromiss die beständige Gesetzgebungsmethode bleiben. Das führt zu einer entrückten Repräsentationsherrschaft,
            vor der die Bürger ratlos, weil ausgeschlossen stehen. Dabei wäre es so einfach, die EU näher heranzurücken an die gewohnten
            »heißen« Formen der Politik. Es bräuchte bloß ein bisschen mehr Mut. Mut zum Streit.
         

          

         In der Sozialpsychologie gibt es ein Phänomen, das als »kollektives Wegschauen« bekannt geworden ist. Ihm liegt als typisches Szenario ein Überfall in einem gut besetzten U-Bahn-Wagen zugrunde. Eine Frau wird belästigt, beleidigt, irgendwann sogar angegriffen, aber niemand unternimmt etwas, weil jeder
            denkt, es sei an den anderen, einzugreifen. Experten erklären diese Untätigkeit mit dem »Bystander-Effekt«. Dem Unglück wird
            nicht abgeholfen, wenn und weil es zu viele potenzielle Retter gibt. Wenn niemand persönlich gefordert wird und keiner auf
            Notsignale reagiert, setzt sich die Einschätzung durch, es liege kein Notfall vor. Mit europäischen Themen ist es oft ähnlich.
            Die Verantwortlichkeit für den Lissabon-Vertrag lag, zum Beispiel, gefühlt nie beim Bundestag. Soll doch irgendein anderes
            der 25 Parlamente Einspruch erheben, wenn etwas damit faul sein sollte! Warum sich Ärger einhandeln, wenn offenbar niemand die Sache
            schlimm genug findet, um aufzustehen? Auf diese Weise wird geteilte Verantwortung zum Gift für die Demokratie.
         

         Geheilt werden kann dieser Mangel nur mit mehr Zivilcourage – oder sollte man sagen: Politikcourage? Sicher, es gibt wenige
            gute Dinge auf der Welt, und die EU ist eines davon. Aber wenn sie als politisch heilig gilt, führt das zu einem gefährlichem
            Kontroll- und Akzeptanzverlust. Als »verselbständigte Macht der Exekutivgewalt« hat Karl Marx 1852 den Bonapartismus unter
            Napoleon III. gegeißelt. Es ist an der Zeit, einem ähnlichen Automatismus im heutigen Europa vorzubeugen.
         

         Wenn sich die EU streitet, dann stellt dies, so empfinden es viele ihrer Hauptdarsteller, die EU selbst infrage. Eine ranghohe
            deutsche Politikerin sagte mir vor der Griechenlandkrise, sie zweifle daran, ob die Europäer wirklich Kontroversen wollten,
            ob sie tatsächlich auf polarisierende Meinungen aus seien. In ihren Kreisen glaube man, es müsse doch eher darum gehen, Europa
            mit einer einheitlichen Stimme sprechen zu lassen. Das stimmt für das Ergebnis, aber nicht für den Weg dorthin. Der Feind
            des Guten ist nun mal das Bessere, und wenn dies Streit erzeugt, muss er niemanden bange machen. Es ist nicht nur legitim,
            die eigene Nation als Bezugspunkt für Identität und Interesse zu wählen, die EU kann gar nicht anders funktionieren. Denn
            mit was sonst als mit den Vorteilen, die sie für jedes Mitgliedsland birgt, sollte sie sich rechtfertigten lassen?
         

         Nehmen wir die Wirtschaftskrise als ein gutes Beispiel. Der Streit um die Frage, ob Deutschlands Steuerzahler den griechischen
            Staatshaushalt stützen sollen, mag im Frühjahr 2010 bis an die emotionale Schmerzgrenze geführt worden sein. Aber hat nicht
            genau dieser Zoff dazu geführt, dass sich die Europäer wie nie zuvor über die Funktionsweise des Euro-Raums und über die Defizite
            in der Währungsarchitektur Gedanken gemacht haben? Und haben im Laufe der Auseinandersetzung nicht viele den Wert der Gemeinschaftswährung
            ebenso zu schätzen gelernt wie die Notwendigkeit einer stärkeren Koordination der Wirtschaftspolitiken? An der Empörung über
            griechischen Beamtenluxus entzündete sich urplötzlich sogar die Frage, ob in Europa nicht vergleichbare Lebensarbeitszeiten,
            Rentenniveaus und Sozialleistungen gelten müssten. Wenige Wochen zuvor hätten die Menschen solche Gedanken noch als spinnerte
            Ideen von regulierungswütigen Brüsseler Eliten abgetan. »Fail. Fail again. Fail better«, hat Samuel Beckett einmal als allgemeines
            Rezept für Verbesserungen aufgestellt. Das funktioniert aber nur, wenn man sich ein Scheitern überhaupt eingestehen kann.
         

         Man stelle sich einmal vor, dass die Europäer regelmäßig mitbekommen dürften, wie und was während der Ratstreffen der EU-Regierungschefs so geredet und gezankt wird. Europapolitik könne ein Quotenhit sein. Solange sich am Ende der Klügste durchsetzt, ist Vielstimmigkeit
            nicht nur kein Problem. Sie kann vielmehr Ausdruck sein für eine Schwarmintelligenz, für die dieser Kontinent geeignet ist
            wie kein anderer. Die Fehlerwahrscheinlichkeit eines Kollegiums ist schließlich deutlich geringer als die eines Alleinherrschers
            – vorausgesetzt, seine Mitglieder trauen sich auch wirklich, ihre Meinung zu sagen.
         

         »Friede, Verbundenheit und Zusammenarbeit sind nur denkbar zwischen Völkern, die wissen, wer sie sind«, schrieb der ehemalige
            Bürgerrechtler und tschechische Präsident Václav Havel. »Wenn ich nicht weiß, wer ich bin, wer ich sein will, was ich erreichen will, wo ich anfange und wo ich ende, dann sind die Beziehungen
            zu den Menschen in meiner Umgebung und zur übrigen Welt gespannt, voller Argwohn und mit einem Minderwertigkeitskomplex belastet,
            der sich vielleicht hinter aufgeblasener Selbstsicherheit versteckt.«117 Kürzer gesagt: Ohne selbstbewusste Nationen ist kein Internationalismus denkbar.
         

         Die fortschrittlichsten Nationen Europas wirken schon heute auf andere wie Lokomotiven, und zwar ganz unabhängig von der Brüsseler
            Steuerung. Das Rauchverbot ist dafür nur ein Beleg. Eine Schülerin aus Dublin zum Beispiel muss heute noch nach Liverpool
            reisen, wenn sie eine Abtreibung vornehmen lassen will. Ein schwules Pärchen aus Bukarest muss nach Kopenhagen fliegen, um
            zu heiraten. Wie lange wird es wohl dauern, bis sich die restriktiven Regierungen dem Druck der modernen Nachbarschaft beugen?
            Oder einfach von einer Best Practice lernen: Nach der Veröffentlichung der PISA-Studie reisten Bildungsexperten aus ganz Europa nach Finnland, um zu schauen, was von dem dortigen Erfolgsmodell sich auf ihre Länder
            übertragen ließe. Was würde wohl geschehen, wenn stattdessen – was zum Glück nicht der Fall ist – Brüsseler Zentralisten Bildungspolitik
            gestalten würden? »Wir sind mitnichten auf dem Weg in ein goldenes Zeitalter, in dem sich Staaten selbst auflösen oder etwa
            ihre Vorrechte abgeben würden. Der Nationalstaat ist als primäre politische Einheit des internationalen Systems quicklebendig«,
            befindet John C. Hulsman von der Deutschen Gesellschaft für Auswärtige Politik.118 Aber besser, die Zukunft kommt aus solchen vitalen Gemeinschaften als aus den Büros von EU-Beamten.
         

          

         Allmählich scheint es, als würden auch manchem Gestalter in Brüssel die Grenzen des Wachstums der Europäischen Union bewusst.
            »Die EU muss sich beschränken«, fordert als einer der wenigen Europaabgeordneten aus der politischen Mitte der CDU-Mann Hartmut Nassauer. »Brüssel geht den Menschen zunehmend auf die Nerven.« Es bedürfe einer neuen »Kultur der Subsidiarität«,
            die die Zuständigkeiten der Nationen strikt respektiere. Subsidiarität oder das »Vorrecht der kleineren Gemeinschaft« ist
            auch im Zeitalter der Globalisierung kein verstaubter Gedanke, sondern ein urdemokratisches Prinzip. Die ursprüngliche Idee
            stammt übrigens aus der katholischen Soziallehre, von dem Jesuit und Gesellschaftswissenschaftler Oswald von Nell-Breuning. Nur dort, so lehrte er, wo die kleinere Gemeinschaft überfordert
            ist und ihre Mittel und Regelungsmacht nicht ausreicht, nur dort soll die nächsthöhere Instanz subsidiär, also hilfsweise
            eingreifen. Alles andere könnte Unfrieden stiften, weil es den Einzelnen nicht angemessen achtet. »Diametral zur ursprünglichen
            Intention versteht man in Brüssel unter Subsidiarität heute meist: Wenn Brüssel Geld gibt, kann das fragliche Problem besser
            auf EU-Ebene gelöst werden. Und nur allzu gerne gibt Brüssel deshalb Geld«, schrieb Anfang 2010 der ehemalige EU-Binnenmarktkommissar Frits Bolkestein.119

         Um dieser Entwicklung entgegenzuwirken, müssen nationale Politiker stärker bereit werden, sich auch einmal Ärger mit Brüssel
            einzuhandeln. »Wir brauchen eine Zuspitzung der inhaltlichen Auseinandersetzungen«, fordert die grüne Europaabgeordnete Franziska
            Brantner. »Subsidiarität kann sich nicht in einer Debatte über Zuständigkeiten erschöpfen, Subsidiarität ist auch die Verpflichtung,
            die Auswirkungen von Politik auf jede andere Ebene mitzudenken und zu beachten.« Kleine Länder wie Dänemark, Irland, die Niederlande
            oder die Baltenstaaten schaffen das heute schon wesentlich besser als Deutschland. Europathemen sind dort nationale Themen
            und werden ohne Bandagen geboxt. Der Bundestag hingegen, erklärt der Grüne Rainder Steenblock, der lange im Europaauschuss
            gearbeitet hat, mische sich noch viel zu wenig in Brüsseler Entscheidungen ein. Er winke die meisten Vorlagen einfach durch,
            weil er sich als Teil einer »Exekutivdemokratie« fühle. Grundsatzdebatten über europäische Themen gäbe es viel zu wenige.120

         Dieser fehlende Widerstandswille wiegt umso schwerer, als Brüssels Administratoren umgekehrt eine mentale Supermacht bilden.
            Sie sind das Produkt einer sich stetig verstärkenden »Selbstselektion«: Ein ›Euromantiker‹ ist eher geneigt, sich bei der
            Kommission zu bewerben, als ein ›Euroskeptiker‹, weil natürlich jeder am liebsten das betreibt, was ihm gefällt.121 Diese Corporate Identity wiegt schwer, aber umso entschlossener und ohne Komplexe müssen sich die Nationalstaaten notfalls
            gegen sie stemmen.
         

          

         Am 14. Dezember 2009 setzte sich der Europaparlamentarier Manfred Weber an seinen Schreibtisch im bayerischen Wildenberg und setzte zu einem denkwürdigen Brief an. In die Adresszeile setzte er das Bundesverfassungsgericht, Karlsruhe, Herrn Vizepräsident,
            Prof. Dr. Andreas Voßkuhle. Weber, Jahrgang 1972, wollte Voßkuhle seine Meinung zum Lissabon-Urteil des Gerichtes mitteilen. »Das alte
            System der machtvollen Exekutiven, das System der Brüsseler Hinterzimmer«, gestand er dem Richter zunächst ein, »hat zur Entfremdung
            der Bürger von Europa geführt.« Doch aus diesem vergangenen Systemfehler, so tippte Weber weiter, dürfe nicht geschlossen
            werden, dass die Idee Europas gescheitert sei. Um Voßkuhle seinen Punkt klarzumachen, drückte Weber die Fett-schreiben-Taste:
            »Jedes System muss das Recht haben, seine Ausformung zu suchen und diese weiter zu entwickeln. Das gilt heute auch für das
            System der Europäischen Union.« Wer, wie Voßkuhle, als Verfassungsrichter das bundesdeutsche Modell der parlamentarischen
            Demokratie als alleiniges Vorbild für die Bewertung der EU gelten lassen wolle, verbaue ihr damit genau diese Fortentwicklung.
            »Sie zementieren mit Ihrer Argumentation die alten Hinterzimmer-Strukturen der zwischenstaatlichen Zusammenarbeit«, ging Weber
            zum Angriff über. Europa könne es besser. Man müsse es nur wollen. »Die Transparenz scheitert nicht an den Strukturen, sondern
            am Willen vieler Verantwortungsträger in Politik und Medien – oder generell bei den gesellschaftlichen Eliten –, sich mit den europäischen Prozessen frühzeitig und intensiv zu beschäftigen. Wir haben es mit einem kollektiven Versagen
            der Eliten zu tun, die die wachsende Europäisierung von politischen Entscheidungen ignorieren und ihr Handeln nicht danach
            ausrichten – zum Schaden unseres Landes. Dabei fühlen sich viele Verantwortungsträger in der überschaubaren bundesdeutschen
            Debattenlage offenbar so wohl, dass ihnen die EU-Prozesse zu langweilig sind.« Einer Frage aber könne in der Welt, so vernetzt, wie sie nun einmal sei, niemand ausweichen: »Kann der
            Nationalstaat die Kernbestandteile von Staatlichkeit noch alleine garantieren?«
         

          

         Was Weber dem Verfassungsgericht ins Stammbuch schreibt, trifft den Punkt. Genau um diese Frage geht es. Was muss Europa regeln,
            um seine Staaten widerstandsfähig gegen äußere Herausforderung zu halten, und was darf es nicht regeln, um ihre inneren Kräfte
            nicht zu ersticken? Eine pauschale Antwort darauf gibt es nicht. Sie kann vorerst nur in einer neuen Methode bestehen. Die
            Europäische Union muss die Wegscheide, vor der sie nach dem Lissabon-Vertrag und der Wirtschaftskrise steht, nutzen, um im
            Lichte der Frage nach Nutzen und Limit eine neue Gangart einzuschlagen. Bürger und Politiker müssen sowohl den Blickwinkel
            erweitern wie auch das eigene nationale Wohl im Auge behalten. Beides ist zur selben Zeit möglich.
         

         Selbst die europafreundlichsten unter ihnen werden dabei erkennen, dass es, sobald es um handfeste Interessen geht, nicht
            mehr ausreicht, die EU als größtes und erfolgreichstes Friedensprojekt aller Zeiten zu preisen und den Rest einer Brüsseler
            Bürokratenherrschaft zu überlassen. Sie werden vielmehr feststellen, dass die EU keineswegs nur Gutes tut. Andererseits werden
            die Euroskeptiker merken, dass sie Europa öfter und dringender brauchen, als sie bislang glaubten. Sie werden feststellen,
            dass der Nationalstaat vielleicht noch immer die beste Karosserie für Demokratie sein mag – aber eben nicht mehr immer das
            beste Werkzeug für die großen Räder einer verzahnten Welt.
         

         Wenn das passiert, wenn Hartes hart behandelt wird, wenn Großes groß gespielt wird und wenn die Bürger das Gefühl bekommen,
            bei all dem etwas mitzureden zu haben, kann daraus noch die Entdeckung Europas werden.
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